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Herrenhaus und Wahlreform. 

Auf dem weiten Umwege der verschiedeneD Wahl- 
rechtserweiterungeD, von den indirekten zu den di- 
rekten Reichs rat s wählen im Jahre 1873, nach der 
Her ab mindern Dg des Zeneus für die Schichten des 
kleinsten Grundbesitzes und der klein gewerblichen 
Krelae im Jahre 1882, nach der Schaffung einer all- 
gemeinen Wählerklasse mit Pluralitätswahlreclit für 
NichtSteuerzahler durch Bildung einer fünften Wahl- 
kurie im Jahre 1895, hat sich Österreich nach Ver- 
lauf eines halben Jahrhunderts zur Realisierung des 
Gedankens des allgemeinen, gleichen und direkten 
Wahlrechtes durchgerungen. Das Jahr 1906 hat mit 
dem Kuriensystem und den Wahlprivilegien ge- 
brochen und das alte Verfassungssystem der Inter- 
essenvertretung beseitigt. Das Abgeordnetenhaus be- 
ruht von nun ab auf breitester demokratischer Grund- 
lage, eines freilich durch nationale, politische und 
wirtseh aftllc he Teilungsgrün de beschränkten allge- 
meinen gleichen Wahlrechtes- 

Das Herrenhaus, als der andere Teil der Reichs- 
Vertretung, ist dagegen in seiner verfassungsmäßigen 
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Grundlage trotz aller Wahlreformen unverändert ge- 
blieben. Die Stmlrtiir der Palrskammer ist seit dem 
Jabre litSl die gleit-be nod stellt ein Ständehans dar, 
in welchem neben den toU jährigen Prinzen des 
Kaiserbanges der Episkopat seine Virilstimmen be- 
»itzt, die hohe Aristokratie zur erblichen Pairsirürde 
berufen wird nnd der Kleinadel, Boreaukratie nnd 
Bürgertum durch Ernennung lebenslänglich Sitz nnd 
Stimme erlangen. 

Bei dieser gesetzlichen Grundlage, welche aber 
die Bestimmung der Zahl der Mitglieder des Hauses 
ganz allein der Entscheidung der Krone, beziehungs- 
weise der sie beratenden, jeweiligen Regierung über- 
ließ, hat sich trotzdem das innere Gefüge des Herren- 
hauses mit der Zeit gründlich verschoben. Die Zahl 
der Mitglieder, die zur Zeit der Februarverlassung 
hundert wenig überstieg, ist bis zum Schlüsse des 
Jahres 1906 auf 252 gestiegen. Das letzte Mitglieder- 
Verzeichnis vor der Wahlreform umfaBte 14 Erzher- 
zoge, 18 Virilstimmen der Kirch enffirsten, 65 erbliche 
und ir>ö lebenslängliche Mitglieder. 

Noch sichtlichere Veränderungen machten die 
l'arteiverbünde des Herrenhauses durch. War zu An- 
fang die zentralistiscbe deutsch-liberale Verfassungs- 
partei allmählich zur alleinberrschenden Majorität im 
Herrenhause angewachsen und die Vertreter der fö- 
deralis tischen Richtung ganz in den Hintergrund ge- 
drängt worden, so Itehrte sich mit der Ära Taaffe 
dieses Verhältnis vollständig um. Nach der Niederlage 
der Regierung in der Adreßdebatte vom Jahre 1873 
schuf sieh Graf Taaffe im Herrenhause eine Mittel- 
partei und es entstand bald durch rasche Verstärkung 
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der Rechten durch Berufung neuer Mitglieder auch 
im Herrenhause ein .Eiserner Ring" and die auf den 
Äus5terbe-Etat gesetzte VerfasBungspartei Tändelte 
sich allmählich in eine kraftlose Minorität um. 

Zum Schlüsse des Jahres 190S gab es 108 Mit- 
glieder der Rechten, 60 Mitglieder der Verfassungs- 
partei auf der Linken und 46 Mitglieder der Mittel- 
partei. Außerdem standen 20 Mitglieder auQerbalb der 
Parteien, 4 Mitglieder waren im Hause noch gar 
nie erschienen, darunter die Virilisten Fürstbischof 
Altenweisl von Brixen und Fürstbischof Endriol von 
Trient, die erst am Tage der Wahlreform debatte ihre 
Angelobung leisteten und der Partei der Rechten bei- 
traten. Die 14 Erzherzoge standen außer dem Partei- 
verbande. 

Der große Immobilbesitz des fidelkommissari- 
schen Oroßgrundbesitzes, der Bergwerks- und Indu- 
striebesitz des Hochadels war durch 58 erbliche und 
38 lebenslängliche Mitglieder vertreten. Die Kirche 
und ihre Interessen repräsentierten 6 Kardinäle, 
6 Erzbischöfe, niid Metropoliten der verschiedenen 
Riten, 7 Fürstbischöfe als Virilisten, 1 Bischof und 
5 Äbte als lebenslängliche Mitglieder. Außerdem hatten 
der FürstgroBprior und der Fürstgroßmeister des 
Malteserordens, der Generalgroßmeister des Kreuz- 
herruordens, der Landkomtur und Großkapitular des 
Deutschen Ordens Sitz und Stimme im Hause durch 
lebenslänglich ernannte Mitglieder. 

Die protestantische Kirche war Ende des Jahres 
1906 durch zwei ihrer Dignitäi-e vertreten. 

Unter den Mitgliedern zählte man ferner 32 ehe- 
malige Kabinettschefs und Minister, 5 Botschafter und 
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Qesandte; 15 Statthalter and Sektionsebefs, i Oenerlle. 
24 Vertreter des Großkapitales, der Banken und Ver- 
kehrsinatitute; 24 Hochschulprofeasoren und 4 Ver- 
treter der Kunat. 

Im Lanfe der Jahre hatte das büi^rliche Ele- 
m«nt und dar Beamtenadel das Übergewicht im 
Herrenhause erlangt; die nationale Scheidung inner- 
halb der politischen Parteien hatte sich allmählich 
Tollzogflu und vornehmlich auf der Rechten hatten 
sich Polen und Tschechen zu festgefügten Gruppen 
zusammengeschlossen. Seit dem „Eisernen Ring" der 
ÄraTaaffe standen diese slawischen Gruppen in engem 
Anschluß zur deutsch-klerikalen Gruppe der Rechten, 
der sich ein Teil der Mittelpartei näherte. In der 
Mittelpartei wollte man ein rein österreichisohos Pro- 
gramm vertreten und räumte der nationalen Frage 
eine geringere Bedeutung bei, während die Linke, so- 
weit es die Verhältnisse gestatteten, die Traditionen 
der einstigen deutsch-liberalen Verfassungspartei ver- 
teidigte. 

In den letzten Jahren wurde der erstarkten 
föderalistischen Richtung auch dadurch Rechnung 
getragen, daß bei der Ergänzung der Lücken die Be- 
rufungen für das Herrenhaus nach Tunlichkeit auf 
die einzelnen Kronländer repartiert wurden. 

So hatte sich im Laufe der Jahre das innere Ge- 
füge des Herrenhauses geändert, als mit der Schaffung 
des allgemeinen gleichen Wahlrechtes für das Ab- 
geordnetenhaus, dem demokratischen Zuge der Zeit 
entsprechend, auch der Plan der Reform des Herren- 
hauses bei der Volksvertretung, die mit den Wahl- 
rechtaprivüegien aufräumte, ernstere Beachtung als 
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bisher fand. Allgemeines gleiches Wahlrecht neben 
einem Ständehause schienen unvereinbare GegensStEe. 

Seit den fr&hesten Entwicklungsstadien des Par- 
lamentes in Österreich hatte mau daran gedacht, die 
erste Kammer ganz oder zum Teil aus freien Wahlen 
hervoi^ehen zu lassen. Der Pillerstorfersche Verfas- 
sungsentwurf vom 25. April 1848 schlug einen Senat 
vor, mit ernannten und aus Mitgliedern des Großgrund- 
besitzes gewählten Mitgliedern. Der konstituierende 
Reichstag in Kremsier hatte in seinem Verfassungs- 
entwurf vom 4. März 1849 von einer Volks- und 
einer Linderkammer gesprochen, letztere sollte aus 
den Landtagen und Kreistagen gewählt werden. Auch 
die noch im selben Jafare im Reichsgesetzblatt publi- 
zierte und bald darauf wieder aufgehobene oktroyierte 
Verfassung enthielt Bestimmungen Ober die Wahlen in 
das Oberhaus. Als dann die Februarverfassung, trotz 
der Verdrängung des föderalistischen Oktoberdi- 
ploms und trotz der zentralistischen Grundlage des 
Reichsrates, das Herrenhans nach ständischen Formen 
entstehen ließ, wurde in derselben die Berufung in 
die Pairskammer als ein unbeschränktes Kronrecht 
festgestellt und jede Wahl in das Herrenhaus fallen 
gelassen. 

Bei den seither gesetzlich beschlossenen Reformen 
des Wahlrechtes für das Abgeordnetenhaus wurde in 
der Volksvertretung wiederholt der Gedanke der Re- 
form des Herrenhauses im Sinne einer Beschränkung 
dieses Kronrechtee und der Zulassung gewählter Mit- 
glieder für die erste Kammer wieder in Anregung 
gebracht, aber weder von den Regierungen noch vom 
Herrenhause selbst ernstlich in Erwägung gezogen. 
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Ein Antrag Dr. Rechbanere, der im VerfaBsangaaus- 
scliiiB im Oktober 1867 den alten Plan einer Länder- 
kammer neben dem Volkslianse anfcabm, blieb im 
Vertassungsausschnß unerledigt. Anregungen während 
der ersten Lesung des Taaffeschen Wahlreformpro- 
jektes, der zuerst die Beseitigung, venu auch zunächst 
nur der bürgerlichen und bäuerlichen Wahlkurie, bei 
Beibehaltung des Wahlprivilegiums des Großgrund- 
besitzes vorschlug und neben diesem das allgemeine 
Wahlrecht schaffen wollte, betrafen auch die drin- 
gende Reform des Herrenhauses, für welche damals, 
im Oktober 1893 Abgeordneter Prade mit Wärme ein- 
trat. Alle Andeutungen im Abgeordnetenhause, daß mit 
dem Übergang zum allgemeinen Wahlrecht ein durch 
seine gesetzliche Konstruktion schwer bewegliches und 
den modernen Entwicklungen nur gezwungen folgen- 
des Herrenhaus eine Anomalie bilden wurde, ließ das 
Herrenhaus unbeachtet. 

Baron Gautsch war der erste Kabinettschef, der 
an das Herrenhaua selbst mit der Forderung heran- 
trat, angesichts der angekündigten Wahlreform auch 
für eine Reform des Herrenhauses Vorsorge zu treffen. 
Die von ihm den Führern der Parteien des Herren- 
hauses vorgeschlagenen Eventualitäten fanden im 
ersten Stadium der Erörterung nur ablehnende Zu- 
rückweisung. 

Man wollte weder von der Vermehrung der erb- 
lichen Mitglieder noch von einer teilweisen Wahl von 
Mitgliedern und in erster Reihe auch nichts von einer 
Beschränkung des Kronrechtes auf gesetzlich un- 
begrenzte Erhöhung der Zahl der Mitglieder etwas 
wissen. Noch waltete die Erwartung vor, die Ein- 



^lailizccbvGoOgle 



XI 

führung des allgemeineu und gleichen Wahlrechtes 
mußte wie bisher au der Rivalität der nationalen 
Forderungen scheitern. Aber die Aktion für die Ver- 
wirklichung der Wahlreform machte sichtliche Fort- 
schritte und das Abgeordnetenhaus erörterte auch 
die Dringlichkeit der Reform des Herrenhauses. Es 
behielt soMießlich diese Reform der Entscheidung 
der Pairs vor und unterließ es, Bich in diese interne 
Angelegenheit des Herrenhauses zu mischen, um nicht 
eine neue Erschwerung der Erledigung der Wahl- 
reform berauf zubesßhwöreo. 

Die Anregung der radikalen Parteien, gleichzeitig 
mit der Aufhebung der Wahlprivilegien das Herren- 
haus zu beseitigen, wurde abgelehnt. Immerhin wurde 
aber, wie verlautet, über Anregung des Polenklubs 
mit der Wablreform die Möglichkeit geschaffen, daß 
ein Herrenhausmitglied sich um ein Mandat für das 
Abgeordnetenhaus bewerben kann. Solange dieses 
Mitglied das Abgeordneten man dat ausübt, ruht sein 
Recht für das Herrenhaus. 

Im übrigen begnügte sich die agrarische und 
kleingewerbliche Majorität des Abgeordnetenhauses 
mit der Aufforderung an die Regierung, eine Herren- 
hausreform auf genossenschaftlicher Basis vorzube- 
reiten. 

Damit war, sehr gegen die Absicht des Herren- 
hauses, dessen Reform auf die Tagesordnung ge- 
bracht. Nach der Annahme der Wahlreform durch 
das Abgeordnetenhaus gelangte dieselbe ins Herren- 
haus zur Genehmigung und die Frage der Reform des 
Herrenhauses beschäftigte die drei Parteien der ersten 
Kammer. Der anfängliche Widerstand gegen einen 
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»pruagbatten Übergang zum allgemeinen gleichen 
Wahlrecht zeitigte im Herrenhause den Vorschlag, in 
die Wahlreform ein Pliiralitätswahlrecht einzufügen 
und den 85jährigen Wählern eine zweite Wahlstimme 
einzuräumen. Gleichzeitig sollte in das Staatsgmad- 
gesetz über die Reichsvertretung die Bestimmung 
aufgenommen werden, daß die bisher unbeschränkte 
Berufung lebenslänglicher Mitglieder in das Herren- 
baus durch einen Numerus clausus beschränkt werde. 
Die Zahl dieser Mitgliederkategorie soll die Zahl von 
170 nicht übersteigen und unter der Ziffer von IBO 
nicht verbleiben. 

Diese Reform sollte die alte Struktur des Herren- 
hauses kräftigen, der Krone und den Regierungen die 
willkürliche Berufung neuer Mitglieder erschweren 
und künftigen Versuchen einer Herrenhausreform 
vorbeugen. 

Die Absicht, die in solcher Weise abgeänderte 
Wahlreformvorlage an das Abgeordnetenhaus zurück- 
zuweisen, was deren rechtzeitige Erledigung vor dem 
Abschluß der Legislaturperiode Ende Januar 1907 in 
Frage stellte, wurde durch die Mehrheit innerhalb 
der Parteien des Herrenhauses selbst, unter Einfluß- 
nahme der Krone und der Regierung vereitelt. Es 
kam zu einem Kompromisse. Das Pluralitätswahlrecht 
wurde fallen gelassen, der Numerus clausus im Wege 
einer von der Wahlreform getrennten Gesetzesnovelle 
festgestellt und nur dafür gesorgt, daß Wahlreform 
und Numerus clausus beide gleichzeitig Gesetz werden 
sollten. Die unveränderte Wahlreform ging sodann 
mit der Novelle über den Numerus clausus an das 
* bgeordnetenhaus zurück. 
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In dieser Weise wurde eine g^rundsätzliche Än- 
derung der verfassungsmäßigen Grundlage des Herren- 
hauses vermieden und für lange Zeit hinaus vereitelt. 
Keime der inneren Zersetzung sind jedoch geblieben 
und ueue Verschiebungen innerhalb der Parteien des 
Herrenhauses stehen in Sicht. Durch den Numerus 
clausus hat die Liste seiner Mitglieder noch größer» 
Stabilität als bisher gewonnen. 

WIEN, Ende Deiember ]»06. 
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Mitgiiederverzeichnis. 



Das Herrenliaus bis zur Zeit der Wahlreform und 
der Feststellung des Numerus clansus im Dezember 
1906 zählte 252 Mitglieder, .und zwar: 

Erzherzoge. 

1. Franz Ferdisaiid von Öaterreich-Esto. 

2. Ferdinimd KktI Ludwig. 

3. Ludvig Viktor. 

4. Josef Ferdinand. 
6. Peter Ferdinand. 

6. Heinrich Ferdinand. 
T. Leopold Salvator. 

8, Franz Salvator, 

9. Ludwig Salvator. 
10. Friedrich. 

n. Carl Stephan. 

12. Engen. 

13. Josef Angnst. 

14. Bainer. 
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Vlrilstimmen. 

1. Alteoweisel Joaef Färstbisdiof, Brixen. Beckte. 

i. Baaer Franz FfiTstersbischof, Olmütz- Ohne ADgelobang'. 

:i. Bilczeirski Josef, römisch-katholisctier Krzbischof, Lem- 

berg. Bechte. 
i. DwomQc MatthEas Erzbischof, Zara. Rechte. 
5. Endrici COlesttn Föratbischof. Trient. Becht«. 
li. Gmscha Anton Kardinal, Wien. Beoht«. 

7. Jeg^if- Anton Fürstbischof, Laibach. Parteilos. 

8. Kahn Josef Fnrstbischof, Gnrk. Rechte. 

9. Katschthaler Johann Kardinal, Halzbnrg. Kechte. 

10. Sopp Georg Kardinal, Brealan. Parteilos. 

11. Napotnih Michael Ffirstbischof, Lavant. Rechte. 

12. Pozyna Johann Kardinal, Krakan. Recht«. 

13. Repta Wladimir Erzbischof, Ciemowita. Rechte. 

14. Schnster Leopold Fürstbischof, Seckaa. Parteilos. 

15. Sedej Franz Fürethiachof, Görz. Ohne Angelobnng. 

16. Skrbensky Leo Kardinal, Prag. Rechte. 

17. Szeptycki Andreas, griechtsch-katholischer Erzbischof, 

Lemberg. Rechte. 

18. Tbeodorowica Joeef, armenisch-kstbolischer Erzbischof, 

Lemberg. Rechte. 



Erbliche Mitglieder. 

1. Abenfiperg Traun Karl Graf. Mittelpartei. 

2. Abenaperg und Traun Rudolf Graf. Mittelpartei. 

3. Althan Robert Oxaf. Mittelpartei. 

4. Attems Ignaz Graf Linke. 

5. Änecsperg Karl Filrst. Linke. 

6. Baworow-Baworowski Emil Graf. Beohte. 

7. Baufort- Spontin Friedrich Herzog. Parteilos. 

8. Brandis Anton Graf. Parteilos. 

9. Buquoy de Longueval Graf. Rechte. 

10. Chotek Einerich Graf. Rechte. 

11. Clary Carlos Fürst. Eeohte. 
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12. Golloredo UBniiBfeld Josef Ffirst. Uittelpartei. 

13. Ciartoryski Georg Fflrat Parteilos. 

14. Czemin Jsromir Or&f. Rechte. 

15. DztednzyckI ThadKas Graf. Hechte. 

16. Fünfkirohen Otto Graf. Mittelpartei. 

17. Füratenberg Edaard Landgraf. Lioke. 

18. Füratenberg Uaz Egon Fflrat. Lioke. 

19. QoäQ Leopold Graf. Mittelpartei. 

20. Golnohowo-Golaohowski Agenor Graf. ■ 

Uittelpartei. 

21. Hftckelberg Landan Karl Frh. Rechte. 
32. Hardegg Ftmz Graf. Rechte. 

23. Harrach Johann Graf. Rechte. 
21. Hangwitz Heinrich Graf. Bechte. 

25. Herhenrtein Johann Graf Linke. 

26. Hoyos-Sprinzen stein Ernst Graf. Mittelpartei. 

27. Kherenhäller-Metsoh Anton f^rst. RecJite. 

28. Kinsky Karl Füret. Parteilos. 

29. Kinsky Zdenko Graf. Parteilos. 

30. Eolowrat Boho^'w Graf. Rechte. 

31. Kne&tein Karl Graf Mittelpartei. 

32. Lanckcronski Karl Graf. Rechte. 
S3. Larisoh Heinrich Clraf. Mittelpartei. 
3i. Lieobtenatein Alfred Fürst. Hechte. 

36. Lieohtmstein Johann B^rst. Parteilos. 
86, Liechtenstein Rudolf Fürst. Parteilos. 

37. Lobkovite Ferdinand Fürst. Rechte. 
S8. Lobkowitz Georg Fürst. Rechte. 
89. Lodron Carlo Graf. Linke. 

40. Lnbomirski Andreas Fürst. Rechte. 
41 Meran Johann Oraf. Mittelpartei. 

42. Montecuocoli Maximilian Graf Rechte. 

43. IfoBtiz Erwein Graf. Mittelpartei. 

44. Orsini Heinrich Fürst. Linke. 
46. Paar Karl Fürst. Rechte. 

46. Podztatzky Alois Graf. Hechte. 

47. Potocki Roman Graf. Rächte. 

48. Rohan Alain Fürst. Linke. 
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49. Schönborn Kwl (Jiaf. Rechte. 

50. Schönburg Alois Fürst. Uittelpartei. 

51. Schwaraenberg Adolf Fürst. Rechte, . 

52. Schwirzeuber^ Karl Fftrat Rechte. 

53. StarlLemberg Ernst Füi^. Rechte. 

54. Sternberg Leopold Graf. Rechte. 

55. Thun Franz Graf Rechte. 

66. Thnn-Salm Oswald Graf. Linke. 

67. Thurn-Taxia Albert Fürst Parteilos. 

58. Thurn-Valaassina Graf. Linke, 

59. Trauttmanedorff Karl Färat. Mittelpartei. 

60. Tranttmansdorff Uaximiliwi Graf. Bech.te. 

61. YriBts Maximilian Graf Linke. 

62. Waldatein Ernst Graf. Linke. 

63. Walterskirchen Franz Frb. Rechte. 

64. Wilcüek Johann Graf Linke. 

65. WindiBchgräta Alfred Fnrat, Rechte. 



Lebenslängliche Mi^lleder. 

1. Aichelbnrg Kari Graf. Rechte 

2. Aaersperg Franz Fürst. Rechte. 

3. Bacqaehem Olivier Marquis. Mittelpartei. 

4. Badeni StanielauB Graf. Rechte. 

b. Baillet de Latour Vineenz Graf Rechte. 

6. Banmgartner Andreas Frb. Linke. 

7. Beck Friedrich Graf. Mittelpartei. 

8. Bellegarde Franz Graf. Mittelpartei. 

9. Berger Wilhelm Frh. Parteilos. 

10. Bilinski Leon E. 7- Rechte. 

11. Böhm Engen R, v. Parteilös. 

12. Borelli Manfred Conte. Rechte. 

13. Braf Albin, Bofrat. Rechte; 

14. Bylandt-Rheidt Arthur Graf Mittelpartei, 
] 5. Cemy Thomas Dr. Rechte. 

16. Chlumecky Johann Frh. Linke. 

IT. Clam-Galla8 Franz Gi-a£ Mittelpartei, . 
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18. Clam-Martinitz Heinrich Graf. Rechte. 

19. Gzechowicz Konetantin Bischof. Becht«. 

20. Gzedik Alois Frh. Mittelpartei. 

21. Czeroin Badolf Oraf Mittelpftrt«i. 
23. Czyhlara ^arl R. v. Link». 

23. Dalberg Friedrich Frh. Rechte. 

24. Dobräeneky Johann Graf Rechte. 
2b. Dreher Anton. Linke. 

26. DabBky Adolf Graf. Parteilod^ 

27. Dubsky Viktor Graf. Linke. 

ZB, Dun ajewski Julian R v. Rechte. 

29. Edelm^in Johann. Linke. 

30. Enzenberg Anton Graf. Mittelpartei. 

31. Erwein Josef Dr. Linke. 

32. Exner Wilhelm. Linke. ■- 

33. Faber Moritz. Linke. ... 

34. Fedorowiez "Wladielaus R. v. Rechte.- 
36. de Fin Ferdinand Frh.- Mitt^lpartei. 

36. Franz Rudolf, Mittelpartei. ■ 

37. Frida Emil. Rechte 

38. GautBch Paul Frh. Mittelpartei 

39. Öebaner Johann Rechte. 

40. Gintl Wilhelm. Linke. ■ 

41. GHnzkey Wilhelm. Linke. 

42. Glanz Hugo Frh. Mittelpartei. 

43. Gomperz Julius R. v. Linke. 

44. Gomperz Theodor Dr. Linke, 

45. Gorayski Augnst R. v. Rechte. 

46. Graaböck Theobald Abt. Rechte. ■ ■ 

47. Grünhnt Karl Dr. Linke. 

48. Gudeaas Heinrich Frh. Rechte. 

49. Eaase Theodor Dr. Linke. 

50. Habietinek Karl Dr. Rechte. 

51. Harde^g Dominik Graf. Mittelpartei^ 

62. Hartel Wilhelm R. t. Lin-ke. {Geetorbon 
14. Jänner 1907.) ' ■ 

53. Hauffe Leopold K. v. Linke. 

54. Belfert Josef Frb. Rechte. 
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öö. Helmer Gilbert Abt. Mittelp&rtei. 

56. Elnvka Joeef. Rechte. 
bT. Hatterott Joliann B. v. Mittelpartei. 
Ö8. laama-Stemegg Karl t. Linke. 
69. JagiC Vatroalav Dr. Mittelpartei. 

60. Jeitteles Bichard. Liske. 

61. Karl Alexander Abt. Linke. 

62. Khevenhttiler Rudolf Graf. Parteilos. 

63. Klein Franz Dr. Parteilos. 

64. Koerber Emeet t. Parteilos. 
65 KorSian Benedikt Abt. Becfate. 

66. Eraineki Ladislaus B. t. Beeilte. 

67. Kritik Franz. Bechte. 

68. Krapp Arthur. Mittelpartei. 

69. Kuefstein Franz Graf. Beohte. 

70. Kuenburg Gandolf Graf, Linke. 

71. Lanunascb Heinrich Dr. Mittelpartei. 

72. Lang Viktor EdL v. Linke. 

73. Launa Adalbert B. v. Linke. 

74. Liechtenstein Heinrich Prinz. Bechte. 
76. Lobkowitz Ferdinand Prinz. Bechte. 

76. Lobmeyr Ludwig. Linke. 

77. Loebl Hermann Frh. Bechte. 

78. London Ernst Frh. Mittelpartei. 

79. Lozinski Ladislaus B. v. Bechte. 

80. Ludwig Ernst Dr. Linke. 

81. Laschin Arnold B. v. Linke. 

82. Mach Ernst Dr. Linke. 

83. Madeyski Stanislaus B. v. Bechte. 

84. Malecki Anton Dr. Bechte. 

8Ö. Mafat Franz, Großmeister. Bechte. 

86. Marchwicki Ladislaus. Beohte. 

87. Mattug Karl Dr. Becht«. 

88. Menger Karl Dr. Parteilos. 

89. Merveldt Franz Graf. Mittelpartei. 

90. Miohalowski Josef R. v. Beohte. 
!i I . Miller Vinzenz B. v. Linke. 

92. Mniszek-Tchorzoicki Alexander B. v. Recht«. 
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93. Moll Franz Frh. Reohte. 

94. MontenaoTo Alfred Forst. Uittelp&i-tei. 

95. Myalbek JoseC Rechte 

96. Neumann AIoib. Linke. 

97. Kiebauer Anton Frh. Ifittelp&rt«!. 

98. Nostitz £u-l Graf. Rechte- 
SS. Oppenbeimer Ladwig Frh. Linke. 

100. Ott Emil Dr. Rechte. 

101. Faeetti Marias Frh. Mittelpartei. 

103. Feez AlezKnder v. Linke. 
108. Ffaff Leopold Dr. Linke. 

104. Pininski Leo Graf. Rechte. 

106. Plappart Angnst Frh. Mittelpartei 
lOti. Pleuer Ernst EdL v. Linke. 

107. Plener Ignaz EdL v. Linke. 

108. Potocki Andreas Graf. Rechte. 

109. Prandan Alfred Frh. Rechte. 

110. Proakowet« Emannel R. v. Linke. 
111 Puthon Viktor Frh. v. Mittelpartei. 

112. Randa Aüton R. t. Rechte. 

113. Rhomberg Adolf. Reohte. 

1 1 i. ßiha Kartin Bischof. Parteilos. 

115. Singhofifer Franz Frh. Linke. 

116. Ruber Iguaz Edl. v. Rechte. 

117. Enmler Franz Frh. Rechte. 

118. Schoeller Paul R. y. Lmke. 

1 1 9. Schoeller Philipp R. v. Linke. 

120. Schanborn Friedrich Graf. Rechte. 

121. Schreiner Moritz R. v. Linke. 

122. Sickel Theodor R, v. Linke. 

123. Silva-Taronca Franz Graf Rechte. 

124. Smolka Stanislaus Dr. Rechte. 
126. Sochor Ednard Frh. Mittelpartei. 

126. Spann Hermann Frh Mittelpartei. 

127. Spens Alois Frh Linke. 

128. StadnicH Johann Graf, Rechte, 

129. Stadnicki Stanislaus Graf. Rechte. 

130. Steinbach Emil Dr. Psrteilofi. 
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131. Stembach Leopold Frb. Bechte. 

132. Szeptycki Jobaitn Graf. Rechte. 

133. Tarnovsti StanislaiiB Gr&f.' Heelite. 

134. Tban Galeazno Graf. Rechte. 

135. Thurn-Tasia Alexander Prima. Parteiloa. 

136. Toldt Karl Dr. Linke. 

137. Uibrich Josef Dr. Linke. 

138. Dnger Josef Dr. JAake. 

139. Ungnad t. Weißenwolff Koarad Graf. 

Mittelpartei.. 

140. Vetter Felix Graf Mittelpartei, 

141. Waldetein Josef Graf. Mittelpartei. 

142. Wassilko Georg Frh. Mittelpartei. 

143. Welsersheimb Zeno Graf. Parteilos. 

144. Widmann Alfons Prh. Linke, - 

Hf>. Wieaner Julius Dr. Linke. . , 

146. Wittek Heinrich R. v. Mittelpartet 

147. Wodzicki Anton Graf Rechte. 

148. Wohank» Josef. Rechte., 

149. Wolkenstein Anton Graf. Ohne Angelobung, 
1 60. Zaleeki Philipp H. v. Rechte. 

151. Zborowski Iguaa B, v. Rechte. 
162. Zedtwitz Kurt Graf, Rechte. 

153. Zoll Friedrich Dr. Rechte. 

154. Zscbobke Hermann Dr. Rechte. 

155. ZambuBch Kaspar R. v. Linke. 



Vor der Beschließung des Numerus elauaua teilte 
Hieb das Haus in drei Parteien: Die Rechte, die 108 
Mitglieder zähltp (Obmann Graf, Franz Thun); die 
Mittelpartei mit 46 Mitgliedern (Obmann Fürst Alois 
Sohönburg); die Verfaasungspartei mit 60 Mitgliedern 
(Obmann Fürst Karl Auersperg). Außerhalb '.der Par- 
teien standen die .Erzherzoge und weitöre 20 Mit- 
glieder, 4 Mitglieder waren noch gar. nicht zur Atige- 
lobung im Hauss erschienen.' 
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XXIII 

Der Numerus clausus beschränkt die Mindestzahl 
der lebenslänglichen Mitglieder auf 160, die HÖehst- 
zahl ist mit 170 iin § 5 der Novelle zum Gesetze 
über die Reichavertretung festgestellt. 

Unmittelbar nach der Annahme des Numerus 
clausus legten Fürst Karl Auersperg und Fürst Alois 
Schönburg ihre Obmannstellen niedei'. 
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Das Ministerium Beck 
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Beck Max Wladimir Frh. v., Dr., Geh, Rat, Minister- 
präsident. 

Geboren im Jahre 1864. Nach absolvierten Studien 
trat Beck im Jahre 1876 in den Staatsdienst, zunächet 
bei der Tabakregie, von wo er im Jahi-e 1880 in das 
Ackerbauministerinm gelangte. Er hatte eich zumeist 
mit Fragen des allgemeinen und österreichischen Staats- 
rachtes beschäftigt, als er damit betraut wurde, dem 
Eraherzog Franz Ferdinand über diese Materien des 
Rechtes Voi-träge zu halten. Dadurch trat er in nahe 
Beziehnngen zu dem Prinzen , der seinen Rat auch 
später in manchen kritischen Fragen einholte, so daß 
Frh, V. Beck in die Lage kam, für den Erzherzog 
Memoranden zu verfassen und für ihn Informationen 
einzuholen. Frh. v. Beck hat den Erzherzog auf dessen 
Weltreise begleitet. 

Frh. V. Beck avancierte im Ackerbauministerium 
bis zum Sektionschef. Er war mit einer Reihe der 
wichtigsten legislativen Arbeiten betraut, die das tand- 
wirtBchaftliche Vereins- und Genossenschaftswesen, die 
Gestion des Landwirtschaftsrates, das Approvisio- 
nierungswesen der Gemeinde Wien und die landwirt- 
achaftliche Warenbörse betrafen. 

Als Fachmann auf diesen Gebieten war er in den 
Jahren der letzten Ausgleichs Verhandlungen immer 
damit betraut, das Ackerbauministerium zu vertreten, 
und bei den Handelsvertragaverhandlungen mit den 
fremden Staaten die Interessen des heimischen land- 
wirtschaftlichen Marktes zu wahren. Im Abgeordneten- 
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hause vertrat er die Vorlagen seines Ressorts, anter 
denen insbesondere das Gesetz über den Getreide- 
termin Handel seiner Initiative entstammte. Frh. von 
Beck gehörte auch dem Uinisterialkomitee an, welches 
in den Jahren 1904 and 1905 zur Prüfung und Er- 
örterung aller Ausgleichs- und Zollfragen vom Mini- 
sterium eingesetzt worden war. 

Bei dem plötzlichen Scheiden des Prinzen Hoben- 
lohe aus dem Amte wurde Baron Beck mit der Bil- 
dung eines neuen Eabinettes am 80. Hai 1906 be- 
traut, zur Zeit, als die Stuirmbewegung, welche die 
Selbständigkeit Ungarns und die Loslösnng desselben 
von Österreich verlangte, hohe Wellen warf und die 
Sozialdemokratie alle Anstrengungen machte, die Er- 
ledigung der Wahlreform, wenn es sein müßte, durch 
Terroriamus und Generalstrike zu erzwingen. 

Frh. v. Beck setzte sofort die unter Gautach be- 
gonnenen Versuche zur Parlamentarisierung des Kabi- 
ne ttes fort und während Dr. Derschatta und Dr. 
Pacak am 24. Jänner 1906 den Eintritt in das Kabi- 
nett Gautsch als Landsmannminister, letzterer unter 
ausdrücklicher Berufung auf die Entschließung des 
Tschechenklubs, ablehnten, gelang es Baron Beck doch, 
eine teilweise Farlamentarisierung des Kabinettes her- 
beizuführen. In das neu konstruierte Ministerium trat 
Abg. Dr. Derschatta als Eisenbahnminister, Abg. Prade 
als deutscher Landsmannminister, Abg. Dr. Eoft als 
Handelsminister und Dr. Pacak nach Rücktritt Prof 
Randas als tschechischer Landsmann minister ein. Abg. 
Graf Dzieduszycki gelangte an die Stelle Dr. Pientaks 
als Minister für Galiziea, während der den Polen im 
Kabinette eingeräumte zweite Sitz des Finanzministers 
an den Landes finanzdirektor R. v. Korytowski über- 
ging. Die übrigen Mitglieder des Kabinettes Hohen- 
lohe, Justizminister Dr. Klein, der bisher das Ressort 
nur als Sektionschef geleitet hatte, EZM. Schönaich als 
Landes Verteidigungsminister blieben auf ihren Posten. 
Der bisherige Leiter des Unterrichtsministeriums Sek- 
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tioDSchef rrh. v. Bienerth übemahm das Ministenum 
des Innern und wurde durch den Abg. Dr, Uarchet 

orsetat, der als MiniBter für Kultus nnd Unterricht 
in das Kabinett eintrat, während der bisherige Leiter 
des Handelsministerin ms Graf Auersperg zum Acker- 
bauminister ernannt vnrde. 

Am 2.Jnni 1H06 war das neue Kabinett komplet- 
tierii und am 7. Juni stellte Baron Beck das Ministe- 
rinm im Abgeordnetenhaose vor. Der MiniBterprfiaident 
sagte im Eingang seiner Progi-ammrede : ,Die R«gie- 
rung, welche über a. h. Berufung Sr. Majestät vor 
dem hohen Hanse zu erscheinen die Ehre hat, bringt 
durch die Tatsache ihres Entstehens und in ihrer Zu- 
sammensetzung ihr Programm zum Ausdrucke. Diese 
Tat führt eine beredtere Sprache als das Wort. Ge- 
lioren aus der Not des Tages und der hohen Einsicht 
der großen Parteien dieses Hauses, ist die Regierung 
nicht die Regierung einer Partei, aber auch nicht die 
Regierung gegen irgend eine Partei. Die Regierang 
stellt eine Konzentration von Kräften der Arbeit dar, 
entnommen teils den großen parlamentarischen Par- 
teien, teils dem Stande der Beamten Mit Bücksicht 
auf die Teilnahme von Mitgliedern und Vertrauens- 
männern großer Parteien des Hauses glaubt die Re- 
gierung das ehrende Beiwort einer parlamentarischen 
Regierang in Anspruch nehmen zu dürfen. Diese Re- 
gierung zeigt die praktische Lehre aus der in Öster- 
reich teuer genug g.ebttßten Erfahrung, daß der Gang 
der politischen Entwicklung in Österreich die Zusammen- 
fassung der großen nationalen Kräfte gebieterisch for- 
dert. Dem Parlamente bietet die Mitwirkung der Ver- 
trauensmänner der großen Parteien im Schöße der Re- 
gierung die Bürgschaft dafür, daß es mit Beruhigung 
der Pühmug der Regierung folgen kann. 

Baron Beck gedachte der Schwierigkeiten, die unter 
den obwaltenden Umständen, wo in Ungarn die Unabhän- 
gigkeitspartei und ein Koalitionsministerium ins Leben 
getreten war, die Ordnung der Verhältnisse im Aus- 
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gleich bereiteten. Tatsächlich bestehe zu Ungarn das 
Verhältnis, welches als die Verlängerung des früher be- 
standenen Zustandes bezeichnet werde, und anter den 
uDzulänghchen Schutz der Beziprozitüt gestellt ist. Indem 
er dessen erwähnte, daß diese Reziprozität durch die 
Versuche Ungarns in der ZoUtarifeage selbatändig vor- 
zugehen in bedenkliches Schwanken geraton war, er- 
klärte er, Österreich müsse sich bereit halten, für den 
Fall irgendeiner Verletzung seiner Interessensphären 
die zweckentsprechenden Maßnamen ohne Zögern er- 
greifen zu können. Wenn aber Verhandlungen zum 
Zwecke einer Erneuerung der wirtschaftlichen Ordnnng 
zwischen Österreich und Ungarn eingeleitet werden, 
so müssen sie mit Loyalität und Entschiedenheit ge- 
führt werden und zum Ziele haben, eine vollkommen 
klare, gegen Beeinträchtigungen volle Sicherheit ge- 
währende und dauernde Grundlage der künftigen wirt- 
schaftlichen Entwicklung zu schaffen. Die Regierung 
glaube, daß es noch immer möglich ist, zu einer der- 
artigen Grundlage za gelangen. „In unserem eigensten 
Interesse aber," sagte Baron Beck, „müssen wir uner- 
bittlich daran festhalten, daß nur über den ganzen 
Komplex der zusammenhängenden Fragen verhandelt 
werden darf. Mit dem Herausgreifen einzelner Fragen 
haben wir schlechte Erfahrungen gemacht. Sollten die 
Verhandlangen zu keinem uns befriedigenden Ergeb- 
nisse fähren nnd die Verhältnisse uns zwingen, unser 
Haus selbst zu bestellen, so werden wir dies tun mit 
Ruhe und mit Ernst, aber aoch mit der größten Ent- 
schiedenheit, welche uns dadurch auferlegt ist, daß ea 
sich um kostbare Güter und die wichtigsten Interessen 
Österreichs handelt." Die Regierung stehe dafür ein, daß 
dem legitimen Einfluß des Parlamentes kein Abbruch 
geschehe und daß keine Entscheidung gefällt werden 
wird ohne dessen Mitwirkung. 

Das Hauptgewicht legto Frh. v. Beck in seiner Pro- 
grammrede auf die Notwendigkeit, die Wahlreform zu 
erledigen, wobei er erklärte, die Regierung befinde 
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sich der Wahlreformyorlage gegenüber in der Lage 
eines Universalerben . „Ohne aber den Stand des Nach- 
lasses zweier Vorgänger im Amt im einzelnen mich 
aussprechen zu wollen," sagte Frh. v. Beck, ,gebe ich 
doch die Erklärung ab, daß die Kegierung die Erb- 
schaft ohne Vorbehalt antritt. Die Begierung übernimmt 
die Vorlage nnd will sie entschlosaen dorn Ziele zu- 
tragen, Ihr Leitwort ist: Die Veretändigang in der 
Wahlreform muß gefunden werden. Sie weiß, in welchem 
Maße diese Frage das gesamte politiaofae Leben be- 
herrscht und wie unerläßlich eine baldige gedeihliche 
Lösung ist, um die Tätigkeit des Parlamentes für das 
Problem des Verh&ltnisBes zu Ungarn, für die in so 
vielen Beziehungen dringende Modernisierung unserer 
staatlichen Einrichtungen, für die Fragen der inneren 
Verwaltung und Wirtschaftspolitik und ähnliche Pro- 
bleme frei zu machen, für diese großen Aufgaben ein 
gekräftigtea, volkstümliches, in den Ideen der Bevöl- 
kerung fest wurzelndes Abgeordnetenhans zn besitzen " 
Der Ministerpräsident sprach die HoSnung aus, es 
werde der R«gierang gelingen, eine Milderung des 
nationalen Streites und eine Verständigung herbeizu- 
führen. Die Begierung werde des richtigen Augen- 
blickes gewahr werden, in dem man auch vor den 
kritischen Fragen erster Ordnung nicht wird zurück- 
weichen müssen, wie vor der Anbahnung einer Lösung 
der Sprachen&age bei den landesfnrstlicheu und auto- 
nomen Behörden in Böhmen oder vor der mährischen 
Univeraitäts frage . 

Zu Beginn des Monates Juni 1306 begann im Wahl- 
reformauBSohuß die Beratung der Wahlreformvorlage, 
die mit der Unterbrechung nach der Erledigung derWahl- 
kreiseinteüung und der Mandats Verteilung während der 
Sommerferien bis in den Oktober hinein dauerte und 
eine Reihe Kompromisse zwischen den Parteien er- 
forderte. Am 3. Juli 1906 mahnte Frh. v. Beck den 
Auaschuß an die Verantwortung, die er auf sich laden 
würde, falls die Wahlreform nicht zustande käme, 
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und forderte ihn anr raschen Arbeit und zur Verstän- 
digung auf. 

Inzwischen tagten in Wien im Juni 1906 die beiden 
Delegationen und es gab in der Bankgaase vor der 
ehemaligen Hofkanalei, wo die Unabh&ngigkeita parte t 
die ungarische Fahne zum ersten Male hissen ließ, 
eine lärmende christlich-soziale Demonstration. 

Den Ministerpräsidenten traf die Pflicht anläßlich 
dieser Verunglimpfung der ungarischen Delegation 
vor dem ungarischen Ministerpräsidenten am 11. Juni 
lflü6 sein Bedauern wegen dieses Exzesses auszu- 
sprechen. 

Das Abgeordneten ha a 8 bewilligte dem Kabinette 
ein Budgetpro visoriam, wobei Frh. von Beck am 
27. Juni neuerlich für eine rasche Erledigang der 
Wahlreform eintrat und zu einer nationalen Verständi- 
gung in Böhmen riet. 

Am 6. Juli 1906 teilte der Ministerpräsident mit, 
daß die Regierung angesichts des Vorgehens im un- 
garischen Parlamente die Vorlagen des 8zell-Koerber- 
schen Ausgleichs komplexes zurückgezogen habe. In der 
Sitzung des Abgeordnetenhauses äußerte sich Frh. von 
Beck in der Debatte vomjuli 1906 über den Stand 
der AuBgleichsverhandlungen mit Ungarn dahin, daß 
eine Aufforderung an die Itegierung zur Beschleunigung 
nicht notwendig sei, denn die Vorbereitungen zu diesen 
Verhandlungen seien im vollen Znge. Im Minister- 
präsidium sei ein Komitee eingesetzt worden, beschickt 
von den berufensten Vertretern der verschiedenen Res- 
sorts, welches Komitee die Aufgabe hat, die Vorberei- 
tungen für jene Verhandlungen zu Ende zn fähren. 
Diese Arbeiten werden in kürzester Zeit beendet und 
die Verhandlungen mit der königlich ungarischen Re- 
gierung aufgenommen werden. Die Regierung habe die 
Absicht, über den gesamten Komplex der Fragen mit 
der königlich ungarischen Regierung zu verhandeln. 
Bei diesen Verhandlungen wird zu beachten sein, daß 
ein materieller Zusammenhang zwischen der Gomein- 
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samkeit der ZoUeinkünfte und der Beatreitung der ge- 
meixisamen Ausgaben besteht. 

In einem ErlaQ, den Baron Beck am 34. Juli iW6 
an die Eessortminister richtete, kündigte er eine Re- 
form der Verwaltung an zur Vereinfachung der Ge- 
Bohäftsfüfarung and BeBeitigang der bloß. gewohnheits- 
mäßigen und herkömmlichen Erledigungen in den unter- 
sten Instanzen. £r verlangte von den Beamten gegen- 
über den Parteien zuvorkommen des und wohlwollen- 
des Gebaren. Nie sollen Rücksichten auf Nationalität, 
Konfession und sonstige persönliche Eigenschaften der 
Parteien die Beamten von der Linie des Rechtes ab- 
drängen. Unter allen Umständen sollte der Eindruck 
eines agitatorischen oder demonstrativen Auftretens 
in politischen und sozialen Zeit- und Streitfragen ver- 
mieden werden. 

Durch andauernde Verhandinngen mit den Partei- 
führern suchte Baron Beck die prinzipiellen Differenzen 
bezüglich der Wahlreform zu glätten und begann die 
neuen Verhandlungen mit der ungarischen Regierung 
über den Gesamtkomplex des Ausgleiches am 8. Sep- 
tember 1906. 

Am 12. September 1906, als der Wahlreformausschuß 
nach den Sommerferien die Endberatung der Vorlagen 
begann, eröftnete er dessen Sitzungen mit einem nenen 
Appell an die Mitglieder, das Gesetz rasch dnrchzu- 
beraten, da es ein Zurück in der Wahlrechtsfrage nicht 
gebe. Nach mühvollen Verhandlungen gelang es dem 
Ministerpräsidenten, im Wege zahlloser Kompromisse, 
. die immer wieder zu scheitern drohten und immer von 
neuem angeknüpft werden nuißten, die Wahlreform- 
verhandlungen nach 68 Sitzungen des Wahlreform- 
auBSchusses zum Abschluß zu bringen, so daß die Vor- 
lage zur Änderung des Staats gi-undgesetzes über die 
Reichs Vertretung anfange November im Plenum zur 
Beratung und Annahme gelangen konnte. 
Auersperg Leopold Graf, Geb. Rat/Ackerbauminister. 
Erbland mat-schall in Krain. Herr auf Ernegg. 
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Geboren in Badspest am 16, Mai 1865, Nach Voll- 
endung der juridischen Studien trat Graf Aueraperg 
als KonzeptspraktUiant bei der niedcrüsterreichiächen 
Statthalterei in deu Staatsdienst. Im Jabi-e 1880 wurde 
er in daa Unterrichtsministerium berufen und dem 
Präsidialbureau zugewiesen, das er durch längere 
Zeit leitete. Als Anerkennung seiner Leistungen auf 
dieeem Posten wurde ihm der Orden der Eisernen 
Krone HI. Klasse verliehen. 

Im Jahre 1886 wurde er zum Bezirkehauptmann 
ernannt und leitete die Bezirkshan ptmanngchaft Lilien* 
feld und im Jahre 1890 jene von Baden. Im Jahre 1896 
wurde er Statthaltereirat in Linz. Die Stadt Baden 
verlieh ihm bei seinem Scheiden das Ehrenbürgerrecht. 

Zur Zeit des Ministeriums Baden! wurde er beauf- 
tragt, die Verhältnisse der Fabriksdistrikte in Nieder- 
österreich, Oberösterreich und Böhmen zu studieren. 
Er besuchte auf dieser Studienreise auch Mähren und 
Westgalizien. Seine Studien galten den Vorkehrungen 
für die Industrieförderung. 

Unter dem Ministerium Gautech im Jahre 1898 
wurde Graf Auersperg Hofrat im Ministerium des In- 
nern und mit der Führung des Gewerbereferates be- 
traut. Gleichzeitig vertrat er die Eegierung im Industrie- 
rate, im Arbeitsbeirate des Arbeitestatistischen Amtes 
und des Gewerbeförderangsdienstes. 

Am 11. September 1905, als Frh. v. Call als 
Handelsminister aus dem Kabinette Koerber schied, 
wurde Graf Auersperg zum Sektionschef im Handels- 
ministerium ernannt, erhielt die Geheimrats würde und 
worde mit der Leitung des Handelsministeriums be- 
traut. In dieser Eigenschaft blieb er, als Prinz Hoben- 
lohe am 2. Mai 1906 nach Gautsch an die Spitze des 
Kabinettes trat. 

Am 2. Juni 1906 wurde Graf Auersperg im Ka- 
binette Beck an Stelle des ausscheidenden OiUfen Buquoy 
zum Ackerbadminister ernannt und befolgte wie dieser 
eine den Wünschen der Agrarier vollkommen entspre- 
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chende Haitang. Das Ersuchen der Fleicbbauer Wiens, 
durch. Öffijung der Grenzen für Vieh der Fleiachnot 
der Städte wenigstens teilweise und ohne Schädigung 
der Interessen der heimischen Viehzucht abzuhelfen, 
leimte er im November 1906 schroff ab, 

Bienerth Richard Frh. v., Dr., Geb. Rat, Minister des 
Innern. 

Geboren am 2. März 1863 in Verona. Nach voll- 
endeten juridischen Studien trat er im Jahi'e 1884 bei 
der steiermärkischen Stattbalterei in den Staatsdienst 
und wurde 1883 zur Dienstleistung in das Unterrichts- 
ministerium berufen. Hier avancierte er 1891 zum 
Sektionarat und im Jahre 1897 zum Hofrate. Mit der 
Leitung des Fräsidialbureaus betraut, wurde Bienerth 
zum Vizepräsidenten des niedörösterreichischen Landes- 
auBschusSQS ernannt. Im Jahre 1893 wurde ihm das 
Bitterkreua des Frana Joaeph-Ordens, im Jahre 1^93 
das Ritterkreuz des Leopold- Ordens verliehen. 

Als Baron Hartel am 1 1, September 1 906 vom Amte 
zurücktrat, wurde Baron Bienerth zum Sektionachef 
im Unterrichtsministerium ernannt, erhielt die Geheim- 
ratswürde und wurde mit der Leitung des Unterrichts- 
ministeriums betraut. Er verblieb auf diesem Posten 
auch, als Prinz Hohenlohe am 2. Mai 1906 nach Bai-on 
Gantsoh an die Spitze des Kablnettes trat. 

Am 2. Juni 1906 worde Prh. v. Bienerth im Ka- 
binette Beck zum Minister des Innern ernannt. In 
dieser Eigenschaft fiel ihm die Aufgabe zu, neben dem 
Kabinettscbef im Sommer und Herbst des Jahres 1906 
die "Wahlreformvorlagen im Reicharate zu vertreten. 

Während der Tagung der Delegationen im Juni 
1906 fanden christlich-soziale Demonstrationen vor dem 
Bankgebände in der Herrengasse statt, wo nach Er- 
nennung des nngarischen Koalitionsministeriums die 
ungarische Delegation tagte und beschlossen hatte, an 
dem Sitzungsgebäude Fahnen in den ungarischen Farben 
zu hissen. Der Minister des Innern brachte wegen 
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dieser Demonstrationen bei dem nngsrischen Minister- 
prfisidenten die £ntscbuldiguug der Begiemng vor. 

Derschatta Julius Edler v. Standhalt, Dr., Eiseubabn- 
niinister. Abgeordneter der Vorstädte Graz. 

Geboren am 12. September 1852 in Zara, wo sein 

Vater FML. Derschatta gamieonierte. Seine Studien 
absolvierte Derschatta in Graz, nahm an der nationalen 
Stadentenbewegung zu Ende der siebziger Jahre teil 
und wurde der Sprecher des neu gegründeten akade- 
mischen Leaevereines. 

Nach kurzer Dienstzeit bei der Finanzprokuratur 
begann er in der Advokaten kanzle i des Landesaus- 
achussea Dr. Schreiner die Praxis und etablierte sich 
im Jahre 1881 selbst als Advokat in Graz. 

Als die Ära Taaffe in der Steiermark das Slowenentnm 
förderte und die Erlässe Pra*.A,ks fdr die Sloweniaiernng 
der Gerichte in Süd Steiermark sorgten, wurde zur Be- 
kämpfung der Ausbreitung dieser nationalen Bewegung 
die „Südmark" geschaffen, zn deren Gründern Derschatta 
gehörte. In den Grazer Gemeinderat im Jahre 1881 
gewählt, stand er dort an der Spitze der deutsch- völk- 
lichen Bewegung, die bemüht war, die altliberaie Partei 
aus der Vertretung der Steiermark verschwinden zu 
machen. Zunächst wurde versucht, alle nationalen Frak- 
tionen unter einem für sie alle annehmbaren Programme 
zu einigen, das daher auch den Rassenstandpunkt ent- 
halten mußte, und dabei die alpenlän diseben deutschen 
Abgeordneten zu den Vertretern der Sudetenl&nder in 
einen Gegensatz brachte. 

Am 5. Juni 188& wurde Dr. v. Derschatta das erste- 
mal von den Grazer Vorstädten ins Abgeordnetenhaus 
gewählt und trat in den Deutschen Klub ein. Als sich 
die durch Dr. Steinwender veranlaßte Sezession im 
Deutschen Klub im Februar 1887 volkog, schloß sich 
Dr. V. Derschatta der von Dr. Steinwender neu be- 
gründeten deutsch-nationalen Vereinigung an, welche 
mit der radikalen, alldeutschen Partei Fühlung suchte. 
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In diesen Jahren des Kampfes gegen die Sprachen- 
verordnnngen Fra^^e war Ör. v. Derachatta in der 
ersten £>6ihe der Kämpfer gegen die Einschränkung 
der deatsohen Amtssprache bei den Gerichten und Be- 
hörden der Steiermark. In einer Bede am 24. Mai 
1888 trat er gegen den böhinischeji Lau da mann minister 
und Leiter des Justizministeriums Dr. Praääk in die 
Schranken. „Ob der Name Praiäk in der Weltgeschichte 
erhalten bleiben wird", sagte Derschatta damals, „weiß 
ich allerdings nicht, aber wenn das der Fall sein wird, 
was wird die Geschichte schreiben? Ich glaube, sie 
wird sagen, er war ein guter Mann, er war ein zn 
gefälliger Uann, da er aber die erste Violine nicht 
spielen konnte, tanzte er, wie es ihm die Majorität 
vorgegeigt hat." 

Inzwischen war er vom ateierischea Landtag, dem 
Derschatta gleichfalls als Vertreter der Grase r Vorstädte 
angehörte, in den Landesauaschuß gewählt worden. £i- 
legte sein Reichsratsmandat nieder, um sich ganz den 
Landes angelegenb ei ten zu widmen. Im April 1898 trat 
Dr. V. Derschatta in die Verwaltung der Alpinen Mon- 
tangesellschaft ein, legte aber die Stelle zurück, als 
seine Parteigenossen die Beteiligung an kapitalistischen 
Unternehmungen dem volks wirtschaftlichen antikorrop- 
tion istischen Programme der Partei widersprechend 
fanden. 

Dr. V. Derachatta leitete an der Spitze der steieri- 
schen Gruppe der deutschen Volkspartei die ferneren 
Aktionen derselben bis zur völligen Verdrängung der 
letzten Vertreter der deutsch-liberalen Partei im Lande, 
die bei den Neuwahlen im Jahre 1901 auch ihre letzten 
Mandate verloren hat. Angesichts dieser Bewegung trat 
auch Abgeordneter Dr. Honhenburger, der inzwischen 
die Grazer Vorstädte im Heichsrate vertreten hatte, von 
jeder Bewerbung «m das Mandat zurück und überließ 
dasselbe an Dr. v. Derschatta, der am II. Jänner 1901 
mit 3973 von Ö474 Stimmen wieder in den Reicbsrat 
gelangte. 
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In den Vorstand der dentschen Volkspartei im Ab- 
geordneten hause bernfen, vertrat er in demselben vor- 
nehmlich die Interessen der alpen ländischen Gmppe. 
Ä]s der Besolntionsantrag des Grafen Stärgkh vom 
22. März 1902 wegen Verlegung der alovenischen Pa- 
rallelklassen von Cilli nacli Harbarg von der slawi- 
schen Majorität des Hanses mit Hilfe der Deutsch- 
Klerikalen und Christlich- Sozialen zn Falle gebracht 
wnrde, beschloß die deutsche Volksptu^ unter der 
ObmannBchaft Derschattas am 7. April, gegen das Budget 
zn obstruieren nnd gegen das Kabinett Koerber zu de- 
monstrieren. Gleichzeitig kam es zur Sprengang der 
gemeinsamen Obmännerkonferenz der deutschen Par- 
teien, in welcher auch Klerikale und Christlich-Soziale 
vertreten waren. Die Vertreter der deutschen Volks- 
partei löhnten es ab, mit diesen wegen ihrer Haltung 
in dieser nationalen Frage femer noch gemeinsam zu 
beraten. Die deutsche Obstruktion wurde erst eingestellt, 
als die Verhandlungen, die Dr. v. Derschatta mit Herrn 
V. Koerber führte, zn einem Kompromiß führten und 
die Zusage gegeben wurde, die ße^erung werde in 
nationalen Fragen nicht mehr einseitige Beechlüsse 
fassen und die Demarkationslinie der Verteidigung der 
national-politischen Forderungen nicht äberscbreiten. Am 
18. April I 902 konnte dann Dr. y. Koerber mit Erfolg 
an das Abgeordnetenhaus appellieren, ,es möge sich 
seine eigene Freiheit wiedergeben". Auf der Partei- 
männerversammlung in St. Pölt6n am 24. April 1902 
erklärte Dr. v. Derschatta namens der Partei, jede 
Gemeinschaft mit den CbristUch-Soüialeu nnd Kleri- 
kalen bleibe gelöst. Die Partei wolle das Parlament 
nicht zei'Stören nnd habe nun freie Hand erlaugt, um 
inabeaondere zu verhindern, daß der Ausgleich mit 
Ungarn im Wege des §14 gemacht werde. 

Ein Jahr später, als die jungtschechische Obstruktion 
die Tätigkeit des Reichsrates lahmlegte, trat Dr. v. Der- 
schatta für den neuerlichen Zusammenschluß der großen 
deutschen Parteien mit den Christlich-Sozialen ein, um 
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den Ran zar Bekonatniktion des , Eisernen Ringes" 
durch die Parteien der Keobten uüd des Zentrums zu 
verhindern. 

Die Armeekrise in Ungarn drängte die Parteien im 
Abgeordnetenhause zu einer positiven Stell au gnahme, 
nachdem Ministerpräsident Dr. v. Eoerber seine Er- 
klBmngen zur Lage am 1. Dezember 1903 abgegeben 
hatte. Dr. v. Derschatta sprach über das Verhältnis 
der Ejrone und des verant wörtlichen Kriegeministers 
EU den Forderungen der Unabhängigkeitepartei auf 
Trennung der ungaiischen Armee. Da die tscbeobisohe 
ObstmktioB im Abgeordnetenhause fortdauerte, appel- 
lierte Dr. V. Derachatta gleichzeitig an die arbeits- 
willigen Parteien, endlich mit dem System des § 14 
zu l>rechen, damit das Parlament behalte, was es schon 
zu verlieren im Begriffe sei, den Willen zum Leben. 

In der österreichischen Delegation brachte Dr. v, Der- 
schatta einige Wochen später, am 13. Jänner 1901, den 
Antrag ein, es sei der Rechtsüberzeugung Ausdruck 
zu geben, es stehe außer Zweifel, daß die Leitung, 
Pührong und innere Organisation der gesamten Armee 
ein dem Monarchen ans schließlich zustehendes persön- 
liches Herrscherrecht sei, welches ohne Mitwirkung 
der verantwortlichen Regierung vom Kaiser ausgeübt 
wird und in besug auf welches die allgemeinen Grund- 
sätze bezüglich der Mitwirkung der gesetzgebenden 
Paktoren keine Anwendung änden. Dieser Antrag fand 
angedchts der Vorgänge im ungarischen Parlament, 
wo man an dem entgegengesetzten Standpunkte fesl^elt 
und sich gegen eine Einmengung der Österreichischen 
Volksvertretung verwahrte, auch bei zahlreichen Partei- 
genossen Dr. V Derschattas nicht die erwartete Billigung. 
Angesichts mehrfacher mißbilligender Kundgebungen 
und Konflikte mit den eigenen Klubgenossen legte 
Dr. V. Derschatta seine Stelle als Obmann der deut- 
schen Volkspartei nieder, ließ aicb aber durch eine 
Vertrauen sknndgebung der Partei bewegen, seinen Ent- 
schluß rückgängig zu machen. 
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Als die Krise in Uugam den Grafen Stephan Tisza 
zur AaflÖBQüg des Eeichsrates drängte und die Neu- 
wahlen da« Kabinett Tisza zu Falle brachten, stellte 
Dr. V, Derachatta im Februar 1905 den Antrag auf 
Einsetzung eines Ansschnssea im Abgeordnetenhanse, 
der das känftiga Verhältnis Österreichs zu Ungarn 
prüfen sollte. Am 14. März 1905 begründete er diesen 
Antrag. Er hob hervor, die Trennung der Armee müßt« 
die ganze Basis der gemeinsamen Angelegenheiten, wie 
sie im Gesetze des Jahres 1867 festgelegt wurde, zer- 
stören und auch eine Änderung der Quote zur Folge 
haben. Das Abgeordnetenhaus nahm den Antrag am 
21. Mära einstimmig an. Die Koalition in Ungarn be- 
BchloQ an demselben Tage, die vom Grafen Andraesy 
mitgeteilten Kompromiß vorschlage der Krone in der 
Armeefrage abzulehnen. 

Das Abgeordnetenhaus setzte den von Dr. v, Der- 
schatta beantragten Ausschuß ein, der nun angesichts 
der Unmöglichkeit, über die Bedeckung der Quote für 
das Jahr 1906 mit Ungarn zu verhandeln, vorschlug, 
der Regierung hierfür im Wege eines Gesetzes die Er- 
mächtigung zu erteilen. Ministerpräsident Frh. v. Gautsch 
lehnte damals dieses Ermächtigungsgesetz ab, was Dr. 
V. Derschatta am 8. Juli 190Ö veranlaßte, die Stelle 
als Obmann dieses Ausschusses niederzulegen. 

An den Wahlrechts debatton im Spätherbst des Jahres 
1905, nach den Erklärungen des Ministerpräsidenten, 
hat sich Dr. v. Derschatta persönlich nicht beteiligt, 
doch trat er im Klub der deutschen Volkspartei für 
das allgemeine, gleiche Wahlrecht unter den vom natio- 
nalen Standpunkte geboteten Vorsichten und für die Er- 
haltung des bisherigen Besitzstandes an Mandaten ein. 
Ende Jänner 1906 verhandelte Baron Gautsch mit 
Dr. V. Derschatta über dessen Eintritt als Landsmann- 
minister gleichzeitig mit Dr. Pacik in das Kabinett, 
um die Annahme der Wahlreformvorlage zu unterstützen. 
Die Verhandlungen wurden auf die Eventualität aus- 
gedehnt, daß auch ein deutscher Ressortminister (Prade) 
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berufen werden aolle. Da aach die Tschechen die Be- 
rufung eines nationalen Parteigenossen in ein Ressort- 
ministeriam verlangten, die Regierung und Dr. Der- 
Bchatta jedoch jede Garantie für die Erfüllung der 
tacheohiaolien Forderungen, innere Amtssprache, Uni- 
versität in Mähren, von vornherein ablehnten, erklärte 
das tschechische £xekativkomitee, Dr. Pacäk könnte 
nur auf eigene Faust, ohne auf die Unterstützung seiner 
Partei zu rechnen, dem Wunsche Gaotsch Folge leisten. 
Darauf lehnte Dr. Pacik ab. Dr. v. Derschatta hatte die 
Verhandlungen geführt, ohne die Führer der vereinigten 
deutschen Parteien ins Vertrauen zu ziehen, indem er 
nur einige engere Parteigenossen in seine Absichten ein- 
weihte. Dieses Vorgehen fand nicht die Billigung der 
deutschen Parteien und als Dr. Pacäk von der Bewer- 
bung zurücktrat, sah sich auch Dr. Derschatta veran- 
laßt, seine Ministerkandidatur fallen zu lassen. 

Bei der Berufung Becks znm Ministerpräsidenten 
und der teilweisen Pariamen tarisi er ung des Kabinettes 
im Juni 1906 wurde Dr. v. Derschatta an die Spitze 
des Eisenbahnministeriums als Nachfolger des Sektions- 
chefa Wrba berufen. In dieser Eigenschaft fiel ihm 
eunächst die Vertretung der Vorlage über die Einlösung 
der Kaiser Ferdinands -Nordbahn zu, über welche im 
Oktober 190fi im Eisenhahn aus schasse verhandelt und 
die dann vom Reichsrate angenommen wai-de. 

DzieduszyckI Adalbert Graf, Geh. Rat, Minister 
für Galizien. Großgrundbesitzer. Abgeordneter 
des Großgrundbesitzes im politischen Bezirke 
Stanislaa. 

Geboren im Jahre 1845. Nach Vollendung seiner 
Studien betätigte er sich vielfach auf schriftstelleri- 
schem Gehiete. In der Ki-akauer Zeitschrift „Czas" 
schrieb er Feuilletons unter dem Titel „Slawische 
Phantasien", später auch , Artistische Phantasien". 
Sein Werk , Athen" machte Aufsehen im Lande. Er 
und seine politischen Freunde erhielten von diesem 
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Werbe den Beinamen die „Athener". Er ließ dann 
ästhetische Studien und einen Roman ,A\irelian" er- 
scheinen. 

Im Jahre 1878 wählte ihn der Großgrandbesitz 
des politischen Bezirkes von Stanislan in den galüti- 
Bchen Landtag und am 9. Juli 1879 zu Beginn der 
Ära TaafEe in den Beichsrat, aus dem er im Jahre 
1886 für eine Weile ausschied. 

Gfraf Dzieduszycki berichtete am 24. Mai 1881 
über die Gebäude Steuerreform Dunajewakis und im 
April 1883 über den Antrag des Polenklnbs zur 
Schulnovelle, wodurch Öalizien von der Bestimmung 
des § 48 ausgenommen wurde, wonach die Anstel- 
lung eines Schulleiters nur erfolgen kann, wenn der- 
selbe die Qualifikation zur Erteilung des Beligions- 
unterrichtes für die Konfession der Mehrzahl seiner 
Schüler nachweist. Graf Dziednszycki vertrat die An- 
sicht , daß diese Bestimmung des Schulgesetzes in 
Galizien nicht anwendbar sei, wo mehrere Glaubens- 
bekenntnisse nebeneinander bestehen. Die Majori t&t 
stimmte der für Galizien verlangten Ausnahme vom 
Gesetze bei. 

Graf Dziednszycki trat am 28. April 1882 den 
Anregungen auf Einführung einer Personaleinkommen- 
steuer zur Beseitigung des Deözites und zur Ent- 
leutaug der Steuerträger durch gerechtere Verteilung 
der Steuerlast entgegen. Man solle nicht einem Schlag- 
worte nachlaufen, meinte er, das in der Praxis doch 
nicht als eine Fanacee augesehen werden darf und 
das Defizit nicht verschwinden machen könne. 

Das galiziache Zentralwahlkomitee wählte den 
Grafen Dziednszycki nach Niederlegung seines Reichs- 
ratsmandates zu seinem Ohmanne. Die vielen Unregel- 
mäßigkeiten bei den folgenden Beichsrats- und Laud- 
tagswahlen wurden ihm aufs Kerbholz geschrieben. 
Im Oktober 1895 kehrte er bei einer Ersatzwahl 
wieder in das Abgeordnetenhaus zurück. Anläßlich 
seiner Kandidatur veröffentlichte Graf Dzieduszycki 
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in der ,Oazeta N'arodowa" eine £Tkl&rnng des In- 
haltes, er kandidiere, um als Fr&aident des Zentral- 
wahlkomiteee seine Pfliciit zn tun, an der Beratnng 
über die erwartete Wahlreform teilranehmen und im. 
Polenklnb die Anachannngen des zar Leitn&g der 
Beichsrate wählen eingesetzten Komitees tu vertreten. 
Am 35. Oktober 1896 wurde er an Stelle Ritter von 
Cienakis in den Beicherat gewUhlt. 

N'ach den allgemeinen Neuwahlen zar Zeit Badenis 
wurden schwere Anklagen wider die durch das Zen- 
tralwahlkomitee vernrsachten Wahlmißbrftuche in Ost- 
galizien erhoben. Die Wahlen in den ruthenischen Be- 
zirken waren blutig verlaufen nnd hatten mehrere 
Todesopfer gefordert. Als Oraf Dziednszycki, der Ob- 
mann des Zentralwahlkomitees, im Abgeordnetetibaase 
enchien, leimte Abgeordneter Sektionschef Edaard 
V. QniewoBS es ab, die zar Begraflnng dargereichte 
' Hand des Grafen zn drficken. GniewoBz rief dem 
Grafen zu: .Wischen Sie sich erst das Blut von den 
Händen, das durch Ihre Schuld bei den Wahlen ver- 
gossen wurde." 

Die aatonomiBtiache Majorität des AdreÖausschusees 
äbertmg dem Grafen Dzieduszycki die Abfassung ihres 
Adreßentwurfes im Mai 1897. Die Linke vereitelte 
durch Obstruktion jede Erledigung dieses und der 
anderen vorgelegten Adreßentwnrfe. Im Juli 1897 ver- 
öffentlichte Graf Dzieduszycki eine Broschüre mit dem 
Titel „Das Programm der Antonomistenpartei ", in 
welcher er die Bevision der Verfassung und insbe- 
sondere auch bei Erweiterung der Kompetenz der 
Landtage die Veriftndemng der Schule verlangte. 

Im Dezember 1693 wurde dem Grafen die Ge- 
heime Batswürde verliehen. 

Als im Jahre 1890 die Neuwahlen vorbereitet wurden, 
legte Dzieduszycki die Obmasnstelle im Zentralwahl- 
komitee nieder. Die Bildung neuer politischer Parteien in 
Oalizien hatte den unumschränkten Einfluß des Zontral- 
wahlkomitees auf das Besultat der Wahlen im Lande 
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geech^vächt und die Macht der Schlachta gemiDdert. 
Im Jahre 1901 neuerlich in den Beichsrat gewählt, 
wurde Graf Dzieduezycki häufiger der Wortfährer dea 
Polenkluba. Bei der Debatte über das Budgetpro vi sori um 
hielt der Graf am 11. Dezember 1901 eine Rede, um 
das Vorgehen der prenßischen Behörden in der Schui- 
affdre in Wreschen zu verdammen und die deutHche 
Regierung der Megalomanie ananklagen. 

Graf Dziedaszycki gehörte im Juni 1900 zn den 
Unterhändlern, welche die Jungtechechen zum Aufgeben 
der Obstruktion bewegen wollten, da Dr. v. Koerber 
hoffte, durch die Vereinigung der arbeitswilligen Parteien 
die Tschechen isolieren und die Arbeitsfähigkeit des 
Hauses herstellen zu können. Die Tschechen setzten 
ihre lärmende Obstruktion fort und als sie in der Nacht 
vom 8. Juni die Bänke zu demolieren begannen, befand 
sich Graf Dzieduszycki unter jenen, welche den Minister- 
piüsidenten bewogen, sich dem Willen der Tschechen 
zu fügen und noch bei Nacht die Ermächtigung zur 
Schließung des Beichsrates zu verlangen. Diesem Wun- 
sche entsprach Dr. v. Koerber. 

Ein offener Gegner der tschechischen Obstruktion ge- 
worden, bekämpfte sie Graf Dzieduszycki am 10. Oktober 
1 903 und trat für die Änderung der Geschäftsordnung 
des Hauses ein mit dem Verlangen, den Beriobt des 
Abgeordneten Grabmayr über diesen Gegenstand auf 
die Tagesordnung zu stellen. 

Nach dem Tode des Abgeordneten Ritter v.Jaworaki 
wählte am 17. November 1904 der Polenklub den 
Grafen Dzieduszycki fast einstimmig zu seinem Obmanne. 
In seiner Dankrede erklärte der Graf, er werde stets 
den Wünschen des Elubs nachkommen, deren treuer 
Vollstrecker sein und seine eigene Ansicht der des 
Klubs unterordnen. Als eine seiner vornehmsten Pflichten 
betrachte er, die Stellung und den Einfluß des Klubs 
auf gleicher Höhe zu erhalten. 

In der Sitzung vom 4. Dezember 1905 lehnte Dzie- 
1 namens des Klubs die vom Frh, v. Gautsoh 
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eingebrachte WaHlrefoTiuvorlEige ab. Als Bedingnngen, 
unter denen der Folenklub der Wahlreform zuBtimmen 
könnte, bezeiclmete dessen Obmann damale die Erwei- 
terung der Kompetenz der Landtage durch Änderung des 
Veriässungsgeaetzea, Änderung der Oescbäftsordnung, 
Wahl der Hälfte der Abgeordneten aus den Landtagen. 
Wahrend Baron Gautsch zn Beginn des Jahres 1906 
über die Berufung von neuen Landsmannministem mit 
den Deutschen und Tschechen verhandelte, blieb der 
Polenklub den Verhandlungen fem. Als aber nach dem 
Bücktritte des Frh. v. Oautsch der neue Hinister- 
präsident Baron Beck an die teilweise Parlamentari- 
sieruQg des Kabinettes im Mai 1906 schritt, wurde 
Graf Dzieduszycki veranlaßt, an die Stelle des Abge- 
ordneten Fientak als Minister ftlr Galizien in das Ka- 
binett zu treten, das am Z. Juni ernannt wurde, mit 
dem Progranune, die Wahlreform und den Ansgleich 
mit Ungarn zur Erledigung zu bringen. 

FoJ't Josef Dr., Handelsminister. Abgeordneter des 
Städtewahlbezirkes Kolin. 

Geboren 25. Dezember 1850 in Ely, Bezirk Helnik 

in Böhmen. Seine Studien absolvierte er am akademi- 
schen Qymnasiam und an der Universität in Prag. 
Als Beserveoffizier nahm er an der bosnischen Okku- 
pation teil. Vom Jahre 1874 bis zum Jahre 18S3 war 
er Mitarbeiter der „Nirodnl Listy" in Prag und gleich- 
zeitig Sekretär der Präger Üandelskammer. In dieser 
Eigenschaft war er schriftste tierisch vornehmlich auf 
wirtschaftlichem Gebiete tätig. 

Am 27. Mai 1893 wurde er an Stelle des Alt- 
tschechen Professor Zucker als Kompromißkandidat 
der alt- und jungtschechischen Mitglieder der Prager 
Kammer in den Beichsrat gewählt. Im böhmischen 
Landtage vertrat er den Stftdtebezirk Leitomiachl. Foft 
legte im Dezember 1895 sein Mandat für den Beichsrat 
nieder, ließ sich aber durch die Klubleitung vermögen, 
seine Resignation zurückzuziehen. 
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Im böhmiachei) Landtage stellte er am 17. Jänner 
lÜdQ den Antrag, daa Zoll- und Hajidelsbündnis mit 
Ungarn za ktindigen. Er begründete diesen Antrag 
und meinte: , Vergessen wir nicht, daß die Scholle 
böhmischer Erde unter dem Drucke der ungartBchen 
ExpansivitSt ebenso leidet, ob sie getränkt ist von 
dem Schweiße des tschechischen oder des deutschen 
Landwirtes oder des Arbeiters der Großgrundbesitzer, 
Wenigstens in dieser Sache seien wir einig, beweisen 
wir, daß wir alle mit der gleichen Liebe an diesem 
Lande hängen, vereinigen wir uns zu einem gemein- 
samen Schutze seiner wirtschaftlichen Interessen, nnd 
die künftigen Generationen werden uns hierfür segnen." 
Sein Antrag wurde einstimmig angenommen. 

Als Dr. Fort dann im Februar 1896 für die Quoten- 
deputation kandidierte, vom Klub jedoch nicht ge- 
wählt wurde, resignierte er neuerlich auf das Mandat 
und verlangte, als der Klub seine Resignation gegen- 
standslos machen wollte, eine Satisfaktion. Da ihm 
diese nicht erteilt wurde, legte er am 10, März 1900 
sein Mandat nieder. 

Im März 1897 kandidierte er neuerlich gegen den 
Willen der Handelskammer, deren Sekretär er blieb, 
als jungtschechischer Mandatswerber im Städtebezirk 
Kolin uud wurde mit 1867 von 2334 Stimmen gewählt. 
Im Jungtschechenklub vertrat er die radikal-staats- 
rechtliche Eicbtung und kam infolgedessen mit den ge- 
mäßigteren Mitgliedern in der Elubleitnng häufig in 
offenen Konflikt. 

Dr. Foft trennte sich von seinen Kollegen im 
Jungtschechenklub vornehmlich in allen Fragen, die 
den österreichisch - ungarischen Ausgleich betrafen, 
dessen Ablehnung er im AnsgleichsauBschusse befür- 
wortete. Auch als Mitglied der Qnotondeputation ver- 
trat er den Standpunkt, daß Österreich durch die 
Ausgleichs vorlagen benachteiligt erscheine. Als Wort- 
führer des radikalen Fingeis des Jungtschechenklub s 
befürwortete Dr. Foft die schärfste Opposition gegen 
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das Kabinett Claiy. Da er mit dieser Ansicht nicht 
sofort durchdrang, trat er sogar eine Zeitlang aas 
den Klöb aus, da seiner Ansicht nach die Haltung des- 
selben nach der Aufhebung der Badeniechen Sprachen- 
verordnangeu ein zu opportanUtischer war. Ifach dem 
Sturze des Kabinettee Clary erschien er jedoch wieder 
im Klub. 

Am 13. MSrz 1900 schlug er für die Regelung 
der Arbeitszeit in den Bergwerken eine Rüihe von Be- 
stimmungen vor, welche das Subkomitee zur Beratung 
dieser Frage akzeptierte und welche bezweckten, eine 
Beendigung des großen Strikes in Böhmen und Mähren 
herbeizuführen. 

In der Debatte über den Sprachenantj'ag Pac&ks 
am 25. April 1900 sprach sich FoH gegen die Fort- 
setzung der von Baron Gautsch eingeleiteten Wiener 
Verständigungskonferenzen im böhmischen Landtage 
aus and trat für eine Regelung der Sprachen frage 
im VerordnuDgswege ein. 

In einer Koliner Wähler Versammlung vom 31. De- 
zember 1900 erklarte Foft als das Ziel der tschechi- 
schen Politik im neugowählten Eeichsrat die Kon- 
solidierung des kranken zisleithani sehen Parlamentes. 
Es müßte dieses ParUment unmöglich gemacht und eine 
Verfassungsrevision erzwungen werden. Bei der Wahl 
vom 10. J&nner 1901 wurde er mit 16ti4 Stimmen 
wiedergewählt. Sein Gegenkandidat, der radikale Dr. 
Baxa, erhielt damals lOli Stimmen. 

In der Debatte über das Rekrutengesetz hielt Dr. Foft 
am ll.Mttxz 1901 eine Rede gegen den Zentralismus, in 
welcher er ausführte, es werde der Versuch, dem ab- 
sterbenden Körper des Parlamentes neues Leben nach 
der Ära der Obstruktion einzuhauchen, nicht gelingen. 

In der Versammlung des Prager Jangtscheehen- 
klnbs vom 5. April 1901 trat Dr. Foft gegen die 
opportunistische Etappenpolitik des Jungtschecheu- 
klübs auf, welcher die Hoffnung auf Zerstörung des 
zeritralistischen Parlamentes vereitle. 
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Als im Jungtachechenklab im J&nner 1903 Ver- 
Bucbe gemacht! wurden, die Obstruktion einzuBtellen , 
ging Poit nach Kolin, wo er vor eeinen Wählern 
für die Fortsetzung der Obsti-uktion, die Bekämpfung 
der Politik Koerbers und die Sprengung des Parla- 
mentes eintrat, um dem Staatsrechte zum Dnrch- 
bruche zu verhelfen. Die Folge dieser das Verhalten 
der Leitung des Jungtschechenklnbs verurteilenden 
Eede war, daß Dr. Pacik seine Obmannatelle nieder- 
legte. Der Klub aber verurteilte die Disziplinlosigkeit 
Forts und bewog Dr. Pacäk durch ein Vertiauens- 
votum, seine Mandatsnied erleg ung zurückzuziehen. 

Die Verhältnisse im Jungtschechenklub wurden 
durch die Gruppe der Eadikaleu auf seinem linken 
Flügel immer schwieriger, als nach der Erledigung 
der Rekruten vorläge und der Zuckergeaetze im Februar 
1903 die Jungtschechen die Obstruktion gegen Bud- 
get und Ausgleich mit Ungarn aufzugeben beabsich- 
tigten. Die Vertranensmännerversainmlung in Prag am 
26. April billigte die Haltung des Klubs, sprach sich 
zwar für die schärfste Opposition gegen die Eegierung 
Koerbers ans, überließ aber die fernere Taktik der 
Leitung des reichsrätlichen Klubs und forderte die 
Frondeure im Klub auf, Disziplin zu halten und die 
Solidarität nicht zu stören. Der Klub hätte nach den 
Beschlüssen der Nimburger Resolution vom Jahre 
189t seine Taktik nach den augenblicklichen Bedürf- 
nissen einzurichten. Dr. Fort zog aus diesem Streite 
im Klub die Konsequenz und legte alle Mandate 
des Klubs fQr den ■ Budget-, Ausgleichs- und Eisen- 
bahnausschuß nieder. Bloß die Mitgliedschaft für den 
sozial-politischen Ausgleich behielt er, um den von ihm 
ausgearbeiteten Bericht über die Pensionsversicherung 
der Privatbeamten dort zu vertreten. 

In der Debatte über die gegen den Grafen Stephan 
Tisza gerichteten Erklärungen Koerbers, der Ausgleich 
mit Ungarn müsse für beide Teile solange verbindlich 
bleiben, als er nicht von beiden i ... — 
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abgeändert wird, der öHterreichiacbe Anagleich atehe, 
zum Vorteile der Monurchie, einseitigen Aspirationen 
im Wege, sprach sich Dr. Fort gegen das Vorgehen 
der Regierung am 26. November 1903 aus und trat för 
die Beseitigung des Kabioettes und für eine Änderung 
der dualistischen Verfassung ein. Mögen die Würfel 
der Zukunft wie immer fallen, so seien die Tschechen 
unter Festhaltnng ihrer Grundsätze und ihres politi- 
schen Programmes jederzeit bereit, an einem Versoche 
zur Konsolidierung der österreichischen Verhältnisse 
teilzunehmen, aber die Konsolidierung müsse ihre Hechte 
respektieren. Mitten in der Obstruktion der Tschechen 
am S.Dezember 1903 begründete Dr.Foft einen Dring- 
lichkeitsantrag auf Abfindernng der Verfassung, der 
ihm Gelegenheit bot, tein föderalistiscbes, nationales 
und staatsrechtliches Programm zu erläntern. 

äeinen Wählern in Kolin erklarte Dr. Foft am 
10. April 1904, die Tschechen hätten nun ihren dreißig- 
jährigen staatsrechtlichen Kampf auf der ganzen Linie 
verloren. National wären sie wobl gewachsen, politisch 
und wirtschaftlich jedoch vollständig im Zentralismus 
aufgegangen. Im tschechischen Volke herrsche keine 
Einigkeit. Die politischen und nationalen Anschauungen 
seien unklar und nebelhaft Nicht der Rechtsanspruch, 
sondern die faktische Macht sei die Schöpferin von Staata- 
gebilden. Das tschechische Volk besitze diese Macht 
gegenwärtig nicht. Wer sollte ihm dazu verhelfen ? 
Etwa die Magyaren ? Ihre Macht wurde doch auf der 
Vorbedingung der tschechischen Demütigung errichtet, 
und jeglicher Fortschritt der tschechischen Sache sei 
ihnen schon mit Rücksicht auf die Slowaken ein Dom 
im Auge, Oder die übrigen Länder und Nationen 
in Österreich? Oder sollen wir vielleicht hoffen, daß 
Petersburg oder Paris oder sogar Berlin uns aar 
Bildung des tschechischen Staates helfen sollen? Mit 
Bücksicht auf die unerbittliche Wirklichkeit sei das 
Vorgehen der tschechischen Politiker von selbst ge- 
geben, 'Wenn ein selbständiger tschechischer Staat der 
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Vergangenheit angehört und wenn seine Wiedererrich- 
tDDg eine Aufgabe der Zeit ist, ao mnQ die Gegenwart 
dafür Borgen, daß diesem künftigen Aufschwang die 
Bedingungen and Wege geebnet werden. Die teohe- 
cliische Frage könne gegenwärtig einzig und allein 
nur im Zusammenhange mit der Verfassung Österreich« 
gelöst werden. £inen Erfolg dieser Bestrebungen verniag 
i)r. Foft bei den bestehenden parlamentarischen Ver- 
hältnissen sieht zu erwarten. Der einzige Ausweg liege 
in dem allgemeinen Wahlrechte. 

Es war lange davon die B,ede, daß die Regierung 
beabsichtige, Dr. Fort eine höhere Stelle in der staat- 
lichen Administration einzuräumen. Trotz des Wider- 
spraches der deutschen Abgeordneten wurde Dr. Foft 
am 19. November 19Ü5 zum Sektionschef im Eisen- 
bahn ministerium ernannt, als Frh. v. Gautach über den 
Eintritt Dr. Facäks aJs Landsmann minister in das Ka- 
binett verhandelte. Dr. Foi-t hatte das Tarifreferat im 
Eisen bahn ministerium übernommen und es hieß, er be- 
absichtige, eine Erhöhnng der Einnahmen der Staats- 
hahnen durch Steigerung der Tarife einzuführen. 

Die angekündigte Berufung des Abgeordneten Dr. 
Foft zum Nachfolger des Sektionarates Liharzyk hatte 
eine Interpellation des Abgeordneten Ire an den Statt- 
halter Grafen Goudenhove im böhmischen Landtage 
am 24. Oktober 1Ü05 zur Folge. Nach der Übernahme 
dieses Postens im Eisenbahnmintsterium kündigte Dr. 
Foft an, daß er sein Reich sratsmandat niederlege. 

. Bei der partiellen Pariamen tari sierang, die Frh. 
V. Beck bei Antritt der Regierung zustande brachte, 
wurde Dr. FoH an die Spitze des Handelsamtea als 
Nachfolger des Grafen Auersperg berufen und trat 
am 2. Juni 190i) in das Kabinett ein. 

Am 12. Juni 1906 erwarb sich Dr. Foft das Lob 
der Kleingewerbetreibenden für den Eifer, mit dem er 
sich der in Beratung stehenden Gewerb egesetz -Novelle 
annahm. An demselben Tage gab er namens der Re- 
gierung die Erklärnng über die Absicht ab, den ganzen 
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Komplex der Ausgleichs vorlagen nach Zurückzieihang 
des Szell-Koerberecheu Aasgleiohea im ^ollauBsohusae 
vorzulegen. 

Am 24. Oktober 1906 besprach er in eingeheud- 
ster Weise das Programm zar Aufbessertiag der Ge- 
halte der Postbeamten and warnte dieselben vor dis- 
ziplinarwidrigen Schritten, da dieselben mit der passiven 
Kesistenz gedroht hatten. 

Am 10. Dezember 1906 warde er von der Delega- 
tion nach Budapest berufen , um das vom Kriegs- 
minister Pitoeicb mit der ungarischen Begiernng ge- 
schlossene Übereinkommen über die Armeelieferangen 
zu rechtfertigen. 
Klein Franz, Dr., Geh. Rat, Justizminister. LebensJäng- 
liches Mitglied seit 18. August 1905. 

Geboren am 24. April 18&4. Nach Absolvierung 
der Studien an der Wiener Universität, wo er am 
24. April 1879 promovierte, widmete sich Dr. Klein 
der Advokatnr und hielt Vorlesungen an der juridischen 
Fakultät über den Zivilprozeß. Er trat in den Staats- 
dienst ein and wurde 1891 zum außerordentlichen 
Professor frir römisches Recht ernannt. In das Justiz- 
minieterium im Jahre 1891 berufen, wurde er im Jahre 
1893 Sektionarat, Im Jahre 1895 wurde ihm der Titel 
eines ordentlichen Professors verliehen. In diesem Jahre 
vertrat er in der Permanen zkommiseion des Reichs- 
rates namens der Regierung den von ihm ansgear- 
beiteten Entwurf der neuen Zivilprozeßordnung, welcher 
beide Häuser passierte und am 1. Jftnner 1896 in Wirk- 
samkeit treten sollte. Nach Beendigung der Debatten 
und der Sanktion der Zivilprozeßordnung wurde Dr. 
Klein zum Sektionschef ernannt und ihm die Geheim- 
ratswflrde verliehen. 

Im November 1897, bei der Bildung des ersten 
Uinisteriums Gautsch, wurde Klein das Jostizportefeuille 
angeboten, das er ablehnte, um die Zivilprozeßreform 
durchzuführen, die zu enge mit seiner Persönlichheit 
verknüpft war, als daß er sein Werk gerade im ent- 
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scheidenden Moment im Stiche hätte laseen können. 
Er las im Sommer 1897 an der Wiener Universität 
ein Kollegium über das neue (jesetz. Eine ganze Reibe 
der ane (Jem Justizministeriuni hervorgegangenen Vor- 
lagen verdankte seiner Initiative ihr Entstehen. 

Dr. Klein entfaltete eine reiche schriftstellerische 
Tätigkeit auf jnristisobem Gebiete. Eine seiner ersten 
Schriften betraf die , Schuldhafte Parteihandlung", 
dann folgten ein umfassendes Werk über .Besits und 
Ersitzung", sowie zahlreiche Aufsätze in den „Juriati- 
sehen Blättern" über die Grundzüge der Zivilprozeß- 
reform; eine Broschüre: „Mündlichkeitstypen", in 
welcher der Verfasser gegenüber Einwendungen, daß 
die Mündlichkeit des Verfahrens beim neuen Zivil- 
prozeß nicht genügend berücksichtigt sei, bewies, daß 
gerade die für Österreich entsprechende richtige Form 
gewählt worden sei. Klein hat anch wiederholt Vor- 
ti-äge vor einer großen Öffentlichkeit gehalten. Im 
Februar 1893 hielt er unter riesigem Andrang im 
Gewerbeverein einen Vortrag über „Die neueren Ent- 
wicklungen in Verfassung und Recht der Aktien- 
gesellschaften" und auf dem Innabruoker Juristen- 
tage eine» Vortag über die Kartellfrage. 

Frh. V. Gautsch berief am 31. Dezember 1904 
Dr. Klein als Leiter des Justizministeriums in sein 
Kabinett. In dieser Eigenschaft verblieb er auch unter 
dem Prinzen Hohenlohe. Mit der Berufung des Kabi- 
nettes Beck wurde Dr. Klein am 2. Juni 1906 zum 
Justizminieter ernannt. 

Korytowski Witold v., Geh. Rat, Finanzminiater. 

Geboren in Posen im Jahre 1864, wo er auch 
seiner Militärpflicht genügte. Die juridischen Studien 
absolvierte Korytowski in Wien, wo er am 10. Sep- 
tember 1880 nach der Übernahme des Finanzmini- 
steriums durch Dr. v. Dunajewski nach kunsem Dienste 
bei der Finanzprokuratur zum Ministerialkonziplsten 
im Finanzministerium ernannt wurde. 
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Unter dem Sektionschef Frh. v. Euder, dem aner* 
kannt besten Kenner dei Steuer- und OebährengesetK- 
gebang, wurde er dem Steufirdepartement zngeteilt 
nnd Bodann in das Präeidialbnreau vereetet, wo er 
bald das vollste Vertranen Dunajewskia erwarb, der ihm 
allmählich den auBScMaggeb endeten EiaänQ auf seine 
EntschlieQungen einräumte. 

Bei der ersten Revision des allgemeinen Zoll- 
tarifes im Jahre 1882, zur Zeit der rackscbreitenden 
zollpoli tischen Bewegung vom Freihsndelssystem zum 
SohntzzoU, welche im Jahre 1S80 ganz Mittelenropa 
erfaßte und auch Österreich -Ungarn in diese Strö- 
mung drfingte, trat Korytowski für diese Bewegung 
ein. Zar Deckung der Defizite wurden die wichtigsten 
Genußmittel, namentlich Kaffee, mit hohen Finanzzöllen 
belegt, Petroleumzoll und Petroleumsteuer erhöht, die 
Plener als die , Kriegs artikel dar Regierung gegen die 
Arbeit und den bürgerlichen Erwerb" bezeichnete. Diese 
Erhöhungen waren notwendig, um den Bedarf der Kriegs - 
verwaltung zu beschaffen nnd die Entlohn nn gen derHe- 
gierung an ihre Majorität zu ermöglichen, die jedes neue 
Budget in erhöhtem Haße belasteten. 

In diese Zeit fielen auch die Erhöhungen aller 
bedeutenden indirekten Steuern auf Bier, Spiritus und 
Zucker. Korytowski vertrat im Abgeordnetenhause ins- 
besondere die Petroleumsteuer und den Petroleumzoll, 
welche für Ungarn und dessen RafGuerien an der 
russischen <>renze und in Fiume, die alimahlioh empor- 
blühten, einen besonderen Nutzen schufen, für die sich 
Dr. V. Duuajewski der ungarischen Regierung gegen- 
über vertragsmäßig verpflichtet hatte. Auch der Polen- 
fclub seufzte darüber, diese Steuer und den Zoll, der die 
Petroleumindustrie Galiziens unterband, weil die Re- 
gierungsvorlage anf einem zollpolitischen Schleich- 
wege dem russischen Rohpetroleum den Weg nach 
Ungarn öfiiiete, bewilligen zu müssen, aber es gelang 
Korytowski, den Polenklub im Interesse Dunajewslds 
umzustimmen und das Gesetz im i'ebruar 1882 durch- 
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zubringen. Er spielte bei allen den Verliandlongen, die an- 
läßlich dieser Steuerrevisionen hinter den Knliasen des 
Hauses mit den Farteieik des „Eisernen Binges"inderAra 
DDnajewBki-TaafTe geführt wurden, eine wichtige BoUe. 

Als im Jahre 1891 Dnnajewski vom Amte schied, 
verließ auch Korytowski das Finanzminiaterinm und 
wurde von Dr. Emil Steinbach, dem neuen FinanZ' 
minister, als Vizepräsident der gaüzischen Finanz- 
landesdirektion nach Lemberg versetzt. Man erwartete, 
daß der im Steuerdepartement des Finanzministeriums 
erprobte Fiskalist in der Lage sein werde, den za 
jener Zeit noch arg rückständigen Steuereingang aus 
Galizien zu heben und den ärgsten Steuerentzie- 
hangen, die zu den allererstaunlicbsten Tiefgängen 
der Steuereingänge führten, eine Schranke zu selben. 
In der Tat bemühte sich Korytowaki bei Übernahme 
seines neuen Postens modernere Begriffe über die 
Steuerpflicht zu verbreiten, und die ihm unterstehenden 
Finanzorgane begannen die bisher sehr selten benutzte 
Steuerschraube etwas mehr anzuziehen. Seinem Eifer 
trat aber bald der Folenklub entgegen. Finanzminister 
Dr. Steinbach mußte den Vizepräsidenten der galizischen 
Landesflnanzdirektion gegen die Vorwürfe Jaworskis, 
die Steuerruhe im Lande gestört zu haben, verteidigen. 

Im Jahre 190i) wurde Korytowski die Geheime 
Bats würde verliehen. 

Bei der teilweisen Farlameotarisierung des Uini- 
steriums schlug der Folenklub Korytowski zum Finanz- 
minister im Kabinette Beck als Nachfolger Dr. Koseis 
vor und diese Ernennung erfolgte am Z. Juni 1906. 

In einer Bede vom 27. Juni 190G konnte Kory- 
towski dem Abgeordnetenhaus e die Beruhigung erteilen, 
daß dank der allgemeinen Besserung der wirtschaft- 
lichen Lage anch die Verhältnisse der Staatsfinanzen 
befriedigende seien, so daß die Investitionsauslagen 
aus den Kassabeständen gedeckt werden können und 
er daran denke, an die Sanierung der notleidenden 
Landesfinanzen zu schreiten. 
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Am 12. Oktober 1906 legte Korytowski das Bndget 
fär das Jahr 1 907 vor, das einen Übersofanfi von 16 Mil- 
lionen and einen OebarangsüberscbuB von 6*2 Mil- 
lionen Kronen anfweiat, so daß fftr Investitionen, wissen- 
schaftliche und humanitäre Zwecke bedentende Summen 
ausgeworfen werden konnten. 

Latscher v. Lauendorf Julius, Geb. Rat, Laades- 
Verteidigungsminister. Feldmarscballeutnant. 

Geboren im Jahre 1846 in Iglau, wurde nach der 
militärischen Ausbildung in Fiume dem Pionierkorps 
zugeteilt und nahm an dem Feldzug im Jahre 1866 
als Lientenant teil. Im Jahre 1870 wurde er als General- 
Stabsoffizier dem Generalstab zugeteilt. Im Jahre 1880 
wurde er provisorischer Generalstabachef bei der 27. In- 
fanterielmppen-Division. Nachdem er dann zur Truppe 
eingeteilt war, erfolgte 1887 seine Bückberufung zum 
Generalstabsdienst und seine Emenunug zum General- 
stabschef des 6. Korps. Im Jahre 1888 zum Obersten 
avanciert, wurde er 1893 General-Pionierinspektor. 

Nach der Sinennung des Korpskommandanten in 
Josephstadt FZM. Schönaich zum Landesverteidigunge- 
minigter wurde FML. v. Latscher sein Nachfolger b 
der Leitung des Korps. 

Nach der Berufung des Landes värteidigungsmi ni- 
BtersFZM. Schönaich zum Nachfolger des Keichshriege- 
ministere v. Fitreich wurde Latscher zum Landesver- 
teidigungsminister am 27. Oktober 1906 ernannt. 
Marchef Qustav, Dr., Unterriohtsminiater. Abgeord- 
neter des Städtebezirkes Baden in Niederöster- 
reich. 

Geboren am 29. Mai 1846 in Baden. Absolvierte 
das Gymnasium bei den. Schotten in Wien und in 
Krememünster, bezog dann die Universität in Wien 
und promovierte im Jahre 1870 in Graz. Im Jahrel869 
war er bei der niedere aterreiohischen Statthalterei als 
Konzeptspraktikant eingetreten und wurde in dem- 
selben J^re Assistent an der Forstakademie in Maria- 
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brann, wo er Vorträge über bftrgerliches Kecht hielt. 
Nach der Auflassung dieser Schule und SchaSnng 
einer Hochschule für Bodenkultur, zur Zelt, ala Baron 
Chlameoky im Ministerium Auersperg als Ackerbau- 
minister fungierte, wurde Marchet, der im Jahre 1872 
zum außerordentlichen, ] 876 zum ordentlichen Professor 
für Eechtslehre und Nationalökonomie für Hariabrunn 
ernannt worden war, in gleicher EigeuBchaft an die 
neue Hochschule berufen. Zur selben Zeit entsendete 
ihn die Regierung nach GaUziea, um über die Notlage 
der Landwirtschaft in diesem Lande zu berichten. 

Seit 1877 fungierte Dr. Marchet auch als Priifungs- 
kommissär an der juridischen Fakultät der Wiener 
Universität für Nationalökonomie und Finanzwissen- 
schafb. Er war damals als Fachs chriftateller tätig. Es 
erschien eine Schrift über die Tätigkeit der Landtage 
auf landwirtschaftlichein Gtebiet«, Studien über die Kaiff- 
eisenkassen, ein Buch Ober die Entwicklungsgeschichte 
derVerwaltangslebre in Deutaohland und das beiFromme 
in Wien verlegte Werk ,Daa Recht des Landwirtes". 

Am 5. März l!:>91 gelangte Marchet nach einem 
heißen Wablkampf gegen den deutsch-nationalen Mittel- 
achnllehrer Fiegl als Abgeordneter in den Reichsrat, 
wo er sich der Vereinigten Deutschen Linken anschloß. 
Neben anderen landwirtschaftlichen Fragen widmete 
er seine Arbeit im Hause besonders den Fragen der 
Weinkultur und des Weinhandels im Interesse des 
von ihm vertretenen Weinbaubezirkes. 

Seine Bemühongen, die absterbende deutsch-liberale 
Partei inNiederösterreich neu zu organisieren, scheiterten 
an der deutsch- nationalen und noch mehr an der kleri- 
kalen und christlich- sozialen Bewegung jener Zeit, als 
letztere siegreich sich über das Land entfaltete und bei 
den Landtags wählen vom Jahre 189B fast alle Land- 
tagsmandate der Landgemeinden und Städte den rück- 
schrittlichen Parteien zufielen. 

Im Jahre 1896 war Marchet in den Vorstand der 
Vereinigten Deutschen Linken gewählt worden. Er 
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vertrat dort (Üb opportunietiBohe Richtung, welche den 
offeueQ Kampf wider dt» Begime Badeni verhindern 
wolhie, den ein Teil des Eluba nach der Lösung der 
Wiener Bflrgermeistorfrage ankündigte, und als der 
Klub dieser Forderung nicht Folge leistete, traten die 
Wiener liberalen Abgeordneleo Ed. Sneß, Wrabetz und 
Noske ans dem Klub ans. Am 23. Uai )896 sachte 
die Obmannschaft der Vereinigten Deutschen Linken 
durch eine Erklärung, in der sie den Austritt der 
Dissidenten tadelte, ihr Verhalten gegenüber dem Kabi- 
nett Badeni zu rechtfertigen, dem sie die Wahlrefonn, 
die Steuerreform and andere Vorlagen genehmig hatte. 
Der Klub sollte auch femer für Portsehiitt, staatsbürger- 
liches' Becht and Deutschtum eintreten. Als aber nach Er- 
scheinen der Badenischen Sprachenverordnang die Klub- 
leitung dem Verlangen der deatschböhmiachen Abge- 
ordnet«! nicht nachkommen wollte, welche zunächst 
in der Budgetdebatte die Ablehnung des Dispositions- 
fonds perlangten, trat die Sezesmon eines Teiles der 
deutschböhmischen Abgeordneten ein, ao daß die Zahl 
der Elubmifglieder im November 1896 auf 67 herab- 
sank. Die Ära der Obstruktion begann. 

£s kamen die ^N-euwahten mit der Schaffung der 
allgemeinen Wablknrie. In dem am 23. September 1897 
neagewShlten Hanse erschien Dr. Marchet nicht mehr. 
Erst in der folgenden W^lperiode am 14. Jänner 1901 
wurde er gegen den christlich - sozialen Kammerrat 
Adler in seiner Oebortsstadt Bades wieder in das Ab- 
geordnetenliaus gewählt. In der Debatte über den Im- 
momfätsfall Seitz, bei weichem es sich um einen Kon- 
flikt But der DisaipHnarbehörde handelt«, brachte Dr. 
Marchet anl 29. März 1901 einen V ermittln ngsantrag 
mn, den das Haas annahm, durch welchen der Ver- 
iassungsauaschuß beauftragt wurde, einen Qesetzent- 
warf zar Erweiterung des Immunitätsrechtes bezöghch 
der Diaziplinargeriohte auszuarbeiten. 

Dr. Marchet wurde neaerlich in die Obmannschaft 
der deutschen Fortschrittspartei gewählt und war einer 
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ihrer Wortführer im Hanse. Bei der Bildang des Kabi- 
netten Beck wurde Dr. Marchet am 2. Juni 1906 an 
Stelle des bisherigen Leiters des UntemchtsnuBiate- 
riams, Sektionschef Frh. v, Bienert, zum Unterrichts- 
mio ister ernannt. 

Die Dorchfährang der niederöBteireichischen Schol- 
nnd Unterrichtsordnung vom 29. September 1905 and 
die Bestrebanges gegen den Zwang znr Teilnahme an 
den religiösen Übungen in den Schulen, waren die ersten 
Aufgaben, deren Löeang dringend an ihn herantraten. 

Ende Oktober 1906 versprach der Unterrichts- 
minister eine Verordnung zu erlassen, mit welcher die 
an reichsitalieniBchen Universitäten abgelegten Prü- 
fungen in Österreich Anerkennung £nden sollten. 
Pacäk Friedrich Dr., Minister. Abgeordneter der 
Landgemeinden öasl au- Kuttenberg. 

Geboren am 14. MStz 1846 in Bälohrad im Be- 
zirke Neupakau. Er absolvierte das Gymnasium in 
Krems in Niederösterreich und später in Nenhans in 
Böhmen. Seine juridischen Studien machte er an der 
' Universität in IVag und beteiligte sich an der tsche- 
chischen Studentenbewegnng. Zur Zeit des Uinisteriums 
Au ersperg-H erbst trieb er eifrig slawisch-nationale Po- 
litik und schrieb gleichzeitig als Journaüst tempera- 
mentvolle Artikel in den Prager Blättern. Wegen einer 
Bede, die er in einer Studenten Versammlung hielt, 
wurde er im Jahre 1868 verhaftet nnd wegen Hoch- 
verrates zu fünf Jaliren Kerkers verurteilt. Drei Jahre 
lang saß er in der Strafanstalt bei St. Wenzel in Prag 
nnd beschäftigte sich während dieser Strafzeit mit ein- 
gehenden juristischen und linguistischen Studien. Die 
Berufung des Grafen Hohenwart enr Eegierung ver- 
anlaQte eine allgemeine politische Amnestie, welcher 
auch Pacik seine Befreiung verdankte. Er trat in 
die Redaktion des jungtschechischen Blattes „Närodni 
Listy" als Mitarbeiter ein und vollendete eine B«ihe 
schriftstellerischer Arbeiten, unter anderen eine Über- 
setzung von ]klacchiavellis „11 Principe" ins Tschechische. 
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InzwiachbD wurde er zum Doktor der Rechte pro- 
moviert, trat in die Advokaten praxi 8 ein und ließ steh 
im Jahre 1S83 in Kuttenberg als Advokat nieder. 
Aus jener Zeit stammen zahlreiche juristische Arbeiten, 
welche er in tschechischen Fachschriften veröffentlichte. 
Im Vereine mit den Führern der jungtechechiachen 
Bewegung in Prag bekämpfte er vor Beginn der Ära 
Taaffe die Abatinenzpolitik der Alttschechen und ver- 
m-teilte deren Gefolgschaft für Klems und Hoehadel. 
Er zog mit den aohärfsten Waffen in Wort und Schrift 
gegen die reaktionäre Haltung der herrschenden Partei 
in Böhmen zn Felde und schloß sich auch jener Agi- 
tation an, welche damals den huBaitiachen Gedanken 
im tschechischen Volke wieder erweckte. 

Dr. Pacäk war Mitarbeiter an der juridiachen Zeit- 
schrift „Privnik" und an Eiehla „Spmchpraiia". Mit 
letzterem arbeitete er gemeinsam an einem Kommentar 
zum bürgerlichen Gesetzbuch, zum Strafprozeß und zur 
Konkursordll ung. Im Jahre 1868 achrieb er eine poli- 
tische BroschAre zur Darlegung der Notwendigkeit der 
Schafifiing einer nnabhängigen, freisinnigen tachechiachen 
Partei nnd deren Emanzipation von den Alttschechen, 
dem Klerus und dem Adel, Er war Mitglied der auto- 
nomen Körperschaften der Stadt und dea Bezirkea Kut- 
tenberg und Obmann des Turnvereines „Sokol". 

In hervorragender Weiae war Dr. Pac&k bemüht, 
die apäteren Wahlaiege der jungtschechiachen Partei 
vorzubereiten. Mit dem Aufhören der Abatiaenz im 
böhmischen Landtage wurde Dr. Pacdik vom Land- 
gemeinden bezirke Öaslan in den Landtag gewählt. Un- 
mittelbar nach den Kämpfen um die Wiener Punkta- 
tionen wurde er am 2. März 1B91 von demselben Be- 
zirke anch m den Reichsrat gewählt, wo das Ministerium 
Taaffe noch einmal dnrch eine Wahlreform die Majo- 
rität herzustellen suchte. 

Im Jungtschecheuhlub schloß sich Dr. Facäk dem 
gemäßigten Flägel deaselben an. Sowohl im Landtage 
wie im Reiohsrate nahm Dr. Pac^ an allen jenen Ver- 
8* 
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liaD'1I*in?»n oad Ver^^äa-ilzosgskoDfeivBaeB tt-0. welche 
as:er den versohiedenen Besr"eruDzem nmch T»»ffe slatt- 
^nden. nm eine Begeianc der ^prachen&age in Böhmen 
fcerbeizafähiwn und gleichzeitig «och das Verfifiltnis 
der beiden Volk-istäiiune in ihrer Vertrening im böhmi- 
schen Landtage dnrch eine Landta^sreform in entspre' 
chender We^e zn ordnen. Bei allen diesen Veiiiand- 
Inngen war Dr. P&cäk einer der Wortföhrer der Ver- 
ständigang zwischen Dentschen und T»;hechen jedoch 
mit der Bedingnng- der Anerkennmig des böhmischen 
Staatsrechtes and der vollen Gteichberechtignng der 
tscheohbchen Sprache anch im geschlossenen dentschen 
Sprachgebiete. 

Als die Jnngtschechen das erstemal im Jahr« 1893 
ilie Delegation beschickten, wnrde Dr. F&cÄk znm De- 
legierten jrewählt. 

Im böhminchen Landtage nahm Abgeordneter Dr. 
Pacik an der Bcseitigang der Aasglei<^9Vorlagen im 
Mai 1893 teil Damals hatten die Jnngtschechen am 
17. Mai durch gewalttätiges Voi^ehen den Abgeord- 
neten Dr. Fanke verhindert, das gegen ihren "Willen 
anf die Tagraordniuig gestellte Referat Ober das Kreis- 
gericht Trantenan zu erstatten. Der Landtag war wegen 
dieses Edczessea noch über eine in der Nacht von Wien 
eingelangte Weisnng der Begiemng geschlosson worden. 
Die Entrüstung über diesen ersten Versuch einer ge- 
waltsamen Verhinderang legislativer Arbeit durch Volks- 
vertreter übte ihreWirkong bei der Wahl der Mitglieder 
des Badgetantiscbiisses in der Delegation. Die Jnag- 
tschechen erhielten kein Mandat für den Ansschoß, 
worüber sich im Plennm der Delegation am 25. Mai 
eine heftige Diskassion entwickelte, in welcher Dr. 
Pacäk gegen die vom Abgeordneten Dr. Plener her- 
beigeführte AnsBohließnng der Jungtschechen lauten 
Protest erhob. 

Dr. Pacäk blieb auch in den Folgenden Sessionen der 
Delegation einei- der Wortftthrer der slawischen Oppo- 
«ition gegen die auswärtige Politik and den Dreibund. 
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Id einer Rede vom IT. März 1893 legte er im Ab- 
geordneteahauee dar, ohne Staatsrecht gebe es keiaen 
AuBgleich mit den Deutschen. Ein sprachlicher Ausgleich 
könne nur von Nation zu Nation geschaffen werden; 
ein sprachlicher Ausgleich sei kein Ausgleich zwischen 
ZentraliamDS und Föderalismus. Im Dezember 1895 
befürwortete er wieder eineo Ausgleich mit den Deut^ 
sehen und ließ eine Broschüre unter dem Titel „Um- 
risse einer Ausgleichung der SprachenverhÜtnisse in 
Böhmen' ersoheinen, in welcher er seinen Standpunkt 
vertrat Der radikale Flttgel des Jungt schecbeuklubs, 
welcher jeder Verständigung mit den Deutschen in 
Böhmen feindhch war und die einfache Unterwerfung 
der Deutschen verlangte, trat in offenen Widerspruch 
mit der mäßigeren Kampfweise Pac&,kB. Im Novemlser 
des Jahres 1696 kam es zu Konäikten zwischen Dr. 
Fac&k und dem radikalen Dr Vaschaty, infolge deren 
Br. Vaschaty sich veranlaßt fand, ans dem Jung- 
tsohechenklub zeitweise auszutreten. 

Im böhmischen Landtage stellte Dr. Facik im Fe- 
bruar 1897 einen Antrag auf Einführung der inneren 
tschechischen Dienstaprache bei den landes fürstlichen 
Ämtern in Böhmen. Damals ließ noch Graf Badeni 
durch den Statthalter Grafen Coudenhove im Landtage 
die Erklärung abgeben, daß die Einführung der inneren 
tschechischen Dienstsprache nur im Einvernehmen mit 
den Vertretern der beiden Volksstämme erfolgen werde. 
Dr. Pac&k befand sich unter jenen Ratgebern des Grafen 
Badeni, welche es durchsetzten, daß am G. April 1897 
die Sprachen Verordnung für Böhmen und Mähren ver- 
öffentlicht wurde, die den Sturz des Eabinettes Ba- 
deni herbeiführte 

Im Februar 1897 hatte Dr, PaoAk un böhmischen 
Landtage auch eine Gesetz es vorläge über den Gebrauch 
beider Landessprachen bei den autonomen Behörden an- 
gebracht. Die zweite Landessprache sollte überall in 
Böhmen zur Geltung kommen, wo sich ihrer wenig- 
stens ein Fünftel der Bevölkerung bedient. 
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Nach dem Falle Badenis nahm Dr. Facik an den 
von Baron Gaatsch im Dezember 1897 eingeleiteten 
Verhandlungen über die Regelung der Spracbenfrage 
teil. Damals lehnten die Unterhändler der deutschen 
Gruppen die Vorsehläge der Regierung am 10. De- 
zember ab. 

Im Abgeordneten hause brachte Dr. Facik in jenem 
Jahre und auch in den folgenden Sessionen eine Reihe 
Anträge zur Reform der Preßgesetzgebung ein, die 
jedoch durch die fortdauernde Obstruktion im Abge- 
ordnet enh aus e nicht zur Beratung gelangten. Dr. PacAk 
wollte das objektive Verfahren beseitigen, das Be- 
richtigungsverfahren reformieren. Der Vorschlag, Ehren- 
beleidigungen, begangen durch die Frease, dem Geacbwo- 
renengericht zu entziehen, traf in der Öffentlichkeit auf 
starken Widerspruch. 

Mit dem Eindringen des nationalen Streites in die 
Armee erwuchs für die tBchechischen Abgeordneten 
die Pflicht, sich für die Sprachenfrage im Heere ein- 
zusetzen. Als Mitglied der Delegation erörterte Dr.Facäk 
wiederholt die Forderung nach Gleichberechtigung der 
slawischen Sprachen beim Kommando. Die Zde-Frage 
war die Folge dieser nationalen Agitationen. 

Über den Mißerfolg der im Februar 1900 von Dr. 
V. Koerber einberufenen Veratändigungskouferenz, an 
welcher Dr. FacÄk teilnahm, berichtete er am 23. April 
1900 im böhmischen Landtage und knüpfte daran neuer- 
lieh den Antrag, die Regierung zur Durchführang der 
Regelung der Sprachenfrage bei den landeafttratlichen 
Behörden in Böhmen aufzufordern. Damals machte er 
auch den Vorschlag, im Interesse der deutschen Be- 
amten in Böhmen eine Übergangszeit von 15 Jahren 
gelten zu lassen und nach dieser Zeit nur Beamte an- 
zustellen, welche beider Landessprachen mächtig sind. 

Die Jungtschechen, welche im Abgeordneten hause 
zur Zeit des Koalitionsministeriuma Windischgrätz die 
Taktik der Obstruktion eingeführt hatten, setzten die- 
selbe nach der Aufhebung der Badenischen Sprachen- 
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Verordnungen fort; Dr. Pacäk war zu dieser Zeit einer 
der FürBprecher der Obstruktion. Als er am 30. Mai 
1900 bei dem Empfange der Delegierten vom Kaiser 
angesprochen wurde, sagte ihm der Monarch unter 
Hinweis auf die tschechische Obstruktion, welche die 
Tätigkeit des Beichsrates brachlegte: „Wir sind zum 
■ Gespötte der Welt geworden; das ist eine Schande!" 
'Trofadem kam es am 8. Juni 1900 za jener lärJnendea 
Katzenmusik im Abgeordnetenhaune, welche den Mini- 
sterpräsidenten Dr. V. Koerber sp&t nachts veranlaßte, 
vom Kaiser in Schöabrunn die Schließung der Seaeton 
za verlangen. Dr. Pacäk war im Hause nicht anwösend, 
da ihm der Kluh am selben Tage wegen seiner Hoch- 
zeitsreise einen Urlaub gewährt hatte. 

Nach dem Rücktritte Dr. Engels von der Stelle 
des Obmannes des JungtschechenkhibB wurde Dr. Pacäk 
am 14. Februar 1901 an die Spitze des Klubs gestellt. 
Von dieser Zeit an trat er für das Aufgeben der Ob- 
straktion ein und verteidigte am i. April 1901 in einer 
Versammlung der jungtschechi sehen Vertra'uensmftnner 
eine nationale Etappen politik, die gleichzeitig eine Po- 
litik der freien Hand gegenüber der Regierung und 
den Parteien ermöglichen sollte. 

Der Jungtschechenklub fand in der folgenden Zeit- 
periode wieder Gelegenheit, diese Etappen politik zu 
verwirklichen. Am 34. Mai 1902 erklarte Dr. Pacäk 
namens des Klubs, dieser werde die parlamentarische 
Erledigung des Ausgleiches mit Ungarn so lange hin- 
dern, bis den darch die Zurücknahme der Badenischen 
Sprachen Verordnung geschädigten Tschechen die volle 
Geil ugtuii Dg gegeben würde. Diese Genugtuung würde 
damals bereits in den beiden Forderungen festgestellt, 
für welche der Jungtschechenklub bis zum heutigen Tage 
eintritt: Die innere tschechiacbe Amtssprache in den 
Ländern der böhmischen Krone und die Errichtung 
einer tschechischen Universität in Mähren. 

Ende August 1892 veröffentlichte Dr. Pacäk vom 
Badeorte Misdroi aus jenes offene Schreiben, in welchem 
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er angesichts der zahlreichen Verstau digDHgsversnche 
die Fortdauer der übstruktioD gegen den nngaxischen 
Aasgleich nnd das Bndget aukflndlgte, falls die Be- 
gieniDg nicht, entsprediend dem vom Jangtaoiiechen- 
klub am Sciiluase der Session gefaßten Beschlüsse, 
die ForderoDg nach ßestitaieiung der inneren tstdiechi- 
Bt^en Amte spräche und der zveitea tscheohiudtea Univer- 
sität in AUJireii gew&hrea würde. Diese Bedingungen für 
di« eaddicbe Behandlung der virtsc haftlichen Vorlagen 
dürfe aber nicht bloß versprochen, sie müssen auch 
sofort befriedigt werden, ehe die Verhandlung über 
das Budget beginne. Aach eine Alternative der beiden 
Bedingungen erklärte Dr. Fac4k als nicht genügend. 
Die im Jänner 1!<03 neuerlich eingeleiteten Ver- 
ständigunga versuche über die Eegelong der Sprschen- 
frage in Böhmen brachte Dr. Fac&k durch die uMnens 
des Klubs abgegebene Erklärung zum Scheiterit, daß 
die Tschechen nach wie vor auf dem staatsrechtlichen 
Standpunkte verharren, demgemäß in allen Gebieten 
der Länder der Krone Böhmens die beiden Landes- 
sprachen gleichberechtigt sein müssen und in ^fsliren 
^ne zR-eite tschechische Universität erriohtet werden 
müsse. Dr. Pacik war aber in diesem Zeitpunkte be- 
strebt, aus taktischen Gründen die Obstruktiopspolitik 
zu sistieren. Inzwischen drängte der radikale Flügel des 
Klubs auf Fortsetzung der Obstruktion, um das Ka- 
binett Koerber zu stürzen. Die Abgeordneten FoH) 
und Fantuczek traten gegen Facäk im Klub auf, der 
mit seinem B-ücktritte als Obmann drohte. Der Klub 
mißbilligte das Verhalten des Abgeordneten Dr, Fort 
und sprach Dr. Facäk sein Vertrauen aus, um die 
Krise im Klub zu beschwören. Die Vertianensffi&nner- 
vereammlung vom 26. April 1903 in Prag trat gleich- 
zeitig anf die Seite Dr. Fac&ks. Immer entschiedener 
verlangte Dr. Pacäk das völJige FaUenlaBsen der Ob- 
struktion, trotzdem inzwischen die tschechischen Agra- 
rier und Radikalen den Jungtschechen in Böhmen stark 
zuzusetzen begannen. Seit der Ära Oautsch nahmen 



^lailizccbvGoOgle 



41 

doiDD die Jaag:tachechen an den ObBtraktione versuchen 
det T8(^eoluaoh-S»dikalen niclit mehr teil. Oleichseitig 
bröi^elte aber der Jungtechechenklub ab. Dei' Jung- 
techecJjenUob, der im Jahre 1897 noch an SOMitgtieder 
gezählt ba,ibe und im Jahre 1901 auf 53 Mitglieder zu- 
rttckgegangea war, verlor im Laufe der letzten Jahre 
Stimmen an die Badikalen, Agrarier, Klerikale und 
Wilde. 

Im Oktober 1904 dauerte die von den deutschen 
Abgeordneten im böhmischen Landtage gemachte Ob- 
struktion, mit welcher man die tschechische Obstruktion 
im Abge ordnet eo hause beantwortete, noch fort. Die 
vom Fürsten Lobkowitz einberufenen Obmann erkonfe- 
renzeu blieben reeultatlos , der Landtag mußte am 
H. Oktober geschlossen werden, ohne auch nur Not- 
standsvorlf^en erledigt zu haben. Dj-. Facäk hielt am 
23. Oktober vor seinen Wählern in Caelau eine Rede, 
in welcher er alle Gerüchte, die Tschechen würden 
nun üixe Obstruktion im Eeichsrate definitiv fallen 
lassen, als falsich erkläi'te, ia.it dem Beifügen jedoch, 
die Obstruktion sei kein politisches ProgramTit, sondern 
nur ein taktisches Mittel, das man anwenden könne 
oder nicht. Facäk klagte über die Haltung der tschechi' 
sehen Agrarier und behielt die endgiltige Entscheidung 
über die Taktik des Jungtschechenklubs der Kiubexe- 
kufivß vor. 

Zu Beginn des Jahres 1906 wurden von Baron 
Gautsch zur Sicherung der für den Februar ange- 
kündigtem Wahlreform vorläge die Verhandlungen mit 
Dr. Pacik wegen dessen Eintritt als Landsmajir minister 
an ttetlfi Dr. Eandas eröffnet. Die Verhandlungen achei 
terten an der Fordeiung des Juugtschecheriklubs, es 
müßten vor dem Eintritte des Obmannes des Jung- 
tachechenklubs in das Eabinett die bekannten tsche- 
chischen Wünsche befriedigt werden. Am 2'). Jänner 
190ii lehnte Dr. Pacäk die Einladung, in das Kabinett 
Gautsch einautreten, ab, vorgeblich, da der Wablreform- 
entwurf den tschechißchen Wünschea nicht entsprach. 
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Mit der Berufung des Prb, v. Beck zur Bildung des 
neuen Kabinettes am 30. Mai 1906 begannen die Ver- 
handlungen über die teilweise Farla'mentarisiernng des 
Kabinettes. Dr. PaeAk wurde diesmal berufen, ala tsche- 
chischer Landsmann minister in das Ministerium einzu- 
treten und nahm diese Berufung an. 
Prade Heinrich, Minister. Abgeordneter für den Stadt- 
bezirk Reichenberg. 

Geboren am 15, Juni 18B3. Prade absolvierte die 
, Oberrealschule in Reichenberg, trat dann in die We- 
berei und Spinnerei seines Vaters ein, war ein Jahr 
lang Beamter der Südnorddeutschen Verbindungsbahn 
und seit dem Jahre 1871 Beamter der Versicherungs- 
anstalt Konkordia in Eeicherberg. Seit dem Jahre 187ä 
war er Bezirksagent dieser Gesellschaft. Am 30, April 
1885 etablieiie sich Prade als selbständiger Kaaütiann 
in Reichenberg. In diesem Jahre wurde er in die Ge- 
meindevertretung Reichenberg gewählt, iü welcher die 
nationale Partei zur Herrschaft gelangte. Gleichzeitig 
wurde ihm das Mandat der Stadt für den böhmischen 
Landtag und am 3. Juni 1885 auch für den Reichsrat 
übertragen. 

Prade schloß sich im Abgeordneten hause der langsam 
emporwachsenden deutsch-nationalen Bewegung an, die 
er auch innerhalb des deutschen Landtagsklubs in 
Böhmen vertrat und zur LoslSsung der deutsch-natio- 
nalen Gruppe vom einheitlichen deutschen Landtags- 
klub mitwirkte. 

Als Statthalter Graf Franz Thun die deutsch-natio- 
nale Bewegung in Nordböhmen bekämpfte und zu 
diesem Zwecke die Reichenberger Stadtvertretung auf- 
löste und den Grafen Coudenhove als kaiserlichen 
Kommissär mit der Leitung der Stadtverwaltung be- 
traute, stand Prade an der Spitze der Bewegung, welche 
diese Verfügung des Statthalters mit Erfolg bekämpfte. 
Gegen die in dieser Angelegenheit vom Grafen TaafFe 
im Abgeordneten hause abgegebene" Erklärung erhob 
Prade am 5. November 1892 heftigen Einspruch. 



^oiizccbvCoogle 



43 

Mit der radik&len alldeutschen Gruppe im Ab- 
geordnete nhause nahm er an allen Aktionea gegen 
den Kapitalismus teil, trat energisch für die Böreen- 
Bteuer im Jahre 1890 ein und verlangte in einer Inter- 
pellation vom 3. Mai 1890 die Ordnung der Verhält- 
nisse deaPensionsfonds dcrStaatseisenbahngesellHchaft, 
der anläßlich der Abtrennung der ungariachen Linien 
infolge zahlreicher nicht immer ge rechtfertigte rB eamten- 
penaionierungen notleidend geworden war. 

Durch wiederholte Anträge, deren ersten er schon 
kurz nach seinem Eintritte ins Abgeordneten haus am 
20. Mai 188G gestellt hatte, agitierte er für die Schaffung 
einer Arbeiter- Invaliden-, Witwen- und Waisen Versiche- 
rung und fär die gewerblichen Reformen im Sinne der 
G e wert epartei . 

Die Reibungen zwischen der altiiberalen Partei und 
den deutsch -nationalen Fraktionen führten im Juli 1Ö94 
zur G-ründung des Bnndes der Deutschen in Böhmen 
durch die Mitglieder der deutsch nationalen Vereinigung. 
Gleichzeitig bekämpften die nationalen Gruppen im Ab- 
geordneten hause das Koalitionsministorium "Windisch- 
grätz-Plener. In jener Zeit hatte Prade die Absicht, 
sein Reich sratsmandftt niederzulegen, ließ sich aber 
zur Zurücknahine seines EntschluaseB bewegen und 
blieb an der Spitze der deutsch- nationalen Agitation 
gegen die Regierung. 

Im März 1897 in das Abgeordnetenhaus wieder- 
gewählt, schloß er sich der Obstruktion gegen das 
Kabinett Badern an, am dessen Sprachen Verordnung zu 
bekämpfen. Am 30. April waren die drei Minister- 
ankiagen gegen das Kabinett von den drei Parteien 
der Linken eingebraoht worden wegen der Verletzung 
des Vereins- und Versammlungsrechtes, wegen der 
Sprachen Verordnung und wegen der im Vevordnungs- 
wege auf Grund des § 14 des Staatsgrundgesetzes 
festgestellten Znckerprämien durch den Minister Dr. 
Kaizl. Am 8. Mai setzte die deut.'^che Obstruktion ein, 
an welcher sich auch Frade beteiligte. 
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Wahrend die Obstruktion fortdauerte und auch 
gegen das Kabinett Thun die Ministerau klage einge- 
bracht wurde, kam es am 10. November 1898 zu einer 
atürmiBchen Dcbatto gegen die Haltung des Juatiz- 
ministers Buber in der Sprachen frage. Prade rief Ruber 
zu: „Herr Justiainin ister, achicken Sie doch das Steno- 
graphische Protokoll der heutigen Sitzung dem Kaiser, 
damit die Krone die Zustände bei uns in wahrheits- 
getreuer Darstellung kennen lernt. Unser Kaiser ist 
ein deutscher Fürst, und es ist nicht denkbar, daß er 
das alles weiß. Wenn man ihn nicht belügen würde, 
könnten solche Zustände in Böhmen nicht bestehen. 

Am 3'. Jänner 1899 hielt er eine Eede über die 
administrative Abgrenzung in Böhmen, verlangte die 
Beseitigung des klerilialen Einflusses auf die Regierung, 
die Brechung der Macht des Feudaladela in den Hof- 
kreisen und die Ersetzung des Kabinettes Thun durch 
ein neues Beamtenministerium. 

Er nahm an den Versuchen teil, die Parteien der 
Linken zu gemeinsamem Vorgehen gegen die Regierung 
zu einigen und befand sieh unter den Vertrauensmännern, 
■welche das Solidaritätsprogramm der Deutschen auf- 
stellten, das als Pfingstprogramm am 21. Mai 1899 
publiziert wurde. 

Der Versuch der Linken, Prade an Stelle des Ab- 
geordneten Ferjanßi»^, der als Vizepräsident des Ab- 
geordnetenhauses zurückgetreten war, zu wählen, schei- 
terte am 20. Oktober 1899, da die Rechte sich auf 
die Wahl Pientaks geeinigt hatte. 

Nach der Übernahme der Regierung durch Dr. 
V. Koerber wurde Prade von diesem als deutscher 
Land amannm in ister in Aussicht genommen, Die Ver- 
handlungen zerechlugeu sich, dagegen wurde damals 
Prade nach dem Eintritt Pientaks in das Kabinett 
Koerber am 7. März 1900 zum ersten Vizepräsidenten 
gewählt. 

In seiner Stellung im Präsidium des Abgeordneten- 
hauses wurde er die Zielscheibe heftiger Anfeindung 
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für die radikal-deatache Orappe, die ihm Konivenz 
gegen die Regierung vorwarf. Prade rechtfertigte sein 
Verhalten am 10. April 1900 vor seinen Wählern and 
verurteilte daa demagogiacbe Vorgeben des Abgeord- 
neten Wolf und der dentach-radikalen Grappe. 

Nach den Neuwahlen im Jänner 1901 nominierten 
die Parteien der Linken Prade neuerlich fttr den Posten 
des ersten Vizepräsidenten. Die Kandidatur stieß auf 
der Kechten auf Widerstand, Bei der Wabl des Prä- 
sidiums am 8. Februar 1901 wurde Prade mit 136 
von 328 Stimmen gewählt. 78 Stimmzettel waren leer 
abgegeben worden und waren nngiltig. 

In seiner Eigenschaft als Vizepräsident trat er am 
14. Februar 1901 för den Präsidenten Grafen Vetter 
ein, der angesichts der Überhandnähme der Praxis, kon- 
fiszierte Schriften und Bücher in Form von Inter- 
pellationen zu immunisieren, dem Präsidium ein Zensur- 
recht an dem Einlaufe vindizierte. Die Folge waren 
erneuerte Reibungen zwischen Prade und der all- 
deutschen Gruppe. Um diesen AusRlllen gegen seine 
Person zu entgehen, kündigte Prade in der Landtags- 
wahlbewegung im August 1901 seinen Rücktritt vom 
Präsidium an. Trotz der Vertrauenskundgebungen der 
deutschen Volkspartei, deren Mitglied Prade war, legte 
er nach der Landta^wahl am 17. Oktober 1901 seine 
Stelle als Vizepräsident des Abgeordnetenhauses nieder. 

Der Streit über die nationale Abgrenzung in Böhmen, 
welche die Radikalen zurückwiesen, sowie der Streit 
über die Teilnahme der deutschen Parteien an dem 
neuen Verständigungsver suche mit den Tschechen ver- 
anlaßten seinen Rücktritt aus der Obmannschaft der 
Deutschen Volkspartci. Wäiirend Prade einerseits die 
Deutsche Fortschrittspartei bekämpfte und sich mit 
den Alldeutschen auf guten Fuß zu stellen suchte, 
hatte er an Anhang in der Deutschen Volkspartei ver- 

Am ZI. März 1902, nachdem der vom Abgeordneten 
Grafen Stürgkh gestellte Antrag wegen der Verlegung 
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des Cillier slowenischen OymnaHiums nach. Marburg im 
Budgetausachusse gefallen war, drängte Prade mit dem 
radikalen Flügel des Klubs diesen zu dem Beachlusse, 
dem Kabinette Koerber die scbfLrfste Opposition zu 
machen, die Referate für das Budget niederzulegen 
und die Delegierten aus der Obmännerkonferenz der 
Parteien der Linken zurückzuziehen. 

In der Ära Gautscb, ala es eich um die Frage der 
Berufung eines deutschen Lands man nminiaters zur Si- 
cherung der Zweidrittelmehrheit für die Wahlreform 
handelte, wurde Prade im April 190ü für diesen Posten 
in Aussicht genommen. Baron Gautach räumte dem 
Prinzen Hohenlohe den Platz. Als nach der plötzlichen 
Demission Hohenlohes nach der Bildung des ungari- 
schen Koalitionsministeiiums am 29. Mal 1906 die be- 
reits einberufene Sitzung des Abgeordnetenhauses durch 
den Präsidenten Qrafen Vetter abgesagt wurde und 
eine Gruppe radikaler Abgeordneten aller Parteien 
des Hauses die Abhaltung einer Sitzung ohne das 
Präsidium erzwingen wollte, wurde Prade von dieser 
Versammlung im Sitzungssaale des Abgeordnetenhauses 
zum Vorsitzenden gewählt. Es gelang ihm die turbu- 
lente Versammlung zu einer ruhigen Besprechung der 
Lage zu veranlassen, so daß sie sich nach einer Sym- 
pathiekundgebung für den Prinzen Hohenlohe und 
dessen strammes Auftreten gegen die ungarische Re- 
gierung mit einem Beschluß begnügte, der die Einbe- 
rufung einer Sitzung durch den Präsidenten verlangte. 

Bei der Bildung des Kabinettes Beck wurde Prade 
am 2. Juni 1906 zum Minister ohne Portefeuille er- 
nannt. 
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Die Erzherzoge 
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Franz Ferdinand, Erzherzog von Osterreich -Este. 
Ehrenbailli des souveräoen Malteserordens, Ge- 
neral der Kavallerie zur Disposition. Admiral. In- 
haber des Infanterieregimentes Nr. 19, des Ulanen- 
regimentes Nr. 7, des Korps - Artilierieregimentes 
Nr. 6. Kaiserlich russischer Generalmajor und Chef 
des Bugschen DragonerregJmentes, Chef des preußi- 
schen Posenschen Ulanenregimeotes Prinz August 
von Württemberg Nr. 10, ä la suite des preußischen 
Ostpreußischen Ulanenregimentes Graf DohnaNr.8, 
des Sächsischen Ulanenregimentes Franz Joseph 
und der deutschen Marine. Inhaber des Bayrischen 
2. schweren Reiterregimentes. EhreumitgÜed der 
kais. Akademie der Wissenschaften in Wien. 

Geboren zu Graz am 18. Dezember I8ö3. Nach 
einer "Weltreise, welciie Erziierzog Frauz Ferdinand 
mit dem Kriegsschiffe „Elisabeth" zur Kräftigung seiner 
Gesandheit im Jahre 18fl7 unternommen hatte, trat 
er wieder in die Armee aktiv ein. Ein kaiserliches 
Handschreiben vom 29. März 189s stellte den Erz- 
herzog „zur Disposition des kaiaorlichon Oberbefehles", 
Nicht eingeengt dnrch die Erfordernisse eines bestimmten 
Kommandopostens, sollte der Erzherzog Gelegenheit 
finden, „die Führung verschiedener Heereskörper bei 
größeren Waffenöbungen zeitweilig zu übernehmen, dem 
gesamten Heerwesen von einem höheren Standpunkte 
näher zu treten, überhaupt aber jenen reichlichen Ein- 
blick in alle Verhältnisse der Wehrmacht zu Lande wie 
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I gewinnen, welcher dem allgemeinen Wohle 
ur zum Besten gereichen soll". 
Am 28. Juni 190Ü erfolgte die infolge der Ver- 
ehelichung mit Gräfin Chotek notwendig gewordene 
Eeuunziation des Erzherzoge für seine GemaMin und 
deren Nachkommenschaft auf alle Rechte der Thron- 
folge. Diese Eenunziation wurde beiden Parlamenten 
vorgelegt. Im ungarischen Parlamente brachte Minister- 
präsident Szell die EenuaBJation behufs Inartikulierung 
ein. Im österreichischen Ab geordneten hause wurde die 
Erklärung des Erzherzogs einem Ausschusse zur Be- 
richterstattung zugewiesen. Dieser beantragte über 
Vorschlag Grabmayers die Erklärung ,mit schuldigem 
Danke" ehrfurchtsvoll zur Kenntnis zu nehmen. Ein 
Vorschlag, dem Abgeordnetenhaage den Wortlaut des 
kaiserlichen Hausgesetzes bekannt zu geben, auf wel- 
ches sich die Eenunziation bezog, wurde vom Aus- 
schüsse abgelehnt. 

Am 7. Mai 19U1 berichtete hierüber Abgeordneter 
R. V. Starzynski im Hause. Vor der Abstimmung ver- 
ließen die Tschechen, Feudalen und Sozialisten den 
Saal. Die Erklärung des Erzherzogs wurde zur Kenntnis 
genommen. Das Heri'enhaus nahm die Erklärung gleich- 
falls zur Kenütnis und beschloß, sie dem Archiv einzu- 
verleiben. 

Am 17. April 1901 übernahm Erzherzog Franz 
Ferdinand, während der Katholikentag in Wien tagte, 
über eigene Initiative das Protektorat des katholischen 
Schulvereines und teilte diesen Entschluß der Leitung 
des Vereines persönlich mit, mit der Begründung, daß 
dieser Verein die ,Los von Eom"-Bew6gung bekämpfe, 
die das „Los von östen-eich" bedeute. Er werde den 
Verein nicht nur nominell durch Übernahme des Pro- 
tektorates, sondern auch mit allen Mitteln unterstützen. 
Am 18. April 1901 wurde über diese Entschließung 
des Erzherzogs im Abgeordneten hause von alldeutecher 
Seite interpelliert Ministerpräsident Dr. v. Koerber er- 
klärte den Vorgang als eine private Angelegenheit 
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dea Erzherzogs, für welche die Regierung keine Ver- 
antwortung zu tragen habe. 

Im Februar dea Jahrea 1902 ging Erzherzog Franz 
Ferdinand nach Petersburg, um sich für die ihm ge- 
wordene militärische Auszeichnung zu bedanken. Wegen 
der schwebenden Hand eis Vertrags Verhandlungen wurde 
diesem Besuche auch eine politische Bedeutung beige- 
legt. Klagen, die von Komjathy und Visontai im unga- 
rischen Parlamente darüber eingebracht wurden, daß 
sich in der Begleitung dea Erzherzogs nicht auch ein 
angarischer Kavalier befunden habe, beantwortete der 
Ministerpräsident mit dem Hinweise darauf, daß dieser 
Besuch des Erzherzogs nichts weiter als einen Akt höfi- 
scher Courtoisie bedeute. 

Bei der Beise des Erzherzogs zu den Krönungs- 
feierlichkeiten in London im Mai 1902 wurden ähnliche 
Klagen im ungarischen Parlament« erhoben. Herr v, Szoll 
konnte darauf verweisen, daQ sich in der Suite des 
Erzherzogs auch der ungarische Bannerherr und Oberst- 
mundschenk Qraf Tassilo Festeticz befand. 

Im September 1906 leitete der Erzherzog in Ver- 
tretung des Kaisers die Manöver in Dalmatien und 
empfing in Trebinje die bosnischen Huldigungsdepu- 
tationen. Kurz nach dieser Manöverreise des Erzherzogs 
erfolgte die Änderung in der Leitung des" General- 
stabes und der Rücktritt des Grafen Beck von der 
Stelle des Ohefa des Generalstabes. 
Ferdinand Carl Ludwig, Erzherzog. Generalmajor 
des 3. Regimentes der Tiroler Kaiser-Jäger uad 
Inhaber des Infanterieregimentes Nr. 18. Chef des 
preußischen Jägerbataillons von Neumann Nr. 5. 

Geboren zu Wien am 27. Dezember 1868. 
Ludwig Viktor, Erzherzog. Feldzeugmeister. und In- 
haber des InfanteriereglmeDtea Nr. 65. Chef des 
russischen Tomskischen Infanterieregimentes Nr.39. 

Geboren zu Wien am 1&. Mai 1842. Am 27. Juli 
1865, vor der Sistierung der Verfassung, wurde ihm 
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Auftrag, an Stelle des Kaisera die Eeicharata- 
durch Verlesung der Thronrede zu schließen. 

Joseph Ferdinand, Erzherzog. Oberst. KommaDdant 
des Infanterieregimentes Frh. v. Joelson Nr, ftS. In- 
haber des Infanterieregimentes Nr. 45. 
Geboren zu Salzburg am 24. Meu 1872. 

Peter Ferdinand, Erzherzog. Oberstleutnant im In- 
fanterieregimente Erzherzog Rainer Nr. 69. 

Geboren zu Salzburg am 12. Mai 1874. 

Heinrich Ferdinand, Erzherzog. Rittmeister im Dra- 
gonerregimente Albrecbt Prinz von Preußen Nr. 6. 

Geboren zu Salaburg am 13. Februar 1878. 

Leopold Salvator, Erzherzog. Feldmarschall-Leutnant 
und Kommandant der 25. Infanterie-Truppendivi- 
sion. Inhaber des Infanterieregimentes Nr. 18. 

Geboren zu Altbunzlau am 15. Oktober 1863. 

Franz Salvator, Erzherzog. Generalmajor und Kom- 
mandant der 17. Kavalleriebrigade, Inhaber des 
Husarenregimentes Nr. 15 ä la suite des preußi- 
schen Husarenregimentes Kaiser Franz Joseph 
Nr. 16. 

Geboren zu Altmunster am 21. August 1866. 

Ludwig Salvator, Erzherzog. Oberst und Inhaber des 
Infanterieregimentes Nr. 58. Ehrenmitglied derkais. 
Akademie der Wiesenschaften in Wien. 
Geboren' zu Florenz am 4. August 1847. 

Friedrich, Erzherzog. Feldzeugmeister. General-Trup- 
peninspektor. Inhaber des Infanterieregim. Nr. 52. 
Chef des preußischen Infanterieregimentes v.Stülp- 
nagel Nr. 88, 

Geboren za Groß-Seelowitz am 4. Juni 1856. 
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Carl Stephan, Erzherzog. Vize-Admiral und Inhaber 
des Infanterieregimentes Nr. 8. Kontre-Admiral 
k la Suite der deutschen Kriegsmarine. 

Geboren zu Grofi-Seelowitz am Ö. September J 

Eugen, Erzherzog. General der Kavallerie und Kom- 
mandant des 14. Korps und kommandierender Ge- 
neral in Innsbruck. Landesverteidigungs-Komman- 
dant in Tirol und Vorarlberg. Inhaber des Infan- 
terieregimentes Nr. 4 und 41. Chef des Ostpreußi- 
sehen Kürasaierreglmentes Graf Wrangel Nr. 3. 
Ehrenpräsident des Vereines für historische Waffen- 
kunde in Dresden. 

Geboren za OroQ-Seelowitz am 21. Mai 16ä3. 

Joseph August, Erzherzog. Oberst und Kommandant 
des ungarischen Budapester Landwehr- Husaren- 
regiraentes Nr. 1. Inhaber des Dragonerregimentes 
Nr. 15. 

Geboren en AIcsuth am 9. Augast 1S72. 

Rainer, Erzherzog von Osterreich. Inhaber des In- 
fanterieregimentes Nr. 39. Kurator der Akademie 
der Wissenschaften in Wien. 

Geboren am 11. Jänner 1837 in Mailand. Im Laufe 
seiner militärischen Karriere wurde er Oberst beim 
Kaiser-Infanterie- Nr. 1, dann beim Küraaaierregi- 
mente Walmoden; im Jahre 1862 Inhaber des 59. In- 
fanterieregimen te B . 

Am 2. Februar 1867 wurde der Erzherzog aam 
Präsidenten des ständigen Keichsrates ernannt, aus 
welchem als Vorläufer der konstitutionellen Ära im 
Jahre 1860 der verstärkte Beichsrat hervorging, dessen 
Verhandlungen Erzherzog Rainer vom 31. Mai 1860 
bis aum 28. September 1860 zu leiten berufen wurde. 

Der Versuch, durch das Oktoberdiplom der Mon- 
archie eine ständige, föderalistische Verfassung zu geben, 
wurde fallen gelassen und unter Beihilfe des Erzherzogs 
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die zentraliatisch© Febmarverfassung geschaffen. Als 
erster verfassungsmäßiger Ministerpräsident trat Erz- 
herzog Kainer am 4. Februar 1861 an die Spitze des 
Kabinettes, dessen Staatsminister Dr. Anton B. v. 
Schmerling wurde. Da es letzterem nicht gelang, den 
Widerstand der Ungarn gegen die zentralistisphe Ver- 
fassung zu brechen, gegen welche auch alle slawischen 
SMlmme ihre historischen, individuellen Eechte zu Felde 
führten, wurde die Februarverfassung unter Belcredi 
sistiert. Erzherzog Eainer trat am 22. Juli 1865 von 
der Leitung des Ministeriums Schmerling zurück und 
dieses wurde am 27. Juli entlassen. 

Inzwischen war der Erzherzog am 9. März 1861 
zum Fe Idmareohall- Lieutenant ernannt worden und war 
am ] O.März 1861 als Kurator an die Spitze der kais. Aka- 
demie der Wissenschaften in Wien, deren Ehren roitglied 
er ist, berufen worden. Am 31. März I86a übernahm 
er die Stelle des Protektors des Österreichischen Mu- 
seums für Kunst und Industrie. Im Kriegsjahre 1866 
betätigte sich der Erzherzog bei der Südarmee an der 
Seite des Erzhei-zogs Albrecht 

Erzherzog Itaiuer hatte sich nach diesem Zeitpunkte 
vom politischen Leben zurückgezogen, weil er schon 
nach der Schaffung des Ministerverantwortlichkeits - 
Gesetzes Bedenken trug, als Mitglied des kaiserlichen 
Hauses au den Geschäften des Kabinettea sich zu 



Als das neue Wahlgesetz auch eine neue ^Land- 
wehr Organisation brachte, wurde Erzherzog Rainer zum 
Oberkommandanten der österi'e ichischen Landwehr am 
20. Juni 1872 ernannt, auf welchem Posten er bia 
zum Jahre 1906 verblieb. 

Der Erzherzog stand im Jahre 1873 als Präsident 
an der Spitze des Komitees, welches die Wiener Welt- 
auestellung veranstaltete, und wurde am 1. November 
1874 zum Feldzeugmeister ernannt. 

In eifriger Weise widmete sich Erzherzog Eainer 
der Unterstützung und Pflege der Wissenschaft, der 
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Kflnete und des Oewerbea. Dnrch die Böschaffttug des 
Papyma von El-Fayum hat der Krzheraog der wisaen- 
achafüiohen Forschung ein kostbares Gleschenk ge- 
macht. Dieser ägyptische Fund erhielt in Gelehrten- 
kreiseu den Namen „Papyrus Erzherzog Bainer". Unter 
seinem Protektorate bildete sich eine Gesellschaft zur 
archäologischen Erforschnng Klein asiens: 

Ein warmer Freund der Schule und der Förderung 
der Volksbildung in Österreich, sprach der Erzherzog 
znr Zeit der Kämpfe nm den Liechtensteinschen Schul- 
antrag in seiner Rede in der Jabreseitznng der kais. 
Akademie der Wissenschaften vom 29. Mai 1889 die 
Worte: „Leider muß es gesagt werden, daß ein Kampf 
gegen Aufklärung und Fortachritt eröffoet wurde, 
was gerade wir doppelt beklagen, weil wir den Wert 
des Wissens und der Bildung erkennen. Wii' wollen 
hoffen, daß diese trübe Erscheinung eine vorüber- 



Insolange die Erzherzoge an den Sitzungen des 
Herrenhaases teilnahmen, stimmte Erzherzog Bainer 
mit der Verfassnngspartei. Mit dem Eintritte der Ära 
des DuEdismus blieben die Erzherzoge den Sitzungen 
des Herrenhauses bis anf einen Ansnahmsfall fem, und 
auch Erzherzog Rainer machte von seinem Stimmrechte 
keinen Gebrauch mehr und vermied es, sich in die 
politischen Tages&agen zu mengen. 

Während der antisemitischen Demonstrationen und 
StraSenexzesae in Wien empfing der Erzherzog an- 
läßlich der Feier seiner goldenen Hochzeit eine De- 
putation der Wiener Juden gemeinde, auf deren huldi- 
gende Ansprache er mit Anspielung anf diese politische 
Bewegung erwiderte: ,Sie haben in den letzten Jahren 
manche schwere Stunde gehabt, wirklich ungerecht- 
fertigt; wir beten alle zu einem Gotte, wir in unseren 
Gott^ahänsern, Sie in Diren Synagogen, und wir aind 
alle Öaterreicher, ohne Unterachied der Konfession 
nnd Nation; nur Einigkeit macht stark, und wir Oster- 
reicher brauchen die Einigkeit" 
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Im April 1893 erschien £rzherzog Rainer als Gast 
des Königs Hnmbert in Born und nahm ao dem Feste 
der sUbenien Hochzeit des italienischen Eönigepaarea, 
mit welchen ihn verwandtschaftliche Bande verknüpfen, 
teil. Den Vatikan konnte der Erzherzog damals nicht 



Am 1. Oktober 1893 erhielt der Urzherzog das 
Handschreiben, in welchem der Kaiser ihm für seine 
26jtUmgen Bemühungen um die Entwicklung und Aus- 
gestaltung der Landwehr dankte. Art 2. Mai 1906 trat 
Erzherzog Eainer von dem Oberkommando der Land- 
wehr zurück. Das kaiserliche Handschreiben, welches 
ihm diese erbetene Enthebung gewährte, lautete : 
„Schmerzlich bewegt Mich Euer Liebden aus Gesund- 
heitsrücksichten gestellte Bitte um die Enthebung vom 
Oberkommando Meiner Landwehr, welches Sie durch 
34 Jahre mit edelster Hingebung und zum erfolg- 
reichsten Gedeihen der Institution, als lenchtendes 
Muster aller militärischen Tugenden geführt haben. 
Indem Ich Ihrer Bitte willfahren muß, sehe Ich mit 
Euer Liebden, der Sie nun durch fast 63 Jahre mit 
nie erlahmendem Hifer gewirkt haben, einen jener 
Vielbe währten, welche Mir im Wandel der Zeiten, in 
guten wie in trüben Tagen, mit Rat und Tat treu 
zur Seite standen, zurücktreten. Ich vermag die dank- 
erfailte Anerkennung, welche Ich Ihnen schon oftmals 
bekundete, nur in dem Herzenswunsch zu fassen: Der 
Allmächtige schenke Euer Liebden noch viele gute 
Jahre erfreuenden Hückblickes auf Ihre so erhebende 
Vergangenheit." 
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Mitglieder des Herrenhauses 



Nach dem Stande vom 30. November 1906 
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Abensperg und Traun Karl Graf, Kämmerer. Erbliches 
Mitglied. Mittelpartei. Ständiger Wohnsitz; Wien. 

Geboren am 11, Februar 1877. Besitzer der Fldei- 
kommisBe Traun, Fetronell und Bisamberg in Nieder- 
Österreich. Graf Abensperg diente eine Zeitlang in der 
Diplomatie und war der Botschaft am Quirinal zageteilt. 

Abensperg undTraun Rudolf Graf, Kämmerer. Statthal- 
tereisekretär a. D. Erbliches Mitglied. Mittelpartei. 
Geboren za Wien em 21. September 1872. Nach 
vollendeten Stadien trat er in den Verwaltnngs dienst 
ein und schied bei Sukzession in das FamilienTermögen 
als Stattbaltereiaekretär ans dem Staatsdienst. Be- 
sitzer der Fideikommisse Groß -Scliwein bar th, Bock- 
fließ, Bapotten stein und Meissan. 

Aichelburg Karl Graf, Kämmerer. Lebenslängliches 
Mitglied seit i&. Jänner 1896, Mitglied der Rechten. 
Ständiger Wohnsitz: Scbiltern bei Laogenlois. 
Geboren am 6. März 1826. 

Altenwelsel Josef Dr., Fürstbischof von Brixen. 
Lebenslängliches Mitglied. Ins Haue berufen im 
Jahre 1904. Ständiger Wohnsitz: Brixen. 

Geboren zu Niederndorf bei Kufstein am 6. De- 
zember 18B1. Absolvierte seine Stadien im Collegium 
Germanicam in Rom, Seine Studien über Philosophie 
und Theologie machte er bei den Jesuiten. Nach Salz- 
burg zurück gekelirt, wurde er Katechet am Gymnasium 
Borromaeum in Salzburg, von da gelangte er an dlo 
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theologische Fakultät in Salzburg und lehrte seit 158:) 
daeelbat Dogmatik. Er organisierte als Obmann des 
Salzburger Lokalkomitees die Verhaudlungon des Ka- 
tholikentages im Jahre 1902 und wurde von Leo XIII. 
zum päpstlichen Hausprälaten ernannt. Der Politik stand 
der Fürstbischof bis dahin ferne. Für seine Verdienste 
war ihm dar Titel ßegierungsrat verliehen worden. 
Kach dem Rücktritt des Furstbischofa Aichner vom 
Amte wurde Altenweisel am 19. Mai 1904 zum Fürst- 
erzbisohof von Bi-ixea ernannt und auf Grund dieses 
Titels ins Herrenhaus berufen. An dem Kampfe der kon- 
servativen Partei Tirola gegen die Christlich-Sozialen 
beteiligte er sich durch Förderung der Schaffung dea 
Volksvereines der Kouaervativen im Februar l'J05 
gegen den christlich- sozialen Tiroler Bauembund. 

Althan Robert Graf, Frh. auf der Goldburg zu Mur- 
Btetten. Kämmerer. Oberst. Erbland -Vorschneider, 
Kampfrichter und Schildträger im Erzherzogtume 
Österreich ob und unter der Enns, Ebrenritter 
des souveränen Malteserordens. Erbliches Mitglied. 
Ins Haus berufen 16. Dezember 18S4. Mittelpartei. 
Ständiger Wohnsitz : Zwentendorf a. d. Donau 
(Nied.-Ö8t.). Gleichzeitig Mitglied der Magnaten- 
tafel des preußischen Herrenhauses und Grand 
von Spanien I. Klasse. 

Geboren am S.Juli 1863. Besitzer der FideikommiO- 
herrachaften Grulich, Swoisehita (Böhmen), Zwenten- 
dorf, Muratetten (Nied.-Ost.'t, Mittelwalde, Schönfeld, 
Wolfersdorf (Grafschaft Gl atz), Allodiaigut Lhotta 
(Böhmen), Mitglied der Bezirkevei tretung Koanm. 

Attems Ignaz Graf Dr., Frh. auf Heiligenkreuz, 
Luzinitz Potgora, Falkenstein und Tanzenberg, 
Erblandskämmerer im Herzogtume Steiermark. 
Erbliches Mitglied. Sukzedierte 7. Oktober 1879, 
Verfassungspartei. Ständiger Wohnsitz; Graz. 

Geboren am 11. Mära 1844 in Linz. Studierte in 
Graz, promovierte zum Dootor juris und zum Doctor 
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Besitzer der rideikommiß-Herrschafteu 
ßann, Burg Peiatritz, Wiiidiach- Landsberg, Oliiuic, 
Hartenstein und ßiegelahof in Steiermark, Skopitz in 
Krain. Mitglied der Bezirks Vertretung ßanu. Aus- 
schuß der Steiermärki sehen Sparkasse. 
Auersperg Franz Josef FQrst, Geh. Rat, Kämmerer, 
Kittmeister i. d. E. LebeoBlänglicbes kitglied seit 

I. November 1893. Reobtspartei. 

Geboren am 25. Oktober 185G. Besitzer der Herr- 
schaften Nassaberg, Zleb, Tupadl und Kralomtz in 
Böhmen, Niederstadnitz in Nie der Österreich and der 
Güter Matrais und Sprechenstein in Tirol. Erbland- 
marschall in Tirol und Ehren ritter des Deutschen 
Ordens. 
Auersperg Karl, Herzog von Gotschee, gefiirsteter 
Graf von Wels, Geh. Rat, Rittmeister d. R. Erb- 
liches Mitglied. Sukzedierte am 25. Dezember 1890. 
Verfassungspartei. Ständiger Wohnsitz : Goldegg 
bei St. Polten. 

Geboren am 26.rebruar 1859. Oberstlandkämmerer 
und Oberatlandmundachenk in Krain und der Windi- 
schen Mark. 

Seit dem 15. Dezember 1894 gehört er als Ver- 
treter des Großgrundbesitzes dem niederSsterre ichi- 
schen Landtage an und ist einer der Wortführer des- 
selben. Als solcher kam er in der Sitzung vom 

II. Februar 1896 mit den Christlich- Sozialen in 
Konflikt, als Abg. Gregorig beantragte, der Landtag 
möge eine Kommission zur Untersuchung der Jagd- 
schäden entsenden. Fürst Auersperg bekämpfte diesen 
Antrag mit dem Beifügen, er würde eine solche Kom- 
mission, wenn sie auf sein Gntsgebiet käme, hinaus- 
werfen. 

Bei den Kompromiß Verhandlungen für die Land- 
tagswahlen am 23. Oktober 189S vertrat Fürst Auers- 
perg den Vorschlag, den Konservativen drei Mandate 
bedingungslos zu überlassen, da die Zeit Verhältnisse 
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dafür sprechen, daß der gesamte Groögmndbesitz im 
Landtag vertreten sei, und der Anschluß des Groß- 
grundbesitzes an die liberale Partei an Wert verloren 
habe. Im Jänner 18i)7 anläßlich der ßeichsrats wählen 
trat er aber gegen ein Kompromiß im niederösterröichi- 
Bchen Großgrundbesitze ein. Fürst Au ersperg, der Neffe 
des verstorbenen langjährigen Präsidenten des Herren- 
hauses gleichen Namens, wurde am 27. März 1897 zum 
ersten Vizepräsidenten dos Herrenhauses ernannt. 

Als am ;il. Mai 1899 im Landtage Abg. Dr. Lueger 
gegen das Organ der sozialistischen Partei in Wien ge- 
richtliche Schritte einzuleiten beantragte, weil diese 
Zeitung die Vorgänge im Landtage in echärfater Weise 
verhöhnte und verurteilte, äußerte sich Fürst Aners- 
perg über die Zeitungen im allgetneinen in der weg- 
werfendsten Weise und nannte den JonrnalismuB ein 
unreinliches Gewerbe. 

Zur Zeit des Minis tei-iums Clary während des 
tiefsten Verfalles des Parlamentes, als die tschechische 
Obstruktion die Arbeiten des Abgeordnetenhausea zum 
vollen Stillstände zu bringen drohte, naJim Fürst 
Auersperg im Dezember 1899 im Herrenhause als 
Sprecher der Verfassungspartei das Wort, um darüber 
Beschwerde zu erheben, daß durch dag Verhalten der 
Obstruktion im Abgeordnetenhause auch die Tätigkeit 
des Herrenhauses gelähmt erscheine. In dieser Rede, 
zu welcher ihm die Beratung der Regelung der Ge- 
halte der staatlichen Diener den äußeren Anlaß bot, 
sagte er: „Ein Reich, das nicht weiß, wie es von 
Neujahr ab zusammengehalten wird, ein Reich, das 
seit drei Jahi-en kein parlamentarisch ea Budget hat, 
ist in einer üblen Lage." 

Am 10, April 1900 wurde ihm der Orden des 
Goldenen Vließes verliehen. 

Fürst Aueraperg trat für die Verfassung ein, als 
im niedere sterreichischen Landtage am 19. Desember 
1900 der Abg. Joaef Schöffel, angesichts dea tiefen 
Niederganges parlamentariacher Verhältniaee in Öster- 
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reich, sich wegwerfend über-dae köaBtitationelle Prinzip 
geäußert hatte. In seiner Entgegnung aaf die ver- 
fassungsfeindlicUen Äußerungen Schöffeis eprach Füret 
Äuarsperg Bein Bedauern daiüber aus, daß die Be- 
völkerung den Mißachtungen, welchen die Verfassung 
auch in parlamentarischen Kreisen begegnete, wo man 
an den Absolutismus und an die Gewalt zur Her- 
atellang der bedrohten Ordnung im Staate appellierte, 
mit voller Apathie gegenüberstand. Diese Apathie sei 
die Folge des § 14 der Veifassung der Begiemng. 
Trotz der Ungesetzlichkeit der Steuereinhebung im 
Verordnungswege habe sich kein Steuerträger ge- 
weigert, die Steuer zu leisten. Das Budgetrecht des 
Parlamentes sei siatiert und uuter deu obwaltenden 
Verhältnissen müßte sich die Regierung schon vor 
Gespenstern fürchten, wenn ihr die gesetzgebenden 
Körperschaften Angst einjagen sollten. Dos Bewußt- 
sein dieser Lage sei für Volksvertreter beschämend. 
Inzwischen wai- das Kabinett Koerber zur Regierung 
gelangt. In der Dehatte des Herrenhauses am 20. De- 
zember 1901 über das Budgetprovisorium beklagte es 
Fürst Auersperg, daß die Vorgänger Dr. v. Koerbers 
in der Leitung der Regierung mit den offenen Gegnern 
der Verfassung, mit denjenigen, welche gesagt haben, 
diese Verfassung müsse um jeden Preis beseitigt 
werden, gemeinsame Sache gemacht haben. „Man hat, 
seitdem das Zenti-al-Parlament in Österreich besteht, 
beständig mit dem Gedanken gespielt, die Selbständig- 
keit der Landtage zu erweitern, auf Kosten des Zentral- 
Parlamentes Kurz man hat ziemlich planlos von dem 
österreichischen Einheits- und Staatsgedanken so viel 
hergegeben, als man eben hergeben konnte. Man hat 
ihm den Schmack genommen, den er anfangs getragen 
hat. Man hat ihm schließlich die Kleider genommen. 
Und, wenn heute von national-radikaler Seite For- 
derungen gestellt werden, so müßte m^n schließlich 
die Glieder vom Leibe reißen, um diese Forderungen 
zu befriedigen." Er fügte dann hinzu, die Regierung 
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müsse, um die Verfassung an retten, daran fest- 
halten, nationale Zugeständnisse ohne gegenseitige 
Verständigung der betreffesden Nationalitäten nicht 
mehr zu machen, unter gar keinen Umständen in Ver- 
handlungen einzugehen, bei welcher einer Nation auf 
Kosten der anderen Zugeständnisse gemacht werden. 
Fürst Auersperg stellte sich an die Spitze der 
agrarischen Bewegung, die anläßlich der Ausgleichs- 
verhftndJungen mit Ungarn und der Beratnngen über 
den autonomen Zolltarif eine lärmende Agitation im 
Abgeordneten hause eingeleitet hatte. Als aber die 
Agrarpartei eine Pression auch auf die nichtagrari- 
Bchen Kreise des Herrenhauses üben wollte, um eine 
umgehende Erledigung und Zustimmung zum Termin- 
handelgesetze zu erzwingen, weil der Abschluß der 
Session eine Verzögerung der Wirksamkeit der Vor- 
lage befürchten ließ, trat Tür st Auersperg gegen 
diese unberechtigte Einflußnahme des Abgeordneten- 
hauses auf, wo die radikalen Gruppen verständliche 
Drohungen gegen den Bestand des Herrenhauses ge- 
äußert hatten. „Ich kann nicht umhin," sagte Fürst 
Auersperg, „im Namen der Verfassungspartei das 
aufrichtigste Bedauern darüber auszusprechen, daß 
. ■— nach dem Willen der Volksvertretung — in 
einem so unkonatitution eilen Geiste auf uns einge- 
wirkt werden soll. Wir betrachten uns als einen Teil 
der Volksvertretung. Wir betrachten nicht das Ab- 
geordnetenhaus allein und nicht uns allein als die 
Volksvertretung, sondern in dem Zusammenwirken 
unser beider liegt, glaube ich, der Begriff der Volks- 
vertretung. Eine derartige Einflußnahme auf unser 
Haus, wie sie von einzelnen Gruppen drüben gewänsoht 
wird, widerspricht dem konstitutionellen Prinzipe und 
bedroht geradezu seinen Fortbestand, In dem Augen- 
blicke, wo wir in diesem Hause erkennen würden, 
daß uns die Zeit fehlt, gründlich zu beraten, oder 
daß wir unter einen ZVaug gestellt werden aollen, 
ob er nun gegen uns allein oder gegen eine ße- 
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gierung gerichtet ist, an deren Portbestand wir ein 
Interesse haben, würde sich jeder ehrliche Mann in 
unseren Beihen einer bewußten Täuschung des Volkes 
Bchnldig machen, wenn er an den Beratungen des 
Hauses weiter teilnehmen wärde." 

In der Debatte über das Bekrutenkontingent trat 
Fürst Auersperg am 28. September 1903 für die be- 
reits bedrohte Gemeinsamkeit der Armee und für die 
Erneuerung des Ausgleiches vom agrarischen Stand- 
punkte ein. 

Als Graf Ferdinand Buquoy am 26. Oktober lf)04 
zQui Ackerbauminister ernannt wurde, begrüßte ihn 
i'ürst Auersperg an der Spitze einer Deputation der 
Landwirtechafts- Gesellschaft als den ersehnten Ver- 
treter des Programmes der Agrarier. 

Am 27. Februar 1905, nach den NenwaMen in 
Ungarn, trat er während der Krise, anläßlich der Be- 
ratung der Bekrntenvorlage für 1905, gegen den 
Willen seiner Parteigenossen, mit einer Rede über 
die ungarischen Militärforderungen auf, die er aus- 
drücklich als seine persönliche Anscbaunng kenn- 
zeichnete und nach denVori^Uen in Ungarn zwar die 
Erhaltung der Gemeinsamkeit der Armee als wünschens- 
wert betonte, gleichzeitig aber darüber nachzudenken 
empfahl, ob nicht etwa durch zwei auch nach ver- 
schiedenen Gmnds&tzen behandelte Heere noch immer- 
hin mehr Schutz erzielt werden kann, als durch ein 
einheitliches Heer, bei dem das eine .Tahr die eine, 
das andere Jahr die andere Reichshälfte entweder die 
Eekrnten und den Zuzug oder die Mittel zur Er- 
haltung, ganz zu schweigen von den Mitteln zur 
Weiterentwicklung, verweigert. 

Nach der Berufung des Grafen Ferdinand Buquoy 
zum Ackerbau min ister wählte am 29. März 1905 der 
land- und forstwirtschaftliche Zentral verband in Wien 
den Fürsten Auersperg zu seinem Präsidenten. 

Unter den Führern der Parteien des Herrenhauses, 
welche am 2. Dezember 1905 die Ankündigung der 
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Wahlreform uud deren Ausdebnimg auf das Herren- 
haus durch, den Hinisterprämdenteo Frh. v. Gautsch 
bekämpften, befand sich auch Fürst Auersperg. 

An der Spitze des verfassungstreaen Öroßgrund- 
beBitzes hielt er am 1. Juli 1906 beim Beaaohe der 
Beichenberger Ausstellung eine Rede zum Lobe der 
nationalen Entwicklung der Deutschen, für welche 
diese Ausstellung einen Beweis bot. ^i^aa deutsche 
Wesen," sagte riirst Auersperg, „steht in Österreich 
heute bei einem Wendepunkt, wie er seit dem Be- 
stehen unserer ehrwürdigen MoDarchie vielleicht noch 
nicht da war. Das deutsche Volk hat bisher seine 
Staatserhaltende Kraft darin geäußert, sich große Ent- 
haltsamkeit in Beinen nationalen Empfindungen und 
den Äußerungen seines Volkstums aufzuerlegen und 
so Eum Fähi'er der vielen anderen Volksstämme zu 
werden, welche mit uns dieses Beich bewohnen. Seit- 
dem sind diese Völker zu Kulturvölkern heran- 
gewachsen, ausgestattet mit allen Attributen jener 
Kultur, welche ihnen der deutsche Volksstamm ver- 
mittelt hat, und erheben nun laut ihre nationale 
Stimme. Dieser Umstand legt auch uns Deutschen 
die Verpflichtung auf, uns national zu bekennen, unser 
Volkstom laut aur Geltung zu bringen, um im Ge- 
wirre der österreichischen Volksstämme jene Kompo- 
nente zu bezeichnen, welche wirken muß, soll unserer 
Monarchie der deutsche Einschlag nicht verloren gaben, 
ohne welchen sie nicht bestehen könnte. So ist auch 
vom öBterreichischen Standpunkte aus ein lautes, natio- 
nales, deutsches BekenntniB zur Pflicht gewoi-den, und 
hierbei wird uns, fördernd und überzeugend, der An- 
blick dessen, was deutsche Kraft und Arbeit hier in 
Beichenbrag geleistet haben, zu Hilfe kommen." 

Bacquehem Olivier Marquis, Geh. Rat, Kämmerer, 
zweiter Präsident des Verwaltungsgeriehtshofes, 
Lebenslängliches Mitglied seit 1. Juni 189&. Mittel- 
partei. 
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Marqaia Bacqnehem wurde am 2b. Angoat 1847 
in Troppau geboren. Seine Studien vollendete er am 
Theresianum in Wien. Nach absolvierter Geriobtapraxis, 
zur Zeit des Ministeriums Potocki im Jahre 1870, 
kam er zur DieDsÜeiatung in das UnteiTicbtsministeriam, 
Nach dem Sturze des Kabinettes Hohenvart wurde er 
vom TJnterrichtaminister Frh. v. Stremayr zum Präsidial- 
sekretär berufen. Im Jani 1873 trat er zum poUtiaohen 
Verwaltangsdienst Aber und stand bei verschiedenen 
Bezirkehauptmann Schäften, erst in Böhmen, dann in 
Mähren in Verwendung. Nach der Okkupation Boauiens 
atellte er aich dort der Landesregierung zur Verfügung 
und fungierte im September 1B79 in Serajewo ale 
Statthaltereirat. 

Unter dem Ministerium Taaffe schied Marquis 
Bacquehem von diesem Posten und rückte bei der 
Statthalterei in Linz ein, von wo er am 15. September 
1882 als Landespr&aident von Schlesien nach Troppau 
berufen wurde. 

Die plötzliche Enthebung Baron Knoa vom Amte des 
Handelsminiatera im Kabinett Taaffe, nach der stür- 
mischen Debatte über die Verstaatlichung der Dux- 
Bodenbacher Bahn, brachte Marqois Bacquehem nach 
dem kurzen Interim des Frh. v. Pusawald am 26, Juni 
1886 an die Spitze dea HandelsmiaisteHuniB. Am 
13. November 1*^86 wurde ihm die Geheimrats würde 
verliehen. Im Jänner 1887 begann er sein Noviziat 
für den Malteserorden, dessen BaiUi er spater wurde. 
Ein Mandat für den Reichsrat, das ihm die vom feu- 
dalen Hochadel in Böhmen geschaffene „Wirtschafts- 
partei" für einen Bezirk Südböhmens anbot, lehnte er ab. 

Ale Marqais Bacquehem die Leitung des Handels- 
amtes übernahm, beschäftigte sich der Reichsrat be- 
reits mit den Au sgleichsge setzen, welclie die beiden 
Regierungen vereinbart hatten. Er führte dieselben, 
soweit eie sein Eesaort betrafen, zu Ende. Auf dem 
Gebiete des Eisenbahnwesens setzte er die Verstaat- 
lichang fort. In seine Amtszeit fiel die VerataaÜicbung 
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der Karl Ludnigsbahn und die weitere Segelnn^ 
des Lokalb&hnweeeDa, die Sicherstellang der Wiener 
groQenVerkehrsuilagen, Stadtbahn, Wient&lregulierimg. 
Besondere Fürsorge widmete Marqais BacqQehem auch 
der Entwicklung der Post, des Telegraphen- and Tele- 
phonwesens. 

Die Verhandlungen fiber die Erneuerung der 
Handelaverträge mit Deutschland, Italien, der Schweis, 
Belgien und Serbien waren durch die Verhältnisse 
verschoben worden. Erst im Jahre 1892, wetohes 
Marqnia Bacquehem in einer Kede vom S, Juni 1890 
als ein handelspolitisches Kometen jähr bezeichnete, 
gelangten sie zum Abschluß. Die Vorlagen f(ir die 
großen gewerblichen nnd sozialen Wohlfabrtseinrich- 
tnngen, wie Kranken- und Unfalls Versicherung, die 
in dieser Periode vom Reichsrat beschlossen wurden, 
hatte er eingebracht. 

Nach dem Falle des Kabine ttes TaaÖe wurde 
Harquis Bacquehem in das Koalitionskabinett des 
Fürsten Windiachgrätz am 12. November 1893 als 
Minister des Linem berufen. Seme erste Eede, die 
er in dieser Eigenschaft vor dem Abgeordnetenhause 
hielt, betraf die Portdauer des über Prag verhängten 
Au snahm szustandes. 

Als das Koalitionsministerium wegen des Streites 
um die Bndgetpost für das slowenische Gymnasium 
in Cilli aus dem Amte schied, wurde auch Marquis Bac- 
quehem mit kaiserlichem Handschreiben vom 19. Juni 
1895 enthoben, doch behielt sich der Monaroh seine 
Wiederverwendung im Dienste vor. 

Nach dem Rücktritte Baron Kübecks vom Posten 
eines Statthalters in de;' Steiermark wurde Marquis 
Bacquehem am 13. Oktobor 1895 zu dessen >fach- 
folger ernannt. Er schied aus dieser Stellung in der 
Ära Thun am 1. Dezember 1898 und trat in den zeit- 
liehen Ruhestand. In der Delegation fungierte er schon 
seit einer Reihe von Jahren als Berichterstatter über 
das Budget des Ministeriums des Äußern. 
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Marquis Bacquebem wurde zum Senatspräai deuten 
beim VerwaltnngBgerichtshofe ernannt and gelangte 
nach dem Tode Stremayrs am 25. Juni 1906 an die 
Stelle des zweiten PräBideuten dieses Gerichtshofes. 

Badeni Stanislaus Graf, Dr. jur. et phll., Geb. Rat, 
Mitglied dea Reichsgerichtes. Zum lebenslänglichen 
Mitglied des Herrenhauses ernannt seit 3. April 
1891. Ständiger Wohnsitz: Radziechow bei Lern- 
berg. Rechtspartei. 

Geboren am 9. August 1850. Im galiz lachen Landtage 
vertrat er in den Jahren 1884 bis 1890 die Land- 
gemeinden Brody. Seit dieser Zeit vertritt er den 
Landgemeinden bezirk Samionka. Er trat im Landtage 
für eine versöhnliche Haltung gegenüber den For- 
derungen der Ruthenen auf, soweit dieselben ihr Heil 
nicht außerhalb Österreichs suchen. Wiederholt Mit- 
glied and Referent in dor Delegation. Geh. Eat seit 
1894. Mitgüed der Landeskommiaaion zur Ermittlung 
dea reinen Einkommens vom Propinationsrechte. Am 
31. Oktober 1896 wurde er nach Sangnszko zum 
Landmarschall von Galizien ernannt. Nach den Neu- 
wahlen vom Oktober 1901 lehnte er die Wieder- 
berufung auf diesen Posten ab. Am 29. Juni 1903 
wnrde er jedoch neuerlich zum Landmarsohall von 
Gahzien ernannt, nachdem Graf Pininski in der Statt- 
halterei vom Grafen Potocki abgelöst worden war. 

Baillet de Latour Vinzenz Graf, Geh. Rat, Kämmerer. 

Mitglied der Rechten. Lebenslängliches Mitglied 
seit 22. Februar 1900. Neffe des Grafen Latour, 
der im Jahre 1848 der revolutionären Bewegung 
zum Opfer fiel. 

Geboren am 5. Oktober 1848 in Graz. Absolvierte 
dort und in Innsbruck die Universität nnd trat 1871 
in den Staatsdienst, und zwar znn&chst bei der Justiz 
ein. Im Jahre 1873 wurde er dem Unterrichtsmini- 
sterium ZDgeteÜt. Im Jahre 1882 kam er als Statt- 
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haltereirat nach Zara. Im Jahre 1886 kehrte er in 
dae UBterricktsministerium zurück, avancierte 1887 
zum Hofrat und 1894 zum Sektionsclief. Er war Re- 
ferent des Departements für Ku natan gelegen hei ten, 
gewerbliche Anstalten und Angelegenheiten des katho- 
lischen Kultas. Ihm fiel auch die Leitung der Zentral- 
kommiaeion för den gewerblichen Unterricht zu. Am 
30. November 1897, nach dem Sturze des Ministeriums 
Badeni, trat Graf Latour in das Kabinett Gaatsch als 
Unterrichtsminister ein. In seine Amtswaltung fiel das 
Polizeiverbot des Tragens studentischer Abzeichen an 
der Prager deutschen Universität, welches zu heftigen 
Proteeteu des akademischen Senates der Prager Uni- 
versität und zu Demonstrationen bji sämtlichen deut- 
schen Hochschulen Österreichs führte. Die Vorlesungen 
mußten überall sisttert werden und die Gefahr der 
Schließung der deutschen Universitäten trat ia Sicht. 
Am ."i. Februar 1898 erschien der Erlaß Latours, 
welcher den Schluß des Wintersemesters an allen 
deutschen Hochschulen, mit Ausnahme jener von 
Czernowitz, anordnete und verfügte, daß die Hoch- 
schüler bei der Inskription für das Sommersemester 
das Gelöbnis des akademischen Gehorsams neuerlich 
leisten sollten. Die Bewegung an den Universitäten 
dauerte fort, bis am 2. Mäj'z 1898 das Farbenverbot 
von der Prager Polizei direktion wieder aufgehoben 
wurde. Mit dem Rücktrüte des Kabinettea Gantsch 
trat auch Graf Latour am 7. März 1898 vom Unter- 
richtsamte zurück und erhielt den Orden der Eisernen 
Krone I. Klasse. 

Bauer Franz Salesius Dr.. Fürsterzbischof von 

Olmütz. Ina Herrenhaus berufen im Jahre 1904. 

Geboren am ZG. Jänner 1841 in Hrachowec bei 

Walaehisch-Mese ritsch in Mähren. Bauer studierte in 
Krem si er, absolvierte in Olmütz die theologischen 
Studien und wurde dort am 19. Juli 1863 zum Priester 
geweiht. Als Kaplan besorgte er kurze Zeit die Seel- 
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sorge in Wischau. Zum Lehramt aasersehen, kam er 
als Adjnnkt an die theologische Fakultät in Olmütz 
und wnrde dann, nachdem er den Doktorgrad der 
Fakultät erworben, zum Professor der biblischen Sta- 
dien daselbst ernannt. Im Jahre 1 873 kam er als 
Professor des Bibelstadiums und der höheren Exegese 
an die Präger Universität, fungierte 1875 als Dekan 
an der theologischen Pakultüt. 

Im Jahre 1878 ernannte ihn der Olmützer Fäist- 
erzbischof Landgraf Fiirstenberg zum Titulanat des 
Olmützer Konsistoriums. Als 1879 der Direktor des 
Präger fürsterz bischöflichen Seminars und Studenten- 
konviktes Srdinko Kesidential-Kanonikus in Altbunzlau 
wurde, trat Bauer an seine Stelle. Er entwickelte unter 
Kardinal Schwarzenborg eine eifrige nationale Wirk- 
samkeit darch Gründüng tachechisch-klerikaler Ver- 
eine und war Mitglied der Leitung der seither ver- 
krachten St. Wenzels-VorschnQkasae. 

Mit kaiserlicher Entschließang vom 30. April 1882 
wurde Dr. Bauer Kom Bischof von Brunn an Stelle 
des verstorbenen Bischofs Karl Nöttig ernannt, am 
3. Juli vom Papste Leo XIII. bestätigt, am 15. August 
«um Bischof geweiht und am 3. September inthroni- 
siert. Sein Nachfolger in der Semin ardirektion war 
Franz Gtraf Schönboi-n, der apfttere Bischof von Bud- 
weis und Erzbischof von Prag. Als Bischof entwickelte 
Dr. Bauer eine eifrige Tätigkeit in der Leitung der 
Diözese, insbesondere auch im Bis chofsko mite e, als ein 
energischer Vertreter der kirchlichen Forderungen auf 
dem Gebiete der Schule und des öffentlichen Lebens. 

Seine nationale Stellungnahme für die tschechischen 
Diözesanen brachte ihn kh Beginn seiner bischöflichen 
Laufbahn in Konflikt mit den Deutschen. In vielfacher 
Weise üiißerte sich dieser Gegensata auch bei dem 
Streite über die neue Friedhofs an läge für Brunn, wo 
der Bischof die Ausschließung der Protestanten von 
der Mitbenutzung des Friedhofes verlangte, ferner 
bei der Besetzung erledigter Pfarrpfründen, sowie bei 
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Verleihung der Konsistorial würde. Der Bischof, der die 
Viiü stimme im Landtage ausübte, stimmte dort in 
allen nationalen Fragen mit den Tecliechen und Fea- 
daten, unterstützte alle tachechiachen Vereine und Ver- 
anstaltungen, trat in denselben wiederholt als B«dner 
auf. Er zählte zu den Gründern der Matice äkolaki und 
ließ im Seminar für die Zwecke derselben gammeln. 
Bei einer Visitationsreise in Eibenschütz im Mai 1892 
rügte er, bei Besichtigung der Schule des Deutschen 
Schulvereinea, daß Kinder tschechischer Eltern diese 
deutsche Schule besuchten, wo sie dann ans Mangel 
an der nötigen Sprachkenn tnia angeblich verkümmern. 

Bei den Landtags- und Bei chsrats wählen in Mähren 
unterstützte er die klerikal-tschechischen Kandidaten in 
eifrigsterWeise- Die Wünsche des Brunner Bezirksschul- 
rates nach Anstellung deutscher Priester für ueusystemi- 
sierte Katechet eng teilen an . den deutschen Volks- und 
Bürgerschulen fanden nicht die erhoffte Erfüllung. 

Dr. Bauer gilt als hervorragender Kanzelredner, 
Auch als kirchlicher Schriftsteller betätigte er sich 
durch Herausgabe zahlreicher Schriften in tschechischer 
Sprache. Auf das eifrigste hat er die Restaurierung 
der Brünner Donikirche und den Ausbau zweier Türme 
an derselben gefördert, so daß nach langen Jahren im 
November 1903 mit den Bauarbeiten begonner werden 
konnte. Dr. Bauer verstand es, bei seinem Diözesan- 
klerus Ordnung zu halten. Sein theologisches Wissen 
und seine Beredsamkeit erwarben ihm nicht nur bei 
dem österreichischen Episkopat, bei dessen Kon- 
ferenzen er als Schriftführer fungierte, sondern auch 
bei der Regierung und in Hof kr eisen großes An- 
sehen, und der Kaiser verlieh ihm mehrere Ordeos- 
auszeichnungen und die Geheimrats würde. 

Am 4, Mai 1904 publizierte die amtliche „Wiener 
Zeitung" die Ernennung Dr. Bauers zum Eürsterz- 
bischof von Olmütz, als Nachfolger des Pürsterz- 
bisehofs Dr. Theodor Kohn, nach dessen Resignation 
das Olmützer MetropoUtankapitel in der Sitaung vom 
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39. März 1904 einbellig beschloasen hatte, für dies- 
mal auf die Ausübung eeinea Wahlrechtes zu ver- 
zichten. Die Ernennung durch den Papst erfolgte auf 
Grand eines bis dahin vom Staate nicht anerkannten 
kirchlichen Reaervatrechtes. 
Baumgartner Andreas Frb. v,, Dr., Geh. Rat. Labens- 
läogliches Mitglied seit 15. Dezember 1902. Mit- 
glied der Verfasaungapartei. 

Geboren im Jahre 1828, trat im Jahre 1853 in 
den Staatsdienst und stand zunächst hei den Finanz- 
behörden in Wien, Salzburg und Preßburg in Verwen- 
dung. Im Jahre 1859 zum MiniBterial-K.onzipisten im 
Finanz min istenum ernannt, rückte er daselbst bis zum 
Sektionschef (im Jahre 1884) vor. Auf dem Gebiete 
der indirekten Bestouerang und insbesondere auf dem- 
jenigen der gesetzlichen Regelung und Yertvaltung 
der Verzehrun gasten em galt er als erste Autorität, 
An der umwälzenden Entwicklung, welche die öster- 
reichische Verzehrungssteuer-Gesetzgebung im Zeit- 
räume von 1870 bis 1895 genommen hat, an der 
Änderung des Steuersystems und an der außerordent- 
lichen Steigerung des finanziellen Erträgnisses dieser 
Steuer hat Baumgartner einen entscheidenden Anteil 
genommen. Im Juli 1888 wurde er in den Freiherm- 
stand erhoben und im Jahre 1891 zum Geheimen Rate 
ernannt. Im Jahre 1894 erhielt er das Gh-oßkreuz des 
Franz Josephs-Ordons. Nach einer 43jährigen Tätig- 
keit trat Baumgartner im Jahre 1896 in den Ruhestand. 

Baworow-Baworowsky Emil Josef GraC, Kämmerer. 
Leutnant d. R. Erbliches Mitglied. Bukzedierte am 
14. Mail889, Rechte. iDtändiger Wohnsitz: Lemberg. 
Geboren am 24. Dezember 1864 zu Wien. Leut- 
nant im Dragoner -Regimeut Albrecht von Preußen 
Nr. 6. Besitzer der Fideikommißgüter Nizborg, Ozaba- 
rowka (Galizien). 

Beaufort-Spontin Friedrich Herzog, Geh. Rat, Käm- 
merer. Ebrenritter des Malteserorden. Erbliches 
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Mitglied. Sukzedierte am 30. Jänner 1889. Gehört 
keinem der Partei verbände des Hauses an. Stän- 
diger Wohnsitz: Brüssel. 

Geboren am 8. Juni 1843. Kfimmerer seit 1879. 
Besitzer der Fideikommißberrachaft Petschau und 
Paaten {Böhmen). 

Beck Friedrich Graf, Geh. Rat., FZM. Gardekapitän. 
Inhaber des Inf. -Reg. Nr. 47. Lebenslängliches 
Mitglied seit 19. September isSä, der erste aktive 
General, der in das österreichische Oberhaus 
berufen wurde. Mittelpartei. Ständiger Wohn- 
sitz: Wien. 

Geboren am 31. März 1830 in Freibarg im Groß- 
herzogttim Baden. 1846 als Kadett zum k. k. Pionier- 
korps assentiert, beteiügte sich als junger Offizier an 
dem Winterfeldzug 1848 in Ungarn, dann an dem 
Feldaug 1849 in Italien, wnide während des letzteren 
«um Pionierkorps transferiert, zum Oberleutnant be- 
fördert und kurz darauf dem Generalstab zugeteilt, 
wobei er in das Hauptquartier dea Belagerangskorpa 
von Venedig eingeteilt wurde. Nach verschiedenen 
Manövern und Märschen nach Böhmen kam er dann 
zum Ärmeekommando nach Wien und war 1852 der 
erste, der die Aufnahmsprüfung in die neu errichtete 
Kriegsachale ablegte. 1854 zum Hauptmann im Ge- 
neralatabe und des Generalatabschefs ernannt, kam 
Beck mit der Division von Graz abermaia nach Wien, 
worauf ihn ihr damahger Chef FZM. Baron Heß als 
Hauptmann zu seiner Disposition wählte. Bis zum 
Jahre 1858 Wieb Beck in dieser Stellung, war dann 
ein Jahr bei der Mappierung in Ungarn und machte 
' als Divisions- Generalstabschef der Division ßeiachacb 
den Feldzug 1859 in Italien mit. Im Frühjahre 1860 
wurde Beck von dem neuen Chef des Generalstabes 
FZH. Beoedek nach seiner vollstflndigen Genesung 
von der bei Magenta erlittenen Verwundung zur Mili* 
tarkommiaaion nach Frankfurt a. M. eingeteilt, wo 
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er im Herbste 1861 zum Mftjor befördert and zum 
FlügelaiJjutanteD des FZM. Baron Heß ernannt varde. 
Hauptsächlich mit Kücksicbt auf seine Orientiertheit 
in den dentachen Verhaltniesen wurde Beck 1863 bei 
Ansbruch des schleswig-hol stein sehen Krieges in die 
damalige Geueraladjutantur, jetzige Militärkanzlei ein- 
geteilt, in welcher er bald znm Obers tleatnant und 
Oberst befördert und nach dem Feldzag 18(>6 zum 
Vorstande derselben ernannt wurde. 

Im Jahre 1868 wurde er ans Anlaß seiner Mit- 
wirkung am neuen Wehrgesetze mit dem Ritterkreuz 
des Leopold-Ordens ausgezeichnet, nachdem er schon 
im Jahre 1861 in den Ritterstand erhoben worden 
war. Am 24. April 1873 wurde er zum Generalmajor 
ernannt; am 8. April 1874 zum General Adjutanten des 
Kaisers. 

Am 14. Jnni 1881 wurde Beck an Stelle des 
FML. Schönfeld zum Chef des Generaistabes ernannt 
und ihm durch die Zirkularverordnung des Reichs- 
kriegamiu isters Graf Bytandt-Rheidt eine besondere 
StelluDg eingeräumt, die ihn laut allerhöchsten Be- 
fehles vom 11. Juni über eine Ergänzung der organi- 
schen Bestimmungen für den Generalstab dem Kriegs- 
minister koordiniei-te, jedoch für gewisse Verfügongen 
der parlamentarischen Verantwortlichkeit entzog und 
damit dem Chef des Generalstabes eine ganz unabhän- 
gige, nur dem Kaiser verantworthche Stellung eioräamte. 

Am 14. Dezember 1888 hielt Baron Beck eine viel- 
bemerkte Bede im Herrenhanse, in welcher er die 
Notwendigkeit der Erhaltung der deutschen Kom- 
mandosprache in der Armee begründete. Der General- 
stabschef sagte damals in der Debatte über das neue 
Wehrgesetz; „Das Offizierskorps treibt keine Politik 
und wird sie hoSentlioh nie treiben, jede Nationalität 
ist ihm gleich wert. Die Sprache seines Truppenkorpa 
mufi jeder OfSzier kennen oder erlernen, es ist dies 
eine Bedingung der Beförderung, aber eine gemein- 
saute Kommandosprache ist unbedingt erforderlich. 
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OiBziere können nicht mit Dolmetschen verkehren. Im 
Kriege ist die Zeit vom größten £inäuß, eine Stunde 
Versäumnis oft von unheilvollsten Folgen, Jeder Befehl 
muß klar und verutändlich sein, es mangelt die Zeit 
zur Übersetzung." 

Am 10. Juni 1891 erhielt er anläßlich seiner zehn- 
jährigen Dienstleistung als Chef des Oeaeralatahes 
ein in wfinnsten Worten der Anerkennung abgefaßtes 
kaiserliches Handschreiben. Am 18. Oktober 1896 
feierte er sein öOjähriges Dienstjahilkum. Der Kwaer 
sprach ihm in einem Handschreiben seinen wärmsten 
Dank und seine besondere Anerkennung aus und ver- 
lieh ihm das Groß kreuz des Stephans- Ordens. 

In dem Streite mit der ungarischen Obstruktion 
über die Armeefragen wurde ihm ein groSer Einäuß 
auf die Entschließungen des Mouarchen und dem 
Armeebefehl von Chlopy vom 17. September 1903 bei- 
gemessen. Immer wieder setzte er sich för die Er- 
haltung der Gemeinsamkeit der Armee ein. Nach Be- 
endigang der Obstruktion des ungarischen Parlaments 
gegen die Rekrutenvorlage sprach Baron Beck anläßlich 
der Geburtstagsfeier des Monarchen am 18. August 
1904 auf einem Bankett einen Toast, in welchem er die 
Ereignisse des Jahres berührend sagte : ,£in schweres 
Jahr hat Se. Majestät wieder überstanden, und eine 
schwere Prüfung war dieses Jahr für unsere Wehr- 
macht selbst, die aber allen Versuchungen und Ver- 
hetzungen wideratand und in ihrer treuen Pflicht- 
erfüllung nicht wankte. Mit Stolz und Befriedigung 
können wir auf diese schwere Zeit zarückblicken, 
denn die Einheit, in welcher die Eraft und die Macht 
liegen, wurde gottlob erhalten." 

Am 7. Juni 1906 erhielt er anläßlich seines 26- 
jährigen Jubiläums als Chef des Generalstabos und 
seines sechzigsten Dienstjahres ein kaiserliches Hand- 
schreiben, welches dem General den Dank des Mon- 
arohen in den wärmsten Worten der Anerkennung 
für die stetigen Fortschritte, die Ausgestaltung und 
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kriegsmäßige Schalung der Wehrmaclit aussprach, ihn 
der daaemden Wärtsch&tzDng und Zuneigung des 
Monarchen versicherte, als deren bleibendes Merkmal 
Baron Beck der erbliche Qrafenstand verliehen wurde. 
Dieses kaiserliche Handschreiben wurde Beck in Sera- 
jewo am 1. Juni 1906, wo er sich eben auf einer In- 
spektionsreise befand, übermittelt Au den Manövern 
des Jahres 1906 in Schlesien und Dalmatien nahm 
er noch an der Spitze des Generalstabea teil. Am 
iiO. Oktober feierte er sein sechzigstes Dienstjubiläum 
und trat in den dauernden Buhestand. Am 27. Ok- 
tober wurde er nach dem Tode des Fürsten Windisch- 
gr&tz an dessen Stelle zum Kapitän der Arciferegarde 
ernannt. 

Bellegarde Franz Graf, Marquis des Marches und 
Graf d'Eutremont. Geh. Rat, Ehrenritter des sou- 
veränen Malt-Ordens. Seinerzeit Obersthofmeister 
der Kronprinzessin -Witwe Erzherzogin Stephanie, 
Lebenslängliches Mitglied seit 19. September 1885. 
Mittelpartei. Ständiger Wohnsitz: Wien. 

Geboren am 18. Juni 1833. Kümmerer 1857. 
Besitzer der landtäflichen Güter Groß-Herrlitz und 
Zossen (Schlesien). 

Berger Frh. v. Wilhelm Dr., Lebeuslängliches Mit- 
glied seit 21. September 1899. Rechte. Ständiger 
Wohnsitz: Wien. 

Geboren «m 13. September 1849 in Wien. Sein 
Vtiter war das Mitglied des Bflrgerministeriums Dr, 
Johann Kepomuk Berger. Berger absolvierte das Gym- 
nasium bei den Schotten und promovierte au der 
Wiener Universität znm Doctor jnris. Berger übte 
eine Zeitlang die Advokatur aus, verzichtete dann auf 
dieselbe, wendete sich der schriftstelleriachen Tätig- 
keit zu und veröffentlichte eine Reihe politischer und 
sozialpolitischer Anfeätze. Aaf einer Keihe von Katho- 
likentagen trat er als Redner und Förderer kleri- 
kaler Bestrebungen auf. Nach dem Tode des Baron 
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Vogelsang redigiert« er eine Zeitlang die von dem- 
selben begründete „Monatsachrift für christliche Sozia!- 
reform" und beteiligte sich eifrig an den Ärheiten der 
„Leogeaellaehaft". Anläßlich der Wahlreformfrage, in 
welcher er den ablehnenden Standpunkt der Rechten 
des Herrenhauses nicht teilte, trat er zu Beginn des 
Jahres 1906 aus deren Verbände aua. 

Bilczewski Josef, röm.-kath. Erzbiscliof in Leniberg 
und Metropolit, Geh. Rat. 

Geboren am 26. Mai 1860 in Wilamowice bei 
Wadowice, studierte in Krakau Theologie und wurde 
1884 aum Priester geweiht. Bilczewski promovierte 
an der Wiener Univeraität 1886, begab sich dann an 
die Gregorianische Univeraität in Eom and später an 
das Institut Catholique nach Paria Im Jahre 1890 
wurde er Katechet am Gymnasium zu St, Anna in 
Krakau, habilitierte sich später für Dogmatik in 
Krakau und wurde daselbst außerordentlicher Pro- 
fessor. Auf theologiachem Gebiete war er vielfach 
BcliriftBtelleriach tätig. Im November 1900 wurde er 
zum Erzbiachof ernannt und in daa Herrenhaus berufen. 

Bilinski Leon R. v., Dr., Geli. Rat. Gouverneur der 
österr.-ungar. Bank. Leben slünglich es Mitglied eeit 
33. Februar 1900. Mitglied der Rechten. 

Geboren am 15. Juni 1846 in Zaleazczycki. Nach 
Abaolvierung der juridischen Studien an der Lem- 
berger Universität am 31. Dezember 1867 zum Doktor 
der Rechte promoviert, trat Bilinski bei der Statt- 
halterei in Lemberg als Konzeptspraktikant ein und 
avancierte hier zum Statthaltereiadjunkten. Gleich- 
zeitig habilitierte er aich als Privatdozent fär poli- 
. tische Ökonomie an der Universität Lemberg. Er 
wurde im Jahre 1871 zum außerordentlichen, 1874 
zum ordentlichen Professor dieses Faches ernannt. Im 
Studienjahre 1876/77 fungierte Bilinski aXa Dekan, 
1879 als Bector magni£cus der genannten Universit&t. 
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In seiner Stellung als Professor der Natioualöko- 
□omie entwickelte Bilinski eine fruchtbare literari- 
sche Tütigk^t, welche ihn bald in Beziehungen zu 
den ersten deutscheu Gelebi-ten bi'acbte. ICachdem er 
schon früher eine Reihe von Arbeiten in polnischer 
Sprache herausgegeben hatte („Studien über Ein- 
kommensteuer" ; ,Der Zins", Warschau 187^; „Hand- 
buch der Nationalökonomie", Lemberg 1873/74), ließ 
er 1875 das Werk „Die Luxusateuer als Korrektur 
der Einkommensteuer" erscheinen. AIh iu demselben 
Jahre der KongreQ österreichischer Volkswirte in Wien 
zusammentrat, übertrug derselbe Bilinski das Referat 
über „die Eisenbahntarife", in welchem der Veriaseer 
mit Entschiedenheit für den Übergang aller Eisen- 
bahnen in die Hand des Staates eintrat. Ein weiteres, 
im Jahre 1878 erschieneues -Werk: „Die Gemeinde- 
besteuerung und deren Reform", behtuidelt die Frage, 
wie die Gemeinde besten ei'ung eingerichtet werden soll, 
damit einerseits der Gemeinde die Erfüllung ihrer 
wichtigen administrativen Aufgaben ermöglicht, ander- 
seits den Anforderungen einej- rationellen Einanz- und 
Sozialpolitik entsprochen werden könne. Von den in 
deutsfäier Sprache erschienenen Arbeiten des Ver- 
fassers sind noch hervorzuheben: „Die Stellung der 
Vermögens- und Verkehres teuem im Steuersystem" 
(lh76 in den Annalen des deutschen Rechtes) und 
„Die S teueren tlastung der Landwirtschaft angesichts 
der allgemeinen Finanzlage in ÖstOTreich" (Wien 
1880). In polnischer Sprache erschienen: „System der 
Finanzwissenschaft" (Lemberg 1876), „System der 
Nationalökonomie" (Lemberg 1880/82', „Wesen, Ent- 
wicklung und gegenwärtiger Stand des Sozialismus" 
(Erakau 1883). Die kaiserliche Akademie der Wissen- 
schaften in Krakan wählte Bilinski im Jahre 1876 
au ihrem wirklichen Mitgliede, der überdies auch 
Mitglied der „Sooiötö d'Economie politique" und der 
„SociÄtä des quastions d'enseignement supärieur" in 
Paria ist. 
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In das öffentliche Leben trat Bilinskt iin Jahre 
1875, als er in das Zentralkomitee der galiziechen 
Landwirtschaftsge Bell Schaft gewählt wurde. Hier fun- 
gierte er durcb acht Jahre als Referent für Steuern, 
Eiaenbahnen und landwirtBchaftlichen Unterricht. Im 
Jahre 1880 in den Gemeinderat der Stadt Lemberg 
gewählt, warde Bilineki mit dem Referat über Budget- 
und Steuerfragen betraut und auf seine Initiative in 
Lemberg das System der progressiven Wohnunge- 
steuer eingeführt. Iin März 1883 wurde Bilinski vom 
Stadtbezirk Stanislau in den Eeicharat und im Jahre 
1Ö89 auch in den galiziachen Landtag gewählt, dem 
er bis zum Jahre 1892 angehörte. Ei hatte im Jahre 
1883 auch für das Lemberger Mandat kandidiert und 
in seiner Kandidatenrede die polnische Frage in ao 
prononziert nationaler Weiae im Sinne der Wieder- 
herstellung Polens besprochen, daß diese Rede Anlaß 
zu Eekriminationen der Eegi er ungs Organe bot. Im 
Polenklub wurde seine fach münnis che Autorität in 
allen handelspolitischen nnd finanziellen Prägen ge- 
schätzt. Im März 1885 vertrat er die Nordbahn-Kon- 
zession 8 Vorlage im Abgeordneten hause. Im Oktober 
1886 fungierte er als Berichterstatter über die Bank- 
frage im Ausgleichs ans schuBse. Im Oktober 1887 
legte er als Referent den Entwurf des Börsesteuer- 
gesetaes im Abgeordnetenhause vor. Wiederholt fiel 
ihm die Aufgabe zu, den Generalbericht über das 
Budget zu verfassen. 

Auf politischem Gebiete vertrat er im Gegensatz 
zu Dunajewski die Idee einer Annäherung des Polen- 
klubs an die Deutsche Linke, sprach aich aber am 
33. Juni 1890 entschieden gegen die Schaffung einer 
parlamentarischen Parteiregierung aua. Am 24. Juni 
1890 trat er den tschechischen Angrifiren gegen den 
Dreibund entgegen. Er setzte die Annahme des neuen 
Banketatutes durch, war Referent über das Lager- 
han sgesetz, bereitete das Börsen stenergesetz durch eine 
Enquete vor. 
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Am 7, Jftnner 1893 warde er an Stelle dea Prh. 
V. Czedik zum Sektionsclief im Handelsminiaterium 
und zum Genenildirektor der Österreich! sehen Staats- 
bahneD ernannt, in welcher Stellung er sich für eine 
Besserung der Lage der Beamten einsetzte und zahl- 
reiche dankenswerte Organisationen schuf. Die Linke 
sah in seiner Berufung zum Generaldirektor der Staats- 
bahnen eine Begünstigung der Polen, aber diese ließen 
infolge Bilinskis Ernennung ihre Forderungen auf dem 
Gebiete der Dezentralisation dea Eisenbahnwesens ruhen. 
Bei Eintritt in diese Stellung legte Bilinski sein Beichs- 
ratsmandat nieder; seine Berufung war kurz nach dem 
Anßtritt des Grafen Kuenbnrg aus dem Kabinett TaaflFe 
erfolgt. 

Am 30. September 1895 wurde Bilinski zum Finanz- 
minister im Kabinett Badeniund zum provisorischen 
Minister für Galisien ernannt. Er entwickelte am 12. De- 
zember 1895 sein Einanzprograinm und kündigte die 
Entlastung des Grundbesitzes bei Einführung einer 
Reihe neuer Steuern an, durch welche auch die Er- 
höhung der Be Bratenge halte ermöglicht werden sollte. 
Unter seiner Wirksamkeit als Finanzminiater wurde die 
schon unter der Koalitionsregierung begonnene Steuer- 
reform im Mai 1!<96 zu Ende berateu. Bilinski begann 
die Verhandlungen mit der ungarischen Regierung über 
den Ausgleich. Am 30. Mai 1896 kündigte er die Er- 
höhung der Bier-, Branntwein- und Zuckersteuer an, 
von deren Bewilligung er die Durchführung dfir Be- 
amtengehalts vorlagen abhängig machte. Gegen diese 
Steuern sowohl, als gegen deren Zusammenlegung mit 
der Frage der Besserung der Lage der Beamten erhob 
sich Widerspruch im Parlamente. 

Mit dem Exposö vom 1. Oktober 1896 legte er 
das erste Investitionsbudget vor, durch welches das 
Budget nur scheinbar entlastet erschien. Da diese 
fiktive Entlastung dea Staats voran Schlages von der 
Opposition bekämpft wurde, wurde sie von Bilinskis 
Nachfolger im Amte wieder beseitigt. Im November 
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1896 wurde ihm der Orden dtsr Eisernen Krone 
I. Klasse verliehen. 

Am 20. Jänner 1837 in der Debatte über den 
Zeitungs Stempel stellte er dem vor Neuwahlen stehen- 
den Parlamente das Zeugnis aus, Großes geleistet zu 
haben und bezeichnete nicht ohne Widerspruch das 
Kabinett Badeni als das „Größe Parlament". Bei den 
Neuwahlen des Jahres 1897 erhielt Bilinski neuerlieh 
das Mandat des Städtebezirkes Stanislau. 

In seinem Fiiianzexposö vom I.Oktober 1897 kün- 
digte er zwei neue Steuergattungen zur Bedeckung 
der Kosten der geplanten Regulierung der Beamtec- 
gehalte an: Eine Tran sp ortsteuer 12 Prozent bei Per- 
sonenkarten und 5 Prozent bei Frachten und eine 
Znckerverlaga teuer, sechs Golden pro Meterzentner. 
Die Linke bekämpfte auf das heftigste die von ihm 
mit Ungarn vereinbarten Ausgleichs vorlagen, insbe- 
sondere das neue Bankstatut. Die deutsche Obstruk- 
tion war entschlossen, die Annahme dieser Vorlagen 
zu vereiteln. Am 6. November 3 897 sagte Bilbski 
in der Debatte über ein Ausgleichsprovisoriam im 
Ausschüsse, wo die Obstruktion die Beratung ver- 
schleppte: „Zwingen Sic die Regierung nicht — ich 
meine nicht die Regierung des Grafen Badeni, sondern 
die Regierung überhaupt — daß eine Frage von so 
eminenter Wichtigkeit nach § 14 geregelt wii-d. Nicht 
als Minister, als Ihr Kollege muß ich Sie im vitalsten 
Interesse des Parlamentarismus dringendst warnen, 
die Regierung dahin zu treiben." 

Am 30. November 1897 mit dem Sturze des 
Kabinettea Badeni schied auch Bilinski aus dem 
Amte. In der Ära Thun und Clary spielte er im 
Exekutivkomitee der Rechton eine leitende Rolle, war 
bemüht, die Majorität der Rechten zu erhalten und 
sowohl den Austritt der katholischen Volkspartei, als 
den der Tschechen hin tan zuhalten. 

Bilinski hatte lb99 einen Sprachengesetzeutwni-f 
ausgearbeitet, den er den Vertrauens mann ora der 
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Gechten zur Kenntnis brachte, die ilm ablehnten. Als 
unter Ciary ein neuer Verstöndigungsversuch zwischen 
Deutschen und Tschechen gemacht wurde, nach dessen 
Scheitern das Kabiuett Clary 9;urücktrat, nahm auch 
Bilinski an den Beratungen zwischen dem Esekntiv- 
komitee der Rechten und der Obmann erkonferonz der 
Linken teil und debütierte auch mit einem besonderen 
Verstau dignngs Vorschlag. Damals war die Meinung 
verbreitet, Bilinski bereite mit Dipauli und KaizI ein 
Kabinett der Rechten vor. 

Am 22. Februar 1890 wurde er in das Herrenhaus 
berufen, zur Zeit, als der Polenklnb sich entschloß, 
der tschechischen Obstruktion entgegen zu treten, 
die er bisher unter Mitwirkung BUinakis unterstützt 
hatte. Bilinski wurde gleichzeitig zum Bankgouvemeur 
ernannt und trat sofort dieses Amt nach Einführung 
des neuen Bankstatutes an. Seine Antrittsrede im 
Oeneralrat der Bank hatte einen polemischen Cha- 
rakter gegen die Gegner der neaen Baokordnung; 
die Förde ralisten erwarteten von seiner Ernennung 
eine größere Berücksichtigung der Interessen der 
Länder bei ihren Kreditanforderungen iin die Bank. 

Im Februar 1905, als seine fünfiährige Amtstätig- 
keit als Bankgouverneur ablief, wurde er mit Zu- 
stimmung der österreichischen und ungarischen Re- 
gierang in dieser Stellung beiaasen. 

Böhm R. V. Bawerk Eugen Dr., Geh. Rat Lebens- 
längliches Mitglied seit 21. September 1899. Ge- 
hört keiner Partei an. Ständiger Wohnsitz: Wien. 
Geboren am 15. Februar 1851 in Brunn. Nach 
dem frühen Tode seines Vaters übersiedelte er nach 
Wien, hesuchte das Schottengymnasium und wurde 
187ä an der Wiener Universität zum Doktor der 
Rechte promoviert. Im Jahre 1872 trat er bei der 
nie deröaterre ichischen Finanz-Landes dir ektion in den 
Staatsdienst und rückte im Jahre 1880 zum Mini- 
sterial-Konzipisten im Finanzministeriain vor. Gleich- 
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zpi'ig b'-trieb er eireehen'ie owioDal-ökonomische Stn- 
diun nnd nabm in den Jahren 1S75 liä 1879 einen 
L'riftub, Dm zaia Zwecke wi^senscbaftlicher Arbeiten 
die Universitäien Heidelberg. Leipzig und Jena m 
be soeben. 

Nach WieD znräckge kehrt, habilitierte sich Dr. von 
Bübm im Jahre 138<j als Privatdozent for politische 
Ökonomie. Eorz daraof wnrde er als Extnordinarios 
an die Inosbrncker Universität bemfen and IB^i zam 
Ordinarios des genannten Faches ernannt. 

Am IT. September 1889 erfolgte seine Berofbng 
in das Finanzministerinm als Hofrat. Von seinen 
literarischen Arbeiten anf dem Gebiete der National- 
ökonomie seien erwähnt: .Rechte oad Verhältnisse 
vom Standpunkte der volkswirtschaftlichem Güter- 
lehre", femer ,Gmndznge der Theorie des wirtachaft- 
lichen Gäterwertes" nnd das Werk ..Kapital and 
Kapitalzins". 

Zn Beginn der neunziger Jahre arbeitete Böhm 
die Vorlage aber die direkten Personalstenem ans, 
welche er auch als Sektionschef bei der Beratnng 
nnter dem Ministeriom Windischgrätz im Parlamente 
vertrat. Die Obstruktion der Jungtschechen verhin- 
derte damals auch die Erledigung der Steuerreform, 

Nach dem Sturze des Koalitionsministeriums wurde 
Böhm am 19. Juni 1895 zum Fia au zmin ister im interi- 
mistischen Kabinett Kielmannsegg ernannt. 

Als dieses Ministerium am 30. September 1895 
durch das Kabinett Baden) abgelöst wurde, erhielt 
Böhm die Geheimrats würde und wnrde mit Ent- 
schließung vom 26. Oktober 189& zum Senatsprfisi- 
denten des Verw altu n gsge rieht ahof es ernannt. 

Im Jahre 1897 trat er neuerlich als Finanzminister 
in das Ministerium ein, welches damals Frh. von 
Oantscb bildete, and kehrte mit dem ßöcktritt des 
Kabinettes wieder in seine Stellung beim Verwaltunga- 
gerichtshofe zurück, wo er am 27. April 1898 zum 
Scnatspräsidenten extra statum ernannt worden war. 
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In diese Zeitperiode fiel die Pablikation seiner Schrift: 
.Einige strittige Fragen der Kapitalstheorie". Auch 
beteiligte er sich au der von Inama-Stemegg nnd 
Dr. V, Flener heranagegebeoen Zeitschrift für Volka- 
wirtschaft, Sozialpolitik und Verwaltung durch zahl- 
reiche BeitrSge. 

Am 19. JSnner 1901 trat Böhm als Finanzminister 
in das Kabinett Koerber ein. Er legte am II. Februar 
wieder das Budget vor, nachdem seit Badeni die Er- 
ledigung des Voranschlages durch die Obstruktion im 
AbgeordnetenhsQse jedes Jahr vereitelt worden war. 
Dr. V.Böhm beseitigte im Pr&liminare das vom Finanz- 
minister Br. V. Bilinski geschaffene gesonderte In- 
vestition sbudget. 

In diese Periode seiner Wirksamkeit als Finanz- 
minister fielen die großen Investitionen für Bahn- 
nnd Eanalbanten, mit welchen Br. v. Koerber die 
Obstruktion der Tschechen för einige Zeit zum Still- 
stande brachte. Es erfolgte gleichzeitig die Aufhebung 
der Mauten und die Gewährung von Gebuhrenerleich- 
terungen bei Vermögen sübertragun gen. Eine Erhöhung 
der Branntwein- und Biersteuer wurde geplant und die 
Erhöhung der Gehalte und Pensionen der staatlichen 
Diener durchgeführt. Am 20. Mai 1901 brachte er die 
zehnprozentige Erhöhung des Fahrkar tenstemp eis auf 
den Eisenbahnen im Parlamente ein, von welcher ein Er- 
trag von 1 l-ö Millionen Kronen erwartet wurde. 

Im September 1901 wurde Dr. v, Böhm das Ehren- 
zeichen für Wissenschaft und Kunst verliehen. 

Der Not der Indaatrie suchte der Finanz minister 
im Budget für das Jahr 1902 durch Bewilligungen 
größerer Summen für Bestellungen zu Investitiona- 
zwecken abzuhelfen ; dagegen lehnte er die Forderungen 
auf Erhöhung der Gehalte der Diumiaten und Aus- 
kultanten unter Hinweis auf die Lage der Staats- 
finanzen ab. 

Am 17. April 1892 besprach er während der Bud- 
getdebatte die Klagen, welche über die politische 
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Haltung eines Teiles der Beamten erhoben wurden, 
und erklärte, d&ß die Hingabe an den Staatsdienet 
bis zu einem gewiBsen Grade einen Verzicht auf eine 
agitatorische Geltendmachung der eigenen politischen 
Überzeugung involviert. ,Ea ist ein altes uud gutes 
Sprichwort," sagte der Minister: ,Mau kann nicht 
zweien Herren dienen, und ich möchte hinzufügen: 
Man kann insbesondere nicht zweien Herron gut dienen." 

In seiner Rede am 23. April 1902 besprach er 
den Erfolg der direkten Pers on als teuerre form und 
seine Absichten, eine organisierte Gebäudesteuerreform 
durchzuführen. Mit einiger Mühe gelang es ihm, zu 
verhindern, daß die Einnahme aus den Mauten nach 
dem Wunsche der Agrarier mit 1. Juli 1902 erfolgte, 
was für das Budget eine Verminderung der Einnahmea 
von 2 Millionen Kronen bedeutet hätte. Die Ver- 
schlimmerang der Finanzen veranlaßten Dr. v. Böhm 
am 15. Juni 1902 dem Abgeordnetenhause ein Bild 
der Finanzlage zu entwerfen, um damit die Not- 
wendigkeit zu begründen, alle neuen Anforderungen 
an den Staat zurückzuweisen. 

Im August 1902 wurde Böhm zum ordentlichen 
Mitglieds der Akademie der Wissenschaften in Wien 
ernannt. 

Nach den Vereinbarungen mit der ungarischen 
Regierung führte er im Februar 1903 die Konversion 
der gemeinsamen Rente durch. Am 19. Jänner erhielt 
er das Großkreuz des Leopold-Ordens. 

lu der Delegationssession des Jahres 1 903 fiel 
ihm die schwierige Aufgabe zu, die Refundiernng des 
400 Millionenkredites für Kanonen und Rüstunga- 
zwecke zu vertreten. Damals kam ea zu einer Ver- 
stimmung zwischen Dr, Böhm und dem Leiter des 
Marineministeriums Adnüral Frh. v. Spann, da dieser, 
entgegen den Zusicherungen Böhms an die Delegation, 
es würden, bis die Refundiernng durchgeführt sein 
werde, keine wetteren Forderungen für Schiffbauten 
erhoben werden, in der Delegation die Unmöglich- 
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keit begründete, dieses Versprechen einzuhalten. In- 
folgedessen bot Böhm schon am nächsten Tage, am 
I. Juni 1904, seine Demission an. Die Weigerung des 
rinanzministers, den Forderungen anf sofortige Ver~ 
staatlichung der Staatabahn, NorJwestbahn nnd Nord- 
bahn zu entsprechen, führte zu Konflikten, welche 
seine Absiclit, sich vom Amte zurückzuziehen, zur 
vollen Beife brachten, und da er erklärte, das neue 
Budget für 1903 im Hause nicht mehr vertreten zu 
können, wurde er am 2t). Oktober !90i, mitten in den 
vergeblichen Kämpfen Dr. Koerbera, die tschechische 
Obstruktion zu beugen, seines Amtes enthoben und 
durch den Direktor des Posts p ark aasen am tea Dr. Kosel 
ersetzt. Dr. v. Böhm nahm im Jahre inoj seine Lehr- 
tätigkeit an der Wiener Universität wieder auf. 

Die parlamentarische Untersuchung der Schäden 
bei den Triester Hafenbauten zwang auch ihn, das 
Vorgehen des Kabinettes Koerber anläßlich der Ver- 
gebung dieser Bauten ohne Verständigung und Zu- 
stimmung des Reichsrates zu rechtfertigen. Peine Ver- 
nehmung vor dem Ausschüsse des Abgeordnetenhauses 
erfolgte am 5. Juli ISOU. 

Boretii di Vrana Manfrede Conte. Lebenslängliches 
Mitglied seit 15. Dezember 1JI02. Ständiger Wohn- 
sitz: Zara. 

Geboren in Dalmatien, wo er bedeutende Güter 
besitzt, am 2. August 1836 zu San FLlippo di Zara. 

Im öffentlichen Leben trat Borelti im Jahre 1871 
hervor, als er mit der Gründung doH landwirtschaft- 
lichen Vereines Comizio agrario in Zara und der land- 
wirtschaftlichen Zeitschrift „Bolletino Agrario" seine 
Tätigkeit auf dem Gebiete der Bodenkultur einleitete. 
Manfredo Borelli wurde im Jahre 1879 als Kandidat 
der italienisch-autonom istischen Partei in den Reichs- 
rat, im Jahre 1 880 in den dalmatinischen Landtag 
entsendet und war in beiden Körperschaften ein eif- 
riger Verfechter der landwirtschaftlichen Interessen. 
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Im Abge ordnete nhau8e war er Mitglied des Hohen- 
wart-Klubs. Im Jahre 1837 wurde er zam Fr&aideDten 
dea neu gegründeten LandeskulturrateB ernannt. In 
dieser Stellung erwarb er sich große VerdienBte am 
die rationelle Bewirtschaftung von Orond und Boden 
in Dalmatien. Dem dalmatinischen Landtage hatte 
Borelli nur dnrch eine Wahlperiode angehört, dtb* 
gegen wurde er in den Heicbarat im Jahre 1885 
wiedergewählt, legte aber im Februar 1888 sein Man- 
dat nieder. Die Familie stairfnit aus Italien und besaß 
die Herrschaft Vrana in Dalmatien, von dem sie das 
Prädikat Conte di Vrana führt. Einen Teil dieser Herr- 
schaft verkaufte der Vater des Conte M&niredo an den 
Staat. 

Bräf Albin Dr., Professor an der böhmischeD Uni- 
versität in Prag, Hofrat. 

Geboren 18Ö1, widmete sich nach Absolviening 
der rechts- und Staats wissen schaftlichen Studien der 
akademischen Laufbahn und erhielt im Jahre 1877 
die venia legendi als Privatdozent für politische Öko- 
nomie an der Universität in Prag. Im Jahre 1882 
wurde er zum außerordentlichen und im September 
1890 zum ordentlichen Professor für politische Öko- 
nomie an der böhmischen "ÜBiversitat in Pi'ag ernannt. 
Professor BrAf genießt den Ruf eines hervorragen- 
den Gelehrten auf dem Gebiete der Volkswirtschaft 
und entfaltet auch auf titerarischem Gebiete eine 
rege Tätigkeit. Dr. BrÄf ist ordentliches Mitglied der 
böhmischen Akademie der 'Wissenschaften, Mitglied 
dea Industrie- und Land wir tschaftsrates, korrespondie- 
rendes Mitglied der Statistischen Zentralkommission, 
Direktion 3 mitglied der Hypothekenbark des König- 
reiches Böhmen. Besondere Verdienste erwarb er sich 
als intellektueller Schöpfer, Organisator und Leiter 
des Kaiser Franz Joseph I.- Landes Versicherungsfonds, 
an dessen Spitze er seit seiner Gründung steht. Pro- 
fessor Brif hat sich frühzeitig dem politischen Leben 
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zageweudet ond znr alttschechiacben Partei bekannt, 
zu deren hervorragenden Führern er gehört. Er war 
lange Zeit Mitglied des böhmischen Landtages ond 
bekleidete durch mehrere Wahlperioden die Funktion 
ebes LandesaaBSchnll-Beisitzera. Im November 1898 
wurde er daroh den Orden der Eisernen Krone III. Klasse 
und im Jahre 1904 durch die Verleihung des Titele and 
Ghiu'akterB eines Hofrates ansgeseichDet. 

Brandis Anton Graf, Geh. Rat, Kämmerer, Major a. D., 
LandeBoberschützenmelster. Erbliches Mitglied. 
Sakzedierte 26. Mai 1S63. Gehört keinem Partei- 
verbande &n. Ständiger Wohnsitz : Schloß Brandis 
• bei Bozen in Tirol. 

Geboren am 24. Februar 1832. Im Tiroler Landtag 
vertritt er die Landgemeinden Brixen and ist ein 
eifriger Parteigänger der Tiroler klerikalen Partei. 
Landeshauptmann von Tirol vom 28. September 1889 
bifl 1904. Am 2. Mai 1882, nach Sanktion des Tiroler 
Landesschnlgesetzes, wurde ihm die Geheimrats würde 
verliehen. Am 25. August 1904 wurde Graf Brandis 
Aber sein Ansuchen vom Posten des Landeshaupt- 
mannes von Tirol enthoben. Als Führer der konser- 
vativ-klerikalen 3Iajorität im Landtage hat es Graf 
Brandis nur schwer ertragen, daß seiner Partei in 
den Christlich- Sozialen eine gefährliche Gegnerschaft 
entstand, welche, unbekümmert um die Mahnung des 
Tiroler Episkopats, der konservativen Partei die Mehr- 
zahl ihrer Mandate zu entringen sich anschickte. Da 
die Wälschtiroler neuerlich drohten, die kurze Zeit 
unterbrochene Obstruktion im Landtage wieder auf- 
zunehmen, entschloß sich Graf Brandia, auf das 
schwierige Amt als Landeshauptmann von Tirol zu 
verzichten. An seine Stelle ti'at der ehemalige Prä- 
sident des Abgeordnetenhauses, Dr. Theodor Kathrein. 

Buquoy de Longueval Karl Bonaventura Graf, Geh. 
Rat, Kämmerer, Oberleutnant d. H- Erbliches Mit- 
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glieii. ^^ukzedierte i. Februar 1880, Rechtspai toi. 
Ständiger Wohnsitz: Prag. 

Geboren am 24. September lJ:fö4. Im böhmischen 
Landtag vertriit er den fideikommiasariachen Groß- 

gm II d besitz. Ala FOret Windischgrätz wegen ent- 
Standtner Differenzen über die weitere Behandlung 
der Ausgleichapunhtationen im September iSfta seine 
Stelle als Obmann des GroSgrundbesitzerkiabs im 
böhmischen Landtag niederlegte, wurde Buquoy an 
seine Stelle gewählt. In der Sitzung der österreichischen 
Delegation vom 17. Oktober 1892 legte er Verwahrung 
ein gegen die von den Jungtachechen namens des 
böhmischen Volkes erhobenen Angriffe gegen den 
Dreibund. Für die staatsrechtliche n Forderungen Her 
Tschechen war er wiederholt auch im Landtage ein- 
getreten. Zur Zeit der Koalitionsregierung warb Buquoy 
am 13. Februar 1894 um die Unterstützung der 
Tschechen für das Kabinett Windiacbgi-ätz im Land- 
tage. Im Februar 1900 nahm er an der Verständigunga- 
konferenz unter Koerber teil. Am 25. April IflOO trat 
er für den Antrag PacAk ein, die Regierung möge 
die Lösung der Sprachenfroge bei dea landesfürst- 
lichen Behörden in Böhmen durch eine Verordnung 
veranlassen. Am 21. Juni 1901 brachte er im Land- 
tage nameoa des Großgrundbesitzes den Antrag auf 
Änderung der Landtags Wahlordnung behufs Wahl des 
nichtfideikommiasarischen Großgrundbesitzes in fünf 
territorial abgegi'euKten Wahlkreisen ein, der jedoch 
unerledigt blieb. Mitglied der Budweiser Handels- 
liammer und des Landeskulturrates von Böhmen. 
Besitzer der Fideikommiase Gratzen und Rosenberg 
und der Allodialherischaft Preßnitz in Böhmen. 

Bylandt-Rheidt Arthur Graf, Geh. Rat, Ministei- a. D., 
Kämmerer. Erbliches Mitglied seit 22. Februar 
1900. Mittelpartei- 
Geboren am 3, Februar 1854 in Prag. Sohn des 
einstigen Reichskriegsministers. Nach Vollendung der 
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juridischen Stadien trat er bei der politischen Ver- 
waltung in den Staatsdienst. Er dioute bei der Brünner 
Statthalterei, später bei verschiedenen Bezirkahaapt- 
mannscbaftea Mährens und warde 18T8 zur Dienst- 
leistung in das Uutemchtsmmiaterium berufen. Im 
Jahre 1879 trat er in dag Ministerium des Innern ein. 
kehrte 1881 als Statthalterei- Sekretär nach Brunn zu- 
rück und leitete dann die Bezirkshauptmannschaft 
Gaya. Im Jahre 1889 wurde er Statthaltereirat in 
Brunn. Baron Gautsch berief ihn 1892 als Ilofrat ins 
Unterrichtsministerium, wo ihm zunächst das Departe- 
ment für Volksschulweaen, spSter jenes für technische 
Fachacholen zugewiesen wurde. Im Jahre 1897 wurde 
er zum Sektionschef ernannt. 

Am 30. November 1897 trat er als Ackerbau- 
minister in das Kabinett Gautsch ein, nach dessen 
Rücktritt er am 7. März 1898 zum Unterrichts min ister 
im Kabinett Thun ernannt wurde. Im April 1898 
wurde ihm die Geheimratswürde verliehen. Am S.Ok- 
tober 1899 schied er aus dem Unterrichtsministerium 
und erhielt die Eiserne Krone I. Klasse, In seine Amts- 
verwaltung fiel die mit kaiserlicher EutschlieÖung vom 
19. September 1899 erfolgte Genehmigung zur Er- 
richtung der tschechischen Technik in Brunn. Am 
1. März 1901) wurde er zum Senats Präsidenten beim 
Verwaltuagsgerichtshofe extra statum ernannt. 

Am 13. Februar 1902 kam Bjlandt als Nach- 
folger des Frh, Viktor v. Puthon als Statthalter nach 
Oberösterreich, wo er bis zum 31. Dezember 190i ver- 
blieb. Baron Gautsch berief den Grafen Bylandt am 
S I.Dezember 1894 in das Kabinett als Minister des 
Innern. In Oberösterreich sah man ihn ungern schei- 
den. Seine objektive Amtsführung als Statthalter be- 
leuchtete seine Äußerung in der Schuldebatte des 
Landtages im Jahre 1904, in welcher er die Forde- 
rungen der klerikalen Majorität zurückwies und be- 
tonte, gegen geistige Strömungen und Ideen seien 
amtliche Maßnahmen erfalu'ungsgemäß unzureichend. 
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Wäfareod der schweren Erkranknug des Ministerprösi- 
denteo Qautsch imApril 1905 leitete Bjlaadt das Mini- 
eterium and führte die Verhandlungen zur Beseitigung 
der Obstruktion im böhmischen Landtage, der für den 
14. Juni 1904 einlrerufeD, schon nach der ersten Sit- 
zung am 16. Juni wegen Obstruktion vertagt wurde. 
Am Neujahratage 1 906 wurde ihm das Groflkreuz des 
Leopold-Ordens verLieheii. Während der Wahlreform- 
aktion des Ministerpräsidenten Baron Qautsch fiel By- 
landt die schwierige Aufgabe zu, über das Detail der 
Wahlreformvorlagen zu verhandeln. Da ea ihm uu- 
möglich war, die sich kreuzenden Wunsche der ein- 
zelnen nationalen Parteien bezüglich der Wahlkreise 
und Aufteilung der Mandate zu befriedigen, kam er 
mit allen in Konflikt und trat gleichzeitig mit Baron 
ClautBch am Z. Mai 1906 vom Amte als Minister des 
Innern zurück, 
öerny Thomas, Laadesadvokat. Lebenslängliches Mit- 
glied seit 15. Dezember 1902. Rechte. Ständiger 
Wohnsitz: Prag. 

Geboren im Jahre 1840, absolvierte die ßechta- 
studien an der Prager Universität, wo er im Jahre 
1862 den Doktorgrad erwarb und sich der Advokatie 
widmete. Als Verteidiger in Strafsachen genoß Cemy 
einen besonderen Ruf. 

Im Jahre 18T1 gelangte Cemy in das Prager 
Stadtverordnetenkollegium, wo er im Jahre 1879 zum 
Bürgermeister- Stellvertreter und im Jahre 1882 znm 
Bürgermeister gewählt wurde. Zweimal nach Ab- 
lauf des Trienniuma übernahm er die auf ihn ge- 
fallene Wail zum Bürgermeister, dann lehnte er die 
Wiederwahl ab. 

Bei seiner Installierung als Bürgermeister des 
„goldenen slawischen Prag" feierte er das Slawentum 
der Landeshauptstadt und bot durch diese Bede, die 
scharfe Spitzen gegen die deutsche Minorität enthielt, 
den Anlaß, daß die letzten Vertreter dieser Minorität 
aus der Stadtvertretung verschwanden. 
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In jener Zeit der Ära Taaffe, als die ataatsrecht- 
liche Frage faofßlhig geworden war nnd die nationale 
Agitation die Krönung des Kaisera zum König von 
Böhmen verlangte, hielt Bürgermeister Dr. Cerny 
anläßlich der luthrODisation des Erzbiachofes Grafen 
Schönborn am 16. Äuguat 1885 eine Anaprache, in 
welcher er den Kirchen färaten aU Primas Bohemiae 
nnd ala Hüter der Wenzelskrone feierte. In dem 
weihevollen Augenblicke, wenn der Herrscher die 
Königskrone auf sein Haupt aetzt und in geheiligte 
VerbindoDg an seinem Volke ti-itt, dann möge der 
Erzbiaohof dieser Verbindung durch den kirchlichen 
Segen die Weihe geben, dem Könige den Eid ab- 
nehmen, der den Krönungsakt besiegelt. 

In der Zeit der Anitawirksamkeit des Bärgermeiatera 
Cerny nahm die Landeshauptstadt einen bedeutenden 
Anfsohwang. Er führte die Vereinigung Prags mit den 
Gemeinden VySehrad, Holleschowitz und Bubna dnrcb, 
erwarb der Stadt die Sofieninsel und die_ Hasenbarg. 

Im böhmischen Landtage vertrat Dr. Cerny in der 
Ära Taaffe die Prager Neustadt Er trat eifrig für 
die Errichtung der Landeabank des Königreiches Böh- 
men ein und als die Gründung dieses Landesinstitutes 
vom Landtage beschlossen war, übernahm er ala Ge- 
neraldirektor die Leitung deraelben. 

Lange Zeit fungierte er auch als Prüaident des 
Prager Sokol. 
Chlumecky Johann Frh. v., Geh. Rat, Minister a.D., 
Präsident der Südbahn. Lebenslängliches Mitglied 
seit 24. März 1897. VerfaaaungBpartei. Ständiger 
Wohnsitz: Wien. 

Geboren am 23. Motz 1834 in Zara. Er studierte 
an der Universität Wien und trat in Mähren in den 
Staatsdienst. Als das Ministerium Belcredi seine Tätig- 
keit begann, war er Staatsanwalt-Substitnt beim Straf- 
gerichte in Brunn und gab seine Entlassung, um sich 
unbehindert durch seine amtliche Stellung an dem 
Kampfe gegen daa Sietierungsministerium beteiligen 



En können. Z«r Zeit des BürgerministeriumB wurde 
er am 2. August 1868 zum Statth alterei i-at in Bi-ünn 
ernannt und wii-kte im Sinne der Festigung der ver- 
fassungsmäßigen Zustände in der Verwaltung. Als Graf 
Potocki die Leitung der Regierung übernahm und nach 
Auflösung des böhmischen Landtages die staatsrecht- 
lichen Verhandlungen mit den Tschechen begannen, trat 
Chlumecky im August 1870 neuerlich aus dem Staats 
dienste. 

Inzwischen war er in den mährischen Landtag 
gewählt worden, der ihn in den Landes au sschuß und 
in den Reiohsrat entsandte. Damals regte er das Ge- 
seta über die Gemeinde -V er mittlungs um ter an, das 
am 31. September 1869 ins Leben trat. Als sich 
Potocki zurückzog und der große Kampf der Ver- 
fassungspartei gegen das Regime Hohenwart begann, 
befand sich auch R. v. Ghlumecky in den Reihen der 
Gegner dieser Regierung. Trotzdem vertrat er schon 
damals in der Debatte vom 7. Juni 1871, als es sich 
um die Frage der Verweigerung des Budgets handelte, 
den kouservativeu Standpunkt, daß die Steuerverwei- 
gerung nur ein theoretisches Recht bedeute, praktisch 
aber nicht durchführbar sei, weil dieselbe zur Auf- 
lösung des Hauses führen müßte, wodurch der Kampf- 
platz für die Verfassung verloren ginge und die 
gefährdete Verfassung preisgegeben wäre. Als bald 
darauf der unter dem Wahleinflusse der Regierung 
gewählte mährische Landtag mit einer förderalisti- 
schen Majorität zusammentrat, schloß sich Chlumecky 
dem Proteste der verfassungstreuen Mitglieder gegen 
die illegale Zusammensetzung dieser Körperschaft an 
und blieb dem Landtage fern Mit den übrigen Mit- 
gliedern des Landesau a Schusses unterfertigte er die Er- 
klärung, daß der im Amte befindliche Landesaasachuß 
nicht gewillt sei, dem vom illegal gewählten Landtage 
bestellten Landesausschusse die Agenden zu übergeben, 

Bald darauf schied das Ministerium Hohenwart 
aus dem Amte und Chlumecky wurde am 25. No- 
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vember 1871 als Ackerbau min iater in dan Kabinett 
Karl Aueraperg berufen. In jene Zeit Mit die Schaf- 
fung der Hochschule für Bodenkultur in Wien. Im 
März 1873 weilte er in Prag, um die Umwandlung 
der wegen ihrea oppositionellen Verhaltens aufgelösten 
patriotisch-ökonomisclien GeseUachaft, an deren Spitise 
Fürst Karl Schwarzenberg deraonstrativ gegen das 
Kabinett des Fürsten Karl Aueraperg aufgetreten war, 
in den böhmischen Landeskulturrat du rchzu führen. Im 
Oktober 1873 wurde ihm die Eiserne Krone I. Klasse 
verliehen. Im Jänner 1874 legte er dem Abgeordneten- 
hanse ein Flachere ige« etz nnJ eine Novelle zum Berg- 



Inzwiachen erfolgte noch während dea Prozesses 
Ofenheim die Enthebung des Frb. v. Banhans vom Amte 
des Handelsministera, der im Auftrage des Kabinettes 
die Aktion wider die Verwaltung der Lcmberg-Caerno- 
witaer Bahn durchgeführt und als Zeuge im Prozesse 
vernommen worden war. Nach langem Widerstreben 
übernahm R. v. Cblamecky am 19. Mai 1875 das Porte- 
feuille des Handels miniate rill ms, das er eine Zeitlang 
provisorisch geführt hatte. In dio Zeit seiner Amts- 
führung fiel die Sanierung zahlreicher Bahnen und 
zahlreicher darniederliegender Industrien, die unter der 
Krise von 1873 achwer gelitten hatten, mit Hilfe von 
ytaata Vorschüssen. Daneben waren die Bank- und Zoll- 
fragen mit Ungarn zu lösen. In seine Amtsführung 
fallen auch die ersten Versuche zum Übergänge vom 
Privatbahn- zum Staatseisenbahnbetrieb. Am 26. Au- 
gust 1S75 verfügte er die Reorganisation der General- 
inapektion für Eisenbahnen. Am 29. Oktober 1875 ent- 
wickelte er im Abgeordnetenbause sein Eisenbaha- 
programm und kündigte eine Reihe von Eisenbahn- 
bauten und Gesetzen zur Sanierung der notleidenden 
Bahnen, von Reformen auf dem Gebiete der staat- 
lichen Überwachung, auf dem Gebiete der Konzessio- 
nierung der Betriebsordnung und der Expropriationen 
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Im November 1875 begannen die AuBgleichaver- 
bandlungea mit Ungai'n. Ungarn kündigte daa Zoll- und 
HandeUbündoia und Chlumecky beantwortete die Inter- 
pellation des Abgeordneten hau aes bezüglich der Zoll- 
politik der Regierung mit der Ankündigung, daß die 
Handelsverträge mit dem Auslande zwar gekündigt, aber 
neue Vertragstarife, entsprechend den Bedürfniasen der 
inländiacben Produktion, geschaffen werden sollen. 

Am 18. Dezember 1876 legte er das Geaetz, be- 
treffend die Maximaltarife für Personen- und Frachteu- 
transporte auf den Eisenbahnen, vor. Am J. Dezember 
18TG brachte er im Abgeordnet enhauae die ersten aeohs 
Eisenbahn vorlagen ein, welche den Staatsbahnbetrieb in 
Österreich einführten und das Eisen bahn garantieweaen 
gründlich reformieren sollten. Mit großem Interesse 
nahm das Haua diesen Sanierungsplan auf. 

Unter seiner Amtsleitung wurden die Verhand- 
lungen wegen des Handelsvertrages mit Deutschland 
geführt. Die schutzzöUnerische Eichtung gewann Ober- 
hand; die Vertragsverhandlungen mußten im Oktober 
1877 abgebrochen werden und der autonome Zolltarif 
wurde im Einverständnisse mit Ungarn publiziert. Zahl- 
reiche Tarif maßnahmen und der Handelsvertrag mitKn- 
mänien wurden durch ihn ins Leben gerufen. 

Am 12. August 1879 schied Chluiaecky aus dem 
Handelaamte. Damals wurde ihm das Grroßkreuz des 
Leopold-Ordens verliehen. Seit den direkten Eeichs- 
ratswahlen hatte er den Stödtebezirk Zwittau-Trübau 
im Keichsrate bis zu den Wahlen von 1879 vertreten. 
Ein Jahr später, am 1. Jaii 1880, wurde er von der 
Stadt Brunn in den Eeichsrat entsendet und vertrat 
dieses Mandat bis zum Jänner 1897. Im Laufe dieser 
Zeitperiode und auch später wurde Chlumecky auch 
in die österreichische Delegation gewählt. Als sich im 
November 1881 der Klub der Vereinigten deutschen 
Linken bildete, wui'de er an die Spitze desselben 
berufen. Er nahm als Führer der Partei stets eine 
vermittelnde Stellung ein und suchte das gute £in- 
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vernehmän zwischen dem Gb-oßgrnndbesitze and dem 
linken Flügel des Klnba der Vereinigten deoiachen 
Linken zu erhalten. Am 17. März 1883 verteidigte er 
gegen den Wahlreformantrag des Abg. Zeithammer 
das Wahlprivilegium des Großgrundbesitses, 

In der Ära Taaffe stand Chlamecky an der Spitze 
der Antragsteller für soziale Beformen and ent- 
wickelte namens der Partei am 3ö. Jänner 1883 das 
wirtschaftliche Frogramm derselben. Am 19. Jänner 
1883 begründete er den Antrag auf Schaffung von 
Arbeiter-Unfall- und Krankenkassen; es gehe nicht 
an, legte er dar, soziale 0-egensätze dadurch lösen za 
wollen, daß man die Qesellschaft in gegensätzliche 
Schichten organisiert nnd den Klassenhaß züchtet. 

Nach den Neuwahlen des Jahres 1885 wurde er bei 
demVersuchederGrtindung des deutsch-österreichischen 
Klubs in den Vorstand desselben gewählt. In der deutsch- 
liberalen Partei fiel ihm eine entscheidende Stimme zu. 

Am 2. Oktober t88ö wurde Chlumecky zum zweiten 
Vizepräsidenten des Abgeordnetenhauses gewählt. 

Am 9. Juni 1886 trat er in der Debatte über den 
Zolltarif fiir mäßige Industriezölle ein, gab seinem 
Bedauern über das Verhältnis Ungarns bei den 
Ausgleichs Verhandlungen Ausdruck, weil der anderen 
Beichshälfte zuliebe die Absperrung der Grenze gegen 
rumänisches Vieh und Zerealien verfügt und der Zoll- 
krieg heraufbeschworen wurde. 

Nach der Publikation des Sprachen erlasses Pra- 
i&ka beantragte Chlamecky am 8. Oktober 1886 die 
Einberufung des Sprachenausschnsses, um gegen diesen 
„Arthieb wider die Einheitlichkeit der Verwaltung" 
Einspruch zu erheben. 

Gegenüber den Einflüssen radikaler Elemente trat 
er sehr ablehnend unter den Parteigenossen auf. Er 
selbst hat in einer Rede, die er auf einer Wander- 
versammlung- in Sternberg am 9, Oktober 1887 hielt, 
seine Stellung in der Partei mit folgenden Worten 
charakterisiert: „Wie ein Eisenbahnzug nicht ohne 
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Bremse fahren kann, so bedarf atich jede Partei einer 
Bremse, und eine solche will ich sein." In der Tat 
hat er wiederholt übereilte Aktionen der Partei in 
nihigeres Geleise geführt, aber auch manchen entschei- 
denden Schritt seiner Parteigenossen gehemmt. Stets 
war er aber bestrebt, die Verfassung gegen Angriffe 
von iorderalis tischer Seite zu schätzen, and er hat in 
zahlreichen Debatten im mährischen Landtage die fort- 
schrittlichen Errungenschaften, zumal auf dem Gebiete 
der Schule, mit Energie verteidigt. Einer Verständi- 
gung mit den Tschechen war er stets geneigt, aber 
er bezeichnete in allen aeinfen Beden als die nnüber- 
Bchreitbaren Grenzen dieser Verständigong das geltende 
Verfasaungsrecht nnd die österreichische Staatsidee, die 
diesem Verfasaungsbau zugrunde liegt. 

Am 30. Oktober 1888, als der erste Vizepräsident 
des Abgeordnetenhauses Graf Eichard Clam-Martinic 
in das Herrenhaus berufen wurde, gelangte Chlumecky 
an dessen Stelle and vertrat lange Zeit den schwer 
erkrankten Präsidenten Dr. Smolka in der Leitung 
des Hauses. In dieser Stellung fand er Gelegen- 
heit, seine reiche parlamentarische Erfahrung bei der 
Leitung der Verhandlungen zu verwerten. Sein kon- 
ziliantes Wesen, seine genaue Kenntnis der Geschäfts- 
ordnung befähigten ihn, selbst bei stürmischen Vor- 
gängen die "Würde des Hauses zu wahren. Als der 
Niedergang des Parlamentes immer stürmischere Szenen 
im Hause zeitigte, legte er als Mitglied des Geschäfts- 
ordnungsausschnsses am 10. Dezember 1892 einen Ent- 
wurf für die neue Geschäftsordnung vor. 

Im Jahre 1892 wurde ihm die Baronie verliehen. 

Nach dem Eücktritte Smolkas wurde Chlumecky 
am 21). März 1893 mit 224 von 250 abgegebenen 
Stimmen zum Präsidenten des Abgeordnetenhauses ge- 
wählt. Nachdem Graf Taaffe am 10. Oktober 1893 die 
Wahlreform eingebracht hatte, welche das allgemeine 
Stimmrecht bloß in der Städte- und Landgemeinden- 
karie elafuhren sollte und die Wahlkurien mit ihren 
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Wahlprivilegien fortbestehen ließ, reistfl Präsident Chlu- 
mecky nach Budapest, wo sich damals der Kaiser be- 
fand, um Vorstellnngen gegen diese Vorlage zu erheben. 

Die Wahlreform vorläge beschleunigte den Stnra 
des Eabinettes Taaffe und rief das Koalitionsmini- 
sterium WindiBchgr&ts: ins Leben. Nach dessen Ent- 
lassung hielt Ghlumecky am 23. Jali I89Ö eine Bede 
in Znaim, in weicher er die Haltung der Linken in 
der Cillier Frage rechtfertigte und die sichere Er- 
wartung aussprach, die Liuko werde auch bei der 
kommenden politischen Kombination bei Bildung des 
Kabinettes nicht übergangen werden. 

Im Deutschen Vereine in Brunn sprach er am 
1. Februar 1896 über die Stellung seiner Partei zum 
Kabinett Badeni, Er schilderte die Lage der Partei 
als sehr günstig, warnte vor Verhetzung angesichts 
der Ausgleichs Verhandlungen und trat für die Wabl- 
reform Badenis ein. Seine Bemühungen, den Zerfall 
der Vereinigten deutsehen Linken, Ende 1896, zu hin- 
dern, blieben erfolglos. Von seinen Gegnern wurde ihm 
damals der Vorwurf allzu großer Konivenz gegen die 
Regierung nicht erspart. Am 22. Jänner 1897 hielt er 
dem scheidenden Ab geordneten hause die Nachrede, 
legte gleichzeitig sein Mandat für die Stadt Brunn in 
die Binde seiner Wähler zurück und erhielt als Aner- 
kennung seiner langjährigen Verdienste bei der Leitung 
des Hauses von den großen Parteien desselben eine 
goldene Glocke als Ehrengeschenk. Kurz darauf wurden 
ihm vom Kaiser die Brillanten zum Groß kreuz des 
Leopold-Ordens verliehen. Am 24. März 1897 wurde 
er in das Herrenhaus bernfen. 

Im Herrenhause, Mitglied der Verfassungspartei, blieb 
er auch nach seinem Scheiden aus der Volksvertretung 
in enger Fühlung mit den Führern der deutsch- liberalen 
Partei und manche Entschließung derselben wurde seinem 
Einflüsse zugeschrieben. Nach seinem Ausscheiden aus 
dem Abgeordneten hause trat Chlumecky als Präsident 
an die Spitze der Südbahngesellsohaft. 



^oiizccb, Google 



Im AagDst 1899, ikls die SntiBSBQiig des Xabi- 
nettes Thun in Sioht stand, wurde Baron Chlumecky 
an das kaiserliche Hoflager nach Ischl berni'en, am 
über die Lage zu berichten. Bald deirauf trat da£ 
MiniBterinm Thcn acs dem Amte und das Kabinett 
Clary begann seine Tätigkeit. Baron Chlumecky galt 
in dieser Periode als besonderer Vertrau ensmaon der 

Der mährische Landtag wählte Chlumecky 1901 
in die Permanenzkommiasion für den Anagleich im 
Lande, an deaeea Arbeiten er hervorragenden Anteil 

nahm. Nachdem die Tschechen im November 1901 die 
Kommission gesprengt hatten, wurde Chlumecky mit 
der Berichterstattung an den Landtag betraut. Er 
legte diesen Bericht in der Schlußsitzung der Kom- 
mission am 22. März 1902 vor. Ea gelang, die Kom- 
mission wieder arbeitsfähig zn machen. 

Am 26. Februar 19f>3 trat er in der Wehrgesetz- 
debatte des Herrenhaasea für die Erhaltung der Ein- 
heit der Armee ein, als in Ungarn der Kampf um 
die Nationalisierung der Armee von neuem begann. 

Während der Verhandlungen über die Wahlreform 
im mährischen Landtage im Jahre 1S€4 richteten die 
Tschechen und Sozialisten ihre Demonstrationen gegen 
Chlnmecky, dessen Einfluß sie die Schwierigkeiten bei 
Erreichung itrer politischen Wünsche zuschrieben. Bei 
einem Demonstrationaaufzuge durch Brunn, 9, Oktober 
1904, wurde eine Puppe, die Chlumeckya Namen an- 
geheftet trug, an einen Laternenpfahl aufgehängt. Trotz- 
dem lag die Führung der Wahlreformverhandlongen vor- 
nehmlich in seiner Hand, so daß er an dem Zustande- 
kommen der vom mährischen Landtage am 1 6. November 
19Ü& beschioasenen Wahlreform und der Schaffiing des 
nationalen Wahlkatastera und der ProportJonalwahlen im 
Großgrundbesitze und den Handelskammern Mährens 
einen großen Anteil hatte. Zur Zeit der Neuwahlen 
verzichtete er auf die Wiederwahl in den Landtag im 
November 1906. 
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Chotek Enterich Graf, Kämmerer. Erbliches Mitglied. 
Sukzedierte im Jahre 18HG, gehört der Gruppe 
der Rechten des Herrenhauses an 

Gaboren am 30. Dezember 18;iü. Im Jahre 1895 
wurde er für dea fideikommisa arischen Großgrund- 
besitz in den böhmischen Landtag gewählt. Herr der 
Herrschaft Neahof mit Hlizow und Beloschitz mit 
Kramitz In Böhmen, Obere t-Erblandtürhüter in Nieder- 
Österreich. 

Clam-Oallas Franz GraF, Geh. Rat, Kämmerer, Ober- 
leutnant a.D. Lebenslängliches Mitglied seit 16. Jän- 
ner 1895. Gehört der Mittelpartei an. Herr der Herr- 
schaften Friedland, Reichenberg und Grafenstein in 
Böhmen. 

Geboren am 26. Juli 1854, Sohn des Generals der 
Kavallerie Eduai-d Clam-Gallas. Im böhmischen Land- 
tag vertritt er den verfassungstreuen Großgrundbesitz. 

Clam-Mariinic Heinrich Graf, Kämmerer, Oberleut- 
nant i. d. E. Lebenslängliches Mitglied seit I5. De- 
zember 1902. Rechtspartei. 

Geboren am 1. Jänner I8f>3. Sohn des Grafen 
Richard Clam-Martinic, des ehemaligen Vizepräsidenten 
des Abgeordnetenhauses. Besitzer der Herrschaften 
Clam, Arbing und Ausaernstein in Oberösterreich, 
Smeino und i^lan in Böhmen. Graf Clam - Martinic 
steht an der Spitze der Böhmischen Industrialbank in 
Prag. Er begleitete den Erzherzog Franz Ferdinand 
auf dessen Reise um die Welt. 

Graf Clam-Martinic wurde im Jahre 1894 zum 
Abgeordneten des fideikommias arischen Großgrund- 
besitzes im böhmischen Landtag gewählt. 

Als Mitglied der Delegation im Juni 190(1 zur 
Zeit der starken Abtrennnngabewegung hielt er eine 
Bede über das Verhältnis Österreichs zu Ungarn, in 
welcher er die Trennung angesichts der beabsichtigten 
und zum Teile bereits eingeleiteten Schaffung einer 
ungarischen Armee als unvermeidlich darstellte. 



^lailizccbvGoOgle 



102 

Clary und Aldringen Carlos Försi. G«b. Rat. Kam- 
iDrrer, Ri'taiei-ier i d. E. Ertli'Le? Mi'^üed, 
fi*;h~jrt der «jnipp^ der Re'-Liea an. 

Gei'jrea ra Wien »^ 3. Air!: 1^14. Besra« der 
F;;eiJL:ctri2i:i;iierrs-:r.an T^'i lia-Lira^ren ia Bchmen. 
Verralmi-Tra; der ö=;*TT.*::rzar. STÄatseisea'-aJm- 

Colloredo- Mannsfeld Jos«! Für=i. Erbliches Mit- 
glied- Miuel[iartei 

GeFx-reii za Pra^ un 17. Febmar 13ii>i. L?atD«iit 
im 1;. L.anrltrelu'-UlaDenregiiDeiit. 

Czartoryski Georg, Fürst, Geheimer Rat. Erbliches 
Mitglied seit 24. April 18^1. Gebort keiaem Partei- 
verbände ao. Ständiger Wohnsitz: Wiaznowica bei 
Jaro::!laa. 

Geboren am Vi. April 1828. Studierte in Wiod. 
Mit seinem Bruder Constantin gab er die Zeitschrift 
„Die Rezensionen und Mitteilungen über Theater und 
Knast" '1833 bis 18ß5j heraus. Später nahm er seinen 
Wobnaitz in Galizien, heiratete am 2. Mai 1861 die 
Schwester des Malers Jaroslav Cermak und trat den 
tsi-hechischen politischen Kreisen näher, Fürst Czar- 
toryski vertrat anch die Idee der Aussöhnung zwischen 
Polen nnd Küssen im Interesse der großen slawischen 
JiuHammen/jehörigkeit. 

Vom Przeray^ler Großgrundbesitz wnrde er 1 8(>7 
in den galiziachec Landtag gewählt. Anf einer Reise 
durch England hielt er am 3. Mai 1868 in London 
eine Rede über die Stellung der Polen in Österreich 
und ließ im Juli 1869 eine Broschüre „Vor dem Land- 
tag" erscheinen, in welcher er die Idee des Fördera- 
Jisrnua vortrat und eine Sonderstellung für Galizien 
verlangte. Während der Debatte über die sogenannte 
„galizisi;he Resolution" schloß er sich im September 
IHCit dem aur Förderung der Landesantonomie ge- 
gründeten Resolut Lonlstenklub an. 
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Im Juni 1870 wählte ihn der Stryjer Großgrund- 
besitz in den Landtag. Dem Abgeordneten hause ge- 
hörte Fürst Czartoryaki vom Jahre 1809 bis 1891 mit 
einer längeren Unterbrechang an. Ale die Verhand- 
lungen mit dem Grafen Hohenwart im Zage waren, 
achrieb er: „Das Hauptziel unserer Politik ist und 
wird Polen sein. Das vorübergehende Ziel — und die 
Übergänge in der Geschichte der Nationen überdauern 
infolge des Einflnaaes der die Welt beherrschenden 
großen Gesetze zeitweilig ganze Geschlechter — ist 
Oaten-eich, solange wir in Österreich die Bedingungen 
einer freien Existenz finden. Daher liegt die Kräftigung 
Österreichs in unserem Interesse. Der Wiederaufbau 
eines unabhän^gen Polens bleibt unser „Hauptziel"." 
Diesen Gedanken führte er in einer Broachüre unter 
dem Titel: „Uwagy o politycze Austryi" aus und be- 
fürwortete darin das enge Zusammengehen der Polen 
mit den Tschechen, Slowenen und Deutsch-Klerikalen. 

Als er im September 1873 für den ersten direkt 
gewählten ßeichsrat kandidierte, sprach er sieh in 
einem Briefe an seine Wähler für das Aufgehen der 
Abstinenzpoütik ans. Nun sei ea Pflicht, den Zen- 
tralismus im Beichsrat zu bekämpfen. Angesichts 
der angekündigten Vorlage der Eegierung über das 
Verhältnis von Staat und Kirche erklärte er, stets 
ein Gegner liberaler Tendenzen zu sein, welche die 
Unterordnung kirchlicher Angelegenheiten unter den 
Einfluß und die Kontrolle des Staates stellen wollen. 
Nach dem Zusammentritte des ßeichsratea brachte er 
im Dezember 187;i gemeinsam mit Dr. Smolka einen 
Protest im g alizischen Landtag gegen die direkten 
Reichsratswahlen ein, weil dieselben der galiziacheu 
Land es Ordnung widersprechen. 

Im Ab geordneten hause vertrat er in energischer 
Weise die Idee des Föderalismus. Am 30. Oktober 
1879 erklärte er: ,Wer den Ländern nicht gerecht 
wird, der wird auch den Bürgern nicht die rechte 
Freiheit bringen." Als einer der Führer der Eechten 
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trat er für alle rackschrittliehen Vorlagen ein, seibat 
für die konfeaaioiielle Schule, als die Gefahr nahe 
lag, daß bei Ableimang des Liechteneteinacheii Antrages 
die Koalition der Bechten sich auflösen könnte. 

Am 4. Jani 1890 wählte ihn die österreichische 
Delegation mit nnr 21 von 41 abgegebenen Stimmen 
zu ihrem Präsidenten. 

Am 3. März 1891 wnrde er das letztemal in das 
Abgeordnetenhaus gewählt. Da sich damals Graf Taaffe 
der Linken zu nähern suchte und Fürst Czartoryski 
bemüht war, dieaer Annäierong im Polenklnb ent- 
gegenzuarbeiten, veranlaßte der Ministerprüsident die 
Berufung des Fürsten zum erblichen Mitglied des 
Herrenhauses. £r gehörte auch dann noch dem Exe- 
kutivkomitee des PoleoHubs an. 

Bei dem Besuche der schlesischen Polen auf der 
Lemberger Ausstellung hielt er am 12. August 189i 
eine vielbemerkte Eede, in welcher er ausführte, 
daß die Polen in Schlesien ob ihrer nationalen Ana- 
dauer Lob verdienen. Wenn die Deutschen von einem 
Drange nach Osten erfüllt sind, so beantworten wir 
diese Gefühle mit dorn Drange nach Westen. Die 
Polen müssen die Fehler ihrer Könige gut machen 
und den Westen wieder zu erobern suoheE. 

Als Mitglied des Exekutivkomitees des roichsrat- 
liehen Polenklubs unterstützte er auch fernerhin ein 
enges Zusammengehen mit den Tschechen und trat 
gegen jede Annäherung an die deutsche Linke ein. 
Als es sich nach den Wahlen im Jänner 1901 dem 
Kabinett Koerber darum handelte, das Abgeordneten- 
haua arbeitsfähig zu machen und ein Teil der neu- 
gewählten polnischen Abgeordneten vor einer Unter- 
stützung der tschechischen Obstruktion warnten, in- 
dem sie dem Polenklub wieder eine Politik der freien 
Hand empfahlen, erschien Fürst Czartoryski im einer 
Wähler Versammlung des Großgruudbesitzea von Prze- 
mysl und erkläi'te eich für die Rekonstruktion der 
alten slawischen Majorität. £r warnte abermals vor 
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einem Bündnis mit der Linken. Am 30. Dezember 1901 
gab er namens sämtlicher Parteien des galizischeu Land- 
tages eine Sympathie-Erklärung för die Opfer der Schul- 
affaire von Wreschen in Preußisch-Polen ab. Schwer er- 
krankt zog er sich dauernd vom politischen Leben zurück. 
Czechowicz Konstantin, griect].-katli. Bischof in 
Przemysl. Mitglied geit 18. Mai 1905. 

Geboren im Jahre 1847, wnrde 1873 zum Priester 
geweiht. Nach längerer Verwendang in der Seelsorge 
erfolgte im Jahre 1887 seine Ernennung zum Dom- 
herrn des griechisch-katholischen Kathedralkapitels in 
PrzemyÄl und im. Dezember 1895 seine Vorrückang 
in die erste Dignität der Dompropsfei in diesem Ka- 
pitel. Im November 1896 wurde Czechowicz aum 
griechisch-katholischen Bischof von Przemy»! ernannt, 
welche Diözese er seither verwaltet. 

In der Zeit von 1897 bis 1901 bekleidete Bischof 
Czechowicz die Stelle eines Landmar seh all- St eil Ver- 
treters im galizischeu Landtage. Im Jahre 1899 wurde 
er durch die Verleihung des Ordens der Eisernen 
Krone II, Klasse ausgezeichnet. 
Czedikv.Bründelsberg Alois, Frli., Geh. Rat. Lebena- 
längliches Mitglied seit 12. Jänner 1883. Mittel- 
partei. Ständiger Wohnsitz: Weidlingau bei Wien. 

Geboren am 14. November 1830 zu Agram. Ab- 
solvierte in Wien die philosophischen Studien und 
war im Jahre 1848 Kommandant des philosophischen 
Korps der akademischen Legion. Am 15. Mai, dem 
Tage der Sturmpetition, legte er seine Stelle nieder 
und beteiligte sich nicht weiter an der Bewegung. 
Er trat 1849 in die Armee, machte als Of&zier den 
ungarischen Feldzug mit, legte die GeDeralstaba- 
prüfung ab und arbeitete kurze Zeit im militär- 
geographischen Institute. Seit 1851 widmete er sich 
dem Lehrstande, wurde an das Teschener Gymnasium 
berufen und im Jahre 1853 an der neuerrichteten 
Kommuual-Bealsohule in Wien angestellt. 
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In dieser Stellang blieb er bis zu den ersten 
Wahlen im Jahre 1861. Damals wählte ihn der IV. 
Wiener Wahlbezirk in den nie der österreichischen Land- 
tag und dieser in den Landeaausschuß, wo er zq- 
nächst in die Lage kam, sein Organisierongs- undVer- 
waltungstalent zu entwickeln. Er stellte am 1 8. MSrz 
1863 im Landtage den Antrag, die Landesmittel- 
Echulen interkonfessionell einzurichten. Kach dem 
Kriege von 1866 entsendete ihn der Landesausschuß 
in das von den Preußen okkupierte Gebiet, am den 
Kriegsschaden festzustellen. Als nach der Sistierungs- 
periode Neuwahlen für den Landtag aoageschrieben 
wurden, wühlte ihn der Bezirk Mistelbach im Jahre 1 867 
in den Landtag, wo er bis 1876 verblieb und seine Tätig- 
keit auch weiter im Laudeaausschusse entfaltete. 

Seit dem Jahre 1869 entsandte ihn der Landtag 
in den Reichsrat, dem er bis zu den direkten Eeicha- 
ratswahlen von 1S73 angehörte. Auch vertrat er den 
Landeaausschuß in der damals gebildeten Donau- 
regulierungskommisson. Am 25. Oktober 1869 be- 
antragte Czedik im Landtage die Aufhebung der 
Straßenmauten und sprach die Erwartung aus, daß 
als Folge dieser Aufhebung auch die Linienmauten 
in Wien bald beseitigt werden würden. 

Minister Tsohabtischnigg berief Czedik am 6. Mai 
1870 als Sektionschef ins Unterrichtaminiaterinm, Er 
blieb in dieser Stellung bis zur Ära Hohenwart, Die 
Verfassungspartei, der Czedik als Mitglied angehörte, 
verdachte es ihm, daß er den Posten angenommen hatte, 
von dem vor ihm Dr. Julius Glaser zurückgetreten war. 

Im Juli 1871 übernahm Czedik die Direktion der 
neugegründeten Wiener Handelsakademie, welche er 
bis zu seiner am 27. Juni 1873 erfolgten Ernennung 
zum administrativen Direktor und Generaldirektor- 
Stellvertreter der Kaiserin Elisabeth-Bahn und zum 
Vizepräsidenten dieser Bahngesellschaft leitete. Heute 
ist Baron Czedik noch Vizepräsident der Verwaltung 
der Wiener Handelsakademie. 
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Im Jahre 1872 gehörte Czedik auch der Wiener 

Gemeindevertretung an. D&mals befürwortete er im 
Laudtage die Anfbessernng der Beamten gehalte. Im 
Februar 1876 trat er aua dem Landtage aus. Im 
Jahre 1879 wurde er wieder in das Äbgeordneten- 
haua gewählt. Vor seinen Wählern in Poigdorf ver- 
trat er im Oktober 1881 den Standpunkt, die Linke 
des Abgeordnetenhaus es hätte mehr das österreichische 
als das national-deuteche Programm zu vertreten und 
sollte den Slawen versöhnlich entgegenkommen. Da 
diese Rede mit den Kuchelbader Exzessen der Prager 
Tschechen zusammenfiel, erregte sie berechtigtes Auf- 
sehen. In einer zweiten Wähler Versammlung schränkte 
Cüedik diese Ausführungen ein, verlangte Schutz der 
Deutschen in Böhmen und Mähren nnd die Festsetzung 
der deutschen Staatssprache für das Parlament und Heer, 
Er widmete sich von da ab ausschließlich der 
Leitung der Verwaltnng der Elisabeth-Weetbahn bis 
zu deren Übernahme in die Staatsverwaltung. Nach 
Durchiuhrung dieser Verstaatlichung wurde er am 
24. Juni 1882 zum Präsidenten der Direktion der 
Staatsbahnen ernannt, welche Stelle er kurze Zeit pro- 
visorisch eingenommen hatte. In dieser Eigenschaft führte 
er die Vetstaatlichong einer großen Reihe von Privat- 
bahnen durch und traf Reformen eingreifender Art 
im Staatsbahnbetriebe durch Herabsetzung der Tarife 
ond ElinfBhrung des Kreuzer-Zonentarif es im Jahre 
1890. Am 7. Jänner 1892 wurde er seiner Stelle als 
Präsident der Staatsbahnen enthoben und Ritter von 
Bilinski zn seinem Nachfolger ernannt. Seine Ent- 
hebung erfolgte nach der Berufung Kuenburga ins 
Kabinett Taaffe, als eine Kompensation für den Polen- 
klub. Nach dem Tode des Abgeordneten Fuß bewarb 
sich Czedik neuerlich um das Mandat des Komeu- 
burger Stadtbezirkes im nieder österreichischen Land- 
tage und wurde gegen den deutsch-nationalen Anti- 
semiten Dr. Knotz am 27. Februar 1893 gewählt. Er 
blieb Mitglied des Landtages bis zum Jahre 1896, 
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wo der niederöateiTeichische Landtag ganz in die 
Hände der Christlich-Sozialen überging. 

Am 17. März 1893 brachte er im Herrenhause, 
wo er sich der Mittelpartei angeschlosBen hatte, die 
ihn zum Vizeobmann des Kluba wählte, den für die 
Regelung der Staatsbeamten gehalte entscheidenden 
Antrag ein In demselben Jahre wurde er zum Präsi- 
denten des Gewerbe vereine 3 in Wien gewählt, auf 
welche Stelle er im Mai 1Ö96 verzichtete. 

Im Mai 1897, als im Abge ordneten hau so , kars 
nach den Neuwahlen, der Kampf gegen das Kabinett 
Baden! eröffhet wurde, legte Graf Hohen wart für die 
Eechte nnd Frh. v. Czedik für die Linke der Adreß- 
tommissJon des Herrenhauses einen Adreßentwurf vor, 
Trh. V, Czedik wurde mit Hilfe der Verfaasungspartei 
zum Referenten über die Adresse gewählt Die Mittel- 
partei zeigte sich zum Teile bereit, mit der Ver- 
fasaungspartei in der Sprachenfrage und in der Schul- 
frage gemeinsam vorzugehen. Mitten in den Verhand- 
lungen ging aber die Mittelpartei von ihrem Vor- 
satze ab und es kam ein Kompromiß mit der Rechten 
des Herrenhauses nach entsprechender Abänderung des 
Adreßentwurf es Czediks zustande. Die Verfasaungs- 
partei sah sich au einem Minoritätsvotum gezwungen. 
Im November 1899 wurde Czedik in die Staats- 
schnlden-Kontrollkommisaion an Stelle des Frh. von 
Leitenberger als Ersatzmann einberufen. In der Sitzung 
der Kommission vom 9. November war beschlossen 
worden, dem Auftrage der Regierung Clary, die unter 
Mitsperre der Kommiaaion befindlichen 51 Millionen 
in Gold zur Durchführung der Valutaregulierung an 
die österreichische Regierang zu überweisen, nicht 
Folge zu geben. Die Regiernng verlangte die Ret«- 
Bumierung des Beschlusses. In der Sitzung vom 14. No- 
vember vertrat Frh. von Czedik in dieser Sitzung 
als Referent der Kommission die ^Forderung der Re- 
gierung. Sein Vorschlag wurde jedoch abgelehnt und 
erst unter dem Ministerium Wittek am 27. Dezember 
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1899 bei neaerlicher Beratnag durch die KommiSBion 
und Dirimierang des Präsidenten Dr. von Fuchs an- 
genommen. 

Am 2Ö. September 1906 erschien der von ihm 
verfaßte Bericht der Herren ha uakommission, anlaßlich 
der Parlament arischen TJnterauchung der Vorfälle bei 
Vergebung der Trieater Hafenbauarbeiten unter dem 
Ministerium Koerbor, in welchem er eine Reihe von 
Anträgen znr Reform derKontroUbefugnisse der Staats- 
schulden - KontroUkommiasion dem Reichsrate unter- 
breitete. 
Czernin v. Chudenitz Jaromir Graf, Geh. Rat, Käm- 
merer. Erbliches Mitglied. Sukzedierte 1 1. Juli ia6ö. 
Rechte. Ständiger Wohnsitz : Schloß Petersburg bei 
Jechnitz in Böhmen. 

Geboren am 13. März 1818. Ritter des Goldenen 
Vließea 1884. Geh. Rat 1881. Kämmerer 1845. Mit- 
glied der Bezirksvertretnng von Jechnitz. Besitzer von 
Neuhaas, Chudenitz, Peterabarg uew. (Böhmen^. 

Czernin V. Chudenitz Rudolf Graf, Kämmerer. Gehört 
dem Herrenhause seit dem 18. August 190S an. 
Geboren am 8. Juli 186R. Er ist Beaitiier der Herr- 
schaft Gießhübl, sowie Generalbevollmächtigter der AUo- 
dialherrachaft Hohenelbe und Marschendorf. Neben der 
Verwaltung und Bewirtschaftung dieses Grundbesitzes 
nimmt Graf Czernin an allen Fragen des öffentlichen 
Lebens regen Anteil und hat sich wiederholt insbe- 
aondere auch auf dem Gebiete der Politik und des 
Eisenbahnwesens literarisch betätigt. 

Czyhiarz Karl R. v., Professor, Hotrat. Lebensläng- 
liches Mitglied seit 15. Jänner 18S5. Verfassungs- 
partei. 

Geboren im Jahre 1833 zu Lobositz, besuchte das 
Gymnasium in Leitmeritz, kam 1851 an die Prager 
Universität, wo er sich den juridischen ötudien zu- 
wandte ond am 23. Oktober 1856 zum Doktor pro- 
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moviert inirde. Er hörte dann Vorträge an der Ber- 
liner UDiTersität, trat in die Kanzlei des Dr. Uauschüd 
in Prae als Konzipient ein, warde 15. Jänner 1859 
Studienpräfekt am Theresianam in Wien, kam 1863 
als anßerordentlichor Professor an die Prager TJni- 
vereität and wurde 18G9 ordentlicher Professor des 
T&misohen Hechtes. In den Jahren 1873 und 1879 
bekleidete Czyhlarz die Würde dea Dekans der jn- 
ridiachen Fakultät und 1876—1877 des Eektors der 
Prager Univeraität. Er war Mitj^lied der rechtshistori- 
Bchen und judiziellen Prüfungskommisaion nnd Obmann- 
stellvertreter des deutschen Juristen Vereines in Prag, 

Vom Jahre 1866 an vertrat er durch einige Jahre 
den Sohluckenaoer Städte wähl bezirk, 1877 als Rector 
magnifcus die Virilatimme der deutschen Universität 
im böhmischen Landtage und gehörte demselben seit 
September 1878 als Vertreter des Qahlonzer Städte- 
wahlbezirkes neuerdings an. In den Verhandlungen 
anläßlich der Errichtung der tschechischen Univeraität 
in Prag im Jahre 1882 verteidigte er die Rechte der 
dentachen Universität gegen die Versuche der Tsche- 
chen, die Universität in ihrem Bestände zu schädigen. 
Von seinen juristischen Werken ist unter vielen an- 
deren Schriften vornehmlich zu erwähnen sein Grund- 
riß der Institutionen. Im Jahre 1893 wurde er als 
Professor an die Wiener Universität berufen, Orden 
der Eisernen Krone III. Klasse, Im Oktober 1904 trat 
er vom Lehramte zurück. 
Dalberg Friedrich Frh. v„ Kämmerer. Lebensläng- 
licheä Hitglied seit IG. November 1881, Rechte. 
Ständiger Wohnsitz: Datachitz in Mähren. 

Geboren am 9. Dezember 1822. Er ist ein eifriger 
Omithologe nnd anf diesem wissenschaftlichen Gebiete 
Hohrifts teile riech tätig. Besitzt in Mähren Datsohitz, 
Wolschau und die Herrschaft Markwaretz; in Böhmen 
Maleschau; in der preußischen Rheinprovinz die Herr- 
schaft Dalberg und Wallhausen; in Bayern Prieeen- 
hausen, Rodenbach, Erlasee. 
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Dobl'zensky v. Dobj^enitz Johann Frli., Geh. Rat, Käm- 
merer, Lebendängliches Mitglied seit 15, Jänner 
1S9Ö. Rechtspartei. 

Geboren am 28. März 1841, ist Besitzer der AUo- 
dialherrschaft Chotöbof mit den Gütern Doubkow und 
Nemojow in Böhmen. Er ist Ehrenritter des souveränen 
Maltegerorden. Seit dem Jahre 1883 vertritt Frh. von 
Dobfzensky den fidei kommissarischen Großgrundbesitz 
im böhmischen Landtage. 
Dreher Anlon, Großindustrieller. Lebenslängliches 
Mitglied seit 15. Dezember 1902. VerfasBuagspartei. 
Ständiger Wohnsitz: Wien. 

Geboren im Jahre 1841, hat im Jahre 1870 die 
bekannte Bierbrauerei in Schwecbat, sowie die Braue- 
reien in Steinbruch, Michelob und Triest nach dem 
Tode seines Vaters übernommen. Schon damals war 
die erstgenannte Brauerei zu einer hervorragenden 
Ausdehnung und Bedeutung gelangt. Dreher hatte 
seine Lehrjahre in einer der größten Brauereien Eng- 
lands zugebracht und unter seiner Leitung nahm die 
BiererzengUDg einen derartigen Aufschwung, daß die 
Unternehmungen der Firma in indastrieller und kom- 
merzieller Beziehung den erstan derartigen Betriebe- 
stätten der Gegenwart beizuzählen siud. Die Drehersche 
Bierproduktion deckt nicht nur einen bedeutenden Teil 
des Inlandkonaums, sondern hat auch im Ezportwege 
jenseits des Ozeans ergiebige Absatzgebiete gefunden. 
Anton Dreher ist bei zahlreichen Anlässen als tat- 
kräftiger Förderer wohltätiger und gemeinnütziger 
Zwecke hervorgetreten und hat stets ein reges In- 
teresse für wissenschaftliche und kiinatlerische Be- 
strebnngen an den Tag gelegt. Im Jahre 1897 wurde 
Anton Dreher durch die Verleihung dos Komturkreuzes 
des Franz Joseph-Ordens ansgeaeichnet. 
Dubsky Adolf Graf, Geh. Rat, Kämmerer, Oberst 
d. n. a. St. Lebenslängliches Mitglied seit 15. De- 
zember 1902. Mittelpartei. 
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Geboren am 6. März 1833. Er diente lange Jahre 
In der Armee and trat als Oberstleutnant aus dem 
aktiven Dienate. Seit dem Jahre 1884 ist er Oberst 
im nichtaktiven Stande des 5. Landwehr- Ulanenregi- 
mentes. Graf Dabsky trat mit Beginn der parlamen- 
tarischen Ära als Vertreter des GroDgrnndbeaitzes in 
den mäbrischea Landtag ein, dem er lange Jahre an- 
gehörte. Bereits am 20. April 1867 wurde er vom 
mährischen Landtage in den Reichsrat entsendet, und 
von da ab blieb er bis zum Jahre 1897 Mitglied 
des Abgeordnetenhanses. Er schloß sioli dem. ver- 
fassungstreuen Oroßgrundbeeitze an und war zum 
Schlüsse Mitglied des Klubs des liberalen Zentrums 
nnter Fuhrang des Grafen Coronini. In der Finanzwelt 
nimmt Graf Dnbsky eine hervorragende Stellung ein. 
Seit vielen Jahren ist er Präsident der TJnionbank und 
der Dux — Bodenbaclier Eisenbahn und Direktions- 
mitglied der UngBrischen Hypothekenbank. Im Jahre 
1896 wurde ihm die Würde eines Geheimen Rates 
verliehen. 

Oubsky Viktor Graf, Geb. Rat, Kämmerer, außerordent- 
lich bevollmächtigter Botachafter a. D,, General 

der Kavallerie a, D. Lebenslängliches Mitglied seit 
29. April I90i. Gehört keiner der Parteien des Hau3ea 
ao. Ständiger Wohnsitz: Wien. 

Geboren am 6. März 1834. Herr auf Zladlowitz mit 
Aujezd und Baubrawitz. Er verließ im Jahre i 866 die 
militärische Karriere und trat in die Diplomatie ein. 
Während der Orientkrise der siebziger Jahre wtur er 
eine Zeitlang Leiter der Botschaft in Konstantinopel 
und ging dann zunächst als Gesandter, dann als Bot- 
schafter nach Madrid. Im Jahre 1904 trat er in den 
dauernden Ruhestand. 

Ounajewski Julian R. v., Geh. Rat, Minister a. D. Lebens- 
längliches Mitglied seit 2. Februar 1891. Ständiger 
Wohnsitz: Krakau. 
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Geboren am t. Jnai 1822 in Erokau, studierte an 
den Universitäten Wien, Lemberg und Krakau, wurde 
18Ö2 Supplent der politischen WisBenschafteu iuKrakau, 
1865 Professor an der Rechts ak ad emle PreSburg, ISÜO 
ProfesHor in Lemberg, 18ß1 Professor der politischen 
Wissenschaften nud der Statistik in Krakau, Er war 
bereits in den Jahren 1861 und 1864 als Rektor der 
UniversitSt Mitglied des galizischen Landtages, seit 
1870 bis heute warde Dnnajewski von der Stadt San- 
dec in den Landtag gewählt Hier wurde er der Führer 
der konservativen Elemente, die sich in der , Krakauer 
Partei" vereinigten. Im Jahre 3 8(17 hatte er im Land- 
tage einen Antrag auf Reform der galizischen Ver- 
waltung iu au tone mistig eher Richtung eingebracht, die 
vornehmlich die Verantwortung dea Statthalters vor 
dem Landtage verlangte und für die Bezirksausschüsse 
auf Kosten der staatlichen Behörden einen größeren 
autonomen Wirkungskreis statuierte Der Antrag wurde 
nicht Qesetz. 

Seit dem Jahre 1873 gehörte er bis l'*91 dem Ab- 
geordnetenhauee als Vertreter der Städtegruppe Biala- 
Sandeo an und spielte schon unter Grockolski im Folen- 
klub als Obmannstellvertreter eine hervorragende Rolle, 
wo man nicht bloß seine volkswirtschaftliche Bedeutung 
wärdigte, sondern auch seine pohtische Gewandtheit 
in hohem HaÜe einschätzte. 

Am 26. Juni 1880 in das Kabinett Taaffe als Knanz- 
minister berufen, blieb er in dieser Stellung bis nach der 
Auflösung des Abgeordnetenhauses, die am 23. Jänner 
1891 erfolgte, und wurde am 2. Februar seines Amtes 
enthoben. Als Träger der slawisch- feudalen Ideen im 
Kabinette bekämpfte er jeden Vorschlag auf ein Zu- 
sammengeben der Polen mit der deutschen Linken, und 
als die Verhältnisse sich stärker erwiesen als sein Wille, 
gab er seine Demission, zur Zeit, als Graf Taaffe vor- 
schlug, die Deutschen zum Eintritte in die Majorität 
zu veranlassen. Solange Graf Taaffe den föderalistischen 
Bestrebungen seiner Majorität kein Hindernis in den 
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Weg legte, schloß sich ihm Dunajewski an und wat 
durch Jahre der Sprecher des Ministeriums T&affe im 
Abge ordneten hau ae. 

Dunajewski veranlaÜte die Grändang der Läuder- 
bank in Wien im Oktober 1880 in der Absicht, sie zu 
einer Art Staatsbank zur Unterstützung seiner finan- 
ziellen Pläne zu machen und sich von den mit der Ver- 
fassungspartei verbundenen Wiener Banken zu eman- 
zipieren. Damals wurde von der deutschen Opposition 
im Parlament ein scharfer Kampf gegen diese Bank, 
gegen ihre Beziehungen aur Regierung und zu den Par- 
teien der Rechten, geführt. 

Sein ofTenes Auftreten gegen die alte zentratis tisch- 
liberale Partei auf der Linken und deren Führer Herbst, 
Plener, Sturm, mit denen er als Finanzminister wieder- 
holt scharfe Diskussionen fühj*te, bei denen er seinen 
slawisch-nationalen Staudpunkt stark betonte, brachte 
ihn in den Verruf eines Deutschenhassers. Als die Seele 
der slawisch-klerikalen ßegierungamajorität blieb er 
die Zielscheibe der deutschen Opposition, gegen deren 
Angriffe er sich in selbstbewußtem Tone zui- Wehr 
setzte. So äußerte er sich in einer Rede am 15. Fe- 
bruar 1882: „Die Tendenz des iKabinettes Taaffe ist 
nicht der Kampf gegen das Deutschtum. Es ist der 
Kampf gegen die einseitige Herrschaft einer Partei." 
Viele Angriffe der Opposition wendeten sich gegen 
die Stelle seiner Eede vom 2. Miürz 1886, in welcher 
er den Deutschen zurief; „Wir haben bewiesen, daß 
wir zwar nicht gegen Sie — fem war dieser Ge- 
danke — aber daß, was Sie bezweifelt haben, man 
ohne Sie regieren und die BediirfnissB des Staates 
doch befriedigen kann." Dunajewski nahm auch später, 
namentlich vor seinem Rücktritte vom Amte, Anlaß, auf 
diese Äußerung zurückzukommen, um zu versichern, 
das Kabinett denke nicht du^n, ohne die Deutschen 
zu regieren. 

Dunajewski war die schwere Arbeit zugefallen, das 
durch militärisohe Neuorganisatioiieii und das uene 
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Wehrgesetz, sovie daroh die Büatangen anläßlich der 
Kriegabefnrchtungen wßgea der Vorgänf^e an der ruasi- 
schea Grenze, wo mehrere Armeekorps anfgestellt wor- 
den waren and eine Agression Raßlands befürchten 
ließen, schwer belastete Bndget in Ordnung zu bringen 
und das Defizit ans dem Voranschläge zu beseitigen. 
Das ging nnr im Wege gesteigerter Einnahmen nndVer- 
mehmng der Steaern nnd Abgaben und da der Kriegs- 
bedarf dringend war, betrafen die zur Erhöhung der 
Staatseinnahmen gewählten Steaerre formen zunächst 
indirekte Abgaben nnd Finanzzölle, Die Opposition 
befand sioh in stetem Kampfe gegen Dunajewskis 
Finanssystem, das die Bedürfnisse der breiten Volks- 
schichten durch Steigernng der Abgaben auf Kaffee, 
Petrolenm, Zucker und Spiritus wesentlich verteuerte. 
Das bot am 14. Dezember 1880 Dr. v. Ptener Anlaß 
zu der Bemerknng, der Einanzplan der Begierung 
reduziere sich eigentlich auf zwei Worte: Petroleum 
nnd Schulden. Der Veranch durch Einsetzung einer 
Ersparnngskommiseion , welche Ersparungen in der 
Verwaltung zar Herstellung des Gleichgewichtes im 
Haushalte voi-schlagen sollte, erwies sich als er- 
folglos. 

In seiner Rede am 30. April 1881, in der er sich 
gegen die Anwürfe der deutschen Opposition zur Wehr 
setzte, erklärte Dunajewski: „Man hat mir vorgeworfen, 
daU ich gesagt habe, man muß kleine De&dte durch 
große heilen. Man hat dieses Zitat einer Rede ent- 
nommen, die ich als Abgeordneter in einer Budget- 
debatte gesprodien habe. Wenn es sich um Ausgaben 
handeln wird, welche rem ökonomischer Natur, nur dtt- 
zn bestimmt sind, die wirtschaftliche Kraft des Volkee 
zu beben, werde ich nicht zurückschrecken, dem Hause 
mit der Forderung zn kommen, für solide Ausgaben 
von wirtschaftlichem Nutzen im Wege eines weiteren 
Kredites vorzusorgen." 

Am 11. Februar 1881 legte Dunajewski dem Par- 
lament dos die Gmudsteuerregutierung abschließende 
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Qesetz aber die Grandstenerh&tiptsntnme vor, die in 
der Vorlage mit 37-5 Millionen Gulden beziffert wnrde. 

Zur Deckung des Defizite» des Jahres tSSl be- 
willigte das P&rlament eine neue Rentengattong durch 
Ausgabe funfprozeutiger Obligationen einer nicht rück- 
zahlbaren steaerfreien Schuld. Diese .Dunajewski"- 
Rente sollte nach dem Oeaetze vom 11. April 1881 
als Bentenschuld der im Beicharate vertretenen König- 
reiche und Länder in ein eigenes hierfür aufzulegendes 
Schuldbuch eingetragen und der Überwachung der 
Staatsschuld en-Kontrollakommission unterworfen wer- 
den. Zunächst wurden äU Millionen dieser Rente aus- 
gegeben. 

Die Steuerreform, di» Dunajewski im Jahre 1883 
vorlegte, enthielt bereits eine Ankündigung der Ein- 
führung einer Person aleinkommensteu er. Zur Cinfuh- 
rung derselben vielfach und wiederholt von der Oppo- 
sition gedrängt, erklärte er in der Budgetdebatte des 
Herrenhauses am 19. April 1886, er müsse vor Über- 
eilungen und sozialistischen Anwandlungen bei Ein- 
führung der Personal ei nkommen Steuer warnen, unter 
Berufung auf Thiers, der gesagt hatte, ea sei sehr 
leicht, Reiche ärmer zu machen, aber sehr schwer, 
die Armeren reich zu machen. 

Trotz wiederholter Zusagen kam Dunajewski erat 
am Schlüsse setner Tätigkeit als Finanzmini ster dazu, 
einen Entwurf einer Personalsteuer im Detail anan- 
Jtündigen, den er aber infolge seiner bald darauf er- 
folgten Enthebung nicht mehr einbrachte. 

Im Mai dea Jahres 188Ö kam er mit den Mit- 
gliedern der Opposition in der Staatsechuldenkontroll- 
kommission in einen Streit, da diese die Aufnahme 
kleiner Hypothekar schulden durch die einzelnen Res- 
sortminister als den Grundsätzen einer gesunden. Fi- 
nanzpolitik widersprechend erklärten und dieses Tadels- 
votum in das SitzungsprotokoU der Kommiaaion aufge- 
nommen hatten. Der KonAikt endete mit dem Auatritte 
der oppositionellen Hitglieder aus der Kommission. 
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Im Verlaufe der Ausgleichs verhandln!) gen mit Un- 
garn im Jfthre IftSfi sträubte eich die Majorität und 
in erster Reihe der Polenblub, die mit Ungarn ver- 
einbarte Erhöhung des Petroleumzolles, wobei das 
Interesse der angsrisohen HaüSnenre in erster Reihe 
gewahrt wurde, sowie die neue Branntweinsteuer mit 
der für Ungarn güDstigen Kontingentierung zu be- 
willigen. In beiden F^en mußte die Krone inter- 
venieren, um für die Vorlagen die Majorität zu ge- 
winnen. Bei der B rannt wein steuör vorläge mußte über- 
dies den Propinationsberechttgten in Gaiizien eine 
Entschädigung vom Reichsrate angestanden werden, 
welche Dunajewski vermittelte. 

Der Streit um die Branntwein a teuer, der auch im 
Ministerrate zwischen Dunajewski und Ziemialkoweki 
ausgefochteu wurde, führte zur Demission des letzteren. 

Nach der Erledigung der Bankvorlage und des Aus- 
gleiches wurde Danajewaki am 28, März 1887 das Groß- 
kreuz des Leopold- Ordens verliehen. Der immer sich 
steigernden Abneigung der Majorität, die wachsenden 
Lasten seiner UnanzpoUtik zu tragen, begegnete er 
am 29. April 1887 in einer Rede, die er mit den 
Worten , schloß: „Geduld und Ausdauer, aber auch 
ehrliche Arbeit im Dienste des Staates 1 Nichts ist 
schnell erlangt worden. Violentia nemo imperia con- 
tinuit diu -— moderata durant." 

Ein Gegner der Wiener Stadter weitemng, sprach 
er sieh am 27, September 1888 gegen dieselbe aus 
und erklärte die Beseitigung der Ver?ehrungS8teuer 
an den Linien wällen der Residenz aus finanziellen 
Gründen für unmöglich. Bei der hierüber geführten 
Debatte erklärte er sieh als ein Gegner des allzu 
raschen Anwachsens der Stadtgemeinden. 

Im September 1890 leitete er die Konferenzen zur 
Herstellung der Valuta mit dem ungarischen Finanz- 
minister ein. 

Sein letztes Exposö aber das Budget hielt er am 
4. Dezember 1890. Er erklärte damals, die günstigen 



^lailizccbvGoOgle 



finanziellen Erfolge seien der bingebeaden Unterstütr 
zung der ßegiernngamajortt&t allein zu danken. Die 
Wendung in der Politik des Grafen Taaffe, welche 
eine VerständiguDg mit der von Dun^eweki Uart be- 
handelten deuteeben Oppoeition bezweckte, fährte nach 
der Auflösung des B^ichsrates am 2. Februar 1891 
zur Enthebung Dnnajew&kis vom Amte. Er wurde mit 
dem Großkreuse des Stephan - Ordeus ausgezeichnet 
und gleichzeitig in daa Herrenhaus berofen. Duna- 
jeweki zog sich tiaoh seinem Scheiden aus dem Amte 
nach Krakau dauernd suräck. 

Dvornik MathSus Dr., Enbiscbot von Zara. Geb. Rat. 
Mitglied seit November 1901, Rechte. 

Geboren am 10. April 1847 in Borge Luciaz bei 
Spalato, Er studierte in Zara und Wien Theologie und 
wurde 1369 zum Priester geweiht, Erzbischof Maupas 
ernannte ihn 1870 zum Professor des Alten Testa- 
mentes und der orientalischen Sprachen an dem Seminar 
in Zara. Im Jahre 1884 wurde er Domherr in Spalato. 
Am 11. April 1901 wurde er zum Erzhischof von Zara 
ernannt. GeheimsekretRr des Papstes. Orden der Eisernen 
Krone III. Klasse. Äla Virilist gehört er dem dalma- 
tinischen Landtag an. Im September 1906 wnrde ihm 
die Öeheimratswürde verliehen. 

Ozieduszycki Thaddfius Graf. Erbliches Mitglied, guk- 
zedierte am S.November 189?. Reobte. 

Geboren am 27. September 1841. Ministerialrat a.D. 
Herr auf Nieslnchow, Spas, Hryckow und Zetechow. 

Edelmann Johann, Oberlandesgericbtspräsideut a. D., 
Geh. Rat. Lebenslang liches Mitglied seit lö. Jänner 
1893, Gehört der Verfassungspartei an. 

Geboren am 22, Dezember 1826 in Neuhaas in 
Böhmen, genoß seine Erziehung und Ausbildung im 
kaiserlichen Konvikte in Prag und wandte sich nach 
Zurtioklegung der Bechtsstudien im Jahre 1849 dem 
JuHtizdienste zu. Nachdem er die..ersten Stadien seiner 
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Diensteslanfbiihii teils bei den Justizbehörden in Böhmen, 
teils bei dem Jnstizministeriuin in Wien zurückgelegt 
hatte, wurde er im Jahre 1860 zum Bäte des Kreie- 
gerichtes in Ghrudim ernannt, aber schon nach einer 
vierjährigen Verwendung bei diesem Gerichtshöfe neuer- 
lich üur IHenstleistang bei dem Justizministerium ein- 
berufen, wo er vom Jahre 18C4 bis znm Jahre 1880 
in der Eigenschaft eines Ministerialrates die Funktionen 
eines Referenten versah. Mit kaiserlicher Entschließang 
vom 4. Oktober 1S80 wurde er zum Präsidenten des 
Oberlandesgerichtes fär Mflhren und Sclilesien ernannt. 
Im Jahre 1872 erhielt er wegen seiner Verdienste um 
die Leitung der Strafanstalten den Orden der Eisernen 
Krone III. Klasse. Im Jahre 1878 wurde er mit dem 
Leopold-Orden dekoriert, 1888 mit dem Orden der 
Eisernen Krone IL Klasse, 166Ö erhielt er die Ge- 
heimratswurde; er ist Mitglied des Staatsgerichtshofes. 

Endrici Cölestln Dr., Fürstbischof in Trient. Viril- 
stimme. Mitglied seit 3. Jänner 1904. 

Geboren am 14.M!lrz 1866 zuDonn, Dekanat Fondo 
am Nonaherg, studierte am deutschen Kollegium in Rom 
Philosophie und Theologie. Am 28. Oktober 1891 wurde 
er zum Priester geweiht, war zwei Jahre Kooperator 
in Cles, dann Stadtpfarrlfo Operator an der Kirche Maria 
Maggiore in Trient bis 1897, seither Professor am fürst- 
bischöflichen Priesterseminar in Trient. Er wurde der 
Nachfolger Valaseia auf dorn fürs tbiachöf liehen Stuhle. 
In dem Streite zwischen den Konservativen und Christ- 
lich-Sozialen in Tirol griff er wie die übrigen Bischöfe 
Tirols persönlich ein und beteiligte sich an der Grün- 
dung des Tiroler Volks Vereines im Februar 1906 gegen 
den christlich-sozialen Bauemverein. 

Enzenberg Arthur, Graf, Dr., Geh. Rat, Kämmerer, 
Sektionsohef a. D. Lebenslängliches Mitgilied seit 
21, September 1899. Mittelpartei. Ständiger Wohn- 
aite: Innsbruck. 
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Geboren am 27. Juli 1841 in InDäbruck. Er stu- 
dierte die Rechte and wurde nach kurzer Dienstzeit 
bei der Tiroler Statthalterei in daa Unterrichts min i- 
aterium berufen, wo er dem MittelachnlreBsort zuge- 
teilt war. Später wirkte er als Bozirkshauptmann in 
Meran und Bregenz. Der l'iroler Großgrundbesitz kan- 
didierte ihn für den Landtag, Enzenberg kam 1883 als 
Hofrat zur Grazer Statthalterei und wurde dann wieder 
ins Unterrichtsministerium berufen, aus dem er als 
Sektionschef im Jahre 1893 schied. Graf Enzenberg 
war vielfach auf naturwissenschaftlichem Gebiete tätig. 
Mitglied des Kunstrates im Miuisteriam für Kultus und 
Unterricht iu Angelegenheiten der bildenden Kunst, 
Mitglied des Österreichischen Museums für Kunst und 
Industrie in Wien. Verwaltungsrat der Bodenkredit- 
anstalt in Wien. 

Erwein Josef Dr., Advokat. Lebenslängliches Mitglied 
seit 15. Jänner 1895. Verfassungspartei. StäBdiger 
Wohnsitz: Kiagenfurt. 

Geboren 181(^. Dem KSrntner Landtag gehörte er 
seit dessen erstem Zusammentreten im Jahre 1861 an. 
Er vertrat dort bis 186« den Großgr and besitz, dann 
bis 1870 die Städtegruppe St. Veit und von 1871 bis 
1896 wieder den Großgrundbesitz. Seit 1884 war er 
bis zum Jahre 1896 Landeshauptmann in Kärnten und 
zog sich erst im 80, Lebensjahre von diesem Posten 
zurück, auf dem er so lange für das Wohl seines Hei- 
matslandes gewirkt hatte. Im Jahre 1892 wurde' ihm 
das Komturkreuz des Franz Joseph-Ordens verliehen. 
Er ist Mitglied des Staatsgerichtshofes. 

Exner Wilhelm, Sektionschef, Direktor des Gewerbe- 
förderuDgsdienstea des Handelsministeriams. Le- 
benslängliches Mitglied seit 18. Mai 1905. 



] am 9.Aprill840, studierte an der Technik, 
legte mit 1 9 Jahren die Lehramtsprüfung für Maschinen- 
lehre und darstellende Geometrie ab. Er schrieb damals 
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die G^schiclite des Wiener FolyteclmiBcheii lastitutes. 
Der aiederoBteireichische Gewerbevereia sandte ihn anf 
eine Studienreise durch die Werkstätten Frankreichs 
und Englands. Im Jahre 1862 wurde er an der Beal- 
schnle zu Elbogen als Lehrer angestellt und kam 1865 
in gleicher Eigenschaft nach Krema. Bei der Pariser 
ÄQBstellnng vom Jahre 1867 fungierte er als Bericht- 
erstatter und Juror. Im Jahre 186!f wnrde er an die 
Foretakademie in Mariabrunu berufen. Anf der Wiener 
WeltausstellaDg 1873 fungierte er als Referent der 
Geueraldirektion und stand als Fachschulen Inspektor 
des Handelsministeriums in Verwendung. 

Im Jahre 1875 nach Auflösung der Mariabrunner 
Forstftkademie wurde er Professor für mechanische Tech- 
nologie und forstliches Ingenieurwesen an der neube- 
gründeten Hochschule für Bodenkultur in Wien, deren 
Bektor er wurde nad an der er bis zum Jahrs 1890 
wirkte. In jene Zeit fallt eine große Reihe fachtech- 
niacher Publikationen. Er entfaltete eine große Tätig- 
keit für die Hebung der Hausindustrie und der Ge- 
werbe und gehörte zu den Kuratoren des Österreichi- 
schen Museums. Er nahm an der Gründung des Tech- 
nologischen Gewerbemugeums im Jahre 1879 regen 
Anteil, wurde an demselben als Direktor dieser Zen- 
tralanstalt angesteUt und trug viel zur Hebung dieser 
gewerblichen Lehranatalt bei, deren Leitung in seinen 
Händen lag und aus der sich ein Gewerbefördenings- 
dienst entwickelte. Als dieser seine Vertretung im 
Handelsministerium erheischte, wurde Exner im Jahre 
1898 an die Spitze dieses Departements als Sektiona- 
chef berufen. Im Jahre 1 904 wurde er zum Präsidenten 
des Kuratoriums des inzwischen verstaatlichten Ge- 
Werbern aseum 9 ernannt. 

Dem Abgeordneten hause gehörte Exner seit dem 
2. Mai 1882 an, zunächst als Vertreter des Hemalser 
Landgemein de bezirkes, und als er aus demselben durch 
den Prinzen Alois Liechtenstein vordrängt wurde, als 
Vertreter der Inneren Stadt Wien. Die christlich-soziale 
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Partei bemöhto sich, Exner aus seiner SteUung als 
Direktor des Oewerbemuseums zu verdrängen. 

In der Debatte über die OewerbegesetZ'Novelle am 
12. Dezember 1882 erklärte Exner: Man hat udb gesagt, 
ihr müßt für dieses Gesetz stimmen. Ich muß aber 
Dicht stimmen und werde dagegen stimmen, wenn auch 
der angedeutete Strom mich aus diesem Hanse veg- 
schwemmen sollte, wenn mein Mandat, welches ich als 
höchste bargerUche Auszeichnung halte, verloren gehen 
sollte. Meine Zeit wird kommen und in zehn Jahren 
werden Sie sehen, ob das (besetz die Früchte getragen 
hat, die man erwartet. 

Immer wieder stand er in gewerblichen Fragen mit 
den rnckschrittUchen Vertretern des Kleingewerbes in 
Wien im schärfiiten Meinungsstreite und verurteilte die 
von dieser Seite geförderten Strikes und die damit 
verbundenen Straßen exzesse in Nenlercheufeld in einer 
Bede vom 28. April 1890. Als HandeisminiBter Frh. 
V. Glanz Exaer zum Generalkommissär für die Pariser 
Ansstellung ernannte, erschien am 23. Dezember 1896 
eine Deputation Kleingewerbetreibender beim Handels- 
minister, um diese Berufung rückgängig zu machen. 
Diese Forderung der Christlich- Sozialen wurde vom Mi- 
uister zurückgewiesen. Bei den Wahlen im Jahre 1901 
kandidierte iEIsner nicht mehr für den ßeicharat. Da- 
mals erhielt er das Qroßkreuz des Franz Joseph -Ordens. 

Faber Moritz, Großindustrieller. Lebenslängliches Mit- 
glied seit 18. Mai 1905. Vertassungspartei. Stän- 
diger Wohnsitz; Wien. 

Geboren im Jänner 1837, trat im Jahre la&7 in 
die von seinem Vater gemeinsam mit BJtt. v. Löwenthal 
in Liesing betriebene Bierbranerei ein, deren alleinige 
Leitung er bald darauf selbst übernahm. Auch nach 
Umwandlung dieses Unternehmens in eine Aktienges^- 
schaft blieb er bis 1888 als Generaldirektor an dessen 
Spitze. Im Jahre 1873 rief er die Aktien gesellschaft 
für Dampfwäscherei und Appretur ins Leben. Im Jahre 
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188i hat Faber die Wiener Kxistalleisfabrik errichtet. 
Faber gehört seit vielen Jahreu dem Verwaltan gerat 
der k. k. priv. öaterreichiacben Kreditanstalt für Haadel 
nnd G-ewerbe an und fungiert seit 1896 aia Vizeprä- 
sident derselben. Seit dem Jahre 1890 bekleidet er das 
Ehrenamt des Oberknrators der Ersten österrfliohiBohen 
Sparkasse nnd gehört dem Verwaltungsrat« der Wiener 
Lebens- und Bentenversichernngeanstalt an. 

FedorowlC2 Wladislav R. v., Großgrundbesitzer. Le- 
benslängliches Mitglied seit 15. Dezember 1903. 
Rechte. Ständiger Wohnsitz: Okno bei Grzymalow. 
Geboren im Jahre 1853. Er entstammt einer alt- 
adeligen ruthenischen Familie, wurde in der Thei 
siantschen Bitterakademie erzogen nnd widmete sich 
nach VoUendang seiner Stndien der Bewirtschaftung 
seines ausgedehnten Grundbesitzes. Unterstützt durch 
agrarische Kenntnisse, hat Fedoronicz anf seinen Gutem 
eine Mnaterwirtschaft eingerichtet, die auch der dortigen 
landwirtschaftlichen Bevölkerung zam Vorbilde dient. 
Auch auf industriellem Gebiete ist Wladielav v. Fedoro- 
wicz hervorragend tätig. Durch freiwillige Beiträge er- 
mö^cht er die Gründung nnd Erhaltung zahlreicher 
Schalen auf seinen GQtern. 

De Fin Ferdinand Frh., Geh. Rat, Kämmerer, General- 
major d. R. Landkomtur und QroBkapitutar des 
Deutschen Ritterordens. Lebenalängliches Mitglied 
seit 15. Jänner 1895. Mittelpartei. 

Er entstammt einer altlombardi sehen Adelsfamilie, 
deren Glieder schon im 12. Jahrhundert Patrizier 
von Bergamo waren, im Jahre 1633 das Patriziat von 
Triest und 1525 die Grafschaft Oorrentino im Mont- 
feratischen erhielten. Baron De Fin ist am 19. Jänner 
1835 zu Neudorf in Böhmen als der Sohn des Frh. 
Johann Nepomnk De Fin geboren, welcher am 15. April 
1887 als k. u. k. Kämmerer, Major in der englisch- 
deutschen Fremdenlegion, Forstin spektor und Friedens- 
richter in der Kapkolonie zu Keiskama Hoek in Süd- 
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afrika verstorben ist. Seine Mutter war eine geborene 
Gräfin Aneraperg, Ferdinand Baron de Fin widmete 
sich der militärischen Karriere, diente zuletzt als Be- 
servekoAimandant beim Infanterieregimente Baron Fe- 
j6rväry Nr. 46 und als Kommandant des Infanterie- 
regimentes Baron Rodich (heute Reicher) Nr. 68, trat 
als Oberst in den Ruhestand mit Generalmajors- 
charakter. Dem Deutschen Ritterorden gehört er als 
ProfeÜritter seit 9. März 1871 an und bekleidet die 
Würden eines Orden sspitlers, Ratsgebietigera der Bailei 
Österreich und Komturs zu Friesach und Sandhof. 

Franz Rudolf Dr., Geh. Rat., Sektioaschaf. Präsideut 
des evangelischen Oberkirehenrates A. C. und H. C. 
Lebenslängliches Mitglied seit 18. Jänner 1887. 
Mittelpartei. 

Geboren am 28. Jänner 1812, studierte an der Uni- 
versität Wien, wo er 1868 znm Doktor der Rechte 
promovierte. Er trat 1865 in den Staatsdienst, wurde 
1870 zum Ministerialkonzipisten im Unterriohtsmini- 
steriam ernannt, avancierte ailmählich zum Sektionschef. 
Am 29. Mai 1884 wurde er zum Präsidenten des Ober- 
kirchenrates A. C. gewählt und 1881 als Nachfolger 
des ehemaligen Sachsengrafen Konrad Schmidt zum 
Präsidenten des Kirchenrates ernannt. 

Frida Emil Dr., Professor. Lebenslängliches Mitglied 
seit 13. April 1901. Rechte. 

Geboren am 16. Februar 1853 in Laun. Bekannt 
unter dem Schriftstellern amen Josef VrcUioky, Er war 
ursprünglich für den geistlichen Beruf bestimmt. Vrch- 
licky wendete sich, nachdem er vier Jahre lang Zög- 
ling des Prager Seminars gewesen, von den theolo- 
gischen Studien ab und bezog die philosophische Fa- 
kultät an der Prager Universität. Nach absolviertem 
Studium nahm er eine Erzieherstelle bei dem Grafen 
Montecuccoli an und verlebte in dieser Stellung ein 
Jahr in Italien, Der Aufenthalt daselbst und Reisen 
durch Deutschland, Frankreich, Belgi«» und Dänemark 
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wirkten auf die dictteriache Entwicklang Vrchlickya 
ein. Italienische Meister waren ilim, wie sein Biogj'aph 
Hof rat Albert erz&lilt, Vorbilder. Von den neoeren 
deutschen Dichtem zogen ihn besonders Hamerling und 
Oraf Sciiack an. Auf den verschiedenen Gebieten ,der 
Poesie, in der lyrischen, epischen und dramatischen 
Oattang bewegte sich Vrchlicky mit kaum stillbarem 
Schaffen edr an g nnd gelangte zu immer größerer Aner- 
kennang. Anf der tschechischen Bahne wurde eine Reibe 
seiner Dramen aufgeführt, viele mit etarkem Erfolge. 
Die hervorragendsten Werke der Weltliteratur machte 
er dem tschechischen Volke durch mustergiltige Über- 
setzungen zDgänglich. Im Jahre 1890 wurde er zam 
Mitgliede der tschechischen Kaiser !Franz Joseph-Aka- 
demie ernannt and versah die Stelle des Sekretars 
der Sektdon für Künste. £r ist Besitzer des Ehren- 
zeichens for Kunst und Wiseenaohaft. 

Fünlkirchen Otto Graf, Kämmerer. Erbliches Mit- 
glied, Sukzedierte am 29. April 1904. Mittelpartei. 
Ständiger Wohnsitz: Salzburg, 

Geboren am 5. September 18Ö9 in ödenbarg. 
Herr anf Steinabrunn nnd Nea-Kuppersdorf in Niader- 
öflterreich. 

Förstenberg Eduard Landgraf, Geh. Rat, Kämmerer. 
Erbliches Mitglied. Sukzedierte am 20. September 
1879. Linke. Ständiger Wohnsitz: Weitra, 

Geboren am 5. November 1843. Kämmerer seit 
1876. Herr der Herrschaften Weitra, ReinpoLz und 
Waaen. 

FQrstenberg Max Egon Fürst, Geh. Rat, Kämmerer, 
Rittmeister i. d. E, Erbliches Mitglied. Sukzedierte 
am 12. Februar 18S7, Verlassungapartei. 

Geboren am 13. Oktober 1863. Nach dem Tode 
des Hauptes der Familie wurde er Erbe der aus- 
gedehnten Güter desselben und gehört auch dem 
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preuBischen HeTT6ahauBe,der Ständekammer mWürttetn- 
berg, sowie der ersten Kammer des Herzogtums Baden an. 

Am 6. Mürz 1900 in der Debatte über das Pro- 
gramm des Kabinettes Koerber apraoh sich der Fürst 
für die Fortführung der Ausgleichs Verhandlungen mit 
den Tschechen zur Herstellung des nationalen Friedens 
aus: „Der Deutsche in Österreich", sagte er damals 
im Herrenhanse, „will niemandem ein Becht nehmen, 
er will nichts TJngebflhrliches erbeuten, aber er muß 
darauf bestehen, daß seine Stellung im Staate und 
seine Rechte, die er als ein ihm äberkommenes teures 
Kleinod verteidigt und bewahrt, erhalten and gewahrt 
werden, gewahrt nicht aus kleinlichen Parteirtick- 
sichten, sondern weil or es für eine Lebensnotwendig- 
keit der Monarchie betrachtet und dieses sein Glaubens- 
bekenntnis auf die Geschichte Österreichs stützt." 

Fürst Füratenberg setzte sich wiederholt für die Her- 
stellung des nationalen Friedens ein. Er war der Ver- 
trauensmann des verfassungstreuen CtroQ^undbesitzes 
bei allen Ausgleichskonferenzen in der Ära Gautsch 
und Koerber, 

Am 10. April 1300 wurde er Bitter des Gol- 
denen Vließes. Das freundschaftliche Verhältnis Kaiser 
Wilhelm 11. zu dem Fürsten und sein großer Lati- 
fundienbesitz im Deutschen Reiche veranlaßte seine 
Ernennung zum preußischen Obermarschall und zum 
Major k la Suite. 

Im böhmischen Landtag vertritt der Fürst den ver- 
fassungstreuen Großgrundbesitz und ist Mitglied der 
deotschen Sektion des Landeskulturrates und der 
denteohen Sektion für die Moderne Galerie in Prag, 
Verwaltungsrat der BuStöhrader Bahn. 

Als Graf Oswald Thun-Salm die Stelle des Ob- 
mannes des verfassungstreuen Großgrundbesitzes im 
Frühjahr 1906 nach Einbringung der Wahlreform durch 
Baron Gautsch aus Gesundheitsrücksichten niederlegte, 
wurde Fürst Fürstenberg mit Akklamation am 14. Ok- 
tober 1906 za dessen Nachfolger gewählt. 
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Fürst Fürsten berg ist in Böhmen Besitzer der 
Fideikommiase Furglitz, Wäetal, Panoäow-Aujezd, Chra- 
etany-Woieschna. Der Fürst übt einen Teil des Jahres 
die Besidenzpilicht in Donaneachingen ans. 

Gautsch V. Frankenthurn Paul Frh., Oeh. Rat, Mini- 
ster a. D. Lebenslängliches Mitglied seit Dezember 
1895. Mittelparlei. 

Geboren am 26. Februar 1861, absolvierte seine 
Stadien an der Th eres iania eben Akademie, den Staats- 
dienst begann er bei der Finanzprokuratur in Wien 
und wurde nnter Stremayr im Jahre 1874 zar Dienst- 
leistnng ins Unterricbtsministerinm berufen. Als Mini- 
sterialkonzipist wurde er durch Verleihung des Gol- 
denen Verdien stkreazes mit der Krone ausgezeichnet. 
Zum Minis terialvizeaekretär avanciert, wurde er von 
Stremayr zur Leitung des Präsidialbnreaue berufen. 
In dieser Stellung blieb er anch unter dem Unterrichts- 
minister Conrad. 

Im Jahre 1881 wurde Gaatsch mit dem Titel eines 
Eegierangarates Direktor der Thereeianiflcheii Aka- 
demie. Anläßlich der Vereinigung der Theresianischen 
Akademie mit der Orientalischen Akademie wurde ihm 
der Ho&atstitel verliehen. Er fungierte als Kommissär 
bei der rechtshistorischen Prüfungskommission. 

Nachdem Frh. v. Conrad dem Ansturm der sla- 
wisch-klerikalen Koalition, welche in der Ära Taaffe 
die Regierungsmehrheit bildete, gewichen war, deren 
Forderungen er nicht alle erfüllen konnte , wurde 
Gautsch als Unterrichtsminister am 5. November 188& 
berufen. 

In diese Zeit seiner Amtswirksamkeit äelen eine 
Beihe Reformen auf dem Gebiete des Schulwesens. Ein- 
zelne, deren Zweck war, die Überbürdung der Schüler 
an den Mittelschulen zu mildem, den Zndrang zu den- 
selben zn hemmen, fanden zum Teil beiföllige Auf- 
nahme. Andere und unter diesen der sogenannte Dis- 
lokation serlaß vom 1. August 1887 gaben Anlaß zu 
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d^n befrli'-'ec Koa^rcv^rees. Der ErliB yeriagte die 
S'.SileSs:;,/ ei::Br AKTan: von 3l:nel»±aleD. der Tort- 
b^s'-ani ac-ier^r wunle von der Überaahme sehens der 
ber;r*äeaden GftsieiE-ien abhäc£:g f^macht nnd bezng- 
!:';h einer drl-ren Katezorie von S.'halen die Fondaaer 
der s:aatl:'?ben SabvenrLcDTn e:::jes:ellt. Die Wirkong 
der inteoaivea Agiiarion zegen izesen Erlaß war. dafi 
derselbe im Laaie der Zeil vota Unterrichtsmiii ister 
at-lbst Dicht dcrch^elaiirt WTirde. 

Im Jahre I ^67 er^ehieD ein Erlaß, in welchem fnr 
ein deutsches Le^bnch ein Preis aosgeschrieben wurde; 
im Jahre 18>9 der neue Prälüngserlaß fnr die Uni- 
versitäten und im Jahre 18dl der Erlaß über den 
Unterri';ht in den klassischen Sprachen, sowie am 
24. Mai 18H2 ein Erlaß, betreffend die Äbandemng 
des Lf-hrplanes für den Unterricht in Geographie, Ma- 
tbemalilc and Naturgeschichte in den Untergymnasien. 

In der Ära Tsaife war der Unterrichtsminister be- 
müht, den klerikalen nnd nationalen Wünschen anf 
odmini.'jtrativem Wege möglichst entgegen ankommen. 
Im Geiste der vom Grafen Taafie geübten Eonivenz 
war auch die Schnlnovelle abgefaßt, welche IVeiherr 
von Gautsch dem Heirenhanae vorlegte, welche aber 
der Episkopat in einem Memorandum nnd später in 
der Scbalkommission des Herrenhauses am 12. März 
1890 bekämpfte nnd damit den Unterrichtsminister 
vcranlaßte, seine Vorlage fallen zn lassen. 

Den Tiroler Landtag vermochte Herr v, Gautsch 
im selben Jahre daza zu bestimmen, daß derselbe 
seinen vieljährigen Widerstand gegen die Erlassnng 
eincH neuen Schulgesetzes aufgab und ein solches be- 
schloß. Allerdings ging Herr v. Gautach dabei in 
seinen Zugeständnissen an die Klerikalen bis an die 
äußerste Grenze dessen, was innerhalb des Bahmena 
der Verfassiing und des Beichsschnlgesetzes noch zu- 
lässig erschien, teilweise aber auch darüber hinaus. 

Trotz dieses Entgegenkommens auch gegen die sla- 
wischen Wünsche bezüglich der Schule drohten die 
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Teohechen dem Kabinett Taaffe ühb UnterstStzong 
ZQ entziehen. Auf zalüreichen Tabors in Böhmen und 
Mähren wurde namentlich gegen den Dielokationaerlaß 
demonstriert, der als eine Einschränkung der slawi- 
schen Konknireuz gegenüber den deutBcfaen Schulen 
aufgefaßt wurde. 

Im September 1887 erfällte Gautsch den Wunsch 
der Polen nach Errichtung der medizinischen Fakultfit 
an der Universität Lemberg, 

Im November 1887 erschien der Erlaß über die 
Entiiebung der zu Abgeordneten gewählten Mittelschul- 
pirofessoren von ihrer Lehrtätigkeit während der Dauer 
ihres Mandates. Im Abgeordneten hau ac wurde dieser 
Erlaß als eine Einschränkung der Wahliähigkeit und 
der Immunität der gewählten Mitteischnlprofessoren 
bekämpft. 

Um die konfessionellen und nationalen Reibereien 
zwischen den Kochschülern, die in arge Straßeneszesse 
ausarteten, zu behindern, brachte Baron Oautech im 
Tabruar 1888 eine Vorlage über die Eegelung der Ver- 
hältnisse studentischer Vereine und Veraammlungen 
ein. Von allen Parteien schon in erster Lesung ver- 
worfen, gelangte die Vorlage nicht zur Erledigung. 

Den Tschechen stellte Gautsch im April 1888 die 
Errichtung der theologischen Fakultät an der Univer- 
sität mit böhmischer Unterrichtssprache und die Äuf- 
hebnng des Staatsprüfungserlasses für die juridische 
Fakultät in Auasicht. 

Im Abgeordneten hause trat der Unterrichts min ister 
dem Antrag Liechtenstein auf Konfessionalisierung der 
Schule und Verminderung der Schulpflicht mit der Er- 
klärung entgegen, er könne eine Herabdrückung des 
Bitdungsniveaus unter keinen Umständen zugeben. 

Am 31. Dezember 1889 warde Gautsch in den 
Freihermstand erhoben. 

Gegenfiber dem klerikalen Proteste bezüglich des 
Erlasses des Bezirksschulrates im HI. Bezirke Wiens 
in der Ereuzzeichcn&age erklärte Baron Gautsch in 
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BeaDtwoTtniTj; einer laterpellation des Grafeo Hotieii' 
wart vom 12. November 1892, er werde nie eise Ver- 
fügang zolaseen, welche die Oeföhle der Katholiken 
verletzen konnte. 

Al8 durch die Walilreformaktion des Grafen Taafie 
das Ministerium zn Falle kam, schied Baron Gantsch 
ans dem Amte nnd wurde am 14. Dezember 189it ztaa 
Kurator des Theresianams in Wien ernannt. 

Als nach dem Sturze des Koalition sministerinms 
Windischgrätz anläßlich der Cillier slowenischen Scbul- 
frai,'e am 19. Jnli 1895 und nach dem folgenden Provi- 
sorium Kielmausegg am 20. September Graf Badeni an 
die Spitze der Regierung trat, wnrde Ganteeh das zweite- 
mal Unterrichtsminister. In den Landtagen gelangte im 
Jänner I8äß die Regierungsvorlage znr Debatte, durch 
welche der Beligionauuterricht in den Oberrealschnlen 
wieder als obligater Lehr gegen stand eingeführt wurde. 
Am il. Februar 189t; hielt Gantsch im Abgeordneten- 
hause eine Hede zugunBten der Zulassnng der Franen 
zum Universitätsstudium. Den Frauen, die im Aus- 
land einen Doktorgrad erworben hatten, wurde dessen 
Nostriäkation in Österreich gestattet und die Ablegung 
der Maturiiätsprüfung zum Eintritt in die Universität 

Im November 1896 vertrat Gantsch vor dem Reichs- 
rat die Maßnahme der Verstaatlichung der Kollegien- 
gelder anläßlich der Beratung des Gesetzes über die 
Regelung der Professor engehalte. Dem Wunsche der 
Slowenen entsprach er im Juli 1897 durch Errich- 
tung eines selbständigen slowenischen Gymnasiams bei 
Cilli, für welches die Bedeckung in den Staatavoran- 
schlag eingestellt worden war. 

In allen Landtagen wurde auch im Jahre 1897 
wieder eine gleichzeitige Agitation der Klerikalen und 
Christlich - Sozialen für die Konfession allst erang der 
Schule eingeleitet. In diese Zeit fallt die Verleihung des 
GroQkreuzes des päpstlichen Gregor-Ordens an Gautsch 
am 4. Mai 1897. 
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Arn 28. November 1897 wur^e 3aa Ministerium 
Badeni Dach dem EiDdriiigen der Polizei in daa Par- 
lament und den Straßen de monatrationen in Wien plötz- 
lich entlassen und Gautsob trat als Uinieterpräsident 
und Leiter deä Ministeriums des Innern an die Spitze 
der Regierung, mit der Aufgabe betraut, die allgemeine 
parlamentariache Verwilderung zu zähmen und wieder 
verfassungsmäßige Zustände zu schaffen. In Böhmen 
tobte der Nationalitätenkampf, es gab tschechische Ex- 
zesse in Prag in den Tagen vom 30. November bis 
2. Dezember; Militär mußte einschreiten, das Stand- 
recht wurde verhängt, um Plünderung und Brandlegung 
weiter zu verhindern. 

Der Ministerpräsident leitete Verhandlungen mit 
den Vertretern Böhmens ein. welche zu Beginn des 
Jahres 1898 zu unverbindlichen Besprechungen über 
die allgemeine Lage nach Wien einberufen wurden. 
Es handelte eich Eunächat um den Wiedereintritt der 
deutschen Abgeordneten in den Landtag und die Ab- 
änderung der Badenischen Sprachenvcrordnurg. Am 
9. Jänner beschlossen die deutschen Abgeordneten den 
Eintritt in den Landtag. Am 10. Jänner wurde das 
Standrecht in Prag aufgehoben. Im Landtag wurde 
der Antrag Buquoy über die Sprachenfrage verhan- 
delt, in den Straßen Prags wurden deutsche Studenten 
attackiert und mit Polizeiverordnung vom 21. Jänner 
1898 ihnen das Farbentragen verboten. Die Aus- 
gleichs Verhandlungen im böhmischen Landtag schei- 
terten und am 26. Februar verließen die Deutschen 
abermals den Landtagssaal. 

Zu gleicher Zeit war Baron Gautsch bemüht, mit 
dem Kabinett Banffy die Verhandlungen über den Aus- 
gleich mit Ungarn zu einem Abschluß zu bringen. 
Am 20. Jänner 1898 ging er mit den Ministern Böhm 
und Koerber nach Budapest, Er hätte den mit dem 
Grafen Badeni vereinbarten Ausgleich übernehmen soUen 
und forderte Entgegenkommen in der Quotenfrage. Baron 
Banflfy lehnte alle Abänderungsvorschläge für den Aus- 
0* 
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gleich ab und Ministerpräsident Baron Oantsch bot 
seine Demission an, die am b. März 1698 erfolgte, an 
welchem Tag das Ministerium Thnn berufen wurde. 
An diesem Tage erschien die provisorische Sprachen- 
verordnnng des Frh. v. Gautseh im Amtsblatt der 
„Wiener Zeitung", welche die Badenische Verordnung 
modiäzierte, in der ausgesprochenen Absicht, sie de- 
finitiv durch ein Sprachengesetz zu ersetzen. Die Ver- 
ordnung sollte seinem Nachfolger die Wege ebnen. 
Nur in einigen Punkten wurden, die Badenischen Spra- 
chenverordnungen abgeändert, das Prinzip der Doppel- 
sprachigkeit wurde beibehalten, trotz der Einteilung 
in tschechische, deutsche und gemischtsprachige Be- 
zirke; das Erfordernis der Doppelsprachigkeit der Be- 
amten wurde zwar nicht so direkt statuiert, wie in 
den Badenischen Sprachen Verordnungen, es wurde aber 
doch festgelegt, daß von Fall zu Fall die Doppel- 
sprachigkeit gefordert werden müsse. Diese Lösung 
der Sprachenfrage befriedigte weder die Deutschen 
noch die Tschechen. 

Am 20. April 1899 wurde Baron Gautseh zum Prä- 
sidenten des Obersten Kechnnngshofes ernannt, nach- 
dem diese SteUe durch den Tod des Grafen Hohen- 
wart frei geworden war. In dieser Stellung bheb Gautseh 
bis zum Rücktritt des Kabinettes Koerber, 

Am 31. Dezember 19Ü4 wurde IVb. v. Gautseh zum 
zweiten Male als Ministerpräsident berufen. Er ergänzte 
das ehemalige Kabinett Koerber durch die Berufung 
der Minister Graf Bylandt und Dr. Klein. Am 14. Jän- 
ner I90r) hielt er vor dem Parlamente seine Programm- 
rede. Es gelang ihm, die Tschechen zum Aufgeben der 
Obstruktion zu veranlassen. Das Abgeordnetenbaus nahm 
die seit Badeni unterbrochene Tätigkeit teilweise wie- 
der auf. 

Bei der ersten Lesung des Budgets verkündete er 
die Pläne der Regierung. Er kündigte neue Konferenzen 
r böhmischen Ausgleichsfrage au. In der Frage 
n Ausgleiches bat er um die Unterstützung 
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des Reicherates, um womöglich die gemeinsamen In- 
stitutionen gegen den Anstarm der ungarischen Un- 
abhängigkeitepartei za verteidigen. Für die Regierung 
behielt sich Frh. v. Gaatach jedoch der Obstruktion 
gegenüber innerhalb ihres Wirk« nge kreis ea die „selb- 
ständige Fotschließung' vor. 

Am 17. März 1906 bei Beratung des Antrages 
Derschatta auf Prüfung des Vorhältiiisaes Österreichs 
zu Ungarn, angesichts der nach dem Rücktritte des 
Grafen Stephan Tiaza eingetretenen Verfassungakrise, 
gab Frh. v. Gautech die Erklärung ab, daß er die Auf- 
rechterhai tun g des wirtschaftlichen Verhältnisses zu Un- 
garn, die Fortdauer der wirtschaftlichen Gemeinsamkeit 
für das beste halte und auf dem Standpunkte des von 
den Regierungen Soerber und Szell geschlossenen Aua- 
gleichea stehe. Was immer aber die Zukunft bringen 
möge, die Regierung werde rechtzeitig und energisch 
vorgehen. In bezug auf die Armeefrage wiederholte 
der Miniöterpräsident seine schon einmal abgegebene 
Erklärung, daß die Kegicrung den unserer Reichshälfte 
nach dem Gesetze zustehenden gleichberechtigten Ein- 
floß jederzeit zu wahren wissen werde. Er fügte hinzu, 
es sei kein Grund zu der Besorgnis vorhanden, als 
wären die Grundlagen der gemeinsamen Armee einer 
Erschütterung ausgesetzt. 

Am 32. Juni 1905 hielt Baron Gautsch, um das 
Abgeordnetenhans arbeitsfähig zu erhalten, eine Rede, 
in welcher er den Deutschen in Böhmen die Vermehrung 
deutscher Beamten und Richter im deutschen Sprachen- 
gebiete zusagte, die Lösung der Sprachenfrage durch 
ein Sprachen gesetz in Aussicht stallte, wobei im Gesetz- 
gebungawege aber auch die innere tschechische Dienst- 
Bprache geregelt werden soUte. Die Universitäfe^frage in 
Mähren hoffte er durch die Errichtung zweier Rechts- 
fakultäten, einer deutschen und einer tschechischen, 
lösen zu können, über deren Standort sich die Parteien 
zu einigen hätten, da Hochschulen nicht als nationale 
Kampfmittel mißbraucht werden dürften. Ferner kün- 
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digte er die Inansprnolmahme eines Kredites von 35 Mil- 
lionen Kronen zur Änsgestaltang aller Hochschulen an. 

Um die Erledigung des Budgetprovisoriuma und 
des deutschen Handelsvertrages zu ermöglichen, ver- 
handelte er im Juli 1905 mit allen Parteien, Er ver- 
sprach die Lösung der schleaischen Parallelklasseo- 
irage an den Lehrerbildungsanstalten in To sehen und 
Troppau und die TortsetBung der Verstaatlichungs- 
afetion der Eisenbahnen. Am 4. August 1905 erschien 
ein Regierungskommunique, welches den Beschluß des 
Ministerrates mitteilte, die Parallelklassen in Troppan 
aufzuheben und eine selbständige tschechische Lehrer- 
bildungsanstalt samt Internat in Polnisch - Ostrau zu 
errichten. Ferner teilte die Regierung mit, daß sie mit 
der Nordbahu, Staatsbahn, Nordwestbahn und Äspang- 
bahn wegen deren Übernahme in den Staatsbetrieb 
verhandelt habe. 

Am 1. Mai 1905 schied der Eisenbahn min ister Dr. 
Wittek, am 11. September d. J. Unterrichtsminister 
Baron Hai-tel und Handels minister Baron Call aus 
dem Kabinett Gantsch aus. Die Minister Wrba, Bienort 
und Auersperg traten an ihre Stelle, nachdem scheu 
am 1 1. März 1U05 der Land es Verteidigungsminister 
Graf Welseraheimb durch FZM. Schönaich ersetzt 
worden war. 

Frh, V, Gautsch nahm an den gemeinsamen Minister- 
konferenaen teil, in denen das Kabinett P6jervä.ry die 
Vorlage eines Gesetzentwurfes über die Einführung 
nllgemeiner direkter Wahlen in Ungarn zur Beilegung 
der Krise vorschlug. Nach diesen Konferenzen demis- 
sionierte am 12. September 1905 das Kabinett Föjer- 
viry. Am 26. September 1905 rief Frh. v. Gantsch den 
Reichsrat für einige Sitzuugea ein und rechtfertigte 
vor demselben sein Verhalten zur ungarischen Krise 
und zur Wahlrechts frage. Die Sozialisten demonstrierten 
im Abgeordneten hause und erhoben gegen Gautsch den 
Vorwurf, daß er sich gegen die Einführung des allge- 
meinen Wahlrechtes in Ungarn ablehnend verhalten habe. 
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Der den tsohe Parteitag in Brunn aml. Oktober 1905 
und die Exzesse während desselben vernichteten alle 
Ho&angen auf eine nationale Verständigung imKeichs- 
rate. Die Tschechen sprengten neuerlich den für Mähren 
eingesetzten Ausgleichs au aschuß, weil der deutsche Par- 
teitag gegen die Errichtung der tschechischen Universi- 
tät in Mähren protestiert hatte. 

Infolge der Brunn er Vorgänge hatten sich die Aus- 
sichten der geplanten Wahlreformen in den Landtagen 
verschlechtert. Am 26. Kovember gab Baron Gautsch im 
Abgeordneten banse ueae Erklärangen über den Stand 
der Ansgleichsverhandlungen mit Ungarn ab und er- 
örterte die Reichsrats wahlreform, Er sei kein Gegner 
derselben, müsse jedoch auf die Rückwirkung des 
allgemeinen direkten Wahlrechtes auf die nationalen 
Minderheiten Rücksicht nehmen, über welche noch 
keine Klarheit herreche. Es wäre keine glückliche 
Lösung der Frage, wenn eine der Nationalitäten um 
ihre Vertretung im Beichsrate käme, zu der sie nach 
ihrer kulturellen nnd geschichtlichen Geltung berech- 
tigt erscheint. 

Di© Revolution in Rußland brachte die Agitation 
fiOr das allgemeine Wahlrecht neuerlich in Fluß. In 
Wien demonstrierten die Sozialisten fSr dasselbe, in 
den Provinzen gab es Eszesse, in Frag mußte die 
Polizei die gestörte Rahe mit Gewalt herstellen. Am 
2.November 1905 kam es auf der Ringstraße in Wien 
zu einem blutigen Zusammenstoße der Sicberheits- 
wache mit einem sozialistischen Demonstrationszuge. 
Die Regierung fühlte sich zu einer raschen Entschei- 
dung in der Wahlreformfrage gedrängt, welche die 
Krone befürwortete. 

Am 3. November erschien in der „Wiener Abend- 
post" die Erklärung der Regierong, sie arbeite bereits 
an der Wahlreformvorlage für den Reichsrat. Die 
Sozialisten drohten mit dem Generalätrike und der 
Eisen bahne rstrike erforderte das Einschreiten der Re- 
gierung. 
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Die DemoDStr&tioneit dauerten fort. Änf der Wiener 
Universität kam es zn Reibungen zwischen den natio- 
nalen Stndenten. Am 1 1. November gab Baron Gantsch 
einer Deputation lodustrieller die Erklärang, er werde 
in der ersten Sitzung des Abgeordnetenhaoaes die 
Haltung der Regierung zur Wahlrechtsfrage klaratelleit, 
mit der sie sich mit Zustimmung der Krone beschäf- 
tige. Sache des Reichsrates werde es sein, die Reform 
noch in dieser Legislaturperiode zu beschließen. 
■ Der mährische Landtag beschloß inzwischen am 
16. November die nene Landtags Wahlordnung, welche 
den Tschechen die Majorität einräumte, dagegen zum 
Schutze der deutseben JUinorität, bei Aufrecbtbaltnng 
der privilegierten Kurien, die Einführung der Pro- 
portionalwahlen für Großgrundbesitz und Kandelakam- 
mem und eine allgemeine Wählerklasse, sowie natio- 
nale Wahlkataster und Wahlbezirke festsetzte. 

Am 27. November fand eine Wahl rech tsdemon- 
stration der Christlich- Sozialen und am 28. November, 
am Tage der Eröffnung des Eeichsrates, während der 
Erörterung des Wahlrefonnprojektes dnrch Frh. von 
Gautaoh, eine imposante Wahlrechtsdemonstration der 
Arbeiter vor dem Parlameutshauso statt. Frh. von 
Gautsch knudigte an diesem Tage eine Reform der 
beiden Häuser des Reicharates und eine Änderung 
ihrer Geschäftsordnung für den Februar 1906 an. Da- 
gegen verlangte er ein sechsmonatliches Budgetprovi- 
sorium und die Ermächtigung, angesichts der Obstruk- 
tion des ungarischen Parlamentes die gemeinsamen 
Ausgaben ratenweise zu decken. 

Am I.Dezember 1905 verteidigte er seinen Wahl- 
reform plan im Herrenhause gegen die schroff ab- 
lehnende Haltung der Parteien. Von Seite des Hoch- 
adels wurde ihm in der Debatte sein Zurückweichen 
vor dem Terrorismus der Straße, die überstürzte Ent- 
scheidung in der Wahlreformfrage zum Vorwurfe ge- 
macht und dieselbe als eine große Gefahr für den 
Bestand des Staates dargestellt. 
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Am lö. Dezember 1906 hielt er in der Debatte 
über daa Budgetpro vis orium eine Rede, in welcher er 
die Bedeckung der gemeinsamen Ausgaben von der 
Deckung gleicher Raten der angarischen Regierung 
abhängig machte und erklärte, diese vorsobußweLBe 
Zahlung ohne Bewilligung der Delegationen und der 
Parlamente erfolge unter der Vorausaetznng nachträg- 
licher Indemnität and ohne Präjudiz fär die Quote, Inder 
Beamtenfrage warnte er,zu grolle Hoffnangen zu erregen, 
und forderte die Beamten auf, ihrer Standespflichten 
aie Beamte nicht zu vergessen. Einwendungen gegen 
die Einfflbrnng des allgemeinen gleichen Wahlrechtes 
begegnete er mit der neuerlichen Zusage, die Vorlage 
im Februar 1906 ei n anbringen ; er zweifle nicht mehr 
an deren Durchführbarkeit. 

Zu Neujahr 1906 wurde Oautsch das Großkreuz 
des StephauT Ordens verliehen. Am 23. Februar lüOß 
brachte Gautsch die Wahlreform vorlagen ein, die am 
6. März zur ersten Leaung gelangten. Gleich nach der 
Wahl des Wahlreformausachusses wurde das Abge- 
ordnetenhaus vertagt. Als Vorwand galt die Einberu- 
fung des Krainer Landtages, der seine Landtagswahl- 
reform erledigen sollte, aber durch Obstruktion daran 
gehindert wurde. Inzwischen begannen die Verhand- 
lungen mit den Parteien über die Änderung der Wahl- 
bezirks- und Mandatsaufteilung im Wahlre forin gesetze, 
und um ein Kompromiß herbeizuführen wurde die Frage 
der Parlamentarisierung des Knbinettes neuerlich auf- 
geworfen. 

Über die Bildung des ungarischen Koalitlonsmini- 
eterinms unter Weckerlea Führung interpelliert, er- 
klärte Baron Gautsch, die Itegierung habe sich in die 
inneren Angelegenheiten Ungarns nicht einzumischen, 
es obliege ihr nur die Pflicht, darauf zu achten, daß 
keine Veränderung der Ausgleichsgesetze zum Nach- 
teil Österreichs erfolge. Die ungarische Regierung habe 
der vollkommenen Auesohaltung der Frage der Kom- 
mando- und Dienstsprache der gemeinsamen Armee 
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zugestimmt, und sie habo die abgeechloasenen Han- 
delsverträge und den autonomen Zolltarif inartiknliert. 
Zwischen Österreich und Ungarn werde der status 
quo bis zum Ablauf der Handelsverträge aufrecht er- 
halten werden. 

Ani 29. Apiü 1906 beschloß der Polenklub auf seinen 
Forderungen, 110 Mandate für Galizien und Erweite- 
rung der Landeaautonomie, zu beharren, seine Teilnahme 
an der Parlamentarieierang des Kabinettes aber abzu- 
lehnen. Die bereits latente Ministerkrise wurde akut. 
Baron Gautsch und mit ihm GrafBylandt gaben ihre 
Demission. Prinz Hohenlohe, der Statthalter von Triest, 
wurde nach Wien berufen. Am I.Mai wurde derEeichs- 
rat für eine Woche vertagt. Am 2. Mai 190ß wurde 
Baron Oautsch seines Amtes enthoben und Prinz Hohen- 
lohe mit der Leitung des Kabinettes betraut. Das kaiser- 
liehe Handschreiben an den Frh. v. Gautsch enthielt 
den Passus: Ein nicht minder erhebendes Bewußtsein 
mag es für Sie sein, daß Ihr Name stets mit der 
großen Beform der Grundlagen des Reichsrates ver- 
knüpft sein wird. 

Am 7. Mai 1906 wurde Gautsch wieder zum Prä- 
sidenten des Obersten Bechnungshofes ernannt. 

Gebauer Johann, Hofrat, Professor. Lebetislänglicbßs 

Mitglied seit 18. August 1905. 

Geboren am 8. Oktober 1838 in Gitachin. Nach 
Absolvierung der philosophischen Studien wirkte er 
zunächst vom Jahre 1862 angefangen durch eine Reihe 
von Jahren als Mittelschullehrer und wurde, nachdem 
er sich im Jahre 1881 zum Dozenten der böhmischen 
Sprache an der Prager Universität habilitiert hatte, 
im Jahi-e 1881 zum ordentlichen Professor ernannt. 
Nach der Teilung der Prager Universität erfolgte seine 
Ernennung zum ordentlichen Professor der slawischen 
Philologie an der höhmischen Universität und zum Di- 
rektor des slawischen Seminares: seit dem Jahre 1890 
gehört er auch der bähmischen Kaiser Pranz Joeeph- 
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Akademie in Frag als ordentlichea Mitglied an. Pro- 
fessor Gebaner, welchem im Jahre 189S der Titel 
eines Hofrates verliehen wurde, hat sich insbesondere 
durch seine Arbeiten auf dem Gebiete der Erforschung 
der böhmischen Sprache und der slawischen Philologie 
bemerkbar gemacht. Unter seinen zahlreichen Arbeiten 
hat die in der AUgemeinen Enzyklopädie von Erich 
ond Gruber im Jahre 1885 erschienene kritische Arbeit 
über die Echtheit der Königinhofer Handschrift am 
meisten die Aufmerksamkeit auf ihn gelenkt. Es ge- 
lang ihm in der scharfsinnigsten Weise, diese Schrift 
als eine Fälschung zu erweisen. 

GintI Wilhelm Friedrich, Hofrat, ordentlicher Pro- 
fessor an der deutschen technischen Hochschule 
in Prag. Lebenslängliches Mitglied seit 15. Fe- 
bruar 1902. Verfassungspartei. Ständiger Wohn- 
sitz: Prag. 

Gleboren im Jahre 1843, wirkte seit dem Jahre 
l>-6b zuerst als Assistent und Frivatdozent, dann als 
ordentlicher Professor der allgemeinen and analyti- 
schen Chemie am Polytechnikum in Frag. Auch nach 
der Übernahme dieses Landesinstitutes in die Staats- 
verwaltung verblieb Gintl an der nunmehrigen deut- 
schen technischen Hochschule in Prag als ordentlicher 
Professor, als deren Rektor er wiederholt fangierte. 
Gleichzeitig wirkte er auch an der deutschen Uni- 
versität in Prag als Frivatdozent. Gintl ist Präsi- 
dent der öBteiTeichi .sehen Gesellschaft für chemische 
und metallurgische Produktion in Aussig. Im böhmi- 
schen Landessanitätsrate, welchem er seit dessen Kon- 
stituierung im Jahre 1870 angehört, führt er das Re- 
ferat über Industrie und gewerbliche Anlagen, Hofrat 
Gintl bekleidet die Stelle eines Vorstandsmitgliedes 
am böhmischen Museam in Prag, ist Mitglied der 
GeseDschaft zur Förderung deutscher Wissenschaft, 
Kunst und Literatur in Böhmen, außerordentliches Mit- 
glied d^i* böhmischen Gesellschaft der Wissenschaften 
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und fungiert als Mitglied dea IndastrierateB. Im poli- 
tischen Leben war Hofrat Gintl seinerzeit als Land- 
tagsabgeordneter tätig und gehört der deatsch-fort- 
acbrittlichen Partei an. 

Ginzkey Wilhelm, GroQindustri eller. Lebenslängliches 
Mitglied seit 15.Dezemberl903. Verfassnngspartei. 
Ständiger Wohnsitz: Maffersdort. 

Geboren am 26. Oktober 1856. Ginzkey steht an 
der Spitze eines Unternehmens, welches Tor 60 Jahren 
von seinem Vater in ganz bescheidenem Umfange ins 
Leben gerufen wurde und in dieser verhältnismäßig 
kurzen Zeit zu einer großen und leistangsföhjgen An- 
lage von Weltruf geworden ist, Wilhelm Ginzkey hat 
eich um die Änsgestaltung und Erweiterung der Maifers- 
dorfer Teppichfabrik besondere Verdienste erworben. 
Derzeit arbeiten 250 mechauische Stühle und über 100 
Handstühle in der Weberei. Das ganze Etablissement 
beschäftigt über 1200 Arbeiter. Neben dem Umfange 
und der Produktionskraft des Unternehmens verdienen 
insbesondere dessen Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen Er- 
wähnung. Im öffentlichen Leben entfaltete Wilhelm Ginz- 
key eine rege Tätigkeit als Mitglied des Industrie- und 
LandwirtBchaftsrates, sowie des Zollbeirates des Han- 
delsministeriums. Ginzkey gehört dem Kuratorium des 
österreichischen Museums für Kunst und Industrie an. 

Glanz V. EJoha Hugo Frh., Geb. Rat, Minister a. D. 

Lebenslängliches Hitglied seit 18. August 1905. 

Geboren am 19. Dezember 1848 zu Wien, Im 
Jahre 1866 trat er als Freiwilliger in die Armee ein 
und zum Of&zier befördert machte er den Krieg bei 
der Kordarmee mit. Nach dem Kriege vollendete er 
seine Studien und trat beim Ministerium des Äußern 
in den Staatsdienst ein, wo er im handelspolitischen 
Departement in Verwendung stand. Im Jahre 1880 
war er zum Sektionsrat avanciert, nachdem er bereits 
im Jahre 1875 an den Handelsverhandlungen mit Ita- 
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lien teilgenommen hatte und im Jahre 1878 bei den 
Hand elBverhandluD gen mit Deutachland tätig war, sowie 
er auch bei allen Verhandlungen des Jahres 1892 über 
die Erneuerung der Handels vertrage mitwirkte. Im 
Jahre 1891 war er zum S^ktioaschef ernannt worden, 
als Nachfolger Szögenyis, als dieser zum Minister a la- 
tere berufen worden war. iVh. v. Glanz war auch 
gleichzeitig Vorsitzender der österreichisch- ungarischen 
Zollkonferenz. Frh. V. Oianz wurde im Jahre 1895 uum 
Handelsminister im Kabinett Badeni ernannt. Im April 

1896 wurde ihm die Geheimratswürde verliehen. Mit 
dem Stnrze dea Kabinettes schied er am 30. November 

1897 ans dem Amte und wurde mit dem Orden der 
Eisernen Krone L Klasse ausgezeichnet. £r ist anßer- 
ordentliobes Mitglied der statistischen Zentratkommis- 
sion, gehört der Studienkommission des österreichischen 
Handelgmnseum an nnd ist Qeneralrat der Anglo-öster- 
reichischen Bank in Wien. 

Goöß Leopold Graf, Geh. Rat, Kämmerer, Statthalter 
a. D. Erbliches Mitglied. 

Geboren am 28- Oktober 1848. Nach vollendeten 
Studien trat er in den Staatsdienst. Er avancierte 
beim Landes präaidi um in Kärnten zum Hof rat und 
wurde am 12. Juni 1894 zum Leiter des Landes- 
präsidiums in der Bukowina und am 15. November 
dieses Jahres zum Landespräsidenten ernannt. 

Am 15. Dezember 1897 wnrde er der Nachfolger 
E, V. Einaldinis in der Triester Statthai terei. Während 

. des Strikes der Lloyd arbeiter, der am 16. Februar 
] 902 ausbrach, kam es zum Aufruhr in Triest. Das 
Militär mußte mit Waffengewalt die Buhe herstellen 

. und der Statthalter verhängte im Auftrage der Ee- 
gierung das Standrooht. Die Sozialisten verlangten im 
Abgeordnetenhause die Entfernung des Statthalters, 
den in seiner Antwort auf eine Rede des Abg. Ell- 
bogen Ministerpräsident Dr. v. Koerher gegen die An- 
griffe der Sozialisten verteidigte. 
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Vor den Neuwahlen im April 1904 verfügte die 
Statthalterei die Aufnahme der Staatadiener in die 
Wählerlisten. In diesem Vorgehen sahen die Pro- 
gressisten eine Begünstigung der christlich -sozialen 
Partei und der Slowenen ond demonstrierten gegen 
den Grafen Goöß. 

Am 15. JdU 1904 kam es zu neuen irridentisti- 
Bchen Demonstrationen. Bei Hausdurch Buchungen im 
italienischen Turnverein fand man Sprenghomhen. Man 
beschuldigte die Polizei, Mißgriffe hegangen zu haben. 
Graf Goeß wurde im September 1904 seines Amtes 
enthoben. Sein Nachfolger wurde Prinz Hohenlohe. 

Qoluchowski v. Qoluchowo Agenor Graf, Geb. Rat, 
Kämmerer, Minister des k. u. k. Hauses und des 
Äußern a. D. Erbliches Mitglied. Sukzedlerte am 
3. August 1875. 

Geboren am Zb. März 1849. Graf Goluohowski 
widmete sich dem diplomatischen Dienste und trat 
1872 als Attache bei der Berliner Botschaft in den 
diplomatischen Dienst ein, wurde dann in das Mini- 
sterium des AuQeni berufen, wo er im Jahre 1878 
zum Hofrat avancierte, kam dann als Legationsrat im 
Jahre 1883 zur Botschaft in Paris, und bald darauf 
wurde er zum Gesandten in Bukarest ernannt, wo er 
bis zum Jahre 1893 blieb. Nach dem Rücktritt des 
Grafen Kalnoky wurde Graf Goluchowski am 16. Mai 
1895 zum Minister des k. u. k. Hauses und des Äußern 
ei-nannt. Graf Goluchowski war ein Jahr früher aus 
seinem Bukarester Posten geschieden, weil er sich bei der 
Besetzung eines Botschafterpostena übergangen glaubte. 
Als er das Auswärtige Amt übernahm, waren die Be- 
ziehungen der Monarchie zu den fremden Staaten sehr 
freundliche, insbesondere bestand auch zu Rußland 
wieder ein freundnachbarKches Verhältnis und der Drei- 
bund stand unbestritten fest. 

Im Juni 1896 trat Graf Goluchowski als neu er- 
nannter Minister das erstemal vor die Delegation. £r 
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gab die Vereicherung, die Friedenspolitik seines Vor- 
gängers fortsetzen zu wollen. Seine Politik werde aufs 
uuYerbrächlichste an der dnrcb den Friedensbund der 
drei enropäischen Zentralmächte gescbafienen Grund- 
lage festhalten, welche die Pflege der besten und frennd- 
sohaftlichsten Beziebnngea zu allen übrigen Mächten 
bedinge. Die augenblickliche politische Lage charakteri- 
Biei'to der Minister als durchaus befriedigend, ea liege 
kein Anlaß zu der Befürchtung vor, daß dieselbe in 
absehbarer Zukunft eine Störung erfahren könne. Als 
das Gebiet, welchem er seine besondere Aufmerksam- 
keit zuwenden woUe, bezeichnete 0-raf Gotuchowski die 
Förderang der handelspolitischen Interessen der Mo- 
narchie und eine entsprechende Ausgestaltung unserer 
diplomatischen und Konsularvertretungen. 

Am 10. März 1896 begleitete Golnchowski den 
Kaiser zur Entrevue nach Berlin. Am 14. April, nach 
dem Besuch Kaiser Wilhelms in Wien, wurde ihm der 
Schwarze Adler-Orden, am 18. August 1896 das Gol- 
dene Vließ verliehen. Im September 1896 begleitete 
der Minister des Äußern den Kaiser zur Entrevue 
nach Bukarest, dui-ch welche sich die Beziehungen zn 
Rumänien zu besonders freundlichen gestalteten. 

Im Jahre 1896 gab es bedeutsame Vorgänge auf 
dem Balkan, welche die Intervention des Grafen Go- 
luchowski forderten, Prinz Ferdinand von Bulgarien 
machte Besuche an deii Höfen von Konstantinopel, 
Petersburg, Paris imd Berlin. In Belgrad hatten 
an ti österreichische Demonstrationen stattgefunden. Der 
österreichische Gesandte in Serbien, Bitter v. Schießl, 
verlangte für die Beleidigung der österreichischen Fahne 
volle Genugtuung. Ministerpräsident Novakovio erklärte 
sich hierzu bereit. Am 11. Mail896 erschien der Monitor 
„Marcs" vor Belgrad, um den Forderungen des öster- 
reichisch-ungarischen Gesandten den notwendigen Kach- 
druck zu verleihen. Als Graf Qoluchowski den Dele- 
gationen im Juni 1896 sein Exposö über die aus- 
wärtige Lage unterbreitete, konnte er mitteilen, daß 
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Rafiland daran festhalte, daß der Status qno auf dem 
Balkan erhalteu und die bestahenden Verbrsge ein- 
gehalten werden müssen. Solange sich die mssische 
Kegiening von solchen Grundsätzen leiten lasse, be- 
finde sie sich in vollem Einklänge mit der Politik an- 
serer Monarchie, die stets aar die Erhaltang der Tnrkei, 
die KoneolidieruHg der im Orient geschaffenen Zustände, 
die Unabhängigkeit und freie Entwicklaog der ein- 
zelnen Balkanataaten anstrebe. Es sei daher zu be- 
grüßen, daß Raßland den intransigenten Standpunkt 
aufgegeben and den Fürsten von Balgarien anerkannt 
habe. Graf Golnchowski sprach sein Bedauern über 
die Parteikämpfe in Serbien aus und hoflle, Bulgarien 
werde ein Element der Ordnung bleiben und jede 
Aktion vermeiden, weiche mit dem festen EutscblDSse 
der Mächte, keinerlei Konflagrationen auf dem Balkan 
zn dulden, im Widerspruch stände. 

Im Oktober 1806 kamen die Enthüllungen über 
das Beetehen des vom Fürsten Biamarek mit Rußland 
vereinbarten Neutrali täts Vertrages für den Fall eines 
Krieges Rußlands mit Österreich, den Reichekanzler 
Caprivi nicht mehr erneuert hatte. Graf Goluchowaki 
erklärte im November 1897 den Ausschüssen der De- 
legationen, daß die unverrückbare Basis der öster- 
reichischen Politik auch jetzt wie zuvor das Baudes- 
verhältnis zu Deutschland und Italien bilde, welches 
zu erhalten und zu kräftigen die stete Sorge der Re- 
gierung bilde und zu dessen Befestigung und Ver- 
tiefung die persönlichen Begegnungen der verbündeten 
Monarchen und ihrer leitenden Staatsmänner während 
des abgelaufenen Zeitraumes nur beitragen konnten. 
Eine offene loyale Aussprache habe zu der Überzeu- 
gung geführt, daß zwischen Österreich-Ungarn and 
dem russischen Reiche keine derartigen Differenzen 
bestehen, die sich bei einigem guten Willen nicht aus- 
■ gleichen ließen. Dabei wurde konstatiert, daß beide 
Reiche die Aufreehthaltung des Status quo in der Türkei 
wünschen, daß Bußland ebenso wie Österreich-Ungarn. 



^lailizccbvGoOgle 



145 

auf der B&IkaQhalbliiBel jeden EroberuDgsgedanken za- 
ruckweise und daß beidereeita der feste Entschluß 
vorliege, die Unabhängigkeit und das Selbatbestim- 
ntungsrecbt der einzelnen Balkan Staaten mit Änaschlnß 
jeder präponderier enden EinäußDabme auf deren innere 
Geschicke za respektieren. Dieee Verständigung mit 
Bnßland bedeute die Entwafüiung aller auf die Eifer- 
sucht der beiden Kaiserreiche spekulierenden Elemente 
in den Balkanl ändern, sie bedeute auch eine kraftvolle 
BOrgschafl; des Friedena in dem Wetterwinkel Europas. 
Gleichzeitig verwies Goluchowski am 2 1. November 18a7 
im Budget aus Schuß der Delegation darauf, daß der ge- 
sicherte JViede die handelspolitische Entwicklung der 
Monarchie beben werde, und wies angesichts der schutz- 
zöllnerischen Aktion des Präsidenten Mac Kinley auf 
die den Staaten Europas erwachsende Pflicht hin, der 
von Amerika drohenden wirtschaftlichen Gefahr ge- 
meinsam entgegenzutreten. 

An dem stürmischen Tage des 25. November 1897, 
an welchem die Straßen de monstrationen vor dem Par- 
lamente stattfanden, weil Graf Badeni die Polizei in das 
Abgeordnetenhaus eingeführt hatte, war Goluchowski 
vom Kwser, der vom Schlosse Wallsee nach Wien ge- 
eüt war, als Erster zur Berichterstattung über diesen 
Vorgang berufen worden. Seinem Einflüsse wurde da- 
mals die sofortige Enthebung des Kabinettes Badeni 



Am 12. Dezember 1897, dem Jahre der Kaiser- 
reise nach Petersburg, überreichte der Kaiser dem 
Grafen Goluchowski persönlich das Großlireuz des Ste- 
phan-Ordens. 

Unter dem Ministerium Thun, als die innere Krise 
fortdauerte, wurde dem Grafen Goluchowski von der 
deutschen Opposition im Mai 1898 nahegelegt, zur 
Herstellung des inneren Friedens und zur Ermöglichung 
der Erneuerung des Ausgleiches mit Ungarn zu inter- 
venieren; Graf Goluchowski lehnte als gemeinsamer 
Minister, der hierzu kein Recht habe, diese Interven- 
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tion ab. Die Opposition erklärte hierauf, daß sie sicli 

dem beantragten Vertrauen 9 votam für die Politik des 
Minißter des ÄoBem wohl anacblioße, wegen der Port- 
dauer der inneren Kämpfe sich aber gezwungen sehe, 
gegen das gemeißsame Budget in der Delegation zu 
atinunen. In seinem ExpoaÄ rechtfertigte damals der 
Minister die Zurückziehung der Schiffe der Kriegs- 
marine nach der Demonstrationu fahrt nach Kreta nnd 
betonte oeben den guten Beziehungen zu den großen 
Nachbarmächten die Hoffnung, den status qno aaf dem 
Balkaji zu erhalten. 

Als Goluchowski nach dem Sturze des Kabinettes 
Thun im November 189^ vor der Delegation erschien, 
machten ihn die Slawen für diese gegen ihren Wunsch 
erfolgte Änderung der inneren Lage verantworthch, 
griffen seine dreibundfreundliche Haltung an und warfen 
ihm vor, auf die durch den Ministerpräsidenten Clary er- 
folgte Aufhebung der Sprachenverordnnng Einfluß ge- 
nommen zu haben. Schon im Februar 1899 war in der 
„Revue de Paria" jener Äi-tikel des Abgeordneten 
Dr. Kramarz erschienen, in dem er den Dreibnnd mit 
einem verstimmten Klavier verglich. In jene Zeit fallen 
die Verhandlungen mit der ungarischen Regierung über 
die Tarifbe Stimmungen am Eisernen Tor. 

Am 3. Mai 1900 begleitete Graf Goluchowski den 
Kaiser zur Feier der Großjährigkeitserklärang des 
deutschen Kronprinzen nach Berhn. 

In seinem Exposö im Jahre 1900 wies Graf Golu- 
. chowski darauf hin, daß der Friede durch den Drei- 
bund weiter gefestigt sei. Mit Rußland sei man über 
die Konsolidierung der Verhältnisse der Balkanstaaten 
einig und die Delegation werde es mit Befriedigung 
begrüßen, wenn auf dieser Grundlage das vertrauens- 
volle Verhältnis zu Rußland auch weiterhin gepflegt 
werde. Der Minister gedachte dabei des über Initiative 
des Zaren geschaffenen Haager Friedenskongresses, 
Damals erklärte der Ausschuß der Delegation in seinem 
Berichte, daß jedes Eingehen auf Fragen der äußeren 



^oiizccb, Google 



147 

Folitik zn nach et den Ruf nach Konsolidierung der 
innerpolitiachen Verhältnisse auf die Lippen dränge. 

Im Plenum der Delegation des Jahres lyOO kam 
es neuerlich bei der Debatte über das Exposö am 
14. Mai zu schweren Anwüi-fen der Tschechen gegen 
den Grafen Goluchowski, den sie der fortdauernden 
Beeinflussung der inneren Politik bezichtigten. Es war 
die Zeit der tsohechisclieD Obstruktion und Graf Go- 
luchowski hatte wieder den Dreibund zu verteidigen- 
Er wies die Anwürfe wegen Einmischung in die innere 
Politik zurück, trat aber in einer Rede vom 27. Mai 
gegen die Obstruktion der Tschechen als Schädigung 
des inueren Friedens ein. Die von slawischer Seite ver- 
breiteten Legenden über die Erschütterung des Drei- 
bundes erklärte er als „Blech" und wies die tschechi- 
schen Ausfälle gegen den Exkönig Milan als „unan- 
ständig" zurück. 

Am 22. Mai 1901 galt das Expos^ Goluchowskis 
den Kriegsvorgängen in China, den Verhältnissen auf 
dem Balkan und den Verhandlungen über die Handels- 
vertrage. Die mazedonische Frage erregte neue große 
Bedenken. Der Minister bezeichnete alle Gerächte über 
Ein mischungs ab sichten Österreich -Ungarns auf dem 
Balkan als tendenziöse Erfindungen, die bezwecken, 
die öflFentliche Meinung in den Balkan Staaten gegen 
die Monarchie zu mobilisieren und dadurch eine Deckung 
für die eigenen Machenschaften und Ziele zu gewinnen. 
Diese Äußerungen riefen, da sie gegen Rußland gerichtet 
schienen, Beunruhigung hervor, die Graf Goluchowski 
in einer folgenden Rede vor der Delegation zu zer- 
streuen suchte. 

Nach der Verurteilung der Schulstürmer in Gnesen 
durch die preußischen Gerichte im Dezember 1901 wurde 
Graf Goluchowski durch eine Rede des Grafen Dzie- 
duszycki im Abgeordneten hause und des Fürsten Georg 
Czartoryaki im galizischen Landtag aufgefordert, in 
Berlin zugunsten der Polen zu intervenieren. Gleich- 
zeitig fanden Demonstrationen vor dem deutschen Kcm- 
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solat in Lemberg statt. Am Z3. Jänner 1 902 wurde 
anläQlich der Jahresfeier des Äufst&ndes vom Jahre 
1SG3 auch das Wappen am russischen Konsulat in 
Lemberg beschädigt. Über diese Vorgänge gab es in 
Berlin und Petersburg Verstimmungen, die durch den 
Grafen Goluchowski behoben werden mußten. 

Nach der Entrcvue Bülows mit Prinetti am 30. März 
1903 kam Heichekanzler Bälow zur Erneuemng des 
Dreibundes am 10. April nach Wien. Am 29. Juni 
wurde der erneuerte Bundesvertrag unterzeichnet. 

Im Mai 1902 teilte Graf Goluchowski den Dele- 
gationen mit, daQ der Dreibund seiner Erneuerung 
entgegengehe and die drei Kabinette formelle Zusiche- 
rongen hinsichtlich ihrer festen Absicht ausgetauscht 
haben, den zwischen ihnen bestehenden Allianzvertrag 
in seinem vollen Werte aufrecht zu erhalten. Die fünf 
Jahre vorher eingeleitete Verständigung mit Rußland 
über die Aufrechterhaltung des Bestehenden auf dem 
Balkan und die Sicherung gegen jede Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten der Balkanstaaten, wirke 
fort. Dadurch konnten die jüngst aufgetretenen Be- 
wegungen in Schranken erhalten werden. Angesichts 
der bevorstehenden Erneuerung der Handelsverträge 
mahnte Graf Goluchowski zum Zusammenfassen aller 
Kräfte im Inneren der Monarchie. 

Im Dezember 1902 begannen die Verhandlaugen 
wegen gemeinsamer Durchführung von Reformen in 
Mazedonien zwischen Golachowski und dem Gtrafen 
Lamsdorff, der am. 29. Dezember in Wien weilte. Die Ver- 
einbarungen über diese Reformen wurden am 25. Fe- 
bruar 1903 veröffentlicht. 

Bei der Papatwahl am 4. August 1903 machte 
ÖsteiTeich-UngaiTi sein Vetorecht geltend. Diese Aktion 
rief auf klerikaler Seite große Verstimmung gegen 
Goluchowski hervor. 

Anläßlich der Wehrgeaetzdebatte begann jm Fe- 
bruar 1903 im ungai-iscben Parlamente die Obstruk- 
tion und der Kampf gegen die Gemeinsamkeit der 
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Armee; das Kabinett Szell wurde durch das Kabinett 
Khuen abgelöst. Während der Demonstrationen gegen 
die deutsche Armeespraehe und das gemeinsame Heer 
erschien am 16. September 1903 der kaiserliche Armee- 
befehl von den Manövern bei Chlopy, in welchem der 
Monarch erklärte, er wolle nnd müsse an den be- 
währten Einrichtungen der Armee festhalten und er 
werde eich nie der Rechte und Befugnisse begeben, 
die ihm als oberstem Kriegsherrn verbürgt sind. Die 
Agitation der ungarischen Unabhängigkeitspartei rich- 
tete ihre Ausfälle gegen alle jene Persönlichkeiten, 
denen man die Einwirkung auf diesen Armeebefehl 
zuschrieb. Unter diesen wurde besonders Graf Golu- 
chowski genannt, und die Obstruktion im ungarischen 
Parlamente wurde noch heftiger als bisher. 

Am 30. September 1903 nahm Graf Goluchowski 
an dem Zustandekommen der Vereinbarungen über 
weitere Reformen teil, welche Österreich-Ungarn und 
Rußland gemeinsam in Mazedonien durchführen sollten. 
Am 30. September 1903 traf Kaiser Nikolaus II, 
zum Abschlüsse dieser Verhandlungen in Mürzsteg und 
Wien ein. 

Im Dezember 1903 wies Graf Goluchowski in den 
Delegationen darauf hin, daß kurz nach der Tagung der 
Delegationen im Juni 1 902 der Dreibund neuerlich unter- 
zeichnet ward und betonte den Zweiflern nnd Hetzern 
gegenüber den engen Friedens- nnd Preundschaftsbund 
mit Italien, trotz der in Italien vorgekommenen irre- 
dentistischen Demonstrationen. Er schilderte die mit 
Rußland bestehende Entente bezuglich der Balkan- 
staaten, welche durch die Verhandlungen im Dezember 
1902 neuerlich gefestigt wurde. Dem geflügelten Worte, 
daß die Türkei sich nicht ändert, setzte Graf Golu- 
chowski mit scharfer Betonung das Wort entgegen, daß 
die Türkei sich ändern müsse, wenn sie leben will, An- 
gesichts der blutigen Vorgänge in Mazedonien sprach 
der Minister von der sträflichen, von einer aktiven 
Parteinahme sich kaum mehr unterscheidenden Toleranz 
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der bnlgariachen Regierung zur HintertreibuDg der Re- 
formen. 

Während der Verständigungaversuche Koerbers mit 
den Parteien zur Sicherung der weiteren Arbeiten des 
Parlamentea im März 1904 rief es im Abgeordneten- 
hause Verstimmung hervor, daß der Minister des 
Äußern gegea den Wunsch Koerbers die Vornahme 
der Delegatione wählen, welche vor den Oster ferien 
unter ruhigeren Verhältnissen sich abgespielt hätten, 
verschob. Die Wahlen konnten erat am 22. April voll- 
zogen werden und begegneten der lärmenden Obstruk- 
tion der tschechisch-radikalen Partei, die sie trotzdem 
nicht verhindern konnte. 

Zur Klärung des Verhältniasea zu Italien, das 
daran ging, ein engeres Bündnia mit Frankreich trota 
des Fortbestandes des Dreibundes anzubahnen, und 
da die irre den tistischen Kundgebungen gegen das 
Verhalten Öaterreich-Ungarns in der mazedonischen 
ßeformfrage eich häuften, traf Graf Goluchowski im 
April 190i zu einer Entrevue mit dem italienischen 
Minister des Äußern Tittoni in Abbazia ein. Zwischen 
den beiden Ministem wurde eine freundschaftliche 
"Übereinstimmung Kwischen der Politik beider Staaten 
und ihren Bestrebungen zur Erhaltung dea Status quo 
auf dem Balkan festgestellt. 

In seinem Expos^ vom 16. Mai 1904 betonte Graf 
Goluchowski den Fortbestand der freundschaftlichen 
Beziehungen zu den Nachbarmächten, insbesondere 
zu Rußland. Er rühmte die besonnene, energische 
und streng bun des freundliche Haltung der italienischen 
Regierung. Die Begegnung mit Tittoni in Abbazia 
konnte ihn nur in der Erkenntnis bestärken, daß die 
Pflege inniger und vertrauensvoller Beziehungen zum 
Nachbarreiche in den maßgebenden politischen Kreisen 
Eoms nicht minder hoch bewertet werde als in unserer 
Mitte, da man sich dort ebensowenig wie bei uns der Ein- 
sicht verschließt, daß diesem Verhältnisse der Stempel 
loyalster Gegenseitigkeit bewahrt werden muß, soll 
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dasselbe eteta seiner bebrea Aufgabe gewachsen sein. 
Der minister sprach daan sein Bedauern über die Fort- 
daner der Kämpfe und Intereseengogen Sätze anf dem 
Balkan aus. Österreich- Ungarn im Vereine mit Ruß- 
land betrachten es als ihre Ehrenpflicht, der ihnen 
von den europäiachen Mächten anvertrauten Vollmacht 
zur Durchführung der Mürzsteger Vereinbarungen ge- 
recht zu werden. Die Türkei sollte loyal dieses Streben 
unterstützen, sonst würde sie sich es selbst zu^iu- 
schreiben haben, wenn sie durch Befolgung einer ge- 
radezu selbstmörderischen Taktik jenen recht geben 
wurde, die sie für unverbesserlich halten und eine 
viel tiefer eingreifende Operation an ihr vornehmen 
möchten. Ein gegenteiliges Voi-gehen der Türkei wäre 
um so unverantwortlicher, da dank des jüngst mit 
Bulgarien abgeschlossenen Übereinkommens und der 
korrekten Haltung Serbiens die Be formarbeiten in 
Mazedonien sich günstig gestalten. 

In der Delegation wurde die Politik Goluohowskis 
getadelt, da sie die Feindschaft der dawiachen Stämme 
auf dem Balkan gegen Österreich-Ungarn steigerte und 
weU bei dem Mangel energischen Vorgehens des Aus- 
wärtigen Amtes das Prestige der Monarchie Schaden 
gelitten habe. 

Gegen die Rede des preußischen Finanzministers 
Bheinbaben, in welcher das Verhältnis der Polen au 
den Buthenen in Österreich gestreift wurde, erhob 
Graf Golnchowski im Februar 1905 infolge Einwirkung 
des Polenklubs bei der deutschen Regierung Einspruch, 

Am 30. April 1905 fand eine zweite Zusammenkunft 
Goluchowskia mit Tittoui in Venedig statt, bei welcher 
neuerlich das Einverstilndnis in den Balkanfragcn her- 
gestellt wurde. 

Die VerfassungskrisB in Ungara war ausgebrochen. 
Nach Khuen und Stephan Tisza war im Juni 1905 
Baron Gesa F^jerviry mit der Bildung des Kabinettes 
betraut worden. Die Krise verhinderte die Vornahme der 
Wahl der Delegation. An den Ministerkonferenzen, die in 
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Ischl und Wien über Armeefragen uod die ungarische 
Wahlreform zurBelifImpfuiig der ObBtruktior durch das 
Miuiaterium F^jervAry-KriHtoffy geführt worden, nahm 
Graf Goluchowski teil. Das brachte ihn in den Ver- 
dacht, sich in die innorungiirischen Angelegenheiten 
eingemischt zu haben and erregte in der Unabhängig- 
keitspartei die Opposition gegen den Minister des Äußern, 
die seinen Sturz vorbereitete. Auch bei den folgenden 
Aktionen der Unabhängigkeitspartei und nach den Neu- 
wahlen für das ungarische Parlament, bei den Bemü- 
hungen der Koalition, zur Begierung zu gelangen, stand 
Graf Goluchowski dem Mißtrauen der ungarischen Unter- 
händler mit der Krone gegenüber. Am 23. September 
1905 wies der Kaiser die Führer der ungarischen Koali- 
tion, die das Programm für ein aus der Koalition 
zu bildendes Ministerium entwickeln wollten, an den. 
Minister des Äußern, ohne ihr Verlangen entgegen- 
zunehmen. Die Führer der Koalition, Apponyi und 
Kossuth an ihrer Spitze, lehnten es jedoch ab, mit 
dem Gcrafen Goluchowski, der kein Ungar sei, tber 
diesen Gegenstand zu verhandeln. 

Während Rußlands Heere im fernen Osten schwere 
Niederlagen erlitten, weigerte sich die Türkei, die in 
Mürzsteg getroflfenen Vereinbarungen über die Finanz- 
kontrolle in Mazedonien zur Durchführung za bringen. 
Österreich -Ungarn beteiligte sich an der Flottendemon- 
stration vor Salonichi am 22. November 1906. Die 
Türkei lenkte ein und nahm die Verhandlungen über 
die Finanzkontrolle wieder auf. 

In dem Exposö vom 11. Juni 1906, welches Graf 
Goluchowski erst nach mehr als zweijähriger Pause 
in den Arbeiten der Delegationen erstattete, erwähnte 
er des zur erfreulichen Intimität sich verdichtenden 
Verhältnisses zu Rußland und des befriedigenden Ver- 
hältnisses zu Italiön, Die künstlich hervorgerufenen 
Dissonanzen unverantwortlicher Kreise scheiterten an 
den beiderseitigen redlichen Bemühuugen, Verstim- 
mungen baldigst aus der Welt zu schaffen und 
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an der bnndeBtreDen loyalen GesiDnnng der ittiUeni- 
sehen Regierung, In eingehender Beeprechung der Re- 
formattion auf dem Balkan gedachte der Minister der 
Zwangsmaßregeln, die gegen die Türkei angewendet 
wurden, am im Verein mit den Signatarmächten des 
Berliner Vertrages die Finanzkontrolle und die Orga- 
nisiening der Gendarmerie in Mazedonien durchzuführen. 
In Sophia, Athen und Belgrad schickte man sich an, 
ernstlich den aufrührerischen Elementen das Handwerk 
zu legen. Weitere Erörterungen des Exposes stellten 
die Bemtlhnugen des Auswärtigen Amtes dar, den In- 
zidenzfall des serbisch-bulgarischen Zollusionavertrages, 
durch welchen die Beziehungen dieser Länder zur 
Monarchie eine Trübung erfuhren, aus der Welt zu 
schaffen. Der Schluß des Exposes galt der Aktion des 
österreichischen Vertreters auf der Konferenz von Alge- 
ciras zur Beilegung der Marokkofrage, die auB den 
zwischen Frankreich und England einerseits und zwi- 
schen Prankreich und Spanien anderseits im Jahre 
1 904 abgeschlossenen Separatäberein kommen hervor- 
ging. Österreich stand auf selten der von Deutschland 
vertretenen Anschauung gegen jeoe Verfügungen dieses 
Übereinkommens, welche die Aufrechthaltung desPrin- 
aipes der offenen Tür bedrohten. Dem Delegierten Öster- 
reich-Ungarns gelang es, dem Vermittlungsan trage Zu- 
stimmung zu verschaffen, welcher den strittigsten Punkt 
über die Ordnung der Polizeifrage in Marokko löste. 

Kaiser Wilhelm 11. dankte dem Grafen Goluchowski 
für dessen Bemühungen zur Lösung der Marokko&age 
in einem Telegramm, welches die Wendung enthielt: 
„Sie haben sich als brillanter Sekundant auf der Mensur 
erwiesen und können gleicher Dienste im gleichen Falle 
anch von mir gewiß sein." 

Die Delegation, die am 10. Juni 1906 in Wien 
zusammengetreten war, tagte zu einer Zeit, wo in Un- 
garn seit dem 8. April das Koalitionsminiaterium Wekerle 
mit einem starken Einschlag der Unabhängigkeitapart ei 
ans Ruder gelangt war und in Österreich seit dem 
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2. Hai dae MiDiBterlum Gautsch durch das Ministe- 
rium Hohenlohe und vier Wochen später durch das 
Miniaterium Beck abgelöst wurde. Die vorausgegan- 
genen Verhaudluiigen mit der ungarischen Koalition 
hatten in beiden Eeicbshälften den Euf nach Tren- 
nung der beiden Beichshülften geweckt, namentlich als 
Wekerle durch Einbringung des selbständigen Zolltarifes 
das Vertrauen in die Reziprozität in Ungarn arg er- 
schütterte. Am 28. Mai demissioniertö Prinz Hohenlohe, 
weil er in der Beziprozitätsfrage durch das Vorgehen 
Wekerlee .in seinen Zusagen an das Parlament des- 
avouiert worden war. 

In beiden Delegationen ging es im Jnni stürmisch 
her. Vor dem Versammlungssaale der ungarischen De- 
legation in Wien gab es eine christlich-soziale Demon- 
stration gegen das Aufhissen der ungaiüschen F-ahne. 
Die Unabhängigkeitspartei unterzog die Politik des 
Q-rafen Ooluchowski einer scharfen Kritik, die vielfach 
einen persönlichen Charakter annahm. Graf Eugen Zichy 
beantragte für den Minister ein Mißtrauensvotum, dessen 
Ablehnung nach heftigen Debatten durch Vermittlung 
des Ministerpräsidenten Dr. Wekerle in der ungari- 
schen Delegation durchgesetzt wurde. Bis dahin war 
dem Qrafen Qoluchowski in jedem DelegatJonsaus- 
sehusse von beiden Delegationen das Vertrauen aus- 
gesprochen worden. Die ungarische Delegation ließ von 
ihrer Opposition gegen den Minister diesmal sogar auch 
dann nicht ab, als Graf Goluchowakl am 25. Juni aus- 
drücklich versicherte, daß er ein Freund Ung»ms und 
bereit sei, den von den Delegierten aufgestellten For- 
derungen nach voller Parität auch bei der auswäjrtigen 
Vertretung zu entsprechen. Auch gab der Min'Stei'i "™ 
das Mißtrauen der Ünabhängigkeitapartei zu zerstreuen, 
die Erklärung ab, daß er auf die Vorgänge während 
der ungarischen Verfassungskrise keinen Einfluß ge- 
nommen habe. Schon damals wurden Stimmen laut, 
welche erklärten, Grraf Ooluchowski könne naoh diesen 
Demütigungen nicht mehr vor der ungarischen Dele- 
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gatlon ersoheinen. Auch in der öBterreichiscten Dele- 
gation erhoben sich lüagen über die Politik des &rafen 
Goluchowski, ond es wurde ihm insbesondere vorge- 
worfen, daß er sich vor Ungarn gedemütigt habe, 
welches trotzdem auf die Trennung der Armee los- 
steuere und die Stellung der gemeinsamen Regierung 
bloßgestellt habe. 

Graf Goluchowski gab, dem Drüngen der uDgari- 
Bchen Delegation entsprechend, in jenen Tagen auch die 
Zusage, künftig wieder eine Sammlung diplomatischer 
Aktenstücke zur Beleuchtung der Aktion des Auswär- 
tigen Amtes, ein Kotbuch, vorzulegen. 

]tlitte Oktober IdOC wurde es bekannt, daß Graf 
Golochowski angesichts der Opposition der ungarischen 
Unabhängigkeitaparteien, gegen deren Angriffe das Koa- 
lition sministerium Wekerle ihm die nötigen Garantien 
für die kommende Delegationssession nicht bieten konnte, 
seine Demission gegeben habe. Seine Enthebung vom 
Amte erfolgte gleichzeitig mit jener des Beicbskriegs- 
ministers v. Pitreich mittels kaiserlichen Handschreibens 
vom 24. Oktober 1906 unter Würdigung der Motive 
des scheidenden Ministers für dessen erbetenen Bück- 
tritt und unter Verleihung der Brillanten zu dem Groß- 
kreoae des Stephans-Ordene. 

Gomperz Julius R. v., Guts- und Fabriksbesitzer. 
Lebenslängliches Mitglied seit I.November 1892. 

Verfassungspartei. 

Er wurde am 21. November 1824 in Brunn ge- . 
boren, wo er als Gesellschafter dor Firma .Auspita 
Enkel" eine große Feintuchfabrik leitet. Gleich nach 
Schaffung der Handelskamniem in Österreich wurde 
Gomperz im Jahre 18.)9 von der Brünner Handels- 
kammer zu deren erstem Präsidenten gewählt, welches 
Ehrenamt er nun bis zum Jahre 1 900 in ununterbrochener 
Eolge bekleidete. Seine Mitbürger wählten ihn auch eine 
lange Heihe von Jahren in die Gemeindevertretung der 
Hauptstadt Mährens und zum Mitgliede des Landesschul- 
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rat«s. Gleichzeitig war er Vorsteher der israeli tisch en 
Kaltnsgemeinde in Brunn und Kurator dea mähriBch- 
jiidiücben Landesmassefonds. Die Brünner Handele- 
kaminer entseodett! ihn seit Beginn der parlamentari- 
schen Ära in den mäkrischen Landtag und seit dem 
Jahre 1*^7 t in das Abgeordnetenhaus. Seine reiche Er- 
fahrung auf wirtschaftlichem Gebiete befähigte Um, in 
allen ökonomischen Fragen ein entscheidendes Wort in 
der Volksvertretung zu sprechen, und er betätigte sein 
reiches Wissen als Mitglied des Staatseis enbahsrates 
und als Berater und Förderer zahlreicher humanitärer 
nnd gemeinnütziger Vereinigungen. Das von ihm gelei- 
tete groQe Fabriksinstitut zeichnet sich durch zahlreiche 
moderne Institutionen zum Wohle der Arbeiter aus. 
R. V. Gomperz ist Besitzer des landtSftichen Qnt«s 
Habrowan in Mähren. Im Juli 1901 feierte er sein 
40jährigeB Jubiläum als Mitglied des mShrischen Land- 
tages. Für die Neuwahlen auf Grand der neuen Wahl- 
ordnung kandidierte er nicht mehr. 

Oomperz Theodor Dr., Professor, Hofrat Lebensläng- 
liches Mitglied seit 13. April 1 901. Verfassungspartei 
Geboren am 29. März 1832 in Brunn, studierte unter 
Bonitz in Wien. Im Jahre 1867 wurde er Privatdozent 
der klassischen Philologie au der Wiener Universität, 
1869 auflerordentlioher , 187a ordentlicher Professor 
Beines Faches. In seiner Wirksamkeit als Lehrer hat 
er eine Generation gediegener Philologen dem aka- 
demischen wie dem Mittelschol- Lehramte zugeführt. 
Seine wissenschaftliche Tätigkeit erstreckt sich auf 
zwei Gebiete; Philosophie und Geschichte der griechi- 
schen Wissenschaft, Von seinen philologischen Arbeiten 
sind besonders die Ausgaben der in Herkulannm ge- 
fundenen Papyrusrollen hervorzuheben, sowie zahl- 
reiche Beiträge zur Erläuterung griechischer Schrift- 
steller, die zum größten Teile in den Publikationen 
der Akademie der Wissenschaften erschienen sind. Auf 
philosophischem Gebiete trat er zuerst als Übersetzer 
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TOD John Stuart Mills „Logik" and desHeu Schrift 
aber die Freiheit hervor. Unter seiner Reduktion ist 
auch eine deutsche Gesamtansgabe von John Stuart 
Mills Schriften erschienen. Professor Gomperz legte 
die Früchte seiner Studien in eineni Werke unter dem 
Titel „Gtriechische Denker" nieder. Gomperz hat sich 
in diesem Werke die Aufgabe gestellt, die „Psycho- 
logie der Metaphysik" darznlegen; er war bestrebt, 
das Werden der philosophischen Sj'steme in dem Geiste 
ihirer Urheber zu schildern und mit den Zeitströmnngen 
in Einklang zu bringen. Billroth war es, der kurz vor 
seinem Tode die „Griechischen Denker" als das bedeu- 
tendste wissenschaftliche Werk bezeichnete, das in den 
letzten Dezennien erschienen iat. Gomperz wurde durch 
Verleihung des Ehrenzeichens für Kunat und Wissen- 
schaft ausgezeichnet Der Hebung des weiblichen Bil- 
dungswesens hat Gomperz einen großen Teü seiner 
anßerbera fliehen Tätigkeit gewidmet. Der Verein für 
erweiterte Frauen bildung zählt ihn zu seinen Be- 
gründern und Ehrenmitgliedern. Im Juli 1901 trat 
er vom Lehramte zurück. 

Oorayski August R. v. Ooray', Gutsbesitzer. Lebeus- 
längliches Mitglied seit i. November 1892. Reobte. 
Er entstammt einer altadeligen Familie, deren Mit- 
glieder im Königreiche Polen als Senatoren und Kron- 
würden träger wiederholt eine große Bolle gespielt 
haben. August v. Gorayski gehörte dem galizischen 
Landtage als Vertreter des Sanoker nnd Przemysler 
Großgrundbesitzes an. Er war der Führer einer be- 
sonderen Abgeordneten gruppe, welcher sich auch der 
nunmehrige Landmarschall Fürst Sanguszko, Ritter 
V. Sfcrzjnski, Graf Szeptyeki anschlössen und deren 
Stimmen häufig entscheidend in die Wagschale fielen. 
Gorayski ist Besitzer von Modorowka, Mitglied der 
Bezirks Vertretung von K.rosno, Aufsichtsrat der Galizi- 
schen Landesbank nnd Präsident des Vereines zur 
Förderung der galizischen Naphthaindustrie. 
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Grasböck Theobald, Abt von Wilhering. Lebeosläng- 

liches Mitglied seit 21. September 1839. Rechte. 

Ständiger Wohnsitz : Wilhering in Oberösterreich. 

Geboren am 1 6. September 1846, wurde am 28.Jali 

1873 zum Priester geweiht and am 20. Juli 1892 zum 
Abte gewählt. Oeneralvikar der österr.-ongar. Zister- 
zienser - OrdensproviuB. Mitglied des Industrie- und 
Landwirtschaftsratee in Wien, Im oberöaterreiciiischen 
Landtag vertritt er den Großgrundbesitz und ist Mit- 
glied des LandesauSBchueses, des Landosscholratos und 
Lan deslcultuTTatee. 
OrDnhut Karl Dr., Hofrat. Lebenslängliches Mitglied 
seit 24. März 1897. Verfassnngspartei. 

Geboren am 3. August 1844 zu Bur-St. Georgen 
in Ungarn, legta die Gymnasialstudieii am altademi- 
Bclien Gymnasinm in Wien zurück und absoivierte die 
Universität in Wien 186G. Er promovierte 1808 zum 
Dolttor der Eechte und habilitierte sich in Wien im 
Juni 1869. Am 2. Juli 1872 wurde Dr. Grünhnt zum 
außerordentlichen und am l.Novemberl874 zum ordent- 
lichen Professor des HaJidels- und Wechselrechtes an 
der Wiener Universität ernannt. In den Jahren 1879 
bis 1880 und 1886 bis 1S87 fungierte er als Dekan 
der juridischen Fakultät. Ferner ist er Vizepräsident 
der rechtshis torischen und Mitglied der judizi eilen 
Staats Prüfungskommission. Im Jahre 1884 wurde er 
durch den Orden der Eisernen Krone und im Jahre 
1893 durch die Verleümng des Hofratstitela ausge- 
zeichnet. Seine selbständig erschienenen Hauptwerke 
sind in chronologischer Folge eine Monographie über 
die Wechselbegebung nach Verfall, eine Monographie 
über das Enteignungsrecht und eine Monographie 
über das Recht des Kommissionshandels. Außerdem 
veröffentlichte Hofrat Grünhut zahlreiche Arbeiten in 
der von ihm herausgegebenen Zeitschrift für das Pri- 
vat- und öffentliche Recht der Gegenwart, wovon bereits 
der 24. Jahrgang erscheint und die sich auch inDeotsch- 
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länd des grSDten Ansehens erfreut Hofrat drünhnt hat 
in dem von Binding herausgegebenen großen aystoma- 
tiBchen Handbuche der deutschen Rechtswissenschafb 
die Bearbeitung eines groß angelegten Syatems des 
Wechselr echtes übernommen. Im Herrenhanee bean- 
tragte Grünhut die Gesetzvorlage Über die fundierten 
Bankschuldverfichreibungen und beteiligte sich au der 
Enquete über den Termiiihandel im Jahre 1900. 

Qruscha Anton Dr., Kardina), Geh. Rat, Fürsterz* 
bißchof von Wien. Virilatimme seit 17. Dezember 
1890. Rechte. Ständiger Wohnaitz: Wien. 

Gaboren am 3. November 1820 in Wien als Sohn 
eines Handwerkers, studierte am Akademischen Gymna- 
sium und fand dann Aufnahme im fürst erzbischöflichen 
Seminar. Am i. Mai 1S43 begann er als Kooperator 
in Pillichsdorf in Niederösterreioh seine Laufbahn als 
Seelsorger, kam dann an die Pfarre Leopoldstadt in 
Wien, wo er als Provisor während der stürmischen 
Tage von 1848 fungierte. 1849 zum Doktor promo- 
viert, wurde er im Jahre 1851 Religio nsprofessor am 
Theresianum in Wien. Er gründete 1852 den katho- 
hschen Gesellen verein ond den katholischen Meister- 
verein. 1855 war er Domprediger bei St. Stephan. 
1863 Professor der Paatoraltheologie an der Univer- 
sität in Wien. 1871 Domherr bei St. Stephan. 1878 
apostolischer Peldvikar und Titnlarbischof von Carrhä, 
24. Jänner 1890 zum Fürsterzbischof von Wien er- 
nannt, 24. Juni präkonisiert und am 6. Juli 1B90 in- 
thronisiert. Als Prediger bei St. Stephan genoß er 
einen großen Eaf als Eanzelredner und erfreute sich 
besonderer Beliebtheit bei den Eltern des Kaisers, 
Erzherzog Franz Karl und Erzherzogin Sophie, Er war 
Religion slehier bei den Töchtern des Erzherzogs Alb- 
recht, der seine Ernennung zum Feldblachof befür- 
wortete. Selbst ein Sohn eines Handwerks mann es, 
wandte er den Verhältnissen der kleinen Gewerba- 
lente sein besonderes Augenmerk zu, und im Sinne 
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de3 Schöpfers der kathoUsoheo Gewerb s vereine am 
Rhein, Dr. Adolf Eolping, gründete er dieselben In- 
stitute auch in Wien nnd anderen Orten. Er förderte 
hiermit den Einfluß des Klerus auf diese Bevölke- 
rungs kreise und wurde Ehrenpräsident sämtlicher 
katholischer Gesellen vereine in der Monarchie. Als 
Träger der Virilstimmo ist er Mitglied des nieder- 
österreichiachen Landtages seit 1890, erschien aber 
sehr selten in demselben. Im Juni 18dl wurde ihm 
die Wurde eines Kardinals verliehen. Als er am S.No- 
vember 1900 seinen 80. Geburtstag feierte, veröffent- 
lichte die , Wiener Zeitung" ein kaiserliches Hand- 
achreiben, welches die Anerkennung für die Verdienste 
aussprach, die sich der Kirchenfürst um die Kirche, 
den Thron und den Staat erworben. Als die christ- 
lich-soziale Bewegung, der sich der niedere Klerus 
anzuschließen begann, sich gegen die altkonservative 
Partei wandte, trat der Kardinal für eine strengere 
Kirchen diazipl in ein. In den großen Bischofskonferenzen 
in Wien führte er den Vorsitz. Die Wirksamkeit des 
Vereines „Freie Schule" bekämpfbe er zu Pfingsten 
1906 durch einen besonderen Hirtenbrief. 

Qudenus Heinrich Frh. v., Kämmerer, Rittmeister 
a. D. Lebenslängliches Mitglied seit 3. April 1891. 
Rechtspartei. Ständiger Wohnort: Waidhofen a. d. 
Thaya. 

Geboren am 25. Dezember 1839. Diente in der 
Armee und trat als Kittmeister ans dem Militärdienste. 
Besitzer der Fideikommißherrschaften Waidhofen an 
der Thaya und Oberedhtz in KiederösterreicL 

Haase Theodor, Superintendent der mährisch- schle- 
sischen Superintendenz. Lebenslängliches Mitglied 
seit 18. August 1905, Verfassuugspartei. Ständiger 
Wohnsitz: Teachen. 

Geboren am 14. Juli 1834 in Lemberg, studierte 
an den Universitäten Wien, Göttingen und Berlin. Im 
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Jahre 1859 wurde er von der evangelischen Kirchen- 
gemeinde in Bielitz zum Pfai-rer und 1866 von den 
Gemeinden des schleaischen Seniorates aum Senior ge- 
wählt. Seit dem Jahre 1876 versieht er das Pfarramt 
der evangelischen Gemeinde in Tesohen. Secha Jahre 
später wurde er Superintendent der mährisch-achlesi- 
schen Snperintendenz. Haase hat sich insbesondere um 
die Ausgestaltung des evangelischen Schulwesens sowie 
der evangelischen kirchlichen Anstalten große Ver- 
dienste erworben. Auch wurde er wiederholt zum Prä- 
sidenten der evangelischen General-Synode A, B. und 
zum Organ des evangelischen Synodalaus Schusses ge- 

WÜllt. 

Im seh lesi sehen Landtage vertritt er seit dem 
Jahre 1871 die Stadt Bielitz. In das Abgeordneten- 
haus wurde er nach Einführung der direkten Reichs- 
ratawahlen für den Stadtbezirk BieHtz seit 1873 ge- 
wählt und gehörte demselben bis zu seiner Berufung 
in das Herrenhaus dnrch 32 Jahre an. Er vertrat im 
Abgeordnetenhause das fi-eisinnige Programm de.'i deut- 
schen Bürgeratandes und äußerte sich diesfalls in 
einer Rede vom 16. Mflrz 1885: 

„Alles, was der moderne Staat ist, ist er durch 
das Bürgertum. Hat er dieses nicht, dann fehlt ihm 
das Rückgrat, dann ist er ein molluskenartiges Ge- 
bilde, ein Spielball für innere und äußere WUlkür und 
seiner selbst nicht mächtig, muß er seine Geschicke 
von anderen bestimmen lassen." In den Jahren, wo der 
Antiaemitismus das Abgeordnetenhaus mit derKlassen- 
«nd Rasaenidee erfüllte, fand er, einer der wenigen im 
Hause, den Mut, offen gegen die Vertreter des Rassen- 
hasses aufzutreten und er erklärte am .'>. März 1886: 
„Der Antisemitismus ist nicht bloß religiöse Intoleranz ; 
der Antisemitismus ist der Rassenhaß gegen das Ju- 
dentum, ist der unter Anrufung der niedrigsten Leiden- 
schaften geführte soziale Krieg gegen einen ansehn- 
lichen Teil dei- eigenen Bevölkerung. Der Antisemi- 
tismus ist die Verleugnung der Kultur und Zivilisation 
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EonnatioDolen zu sehen. Nach dem Rücktritte Stre- 
mayrs warde Habietinek am 10. Februar 1899 zum 
Präsidenten des Obersten Gericbtahofea ernannt. Im 
Juli 1904 trat er von diesem Posten zurück und trat 
in den Rnhestand. 

Hackelberg-Landau Karl Frb.y., Domherr des Metro- 
politankapitels zu St. Stephan in Wien. Erbliches 
Mitglied. Snkzedierte im Jahre 1904, 

Geboren am 13. Juli 1859. Fideikommißherr auf 
Groß-Pertholz. Konaiatorialrat 

Hardegg Dominik Graf zu, Geh. Rat, Kämmerer. 
Lebenalänglichea Mitglied seit 16. Dezember 1902. 
Mittelpartei. 

Geboren am 24. Oktober 1846. Hat sich auf dem 

Gebiete der heimischen Pferdeaucht Verdienste er- 
worben^ Schon im Jahre ISßfl nahm er an der Grün- 
dung der Sektion für Pferdezucht der k. k. Landwirt 
flchafta-Gesellschaft in Wien hervorragenden Anteil. 
Seit dem Beatande der Zentral-PferdeKUchtkommisaion 
ist Graf Dominik Hardegg deren Mitglied, in welcher 
Eigenschaft er sich durch rege Beteiligung an den 
Beratungen und dnrch Förderung aller Zweige der 
Pferdezucht besonders hervorgetan hat. Im Jahre 1889 
in den niederöaterreichiachen Landtag vom Großgmnd- 
besita entsendet, hielt er im November d. J. eine viel- 
bemerkte Rede gegen den nationalen Chauvinismus, 
der besonders in den Schulen gezüchtet wird, und 
empfahl die Stärkung des Österreichischen Staats- 
gedankena. 
Hardegg Franz Graf, Kämmerer. Erbliches Mirglied. 
Rechte. 

Geboren in Wien am 14. Mai 18B9. Freiherr auf 
Stetteldorf. Obererblandmundschenk in Österreich unter 
der Enna. Verwaltnngarat der Kreditanstalt für Handel 
und Gewerbe in Wien und der Österreichischen Zentral- 
Bodeukreditbank in Wien. Ehemaliger Verwaltungarat 
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der Kaiser Ferdinand-Nord bahn, außerordentlicher Ge- 
sandter und bevollmächtigter Minister dea souveränen 
Maltesern tt er- Ordens am k. u. k. österreichischen Hofe. 

Harrach Jobann Graf, Geh. Rat, Kämmerer. Major 
a. D. Erbliches Mitglied. Sukzedierte am 16. De- 
zember 1881. Rechte. Ständiger Wohnsitz: Wien. 
Geboren am 2. November |828 in Wien. Machte 
seine militärische Karriere im 11. Huaarenregimente 
und nahm im Jahre 1855 als Major seinen Abschied. 
Graf Harrach schloß sich der Politik des tschechischen 
Fendaladela an, wurde Kurator der Matice ^eshJi, 
achrieb volkswirtschaftliche und politische Abhand- 
lungen in tschechischer Sprache. Am 20. Oktober 
1873 wurde Graf Harrach in den Reichsrat von der 
Smdtegrnppe Leitomischl gewählt, übte aber in der Zeit 
der Abstinenz sein Mandat nicht aus. Dagegen vertrat 
er seit dieser Zeit die Landgemeinden Hohe.nelbe und 
Kochlitz im Landtage. Im Jahre 1879 wurde er vom 
Landgeuieindebezirk Königgrätz in den Reichsrat ge- 
wählt, schloß sich dort den Alttscheohen an nnd war 
einer der eifrigsten Vei'treter dea taohechiachen Staats- 
rechtes. In Wien förderte er die Errichtung tachechi- 
scher Schulen, und seiner materiellen Unterstützung 
verdankt die tschechische Kernen sky-Schule im Wiener 
Bezirke Favoriten ihre Entstehung und ihren Bestand. 
Am 18. Mäiz 1880 stellte er im Abgeordnetenhause 
eine Interpellation wegen der Errichtung tschechischer 
Schulen in Wien. In der Generalversammlung des Ver- 
eines „Komensky" am 2. Mürz 1885 erklärte er, daß 
bald die Zeit kommen werde, wo die Tschechen in 
Wien dieselbe Stellung einnehmen werden wie die 
Deutschen. 

Als Industrieller und Glasfabrikant hat er sich an 
zahlreichen Ausstellungen in heiTorragender Weise be- 
teiligt. Er förderte den Bau dea tschechischen Nation al- 
theaters in Prag, der Kirche in Karolinenthal bei Prag, 
subventionierte landwirtschaftliche Vereine und nnter- 
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stützte literarische und küus tierisch- nationale Beatre- 
buiigen durch Ausschreibung von Preisen für tsche- 
chische Opern und Libretti, Obmann der Bezirks- 
vertretung Nepomuk. 

Bei der Wählerversammlung in Starken bacb am 
J.September 1830 erklärte er, angesichts der Kämpfe 
der Jungtschechen gegen die „Wiener Punktationen", 
der böhmische Ausgleich sei verbesserungsfähig; die 
tschechische Amtssprache könne jedoch nicht als Äqui- 
valent für denselben angesehen werden- Eine vereinigte 
nationale Partei sei zu schaffen, um die Einheit der 
Länder der böhmischen Krone nnd das ^Staatsrecht zu 
ermöglichen. Österreich sollte zu Bußland in ein gleiches 
Freundschaftaverhältnis treten wie zu Deutachland, habe 
doch Rußland nie gegen Österreich Krieg geführt. 

In der Bezirks Vertretung von Nepomuk warute er 
am 18. Juli 1892 vor der Taktik der Jungte che eben. 
Man dürfe nicht alles auf eine Karte setzen, wie es 
die Jungtschechen tun. Er sei überzeugt, daß den 
Tschechen ihr gutes Recht werden müsse. Das könne 
aber nur im Einverständnisse mit der Krone, dem le- 
gitimen König und den übrigen Völkern Österreichs 
geschehen und vor allem nur dann, wenn die Tschechen 
einig vorgehen. Im Juli 1893, alsjede Aussicht schwand, 
die Wiener Ausgleich« Vereinbarungen im Landtage au 
erledigen, legte er sein Mandat für den böhmischen 
Landtag nieder und motivierte diesen Schritt vor den 
Wählern damit, daß sich das Volk immer mehr ins 
jungtschechische Lager begebe und sich dadurch po- 
litisch isoliere. Unter diesen Umständen sei eine gün- 
stige Erledigung der staatsrechtlichen Frage nicht zu 
erwarten. Die jungtschechische nationale Verhetj^ung 
mache eine Herstellung des Friedens mit den Deutschon 
schwer möglich. Im Dezember 1M33 wurde er an Stelle 
des Fürsten Windischgrätz in das Exekutivkomitee der 
Rechten des Herrenhauses gewählt. Im September 1895 
unterlag er bei der Wiederwahl des Obmannes der 
Nepomuker Bezirksvertretung, der er jahrelang vor- 
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stand, dem jnngtsohechiacben Eandidatea. Er stellte 
sich 1S95 an die Spitze einer Gesellschaft, velche sich 
die Hebung der wirtschaftlichen Verhältnisse Dalma- 
tiens durch Förderung des Fremdens Verkehres zur Aaf- 
gabe machte. 

Orden des Goldenen Vließes 14. Februar 1896. 

In der Debatte über das Budget fiir das Jahr 1899 
im böhmischen Landtage nach dem Exodus der Deut- 
schen sprach er sich für die Versöhnung mit den Deut- 
schen ans, betonte jedoch die Notwendigkeit der Er- 
weiterung der Kompetenz der Landtage und verlangte, 
daß den Landtagen das Eecht wiedergegeben werde, 
die Vertreter in den Reichsrat zu wählen. Auch im 
Dezember 1899, als daa Kabinett Glary seine Demission 
gegeben hatte, befürwortete er eine VerstSndigunge- 
aktion in Böhmen. Während der Wahlbewegung im 
September 1900 veröffentlichte er in der Prager .Poli- 
tik" einen Artikel, in dem er angesichts der desolaten 
Verhiltniase im Parlamente znr Schaffung einer öster- 
reichischen Patriotenpartei ohne Unterschied der Natio- 
nalitäten und Konfessionen die Anregung gab. Er selbst 
entwickelte ein Programm für diese Partei, welches in 
föderalistischem Sinne eine Änderung der Verfassung 
und der Wahlordnung verlangte. 

Am 18. Jänner 1901 wurde ihm das GroBkreuz 
des Leopold- Ordens vorliehen. 

Im April 1903 plädierte ot neuerlich in einem 
Artikel der „Politik" für die Gründung einer Patrioten- 
liga, am den Bestrebungen der Unabhängigkeitspartei 
in Ungarn, welche damals die Wehrvorlagen obstruierte 
nnd die Schaffang einer nationalen ungarischen Armee 
verlangte, entgegen zu treten und die Einheit der 
Armee zu retten, 

Besitzer der Fideikommißhen-schaften Starkenbacb, 
Sadowa, Zwikow, StMer, Strafow, Groß-Barchow, Pe- 
tJ.'owei", Kunfif (Böhmen), Brück a. d. Leitha (Nieder- 
öaterreich), Pamdorf, Neudorf (Ungarn) und bedeu- 
tender Allodialgftter. 
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Harfel Wilhelm R. v , Dr., Geh. Rat. Minister a. D. 
Lebenslängliches Mitglied seit 3. April 1891. Ver- 

fassuDgspartei. Ständiger Wohnsitz- Wien. 

Geboren am 28. Mai 1839 zu Hof in Mähreo. Er 
absolvierte seine fitudien an der philosophischen Fa- 
kultät in Wien zur Zeit, als daselbst Bonitz und Vahlen 
lehrten, und promovierte am 1. März 1864 znm Doktor. 
Mit dem Grafen Lanckoronaky, seinem Zögling, machte 
er eine größere Studienreise durch den Westen Europas 
und habilitierte sich im Jahre 18G6 als Frivatdozeut 
für klaaeische Philologie an der Wiener Universität, 
Er übernahm die Leitung des philosophischen Seminars 
und wurde am 5. Jänner 1869 zum außerordentlichen 
Professor ernannt. Seit 28. August 1872 ordentlicher 
Professor. Nach einer längeren Reise im Orient wurde 
er am 20. Jnni 1875 zum wirklichen Mitglied der kai- 
serlichen Akademie der Wissenschaften in "Wien und 
1876 zum Hofrat ernannt. Als Rektor übte er im 
Jahre 1890 die Virilstimme im nieder österreichischen 
Landtag^ aus und wurde im Laufe dieses Jahres zum 
Direktor der Hofbibliothek ernannt. £r redigierte die 
„ZeitBchrift für österreichische Gymnasien", begründete 
mit Schenkel die „Wiener Studien" und war auf dem 
Gebiete der Philologie und Altertumskunde schrift- 
stellerisch vielfach tatig. 

In seiner Inaugnrationsrede als Rektor sprach er 
am 13. Oktober 1890 über die Aufgaben und Ziele 
der klassischen Philologie. Er führte aus, die Wissen- 
schaft sei begehrlich und dürfe begehren, denn ihre 
Interessen sind die Interessen der Gesellschaft. 

Während er im niedere sterreiohischen Landtage als 
Virilist die Universität vertrat, fiel ihm im Jahre 1890 
die Aufgabe zu, die Subvention für den deutschen 
Schulverein, dessen Bewilligung die christlich-soziale 
Partei bekämpfte, za verteidigen. 

Am 23, Jänner 1896 wurde er durch den Unter- 
richtsminister Grafen Latour, als Dr. Eittner als Mi- 
nister von Galizien in das Kabinett Baden! eintrat, ■ 
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znm Sektion ach ef im UnterrichtsminiBtcrium emaiint 
und mit dem. Hochscliulreferate betraut. In jene Zeit 
seiner Wirksamkeit fiel die Regelung der Gehalte der 
Professoren und die Zulassung der Frauen zum Hoch- 
Bchnlstudium. An der Abfassung der betreffenden gesetz- 
lichen Bestimmungen hatte Hartel großen Anteil. £b 
kamen im Jänner 1898 die stürmischen Vorgänge an 
den deutschen Universitäten und Techniken, wo der 
nationale und konfessionelle Kampf zu argen Aus- 
schreitungen der Studenten Anlaß bot. Die Polizei- 
behörde verfügte das Verbot des Tragens von Vereins- 
abzeichen und Farben für die deutschen Studenten. 
Damit goß sie Öl in das Feuer. In Prag beschloß 
der akademische Senat, in seiner Gesamtheit zu re- 
signieren. Die Demonstrationen der Studenten nahmen 
immer stürmischere Formen an. Minister Latour ver- 
fügte die Sistierung der Vorlesungen an allen deut- 
schen Hochschulen mit Ausnahme von Gzernowitz. 
In den Hofkreisen verlangte man die rasche Unter- 
drückung der Demonstrationen. Die Eegierung delibe- 
rierte, ob sie nicht die Universitäten für längere Zeit 
achließen solle. Hartel als Keferent im Unterrichts' 
ministerium bemühte sich, diesen Beschluß hintanzu- 
halten und den Frieden an' den Universitäten herzu- 
stellen. Die Regierung entschloß sich am 2, März 1898, 
das Farbenverbot aufzuheben. Damit kehrte die Ruhe 
an den Universitäten zurück. 

Am 2. Oktober 1899 wurde Hartel im Kabinett 
Ciary zum Leiter des Unterrichtsministeriums ernannt 
und trat mit dem Chef des Kabinettes am 21. De- 
zember 1899 von diesem Posten zurück. 

Wenige Tage später, am 18. Jänner 1900, wurde 
Hartel zum Unterrichtsmin ister im Kabinette Koerber 
ernannt. Die radikalen Parteien begannen für eine 
freiere Auffassung auf religiösem und konfessionellein 
Gebiete ihre Stimmen zu erheben. Der Kampf mit den 
kirchlichen Kreisen nahm scharfe Formen an. Die All- 
deutsche Vereinigung im Abgeordneten hause demon- 
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Btrierte gegen deu Klerus und im Mftrz 1901 kam ea 
zu heftigen Auseinandersetzungen mit der Opposition 
wegen der Disziplinieruug freiainiiiger Lehrer durcli 
die Chi-isÜich-eozialen im Wiener Landes- und Bezirks- 
schulräte, bei denen gegen Hartel der Vorwurf erhobon 
wurde, daß er den reaktionären Kreisen gegenüber alku 
entgegenkommend sich verhalte und namentlich bezäg- 
lieh der Abhaltung religiöser Übungen an den Schulen 
den kirohtiehen Forderungen nachgegeben habe. In diese 
Zeit fielen eine Beihe Verfügungen des Unterrichts- 
ministerg, mit denen sich der Reicharat zu beschäftigen 
hatte. 

Am 13. April 1901 verlieh eine Verordnung, mit 
welcher die Rigorogenordaung für die technischen Hoch- 
schulen revidiert wurde, den Technikern dag Recht, 
sich um die Doktorwürde zu bewerben. Zur selben Zeit 
kamen die Verhandlungen über den Neubau der Wiener 
Kliniken zum AhaehluQ, durch welche das Allgemeine 
Krankenhaus endlich moderneren Ansprächen der Hy- 
giene und der wissenschafthchenFoi-schung entsprechen 
konnte. 

Die Errichtung <ier modernen Bilder-Galerie in 
Wien und die Aufträge zur Ausschmückung der Aula 
brachten scharfe Diskussionen über Kunstfragen, und 
am 30. Mai IIIOI beantwortete Hartel die Interpellation 
über dag für die Aula begtimmte allegorische Bild 
„Die Medizin" von Klimt, dessen seze ssionisti sc be Rich- 
tung großes Aufsehen erregte. Hartel bezeichnete diese 
moderne Kunstrichtung als die Ergebnisse einer stetigen 
Fortentwicklung, welche durch tieferliegende Wandlun- 
gen des gesamten materiellen und geistigen Lebens be- 
dingt ist. Später, im April 1905, zog Maler Klimt seine 
im Auftrage der Unterrichts Verwaltung gelieferten De- 
ckengemälde für die Aula zurück. 

Nach der Eröffnung der Galerie für moderne Ma- 
lerei in Prag, zu welcher der Kaiser im April in Prag 
erschienen war, erhielt Hartel am 27. Juni 1901 den 
Ordea der Eiserneu Krone IIX. Klasse. 
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Die Vermehrung 5er Klöster and deren Besiedlung 
durch aas Frankreich ausgewanderte Ordeusleute führte 
zu einer Interpellation der Fortschrittspartei, die sich 
auf die Niederlassung der Karmeliterinnen in Salzburg 
bezog. In seiner Antwort am 23. Oktober 1901 fiihrte 
Hartel aus, daß nach der geltenden Gesetzgebung die 
eingewanderten Orden in Österreich eine Niederlasanng 
nur mit Bewilligung des Ministers begründen können, 
daß sie, um in Österreich seelBorgerliche Funktionen 
auszuüben, die österreichische Staatsbürgerschaft er- 
werben müssen, daß sie sich über ihre SnbBistenz aus- 
zuweisen haben, daß ihnen der Aufenthalt nur gestattet 
ist, wenn das Ordinariat keinen Einspruch dagegen 
erhebt, und sie sich jeder Aktion gegen die Einrich- 
tungen ihres Heimatlandes enthalten, and daß sie, um 
das Lehramt auszuüben, die Lehrbetahigung nach den 
österreichischen Gesetzen nachzuweisen haben. 

In Innsbruck begannen die Demonstrationen gegen 
die geplante Utraquisierung der Universität durch An- 
stellung italienischer Dozenten. In einer Antwort auf 
die Interpellation Malfatti vom 7. November 1901 machte 
der Unterrichts minister die Zusage, er werde den italie- 
nischen Studenten die Möglichkeit bieten, ihre Studien 
an einer italienischen Fakultät zu machen. 

Am 6. Dezember 1901 wurde über einen Dring- 
lichkeitsantrag der Slowenen über die Errichtung einer 
Universität in Laibach verhandelt. Dr. Hartel lehnte 
die dringliche Behandlung dieses Gegenstandes ab, 
stellte jedoch den Slowenen Unterstützung ihrer kultu- 
rellen Bedürfnisse in Aussiebt. 

Die Tschechen machten z« jener Zeit das Aufgeben 
ihrer Obsti'uktion im Reichsrate von der Errichtung 
einer zweiten tschechischen Universität in Brunn ab- 
hängig. Die deutschen Vertreter Mährens kündigten gegen 
diese Forderung die schärfste Opposition an. Dr. Hartel 
gab am 31. Jänner 1902 im Budgetausschusse die 
Erklärung ab, daß die Enüchtung einer Universität 
nur im Wege eines Gesetzes, nicht durch eine Ver- 
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Ordnung verfugt werden könne, anerkannte die Be- 
rechtigung der ts eh echi sehen Forderung, sprach sicli 
aber gegen eine q tiaquisti sehe Uni veraität aus und nahm 
die gleichzeitige EirichtuDg einer deutschen und einer 
techecbischea Universität in Mähren in Aussicht. Dabei 
setzte die Regierung eine Gestaltung der Verhältnisse 
voraus, welehe die Erriehtung dieser nationalen Hoch- 
schulen als die Frucht friedlichen Einvernehmens beider 
Volksstämme erschienen ließe. 

Anläßlich der Klagen über den Einfluß kirchli- 
cher and konservativer Eieise auf die Berufung der 
Lehrkräfte für die Universitäten erörterte Hartel am 
14. März 1902 das Verhalten der neo katholischen Pro- 
fessoren Erhardt und Wahrmund. Am 19. März 1902 
legte der Unterrichts min ister angesichts der finanziell 
unzureichenden Dotierung der bestehenden Universi- 
täten neuerlich die Schwierigkeit dar, allen nationalen 
"Wünschen nach neuen Hochschulen zu entsprechen. 

Am 22. März 1 902 wurde der Antrag des Grafen 
Stürgkh auf Verlegung der slowenischen Parallelklassen 
am CiDier Gymnasium nach Marburg infolge des Wider- 
spruches des Zentrums abgelehnt. Die Linke legte die 
Schuld an der Vereitelung des Projektes dem Unter- 
richts minister bei. 

Als Mitglied des Kuratoriums der Bau emfeld Stiftung 
und der Schill er Stiftung wurde ihm von christlich-sozialer 
Seite die Begünstigung jüdischer Schriftsteller bei Zu- 
erkennung dos Stiftungspreises zum Vorwurf gemacht. 
Hartel erwiderte am 81. März 1903 auf die Inter- 
pellation Pattai, daß nach dem Stiftsbriefe für die Zu- 
erkennung des Preises nicht der Taufschein, sondern 
die literarische Leistung maßgebend sei. 

Die Unzulänglichkeit der Räumlichkeiten und Insti- 
tute aller Hochschulgebäude führten in dieser Zeit zu 
einem neuen gemeinsamen Ansturm aller akademischen 
Senate auf die Unterrichts Verwaltung, von der sie die 
Abstellung dieser Mißstände verlangten. Dazu kamen 
die Klerikalen, die eine Universität für Salzburg, die 



^lailizccbvGoOgle 



Tschechen, die eine Universität in Mähren, die Ita- 
liener, die eine Universität in Triest verlangten. Der 
Minister war aue finanziellen nnd aus politischen Gründen 
nicht in der Lage, allen diesen Forderungen zu ent- 
sprechen, jedoch wurden die Unterrichtaräume an der 
Wiener Technik erweitert, das elektrotechnische In- 
stitut vollendet. Auch das physiologische Institut an 
der Wiener Universität, die Bauten an der Grazer Uni- 
versität fortgeführt und die Unterrichtsverwaltuug be- 
mühte sich, auch den Wünschen der übrigen Hoch- 
schulen in den slawischen KronlÄndern gerecht zu 
werden. 

Im Juni 19Ü3 erneuerten sich die Zusammenstöße 
deutscher und italienischer Studenten an der Inns- 
brucker Universität und nahmen bedrohliche Formen 
an. Die Absicht, die italienischen Rechtskurse von 
Innsbruck nach einer anderen Stadt Welschtirols zu 
verlegen, fand nicht die Zustimmung der Italiener. 

Im niederöaterreicbisohen Landtage wurde trotz des 
heftigsten Widerspruches der fortschrittiichen Parteien 
eine Reform des Schulgesetzes mit der Genehmigung 
der Schulverwaltung beschlossen und in der Session 
von 1904 erledigt, die am 29. September 1905 in Wirk- 
samkeit trat. Gleichzeitig errichtete die Regierung an 
den Lehrerbildungsanstalten in Schlesien slawische Pa- 
rallelklassen, gegen welche die Deutschen des Kron- 
landen Einspruch erhoben. Den Ki-oaten zu Gefallen 
wurde den an der Agramer Universität studierenden 
Österreichern am 24. April im Veroidnungswege das 
Recht zuerkannt, durch eine Nachprüfung vor einer 
in Wien eingesetzten Kommission ihre Befähigung zum 
Diensle bei österreichischen Ämtei-n in Dalmatien und 
I Strien nachzuweisen. 

Neue Demonstrationen der italienischen Studenten 
in Innsbruck zwangen Dr. Hartel, die Schließung der 
Universität im Juli 1904 zu verfügen. Er ließ in Wüten 
hei Innsbruck ein Gebäude zur Unterbringung einer 
italienischen juridischen Fakultät einrichten, die von 
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der Innsbrucker Universität abgelöst wurde. Bei der 
Einweihung diesee Gebäudes kam es zu blutigen Straßen- 
kämpfen und zur Demolierung des Wiltner Gebäudes. 
Die Vorlesungen an dieser Anstalt wurden sistiert und 
der Streit wegen der Errichtung einer italienischen 
Universität, welche die Italiener statt für Kovereto für 
Triest verlangten, dauerte fort. 

Nach dem Rücktritte Koerbere von der Leitung 
des Kabinettes verblieb R. v. Hartel Unterrichts in in ist er 
im Kikbinette Gautsch, das am 31. Dezember 1904 
seine Wirksamkeit begann. 

Am i. August 1905 hob der Unterrichts min ister die 
tschechischen Farallelklaseen an der deutschen Lehrer- 
bildungsanstalt in Troppau auf und errichtete eine 
tschechische Lehrerbildungsanstalt lu Polnisch- Ostrau. 

An der Wiener Kunstakademie kam es zu einem 
Professoren- und Schülerstrike infolge Ernennung des 
Medailleurs Marschall zum Nachfolger des Professor 
Tautenheim. R. v. Hartel verfügte die Schließung der 
Anstalt im Wintersemester 1 904. Die Akademie wurde 
erst am 12. Februar 1905 wieder eiöffnet und die 
Graveurschule von der Akademie getrennt. 

Am 11. September 1905 schied B. v. Hartel aus 
seinem Amte. Frh. v. Bienerth trat als Leiter des 
Unterricbtsministeriams an aeine Stelle. 

HauKe Leopold R v, Hofrat. Professor an der tech- 
Dischen Hochschule in Wien. Leben slängliches Mit- 
glied seit 21. September 1899. Linke. 

Geboren 1839 in Brunn. Studierte an den techni- 
schen Hochschulen in Wien und Zürich. In Zürich 
wttrde er Assistent Zenners, auf dessen Empfehlung 
er im Jabre 1864 als Professor an das Brünner Poly- 
technikum berufen wurde. Drei Jahre später kam er 
an die technische Hochschule in Wien als Professor 
des praktischen Maschinenbaues. Nach Erreichung des 
vierzigsten Dienstjahres erhielt er don Hofratstitel. 
Hauffe ist Mitglied einer Reihe technischer und ge- 
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werblicher Körpers chaften. Mitglied des Paten tgerichta- 
bofes. 
Haugwitz Heinrich Wilhelm Graf, Geh. Rat, Kämmerer 
Erbliches Mitglied. Sukzedierte iSli. Rechte. Stän- 
diger Wohnsitz: Namiest in Böhmea. 

Geboren am 3. November 1839. Kämmerer 1866. 
Majoratsherr der Grafschaft Namiest vind Besitzer 
der Herrschaft Ossowa, der Pideikommißherrschaften 
Schlawa und Fürschkau iPreußisch-Schlesien). 

Heitert Josef Frh. v-, Geh. Rat. Präsident der k. k. 
Zentralkommission für Erforschung und Erhaltung 
der Kunst- und historischen Denkmäler. Lebens- 
längliches Mitglied seit 18. Jänner 1881. Rechts- 
partei. Ständiger Wohnsitz; Wien. 

Geboren am 3. November 1820 in Prag. Studierte 
an der llniverBität Prag, wo er am 8. November 1842 
zum Dr. juris promovierte. Schon vorher, 30. De- 
zember 1841, war er beim böhmischen Fiskalamte in 
den Staatsdienst getreten. Er war am 17. Oktober 184 3 
Privatsupplent seines Vaters, des Kirchenrechtslehrers 
Professor Josef Helfert, praktizierte gleichzeitig beim 
Prager Krimi n algerichte und kam 1846 als Eonzepts- 
praktikant zur Hof- undKammerprokuratur nach Wien; 
worde 1847 Assistent am Theresianum und ap&ter 
Supplent des römischen und des Kirchen rechtes an 
der Universität Krakau. 

Mitte des Jahres 1848 kam Helfert nach Prag 
und nahm an der erwachten politischen Bewegung 
teil. Der Tachauer Bezirk wählte ihn in den konstitu- 
ierenden Reichstag. Dort beteiligte er sich vornehmlich 
an den Debatten über die Aufhebung der Robot und 
führte durch seine Rede vom 23. August die Frage 
des Entschädigungsprinzip es, das von den bäuerlichen 
Abgeordneten auf das heftigste bekämpft worden 
war, der Entscheidung zu. Am 19. September wurde, 
seinem Antrage entsprechend, beschlossen, die ungarische 
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Deputation nicht zu empfangeD. Am 6. Oktober 1848 
verließ er mit den tschechisclieQ Abgeordneten, denen 
er sieb angescblossen hatte, Wien, und wurde mit 
Brauner nach Olmütz an das kaiserliche Hoflager ent- 
sendet, um eine Ergebenheitsadresae au überbringen. 
Von Prag aus wurde er dann vom Fürsten Felix 
Sohwarzerberg wieder nach Olmütz berufen und war 
Zeuge jener wichtigen Ereignisse beim Begierunga- 
antritte und der Thronbesteigung Kaiser Franz Josephs, 
die er später historisch dargestellt hat. Einen großen 
Teil seiner BcbriftateUerischen Tätigkeit widmete er der 
Schilderung der Vorkommnisse des Jahres 1848. 

Am 6. März 1849 langte Belfert mit Stadion in 
Kremsier an, wo über Nacht die Verfassung beseitigt 
wurde. Fürst Schwarzenberg berief ihn als "Unter- 
Staatssekretär ins Unterriohtsmintsteriuni, welches er 
zanächst provisorisch leitete. In dieser Stellung blieb 
er auch nach der Enthebung des Grafen Thnn unter 
Ooluohowskl, bis das Unterrichtsministerium aufge- 
hoben wurde. Dann leitete er als Chef des Unter- 
richtsrates vom 4, Februar 1861 bis zum Mai 1863 die 
Unterrichts an gelegenheiten und versuchte die Schule 
im Sinne des Xonkordates zu reformieren, wobei die 
staatliche Autonomie der Schule völlig in den Hinter- 
grund gedrängt werden sollte. 

Nach Aufbebung des Unterriebtsr atea im Jahre 
1867 übernahm Helfert die Leitung der Zentral- 
kommission fnr Baudenkmäler. Dieser Posten lieQ ihm 
Mnße genug, um bis zum Jahre 1873 Steh an der 
Verwaltong verschiedener Finauzinstitute zu beteiligen. 

Als in jener Periode Fadejeffs Brandschrift gegen 
Österreich erschien, antwortete Helfert im Jänner 1870 
mit einem Werke, das unter dem Titel: , Bußland und 
Österreich" erschien. FadejefF hatte Österreich als den 
natürlichsten und gefahrlichsten Feind Bußlands hin- 
gestellt. Die orientalische Frage, sagte Fadejeff, lasse 
sich nicht am Balkan, die polnische nicht in Warschau, 
die Pontusfrage nicht am Bosporus lösen. Diese drei 
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Fragen bilden einen Knäuel, der nur an der mittleren 
Donau gelöst werden könnte. Helfert benutzte die Dro- 
hung radejeffs, um daraus zu deduzieren, daß in Öster- 
reich daa Übergewicht der Deutschen und Magyaren 
gebrochen und den Slawen der ihnen gebührende Platz 
eingeräumt werden müsse, sonst würde der erste rus- 
sische Soldat, der die Grenze überschreitet, als Be- 
freier empfangen werden, und über die Blagyaren würde 
dann die Russennot hereinbrechen, gleichwie einst die 
Türkennot. Der zisleithaniache Teutonismüs habe die 
Slawen an die Wand drücken wollen, die Wand aber 
habe nachgegeben und so habe man die Tschechen bis 
nach Moskau gedrängt. 

Im August 1870 überreichte Helfert dem Kaiser 
ein Memorandum über die innere Gestaltung Öster- 
reichs und führte dann die Verhandlungen mit den 
Tschechen über einen Ausgleich. Kurz darauf erfolgte 
die Ernennung des Ministeriums Hohen wart. 

Im August 1873, als die röderalisten sich darüber 
nicht einigen konnten, ob die Abstinenz im ersten direkt 
gewählten Reichsrate fortzusetzen sei, schrieb Helfert 
eine Broschüre, in welcher er neuerlich den Stand- 
punkt des böhmischen Staatsrechtes vertrat, die Wahl- 
reform vom Jahre 1873 mit der Einführung direkter 
Reich srats wählen als den Übergang zun» französischen 
Departements System bezeichnete und die Föderalisten 
zur Verhinderung desselben aufforderte, den Reicbsrat 
zu beschicken. 

Sein Essay über Huß erschien im Juli 1876 und 
wurde über Vorsehlag des Grafen Clam-Martinitz und 
des Exministers Jire<?ek von der Matice Rkolskä prä- 
miiert, zum Arger der Jungtschechen, die damals eine 
besondere Hußagitation veranstalteten. Ende 1875 ließ 
er bei Braumüller ein Buch „Revision des ungarischen 
Ausgleichs" erscheinen, das gegen den Ausgleich ge- 
richtet war. Er betonte, die pragmatische Sanktion 
habe die Erb- und Thronfolge, nicht aber die staats- 
rechtlichen Beziehungen der Länder zur Dynastie 
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geordnet; Ungarn aei nnr in einer bloßen Person alunion 
za Österreich gestanden; die 1848er Gesetze seien schon 
wegen ihrer GTenesis nicht verfassongsmäSig giltig und 
rechtskräftig. Der nngarische Ausgleich sei das Werk 
einer schwachen Stunde gewesen. Knrz vorher war 
sein Werk über den ungarischen Feldzug der Jahre 
1848 — 1849 erschienen. 

Am 26. September 1876 wurde Helfert als Präsi- 
dent der liquidierten Baten- und Bentenbank als Zeuge 
über die verunglückte Grftndung der Phosphatdünger- 
gesellschaft vernommen. 

Im Dezember 1876, als der Kampf um die Er- 
neuerung des österreichisch-ungarischen Ausgleiches 
geführt wurde, ließ er unter dem Titel: „Revision des 
ungarischen Ausgleiches" die Fortsetzung seiner Bro- ■ 
schüre vom Jahre 1875 erscheinen und verlangte darin 
eine vollständige Kevision der Aasgleiohagesetze. 

Als die Tschechen unter dem Kabinette Taafife in 
den Reichsrat eintraten, warde Helfert in das Herren- 
hans berufen, wo er in der Rechtspartei wieder Einfluß 
auf die innere Politik zu gewinnen suchte. In der De- 
hatte über den Schulantrag Lienbachera auf Einschrän- 
kung der achtjährigen Schulpflicht vertrat Helfert das 
Votum der klerikalen Minorität der Schulkommission 
und im Jfi.nner 1882 das Minoritätsvotnm über die Er- 
richtung der tschechischen Universität, im November 
1883, nach Abschluß des Wappen Streites in Kroatien, 
trat er in mehreren Artikeln im „Vaterland" für den 
Trialismus und für die Rückkehr zum Oktoberdiplom 
ein. Als das Herrenbaus über das Programm des Ka- 
binettea Koerber im März 1900 beraten sollte, ent- 
wickelte Helfert in einer Versammlung der FeudalMi- 
partei den Vorschlag auf Einführung von Vetokurien 
und Schaifung einer ersten Kammer für den bühmi- 
schen Landlag, welche in nationalen Fragen die letzte 
Entscheidung fällen sollte. Seit 1897 fungiert Baron 
Helfert als Kanzler des Franz Joseph-Ordens. Er ist 
VorSiteender des k. k. Archivrates. 
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Helfert iat Vizepräeident der Geographisch en Ge- 
Bellechaft und korrespondierendea Mi^lied der Aka- 
demie der WisBenBobaften. Er gründete die Leo-Gesell- 
schaft in Wien für christliohe Ennet. Er hat eine 
große Zahl von Werken hislonechen nnd juridiachen 
Inhaltes veröffentlicht und war vielfach aach joama- 
lisüsch tätig. 

Helmer Gilbert Dr., Abt des Prämonatrateoser Chor- 
herrenstiftes Tepl. Mitglied seit 18. August 1905. 
Geboren am 2. Jänner 1864 zu Schrikowitz (Bezirk 
Tepl). Im Jahre 1884 trat Helmer in das Prämonstra- 
tenser Chorherren stift Tepl als Novize ein, legte am 
30. September 1888 die Profeß ab und empfing am 
28. Juli 1 889 die Priesterweihe. Er widmet« al(i hierauf 
dem Studium der Philologie, wurde 1894 Supplent für 
Deutach, Latein und Griechisch nnd im Jahre 1896 
wirklicher Professor am Staatagymnasium in Pilsen, 
wo er sich durch Veranstaltung populärer Vorträge 
außerordentlicher Beliebtheit er&eute. Am 27. Oktober 
i 900 wurde er zum Abte des Tepler Chorherr enstiftes 
gewählt. Prälat Helmer gehört ancb dem böhmischen 
Landtage an, in welchen er voni verfaaanngetreueii 
Großgrundbesitze berufen wurde. Prälat Helmei' be- 
kannte sich stets als volkatreuer deutscher Priester. 
Große Verdienste erwarb er sich auch um die Hebung 
des Badeortes Harienbad, indem er die dem Stifte 
Tepl gehörigen Badeeisriühtungen auf das sorgßLitigste 
auegestaltete. Ebenso erwies er sich als eifrlgär För- 
derer der auf die Hebung der Landwirtschaft ab- 
zielenden Bestrebungen. 

Herberstein Johann Sigmund Graf, Geh. Rat, Käm- 
merer. Major. Erbliches Mitglied. Sukzedierte 1881. 
Verfassungspartei. Ständiger Wohnsitz: Graz. 

Geboren am 14. Juni 1831. Er trat 1813 in die 
Armee ein, machte den Feldzag in Ungarn mit und 
wurde verwandet, Graf Herberstein avancierte zum 
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Major und verlieQ dsiiii die Ärmeo, um eich der Ver- 
waltung setner Oflter za widmen. Im Jahre IS74 kan- 
didierte er für den Bteieriechen Landtag. Er legte als 
Mitglied der Verfaeenngspartei den regErten Eifer für 
die Schulfrage an den Tag. Besitzer von Eggenberg, 
Eerberstoin, Nenberg (Steiermark), Gzellechowitz, Stfl- 
lek (Mähren). 

HIavka Josef, k. k. Baurat und Grundbesitzer. Präsi- 
dent der Akademie der Wissenschaft in Prag. Le- 
benalgogliches Mitglied seit 2. April 1891. Gehört 
der Rechten des Herrenhauses an. Ständiger Wohn- 
sitz: Lu2aD bei Pi^estid in Böhmen. 

Geboren im Jahre 1831 in Pi-estif. Schüler der 
Architekten sohule der Akademie der bildenden Kunst« 
in Wien. Erhielt nach vollendeten Studien ein IStaats- 
Btipendiam zu Eunstr eisen und ließ sich dann als 
Stadtbau meister In Wien nieder. HIavka entwarf die 
Pläne für das erzbischöäiche Palais in Czernovitz, das 
er im byzantinischen Stile 18 Sl vollendete, ferner 
entwarf er die Pläne der armenisch-katholischen Kirche 
in Czernowitz und der Landeagebäranatalt in Prag und 
arbeitete als Baumeister unter Van der Nfilla und Sic- 
cardsburgs Leitung mit an dem Wiener Hofopem- 
theater and der Stemwai-te. Er ist Mitglied der Aka- 
demie der bildenden Künste und der Zentralkommission 
zur Erforschung und Erhaltung der Kunstdenkmale. Im 
böhmischen Landtage vertritt er seit 1883 den nicht- 
fideikommi SS arischen Großgrundbesitz. In den Eeichsrat 
wurde er am 12. November 1883 von den Städten 
Wittingau-Neuhana, im Jahre 1885 vom Chrudimer 
Großgrundbesitz gewählt. Präsident der böhmischen 
Akademie der Wissenschaften, zu deren Gründung er 
durch eine munifizente Spende von 200.000 fl. die ma- 
terielle Basis schuf, sowie er überhaupt materiell die 
geistige Entwicklung in Böhmen in wirksamer Weise 
unterstützte und die Malerakademie in Prag, zu deren 
materiellen Grundlage er einen Betrag von 100.000 fl, 
12* 
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spendete, schaffen half. Seine Wiedenrahl in der Chra- 
dimer Gruppe des Großgrundbeeitzea erfolgte am 7. März 
1891, Im Jahre 1901 veranlaßte er mit eigenen Mitteln 
die Griindang eines tschechischen StadeutenkonvikteB. 
Im Jänner 1906 widmete er 250.000 K für die Er- 
richtung einer handelspolitischen Abteilnng an der 
tschechischen Akademie der Wissenschaften znr Heran- 
bildung junger Kaufleute und 2,000.000 K zu weiteren 
humanitären and wissenschaftlichen Zwecken. 

Hoyos-Sprinzenstein Ernst Graf, Kämmerer. Ober- 
leutnant im Laadwehrregimente Nr. 6. Erbliches 
Mitglied. Mittelpartei. Ständiger Wohnsitz : Hörn. 

Geboren in Wien am 28. November 1856. Graf 
von Gutenatein, Frh. zu Stüchaen stein. 

HUtterott Johann Georg R. v., Präsident des Ver- 
waltungsrates des „Stabilimento tecnico Triestino*'. 
Lebenslängliches Mitglied seit 18. August 1905. 

Geboren im Jahre 1853. Schon in jungen Jahren 
war Hütterott im Großhandlungshause seines Vaters 
tätig und erfolgreich bemüht, durch Anknüpfung enger 
kommerzieller Beziehungen mit wichtigen überseeischen 
Handelsplätzen der einheimischen Produktion neue Ab- 
satzgebiete KU eröffnen. Besondere Verdienste hat er 
sich um die Hebung der Seefischerei erworben. Unter 
anderem wirkte er an der Gründung des Österreichi- 
schen Vereines für Seefischerei und Fischzucht mit, 
als dessen Präsident er seit langem fungiert. Hütterott, 
welcher dem Industrie- und Land wir tschaftsrat seit 
dessen Bestände ah Mitglied angehört, bekleidet seit 
dem Jahre 1898 die Stelle des Präsidenten im Ver- 
waltungsrate der Schiifbau Unternehmung „Stabilimento 
tecnico Triestino". Auch ist er Verw^tungsrat der 
Triester Beisschälfabrik und Präsident, der „Associa- 
zione maritima" in Triest Hütterott wurde im No- 
vember 1898 in den Adelsstand erhoben. 
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Jagiö Vatroslav Dr., Hofrat, Univeraitätsprofessor. 
Lebenslängliclies Mitglied seit 2. April 1891. Mittel- 
partei. Ständiger WohnsitzrWieD. 

Geboren am G. Juli 1838 zu Warasdin in Kroatien; 
studierte in Wien klassische Pliilologie und slawische 
Hpraehen; widmete sich dem Lehrfache und wurde 18C1 
Gyinnasialprofessor in Agram, Als Mitglied der neu- 
gegründeten kroatischen Akademie veranlaßte er die 
Heraosgabe der „Scriptorea croatici". Im Jahre 1870 
übernahm er das Sekretariat der Agiamer Akademie, ging 
dann 1871 nach Rußland, wo er in Odessa Professor der 
vergleichenden Sprachwissenschaft wurde. Tm Jahre 1874 
erfolgte seine Bemfang nach Berlin auf den Lehrstuhl 
für slawische Sprachen. Er gründete daselbst ,Das 
Archiv für slawische Philologie". Von 1880 bis 1885 
war er Professor an der Universität in Petersburg 
und wurde dann der Nachfolger Miklosichs an der 
Wiener Hochschule. Seine bedeutendsten Werke sind 
der ^Codex Zographiensis" und der mit Unterstützung 
der preußischen Regierung herausgegebene „Codex 
Marianus". Am 11. September 1P97 wurde ihm das 
Ehrenzeichen für Kunst und Wissenschaft verliehen. 
Ära 7. Jänner 1898 veröffentlichte er ein offenes Schreiben 
gegen das von Mommsen in einem Artikel ausgespro- 
chene abfällige Urteil über die politische Haltung des 
tschechischen Volkes. Mitglied der kaiserlichen Aka- 
demie der Wissenschaften in Wien. 

Jegliö Anton Dr., Fürstbischof von Laibach. Mitglied 
seit 1898. Rechte. 

Geboren atn 29. Mai 1860 in Krain. Er absolvierte 
die höheren theologischen Studien im Institute bei 
St. Angustin in Wien und wurde Vizedirektor im 
Priesterseminar in Laibach. Seit Errichtung des Dom- 
kapitels in Serajewo im Jahre 1882 gehörte er dem- 
selben an. Er wurde Archidiakon des Kapitels und 
Generalvikar des Erzbischofs und am 12. September 
1 897 vom Papste zum Weihbischof ernannt, Dr. JegtiC 
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verfaßte eine Pädagogik für die Lehrerin nen-Bildun gs- 
anatalt in Serajewo. Am 11. Februar 189S wurde er 
zum Füratbischof von Laibach ernannt und trat im 
Februar 1901 als ViriÜst im krainischen Landtage der 
Gruppe der Rechten bei. Durch seine Parteinahme für 
die Alfslowesen kam der Fürstbischof in Konflikt mit 
den Jungalowenen und den Deutschen in Krain. Die 
Abfalls bewegung nahm im Lande zu. Der Fürstbischof 
erließ ein Schreiben im April 1904 an die deutaohen 
Diöaesanen, in welchem er sie mahnte, dem katholi- 
schen Glauben treu zu bleiben. Fürstbischof Jeglic 
hatte die Obstruktion der Altslowenen im Landtage 
nicht gebilligt, aber dem Klerus die Teilnahme an den 
altslowen lachen Agitationen gestattet. Nach der Enthül- 
lung des Pre^erndeiikmales in Laibacli am I 2. September 
1 905 richtete er an den jnngsl owenischen Bürgermeister 
und Abgeordneten Hrybai- ein Schreiben, in welchem 
er der Entrüstung darüber Ausdruck gab, daß die 
Figur des weiblichen Genius, welche über dem Haupte 
des Dichters einen Lorbeerkranz hält, halbnackt dar- 
gestellt ist, was das sittliche Gefühl der Bevölkerung 
verletze. Der Füratbiechof verlangte die Entfernncg 
dieser Figur vom Denkmale. Nach der Debatte über die 
Wahireform im Herrenhause am 2. Dezember 1905 
trat er, da der Obmann der Partei, Graf Franz Thun, 
diese Eeform und die Haltung der Regierung zu der- 
selben getadelt hatte, aus der Partei der Rechten dea 
Herrenhauses aus. Im Krainer Landtage hatte er das 
allgemeine Wahlrecht für die Eeform der Landtags- 
wahlordnung verfochten. 

Jeitteles Richard, Hofrat. Generaldirektor der Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn a. D. Lebenslängliches Mit- 
glied seit 15. Dezember 1902. VerfasBungspartei. 

Geboren, am 27. Juli 1839 in Brunn, studierte in 
den Jahren 1848— 1854 am Brunn er Gymnasium und 
trat dann in die Genieakademie zu Klosterbruck bei 
Znaim ein, die er als Leutnant am I. September 
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1858 verließ. Jeitteles machte die Kriege vom 1859 
und 18li6 mit und Dahm an der Ausführung der 
FeBtongabaDten von Krakau, Eomoni uud Triest teil. 
In dJeaer Zeitperiode veröffentlichte er m ilitSr- wissen - 
Bchaftliche Hchriften über Forttäkationen. Im Jahre 
1868 quittierte er den Militärdienst und war beim Bau 
der f^aenbahn strecken Viilach~FranzenefeEte und St. 
Peter-Finme Utig. Im Juli 1871 kam er zar k k. 
OeneralinspektioD. Unter Noerdling trat er vom Bau- 
fach zum Eisenbahn -Finanzweaen über. Seit Oktober 
1881 stand er im Dieasto der Nordbahn zuerst als 
Generalsekretär und avancierte im Februar 1886 zum 
Generaldirektor. Er führte im Jahre 1905 mit der Re- 
gierung die Verhandlungen über die Verstaatlichung 
der Nordbahn und schloß das diesbezügliche Über- 
einkommen ab, welches im Jahre 1906 im Beichs- 
rate aur Verhandlung kam. Mit dem Übergang der 
Nordbahn in den Staatsbetrieb ging Generaldirektor 
Jeittelea in Fenaion. 

Inama-Sternegg Karl Theodor v., Dr., Geh. Rat. Sek- 
tioDSchef. Präsident der statistischen Zeotralkom- 
missioD a. D. Lebeaslänglicbes Mitglied seit 2. April 
1891. Verfassungspartei. Ständiger Wohnsitz: Wien. 
Geboren am 20. Jänner 1843 zu Augsburg. Stu- 
dierte an der Universität München. Im Jahre 1865 
promovierte er. Die Schrift, die er au seinem Doktor- 
examen schrieb; „Die volkswirtschaftlichen Folgen des 
80jährigen Krieges", wurde preisgekrönt. Von 1865 
bis 1867 stand er im bayrischen Gerichts dien ste, wurde 
sodann Privatdozent, 1868 anßerordentlicher, 1871 or- 
dentlicher Professor für Staatewia sensehaften in Inns- 
bruck. Im Jahre 1880 wurde er an die Universität 
Prag berufen. Seit 27. Mai 1881 war er Direktor des 
Bureans für administrative Statistik und Professor an 
der Universität und an der orientalischen Akademie 
in Wien. Seit 1884 führte er den Titel eines Präai- 
denteu der k. k. statistischen Zentralkommission. Am 
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18. Juni 1890 wurde er znm Settionschef ernannt. 

Ala Schriftsteller auf dem Gebiete der Staats wissen - 
Schäften ließ er eine Reihe bedeutender Werke er- 
scheinen. Er war Referent des Hen-enhauses über die 
Wahlreform im Mai 1896. Anläßlich seines 40jährigen 
Doktorjubiläuma wurde ihm im Harz 1905 das Ehren- 
doktorat der rechts- und Staats wissenschaftlichen Fa- 
kultät an der Wiener Universität verliehen. Im September 
1905 legte er die Stelle als Präsident der statistischen 
Zentraikommission nieder und trat am 10. Kovember 
1905 in den Ruhestand. Er erhielt bei dieser Gelegen- 
heit das Großkreuz des Franz Joseph-Ordens Sein 
Nachfolger wurde Franz R. v. Juraschek. Das Herren- 
haus wählte ihn im November 1908 neuerlich in die 
Kommisaion für die Wahlreform. 

Kahn Josef Dr., Geh. Rat, Fürstbischof von Gurt 
Lebenslängliches Mitglied seit 28. März 1887. Ge- 
hört keinem politischen Verbände an. Ständiger 
Wohnsitz: Klagenfurt. 

Geboren am 11. April 1839 zu St. Georgen in 
Lagnitz (Mölltal). Studierte 1851 am Stiftsgymnaaium 
der Benediktiner von St. Faul in Lavanttal, setzte 
seine Studien am Carolin um- Au gustineum in Giraz fort. 
Am 19. Juli 1863 erhielt er die PriesterTeibe und 
trat am 13. April 1864 in die Heelsorge. Im Jahre 1869 
wurde er Religionsprofesaor an der Grazer Landeaober- 
realschule, 1 882 Professor am fürstbiachöüichen Knaben- 
seminar. Im Jahre 1883 wurde er zum Domherrn ernannt. 

Am 15. Februar 1887 wurde Dr. Kahn zum Nach- 
folger Funders auf dem fürstbischöflieben Stuhle von 
Gurk ernannt und am 19, März 1887 in Salzburg kon- 
sekriert. Die Slowenen interpellierten am 30. März 1887 
die Regierung, warum ein des Slowenischen nicht genü- 
gend kundiger Mann auf den Posten des Fürstbischofs 
von Gurk ernannt worden sei. Bald darauf zeigte sich 
Dr. Kahn als eifriger Förderer des Slowenentums und 
die Deutscheu Kärntens erhoben Klage wegen Über- 
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fOllung des füratbischeflicheu Seminars mit sloweni- 
schen und tschechischen Alamnen. Am 25. Februar 
1888 interpellierte der Kärntner Äbgeordaete Hock 
wegea der Berufung der Jesuiten als Lehrer au der 
theologischen Lehranstalt in Klageufurt. Im Kärntner 
Landtage vertritt der Füratbischof die Virilatimme. 
Am 25. September 1900 wurde ihm die geheime Rats- 
würde verUehen. 

Karl Alexander, Abt des Benediktiner-Ordensstiftes 
zu Melk. LebenslängliebeB Mitglied seit 4, Oktober 
1876. Verfassungapartei. Ständiger Wohnsitz: Melk. 
Geboren am 19. M&ra 1824 in Grund {Bezirk Ober- 
hollabrunn), 1849 zum Priester geweiht, Professor der 
Moraltbeologie und der griechischen Sprache am StiAs- 
gymnasium in Melk, 1856 Novizen m eis ter. Sodann als 
Pfarrer in "Wullersdorf hei Oberhollabrunn exponiert, 
erhielt er 18(>7 den Titel eines kaiserlichen Rates. Am 
16, Joni 1875 wurde er zum Abt von Melk gew&hlt. 
Seit vielen Jahren gehört er als Mitglied dem nieder- 
öeterreiobischen Landtage an, in welchen er vom ver- 
fassungstreuen Großgrundbesitze und eine Zeitlang auch 
als Vertreter der Landgemeinden Melk gewfihit wurde. 
Als treuer Parteimann der fortschrittlichen Linken wurde 
Abt Karl von den Gegnern vielfach befehdet. In der De- 
batte über deu Antrag Schmerling auf Prüfung der Be- 
rechtigung des Pra2äkschen Sprachen erlasses trat er am 
30. April 1 887 für diesen Antrag ein. Infolgedessen wur- 
den ihm von vielen dentschen Gemeinden Vertrauens- 
adressen überreicht. Als am 1 4. Juli desselben Jahres 
eine Deputation erschien, die ihm namens von 1400 Ge- 
meinden eine Dankadresse für sein Wirken übeiTeichte, 
erklärte Abt Karl, er wollte sein zentralistisches Glau- 
bensbekenntnis erneuern und halte fest an der Notwendig- 
keit der gesetzlichen Feststellumg der deutschen Sprache. 
Abt Karl, der stets treu zur deutsch- forte ehr itthchen 
Partei gehalten hatte, war vielfach die Zielscheibe des 
Angriffes der Christlich-Sozialen. 
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Am 2. November 1860 war er nebes Feider znm 
Landmarscball-Stell Vertreter in NiederÖBterreich eroannt 
worden. Bis zum Februar 1897 stand er als Kurator 
an der Spitze der Niederösterreichiscben Laudeflhypo- 
thekenbank und war Generaldirektor der Wechsdeei- 
tigen Brand schaden versicherungs-Geeellachaft. Er trat 
von dieser Stelle zurück, als die christlich- sodale 
Majorität des Landtages die A^tation zur GrQiidQng 
einer Landeaversicherungs- Anstalt begann. Bei der 
Feier seines 70. Geburtstages wurden dem Abt Karl 
von Seite der liberalen Partei große Ovationen vor- 
bereitet. Der Kaiser verlieb ibm das Komturkreuz des 
Franz-Joaeph -Ordens im Mai 1894. Auf dem Gebiete 
der Landeskultur, insbesondere des Obstbaues,' hat er 
sich große Verdienste um das Land Niederösterreicb 
erworben. 

Katschthaler Johann Evangelist Dr., Geh. Rat, Kar- 
dinal, Fürstorzbischof von Salzburg. Lebenaläng- 
lichea Mitglied seit 2. März 1902. Rechte. 

Geboren am 29. Mai 1832, wurde er nach Voll- 
endung seiner theologischen Studien am 31. Juli 1866 
zum Priester geweiht. Er wirkte ala Religionsprofessor 
in Lmsbruck. Im Jahre 1882 wurde er Direktor dea 
Salzburger Priesterhauses unter Kardinal Haller. Er 
war Redakteur der kirchenmusikalischen Vierteljahrs- 
schrift, veröffentlichte 1M68 ein Werk über die Wesens- 
eijiheit der drei göttlichen Personen und mehrere Werke 
über Dogmatik und Dogmen geschichte. Tm Jahre 1889 
wurde er autn Weihbischof ernannt nnd zum Titular- 
bischof von Ojbrista geweiht. Nach dem Tode des 
Kardinals Haller wurde Katschthaler am 9. Mai 1900 
vom Domkapitel zum Erzbischof gew&hlt. Am 22. Juni 
1908 erhielt er vom Papste Leo XIIT. die Kardiuals- 
wärde, Kardinal Katschthaler ist ein eifriger Förderer 
des Projektes zur Errichtung einer katholisclien Uni- 
versität in Salzburg und steht an der Spitze des ka- 
tholischen Un i vor sitäts Vereines. 
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KhevenhUller-Metscft Anton Färat, Oraf zu Hohen- 
Ostrowetz und Annabüchl, Frh. zu LandekroD uud 
Wernberg, Erbherr auf Carlsberg, Hen* auf Graf- 
schaft Hardegg, Fronaberg, Prutzendorf, Starreiii, 
Preygarten und Ladendorf in Niederöaterreieb, 
Kammerburg in Böhmen. Erbliches Mitglied. Suk- 
zedierte nach seinem Oheim im Jnhre 1006, 
Geboren am 20. Juli 1873. 

KhevenhUller-Metsch Rudolf Graf, Geb. Rat, Käm- 
merer Botschafter in Paris. Lebenslänglichee Mit- 
glied seit 29. Jänner 1902. Gehört keinem Partei- 
verbande an. 

Gehören am 18. Juni 1844 in Wien. Seine diplo- 
matische Laufbahn begann er in Bom, kam dann als 
Honorar-LegationBsekretSr räch Paris, wo er wahrend 
der Belagerung im Jahre 1870 allein die Geschäfte der 
Botschaft leitete. Später wui-de er den Veirtretnngen 
in Brüssel und Petersburg zugeteilt und befand sich 
im Jahre 1879 als GeneralkonBul in Sophia. Sie Ttltig- 
keit des Grafen Khevenhttller fiel in die Zeit der ersten 
Konstituierung des Föratentums unter dem Fürsten Ale- 
xander V. Battenberg, in die Zeit, als in Sophia Zankow 
und Karavellow die Regierung führten und eine austro- 
phobe Stimmung in Bulgarien emporwuchs Der Energie 
und Festigkeit des Grafen Khevenhüller, der gleich- 
zeitig auch gegen die Intriguen der russisches Balkan- 
agenten anzak&mpfen hatte, gelang es, sich trotzdem 
Geltang zu verschaffen. Die Doppelzüngigkeit Zankows 
trat zutage und er mußte aus dem Amte treten. 

Im Jahre 1881 wurde Khevenhüller für kurze Zeit 
zur Dienstleistung in das Ministerium des Äußern he- 
mfen und nahm an der Conference k qoatre teil. Gleich 
nachdem Frh. v. Herbert auf den Oesandtschaftsposten 
in Belgrad resigniert hatte, wurde im Oktober 1881 
Graf Khevenhüller an seine Stelle nach Belgrad ent- 
sendet. Als im November 1885 Fürst Alezander von 
Bulgarien nach siegreichen Kämpfen gegen das serbische 
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Heer Köaig Uitaus in Pirot einzog, übergab ihm 
Graf Khevenhüiler eine KoUektivvorstelluDg der Bel- 
grader Vertreter der Großmächte, durch welche beide 
kriegführende Parteien zum Prieden gemahnt wurden. 
Khevenhüiler drohte zugleich mit der Intervention der 
Österreich isch-ongari sehen Monarchie, falls die bulgari- 
schen Truppen weiter vorrücken würden. Diese Drohung 
bestimmte den Pursten Alexander, die Einstellung der 
Feindseligkeiten anzuordnen, und König Milan war vor 
einer entscheidenden Niederlage gerettet. 

Im November 1886 wurde Graf Khevenhüiler von 
Belgrad abberufen und zum Gesandten in Brüssel er- 
nannt. Auf diesem Poeten zeichnete er sich durch sein 
genaues Verständnis wirtschaftlicher Fragen aus, das 
er namentlich auf der Konferenz von 1898, dann in 
den Pariser Verhandlungen und schließlich auf der 
Zuckei-konferenz in Brüssel, zu deren Gelingen er her- 
vorragend beitrug, an den Tag legte. Graf Kheven- 
hüiler wurde am 9, November 1901 von Brüssel ab- 
berufen und zur Disponibilität geetellt, nahm aber bis 
zum Februar 1902 an den Verhandlungen der Zucker- 
konierenz teil. Nach deren AbschluJJ wurde seine Ab- 
berufung bei gleichzeitiger Ernennung zum außerordent^ 
liehen und bevollmächtigten Botschafter publiziert und 
erfolgte seine Ernennung zum Mitgliede des Herren- 
hauses. Am 10. Dezember 1908 wurde Graf Kheven- 
hüiler an Stelle des Grafen Wolkenstein zum Bot- 
schafter in Paris ernannt. 

KJnsky zu Wchinftz und Tettau Karl Fürst, Oeb. Rat, 
Kämmerer. Oberleutnant d. R. Erbliches Mitglied. 
Sukzedierte am 29. April 1904. Gehört keinem 
Parteiverbaüde an. 

Geboren am 29. November 1868 in "Wien. Hen- 
auf Böhmisch-Kamnitz, Zlonitz und HefmanmSstec in 
Böhmen. Er trat in die diplomatische Karriere ein, in 
welcher er durch 24 Jahre bis zum Tode seines Vaters 
verblieb. Im Jahi-e 188U war Graf Kinsky der Bot- 



^lailizccbvGoOgle 



189 

Schaft in London zugeteilt, kam dann zu dön diplo- 
matiBcheii Vertretungen in Berlin und Paris, dann noch 
zweimal nach London. Ala Legationesekretar war er 
einige Zeit in Dresden, dann ale Legationsrat bei der 
Botschaft am Vatikan tätig. Im Jahre 1879 trat er 
eine längere Studienreiee an. Von der Reise heim- 
gekehrt, wurde Clraf Klusky 1898 als Botschafterat 
nach Betersburg entsendet. In Jener Zeit fiel ihm 
die Aufgabe zu, die Details des r na sisch- österreichi- 
schen Übereinkommens in der Balkanfrage featzi 
setzen, welche bestimmt waren, die gemeinsame Grund- 
lage für die Orientpolitik beider Großmächte zu bilden. 
Im Jahre 1903 wurde Graf Kinsky ala erster Bot- 
schaftsrat nach Paris entsendet und leitete die Bot- 
schaft während der Krankheit des Grafen Wolkensteij 
Der plötzliche Tod seines Vaters, des Fürsten Ferdi- 
nand Kinsky, der bei eiiieni Bitte vertmgläckte, zwang 
ihn, der diplomatischen Karriere zu entsagen. 

Kinsky zu Wchinitz und Tettau Zdenko Graf, Käm- 
merer. Erbliches Mitglied. Gehört keinem Partei- 
verbande nn. 

Geboren am 4. November 1844. Oberst-Erbland- 
hofmarschall in Böhmen. 

Klein Franz, Geh. Rat. Siehe unter Minister. 

Koerber Ernst Dr. v., Geh. Rat. Lebenslängliches 
Mitglied seit 21. September 1899. Gehört keinem 
Parteiverbande an. 

Geboren am 6. November 1850 in Trient. Koerber 
studierte am Theresianam in Wien, promovierte 1872 
und trat als Rechts praktüant im Augnat dieses Jahres 
beim Wiener Landesgerichte ein. Im Jahre 1874 wurde 
er in das Handelsministerium berufen und avancierte 
bis 1893 zum Sektionschef. Im Jahre 1875 gehörte 
Koerber der Eisen bahnabteilung des Handelsministe- 
riums an, welche damals unter der Leitung Noerd- 
linge stand. Unter Bacquehem war er Vorstand dea 
Präsidialbureaus des Handelsminis teriuma. Unter dem 
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Ministerium W indisch grätz übernahm er als Sektionschef 
die Abteilung fttr Zollpolitik «nd ychiffahrtaweaen. Vor 
der Bemfang des Kabinettes Badeni wurden die Eisen- 
bahn angelegen heiten aas dem Ressort des Handels- 
ministerinms ausgeschieden und mit der Qeneraldirek- 
tion der Eisenbahnen zu einem Eieeubahnminiaterium 
vereinigt. Koerber fiel die Aufgabe zu, diese neue 
Organisation zu sohaffen. Im Jahre 1806 trat Koerber 
als erster Sektionschef in das Ministerium des Innern 
ein und erhielt die Wurde eines Qeheinieii liates 

Nach dem Sturze Badenia wurde Dr. v. Koerber am 
28. November 1897 als Handelsminister in das Kabi- 
nett Gautsch berufen. Im Abgeordnetenhaoae dauerte 
damals die Obstruktion anläBlioh der Spradien Verord- 
nung fort. Das AuBgteiohsprovisorium mit Ungarn blieb 
unerledigt und maßt« gleichzeitig mit der Quote und 
der Ba.nkvor]age im Verordnungswege auf Grund des 
§ 14 des Staatsgrundgesetzes in Wirksamkeit gesetzt 
werden. In Prag kam es im Denember zu gefährlichen 
Straßen exzessen mit Plünderung und Brandlegung. Das 
Standreoht mußte publiziert werden. Gleichzeitig be- 
gannen die Verhandlungen mit den Parteien, um den 
nationalen Frieden hei-zustellen und das Abgeordneten- 
haus arbeitsfähig zu gestalten. Diese Versuche blieben 
resultatlos. Das Ministerium Gautsch trat am 7, März 
1898 zurück. Graf Thun wurde Ministerpräsident und 
Dr. V. Koerber schied aus dem Amte. 

Als daa Ministerium Olai-y ans Ruder kam, wurde 
Koerber am 2. Oktober 1899 zum Minister des Innern 
ernannt. In dieser Eigenschaft leitete er die Versnobe, 
durch Versöhnung der Deutsoheu und Beruhigung der 
Tschechen die Arbeitsfähigkeit des Reichsrates wieder 
hersustellen. Die Obstruktion der Tschechen dauerte fort. 
Mit dem Rücktritte des Kabinettes Clary am 21. De- 
zember 1899 wurde Koerber zur Disposition gestellt. 
Nach der kurzen Ära Wittek wurde Koerber am 
1 8. Jänner 1 900 zum Ministerpräsidenten und Minister 
des Innern ernannt. Er versuchte seijiem Kabinette 
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einen polnischen, eineu tschechischen and einen deut- 
schen Landsmann min ist er einzufügen. Die Dentachen 
lehnten es ab, einen Veiti^ter in das Kabinett zu ent- 
senden, eo daß dieser Versuch zur Pari amen tarisiernng 
des Kabinettes scheiterte. 

Am 20. Jänner 1!)00 richtete er ein Rundschreiben 
an die Ländercbefe, in welchem er die Beamtenschaft 
an strenge Handhabnng der Gesetze mahnte und ihnen 
empfahl, sich von rein sachlichen ErwSgQDgen und nur 
von der Kücksicht auf die Wohlfahrt der Bevölkerung 
leiten zu lassen. Xein Beamter solle bei Vollziehung 
seiner Obliegenheiten seine politische Qesinnung irgend- 
wie hervorkehren. 

Am Z. Februar eröffiiete Koerber die Verstflndi- 
gnngakonferenzen zwisidien Dentschen und Tschechen. 
Die Ansprache an die Delegierten schloß er mit den 
Worten: Das Beioh blickt auf Sie, geben Sie ihm 
sein Glück und seine Ruhe. Am 22. Februar 1900 
ersohien er vor dem Parlamente und stellte das 
neae Kabinett vor, er versprach die auf die nationale 
Verständigung bezäglichen Gesetze der verfassunga- 
m&fiigen Behandlung zuzuführen und entwickelte ein 
grofles wirtschaftlidies Programm mit der Zusage 
zahlreicher Eisenbahn- und In vestitionsvor lagen, unter 
denen sich die Tanembahn and mehrere Gesetzentwürfe 
zur Förderung von Industrie und Gewerbe befanden. 
Das Parlament, so verlangte es Dr. v. Koerber, möge 
den nationalen Streit wenigstens so weit eindämmen, 
daß daneben ein Weg frei bleibe für die geistige und 
wirtschaftliche Entwicklung des Staates, ,denn der 
Staat muß leben". 

Während des großen Bergarbeiterstidkes in Böhmen, 
M&hren und Schlesien gab Koerber am 22- Februar 1900 
diö Erklärung ab, die Regierung halte an ihrer im 
Teschner Einigungamte in Aussicht gestellten Yermitt- 
lungsrolie fest. 

Am 13. ^S,Tz 1900 gelang es ihm — seit drei 
Jahren Obstruktion 4^ erstemal — das Be^ruten- 
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kontingent vom Parlamente zu erhalten. Am 26. M&rz 
1900 wurde daa Wiener Statut und die Wiener Ge- 
mein de-Wahlreform, auf welche die Christlich-Sozialen 
den größten Wert legten, trotz der Proteste der Fort- 
Bchrittsparteien sanktioniert. Der Ministerpräsident emp- 
fing an diesem Tage eine jüdische Deputation, der er 
zur Beruhigung die Versicherung gab, die Regierung 
wei^le sich die strikteste Beobachtung der Staats- 
grundgesetze auch den Juden gegenüber zur Pflicht 
machen. 

Am 7. Mai 1900 legte Dr. v. Koerber den Sprach- 
geeetzectwurf vor mit dem Appell an die Parteien, 
das Parlament arbeitsföhig zu machen. Die Verständi- 
gungakonferenz schloß gleichzeitig ihre Beratungen, 
die resultatlos verlaufen wai'en. In der Bede, welche 
Koerber an diesem Tage im Abgeordnetenhause hielt, 
sagte er, die Regierung werde alle Kräfte daranwenden, 
das VerfaBsungsleben aufrecht zu erhalten, selbst der 
angefochten ste Konstitutionalismus scheine ihm unend- 
lich wertvoller, als die Rückkehr zu irgendeiner Form 
der Gesetzgebung, welche die Völker von der Gesetz- 
gebung ausschließt. Die Tschechen beantworteten diesen 
Appell an die Arbeitsfähigkeit des Hauses mit einer neuen 
Obstruktion, 

Am 6. Juni erneuerte Koerber den Appell an den 
guten Willen der Parteien zur Arbeit im Parlamente 
zurückzukehren, da sonst die Regierung von ihren ver- 
fassungsmäßigen Vollmachten, das Haus aufzulösen, 
Gebrauch machen würde. Am 7, Juni 1900 hoffte 
Koerber mit Hilfe der Polen, welche wegen der Ob- 
struktion die alte Koalition der Rechten zu sprengen 
drohten, die Tschechen zu isolieren und zu überwinden. 
Die lärmende Obstruktion, die an diesem Tage bis zur 
Mittemacht währte, nötigte den Ministerpräsidenten 
sich in später Nachtstunde nach Schönbmnn zu be- 
geben, um mit kaiserlicher Vollmacht, wie es die Tsche- 
chen wünschten, die Session zu schließen. Das Par- 
lament wurde auigelöst und Neuwahlen auBgeschrieben. 
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In einem Briefe im Baron Malfatti vom 9. Oktober 

1900 wies Dr. Koerber die Forderungen der Trenttner 
anf administrative Trenniuig Sädtirols znräck. Äaf dem 
Industriellen tage am 30. Oktober richtete er an alle 
Parteien die Hahnong, zur Losung der nationalen Frage 
die Hand zn bieten und selbst das Parlament vor der 
Verkürzung seiner Becbte durch den Qebranoh von 
Notverordnungen auf Grund des g 14 des Staatsgrund- 
gesetzes eu schützen. Gleichzeitig begannen im November 
neue Ausgleichsverhandlungen über .die Sprachen&age. 

Am 4. Februar 1901 wurde das neugewählte Ab- 
geordnetenhans mit einer Thronrede erS&et, die mit 
starker Betonung für die Erhaltung der Verfassung, 
für die Einhaltung der Einheitlichkeit der Sprache in 
einzelnen Sphären der Verwaltung und für die gesetz- 
liche Kegelnng der Sprachenfrage eintrat. 

Am 12. Februar 1902 gab Koerber im Abgeord- 
netenhause die Erklärung ab, daß die Begienrog nicht 
blofi die Erledigung der sogenannten Staatsnotwendig- 
keiten vom Hause erwarte, sondern die Erledigung 
einer Beihe anderer Vorlagen, die er namhaft machte. 
Die tschechiecbe Obstruktion drohte von nenem. 

In der AdreQdebatte des Herrenhauses am 2. Harz 

1901 trat Koerber der föderalistischen Bede des Fürsten 
Georg Lobkowitz, welcher den Staatsstreich zur Be- 
kämpfung der Obstruktion empfahl, entgegen. Dieser 
Appell an die Energie der Begierung, sagte er, sei ent- 
weder eine verblümte Anffordernng zu einem Kom- 
promisse bedenklicher Art oder der Appell an die Ge- 
walt. Beides müßte er ablehnen. ,Wenn ich aber den 
ersten Weg abweise und bezüglich des zweiten Weges 
wünsche, daß er dem Reiche erspart bleibe, so er- 
wächst mir die Pflicht, meine Aussicht darüber aus- 
zusprechen, wie der EJrise beizukommen sei. Ich kann 
keine Wunder wirken and habe nur ein Hansmittel 
bei der Hand: leidenschaftslose Beharrlichkeit." 

Inzwischen hatten neue Verhandlungen mit den 
Jnngtscliechen wegen Einstellung der Obstruktion 

Xolmflr. fierrenbm 13 
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begonnen, die damit endeten, daß der Jnngtschecben- 
klob im Vereine mit den übrigen Parteien zustimmte, 
daß endlich die von der Regierung verlangten Vorlagen 
am i. März 1901 zar ersten Lesnng anf die Tages- 
ordnung gestellt werden konnten, und zwar zanäcbst 
das Bekrutengesetz, der Zuschlag zur Branntwein Steuer 
für Landeszwecke und die In vestitions vorläge. 

In der Sitzung des WaaserstraßenausachnBaes vom 
20. März 1901 kündigte Koerber die prinzipielle Ge- 
neigtheit der Regierung an, die verschiedenen Wasser- 
straßen und Kanalprojekte zu unterstützen und im 
April 1901 eine diesbezügliche Vorlage einzubringen. 

Die Zulassung der Vornahme der Wahl in die De- 
legation am 27. März 190! gelang erst nach vieliachen 
Verhandlungen und nach Ablehnung der Vertagunge- 
anträge der Alldeutschen und Sozialisten. 

Am 6, April 1901 erhielt Koerber das Großkreuz 
des Leopold- Ordens. 

Über seinen Vorachlag erfolgte am 13. April 1901 
jener Pairsachnb, bei welchem mehrere Vertreter der 
Wissenschaft und Kunst in das Herrenhans berufen 
wurden. An demselben Tage erschien das kaiserliche 
Handschreiben, mit welchem die Errichtung einer Bilder- 
galerie in Prag auf kaiserliche Koaten verkündet wurde. 

Am 26. April 1901 brachte Koerber im Abgeord- 
netenhauae die Kanalvorlage ein und begründete die 
Notwendigkeit der Erledigung derselben. Die Regierung, 
sagte Dr.v.Koerber, habe von allem Anfange an gehoift 
und wolle noch weiter hoffen, daß durch eine großzügige 
Hebung der Volks wir tachaft und energische Geltend- 
machung der kulturellen und materiellen Interessen 
aller im Reiche wohnenden Votksstamme dem inneren 
Frieden am besten gedient werde, und es sei nicht 
unbescheiden, ans manchen Anzeichen den Schluß 2U 
ziehen, daß die Bevölkerung diesem Bestreben einige 
Sympathie zuwendet. 

Es gelang Dr. v. Koerber, infolgedessen die BewQli- 
gung des Budgetprovisoriums fSr die Zeit des aweiten 
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Semesters 1901 im Äuaschuase durohzusetzen — das 
erstemal seit vier Jahren Obstruktion — and er sagte bei 
der Beratung im Hanse am 17. Hai, er eraohte gerade 
die jetzige Periode als die beste Vorbereitung und uner- 
läßliche Vorstufe für eine gerechte Lösung der yielen 
schwebenden nationalen und politischen Fragen. Die 
ßegierung werde nie von der ihr durch die Staate- 
interesaen vorgezeichueten lAnie abweichen und den 
von ihr mit peinlicher Sorgfalt gewahrten Standpunkt 
der Gesetzlichkeit und Objektivität verlassen. 

Am 1. Jnni 1901 wurden die Investitions vorläge, 
dae WasaerstraQengesetz und auch das Budgetprovi- 
aorinm vom Ab geordneten hause angenommen. Am 3. Juni 
1901 erklärte Koerber, er werde niemals erlahmen, das 
verfassungsmäßige Leben zn sichern und nie gegen das 
deotaohe Volk oder irgend ein anderes Volk in Öster- 
reich regieren. Den Wälschtirolem stellte er die Zu- 
stimmung des Landtages zur Erweitemng der Anto- 
nomie in Aussiebt und betonte in seiner Bede die 
Furcht vor der Los von Bom-Bewegung für unbegrändet. 
Hin Übermaß von Polizei scheine ihm unter allen Um- 
ständen bedenklich, gegenüber solchen Bewegungen aber 
unwirksam. Die katholische Kirche könne sich beruhigt 
auf ihre Kraft verlassen. 

Am 13. Juni 1901 begleitete Koerber den Kaiser 
nach Böhmen. Seinen Bemühungen gelang ee, für den 
bötunischen Landtag ein Wahlkompromiß am 17. Sep- 
tember 1901 im Großgrundbesitz zustande zu bringen, 
der verfasaungstreue Großgrundbesitz erschien mit 2) 
Mandaten nach 18 Jahren wieder im Landtage. 

Am 17. Oktober 1901 appellierte Koerber neuerlich 
an die Parteien, ihre nationalen Wünsche den wirt- 
schaftlichen Notwendigkeiten zuliebe zurückzustellen, 
versprach Klarheit in die Ausgleiche verhtuidlnngen mit 
Ungarn zu bringen und die Interessen der Monarchie 
bei Abschluß der Handelsverträge zu wahi'en. Öster- 
reich könne nicht länger das geduldige Lamm bleiben. 
Er bat das Abgeordnetenhaus um rechtzeitig Srledi- 
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gnng des BndgetB ohne Bndgetprovieorinin noch vor 
Ende des Jahres. Der Mmisterprfiaident machte dagegen 
ZnsageD, die Bestellungen des Staates ans den Investi- 
tionsgeldem im Interesse der notleidenden Prodaktion 
zu beschleunigen. 

Vor der ersten Lesung des Budgets am 25. Oktober 
1901 mußte Soerber langwierige Verhandlungen mit 
allen Parteien fähren, um die Zurückstellung der Dring- 
lichkeitsanträge hinter diese erste Lesang zu erlangen. 
Als die Jungtschechen trotzdem am 30. Oktober 1901 
durch Dr. Kram&f plötzlich erklärten, sie Ttirden alle 
Wege des Kabinettes kreuzen, und die alldeutsche 
Opposition drohte, antwortete Koerber den radikalen 
Parteien, das heiße das materielle Wohl des Beiches 
und seiner Bevölkerung der äußersten Gefahr preis- 
geben. Der alldeutschen Bewegung, versicherte Dr. v. 
Koerber, stehe er mit vollem Gleichmut gegenüber, 
da die Begiemng trotz allen Parte ihaders neutral 
bleiben müßte. Die Beichsstraße Österreichs müsse 
vorerst über die kulturellen und wirtschaftlichen Ge- 
biete führen. Die B«gierung werde bezüglich der Los 
von Rom-Bewegung das Gesetz gegen jedermann mit 
allem Nachdruck handhaben und am wenigsten eine 
Freiheit des Terrorismus gegen Andersgläubige oder 
eine ungesetzliche Propaganda zugeben. 

Im November 1901 drohte neu erli oh eine Stockung 
der parlamentarischen Tätigkeit einzutreten. Die Tsche- 
chen bestanden auf der Erfüllung ihrer Forderungen; 
Innere tschechische Dieustsprache und Errichtung einer 
techechischen Universität in Mähren. Die Deutschen 
wollten den Dispositionsfonds ablehnen. E!oerber, mit 
den Verhandlungen über den Ausgleich mit Ungarn 
und den Zolltarif beschäftigt, drängte die Parteien zum 
Abschluß eüies parlamentarischen Waäen Stillstandes bei 
Zurückstellung der nationalen Forderungen. Am 19. No- 
vember veröffentlichte die Obmännerkonferenz der Par- 
teien der Linken ihre auf Herstellung eines parlionen- 
tarischeh Waffenstillstandes gerichtete Erklärung und 
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am 22. November traten s&nitliche Klubobmätmer mit 
Aasnabine der AUdentsGhen zar Feststellung des Ar- 
beitsprogrammes zusammen, wie es Koerber gevünsoht 
hatte. Koerber erö&ete die ObmänuerkoiiferBiiz mit 
einer Bede, in welcher er erklärte; Das Parlament 
dürfe kein politisches Spielzeug sein. Es ist oder es 
ist nicht. Die Begierung, sagte Dr. v. Koerber, hat 
nicht mit Beweisen gekargt, daß sie ein TollkrSftiges 
Parlament will. Keine Partei, die rahig denkt, wird 
die Anwendung anderer gewaltsamer Maßregeln her- 
beüühren wollen, keine wird einen wiederholten Appell 
an die Wählerschaft befürworten. £r forderte die Par- 
teien auf, sieh aber den Vorgang bei der Badgetberatung 
zn einigen. Alle Parteiführer erklärten sich bereit, die 
Dnrchberatnng des Budgets zu ibrdem, auch die Tsche- 
chen, die sich aber gleichzeitig volle Freiheit ihrer Ent- 
schließungen vorbehielten. 

Inzwischen ging die Beratung des Budgets im 
Budgetausschusse nur laugsam vorwärts und die fort- 
dauernden Debatten über obstruktionistische Dringlich- 
keitsanträge ließen befärchten, daß die Begierung nicht 
bloß kein Budget, sondern wieder nicht einmal ein 
Budgetprovisorium rechtzeitig erhalten werde. Die offi- 
ziösen Organe verzeichneten die Gerächte über die Ab- 
sicht der Begierung, das Parlament aufzulösen. Infolge- 
dessen wurde vom Präsidenten Grafen Vetter wieder eine 
allgemeine Obmännerkonferenz einberufen, um fOr das 
am 2. Dezember 1901 eingebrachte Bndgetprovisorium 
den Vorrang vor den Drin glichkeitsaji trägen durchzu- 
setzen. Die erste Lesung fand am 3. Dezember statt, 
wobei die Tschechen neuerlich erklärten, nur für den 
Fall der Erfüllung ihrer nationalen Forderungen ihre 
Obstruktion aufzugeben und sich über die Drohung 
der Begierung, das Haus aufzulösen, als einer des Par- 
lamentes unwürdigen Behandlung beklagten. 

Als am 4. Dezember der Bndgetausschuß das Pro- 
visorium beriet, verlangten die Tschechen von Koerber 
genaue Auskunft, was an den Gerüchten über die Auf- 
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lösnng des Abgeordneteahauses Wahres sei. Koerber 
erwiderte, das Wort von der Anflösung nicht aus- 
gesprochen zn haben, aber im Falle veiterer Verzö- 
gei^ng des Budgets and des Ansgleicbes v/&re der 
Entschluß der Kegiernng rasch gefaßt. 

Bei der zweiten Lesung des Bndgetprovisorinms 
am 9. Dezember 1901 erklärte er, die Arbeiten des 
Haasea vollziehen sich za langsam und da die Beratung 
des Anegleiches mit TTugam dringlich sei, so w€rde 
eine Hegierung, die das Hans auflösen und selbst eine 
Verfassungsordnnng durchführen würde, vor der öe- 
Bchichte als Retterin gerechtfertigt erscheinen. Er ap- 
pellierte dabei aber wieder an das Haus, selbst die Ver- 
fassung zu schützen und seine Arbeiten su beschlen- 
nigen. Die Rode rief große Bewegung hervof, die 
Führer der Linken verlangten Aufklarungen, berahiigten 
sieb aber, als Koerber versicherte, er habe nur eine 
MögHchkeit berührt, denke aber nicht an einen Ver- 
fasBongsbrnch. Er habe mit dieser Rede keine Drohung 
aussprechen wollen, sondern nur eine Perspektive der 
Zukunft gezeichnet, die das, was er angedeutet, bringen 
würde, falls Tschechen und Deulscbe sich nicht ver- 
ständigen, so da^ der Ausgleich mit Ungarn nicht recht- 
zeitig beraten werden könnte. 

Aach in der Debatte des Herrenhanse» über das 
Budgetprovisorium am 20, Dezember 1901 versichei-te 
Koerber, daß er bis zur äußersten Möglichkeit an der 
Verfassung festhalten werde. Die Regierung habe in 
schweren Stunden alle Vorschläge zur Beseitigung der 
bestehenden Kalamitäten abgelehnt, welche die Regie- 
rung auf einen anderen als den verfassungem Ewigen 
Weg verwiesen. Nur dürfe das Wohl des Staates in 
seiner Entwicklung nicht dauernd gehemmt werden. 
Ei- hoffe, daß der Blick in den Abgrund, in dessen 
unmittelbare N6be die Wirren der letzten Jahre den 
Staat gebracht haben, den Schritt aller, welche für 
die Verfassnngsmäßigkeit verantwortlich sind, dauernd 
zur Arbeit Eurücklenken und daß die Erstarrung zu 
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Ende gehen werde, die sonst unser Verhängnis herbei- 
fäfaren maßte. 

Im Dezember 1901 nnd Jänner 1902 setzte Koerber 
die YerhandlQngen mit den Pio'teien über einen neuen 
VerBtändigongev ersuch in der Spraclienfrage nnd die 
Verhandlungen fiber die Ermögticbung einer psrlamen- 
tuischen Erledigang des nngahschen Ansgleiches fort. 
Gleichzeitig wurde aoiUßlidi der Beratung im Badget- 
ausschnsse über die Vertagung der Frage der Errich- 
tuBg einer tschechischen Universität in Mähren und 
über eine Beihe slawischer Mittelschulen verhandelt 
and anfangs Februar die Beratung des Budgel» im 
Ausschlüsse beendet. Die Parteiea zeigten ihre Bereit- 
willigkeit angesichts der Aasgleiche Verhandlungen niit 
Ungarn, ihre nationalen Forderungen zu vertagen und 
die Regierung zu unterstützen. 

Der Heizerstrike in Triest, welcher in Aufruhr aus* 
artete, wobei das Militär zweimal schoß und 11 Tote 
und zahlreiche Verwundete zum Opfer fielen, zwang 
den Minister, äb«r Triest und das Territorium den 
Ausnahmszustand am 1 6. und das Standrecht am 
17. Februar zu proklamieren. Die betreffende ksisAiHche 
Verordnung wurde am 18. Februar 1902 dem Abge- 
ordneteuhause zur Genehmigung unterbreitet. 

In der Bede zum Budget am 29. Februar 1902 
berief sich Koerber darauf, daß er stets seine \mab- 
häagige Überzeugung vor den Thron gebracht und 
dort nie in seinen Absichten gehemmt wurde, da ea 
keinen besser konstitutionellen Monarchen gebe, zia 
den Kaiser. In einer Bede zum Etat des Ministeriuma 
des Innern sprach er über die Pflicbt des Beamten, 
auf jede aggresive Betätigung der politischen Gesinnung 
zu verzichten. 

Als der Kesolutionsantrag Stürgkh, betreffend die 
Verlegung der slowenischen Parallelklassen von CiUi 
nach Marbui^, am 22. März 1902, mit Hilfe des 
Zentrums zu Falle gebracht wurde, kam es zu einem 
Konflikte Koerbers zu den Parteien der Linken und 
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die deatsche Yolkapartei beschloß am 6. April 1902, 
dem Budget zn oppouiereo. An diesem Tage wurde der 
Aasn^unszustand far Triest aufgehoben. Am 9, April 
sachte Koerber deaZwischeofall bezüglich Cillis zu ent- 
Bchnldigeu and verBprach eine Abhilfe in dieser Frage 
zu achaiTen. Trotzdem begann die Deutsche Volkapartei 
zu obstruieren. Koerber führte die Verhandlongen mit 
den deutschen Parteien, um dei'en Obstruktion zu be- 
seitigen. 

In seiner Bede vom 18. April 1902 appellierte er 
neuerlich an das Haus und versicherte, die Begiernng- 
werde keinen einseitigen nationalen Weg einschlagen, 
das Eana möge sich nur seine eigene Freiheit wieder- 
geben. Noch Abschluß der Verhandlungen mit der 
Dentschen Yolkepartei und den Italienern gelang es 
ihm, die Bewilligong der Subvention von 16 UiUionen 
Kronen für die Assanierung Prags am 22. April durch- 
zusetzen als Konzession an die Tschechen für die Ein- 
Stellung der Obstruktion gegen d&B Budget, 

Wahrend der Tagung der Delegationen im Mai 
1902 kam es zum Konflikte über die Ausgleichs vor- 
lagen mit dem ungarischen Ministerpräsidenten Szell; 
Koerber verlangte eine präzise Antwort auf die öster- 
reichischen Vorschläge, eine Herabsetzung der von Un- 
garn verlangten BohstofEzölle, welche die öBter reichische 
Industrie bedrohten, eine Zulassung der Erhöhung einiger 
Industriezölle im autonomen Zolltarif, eine neue Formel 
fär das Veterinärübereinkommen und eine Qarantie für 
eine loyale Barchfuhrung des HandelsbündnisseB be- 
züglich der IndustriefÖrderung. Bemühungen, die ge- 
macht wurden, ein Kompromiß zu ermöglichen, führten 
zur Fortsetzung der Verhandlungen zwischen den Mi- 
nistem am 21. Mai 1902 in Budapest. 

Am 22. Mai 1902 brachte Koerber das Budget iu 
Abgeordneteuhause zur Erledigung, nach vier Jahren 
Obstruktion wurde wieder das erste parlamentarisch 
zustande gekommene Finanzgeaetz publiziert. Bei der- 
dritten Lesung, die über Antrag Derschattas bei 
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namentlicher AbBtimmang erfol^rte, stimmten 164 fflr 
und 114 Abgeordnete gegen das Badget, abwesend 
wwren 167 Abgeordnete. 

Oleich darauf erfolgte am 23. Mai die Debatte über 
den Dringlichkaitsantrag Breiter, welcher AofklArnngen 
ttber den Stand der Ansgleichsverhandlangen verlangte. 
Dr. Koerber lehnte ea ab, knapp vor dem Absohlnsee 
dieser Yerhandluugen MitteUongeu zu machen. In dieser 
Debatte drohte Dr. Pac&k, die Tschechen würden die 
parlamentarische Erledignng des Ansgleiches nicht zu- 
laasen, falls ihnen nicht vorher in der Sprachen&age 
Sattsfaktioti gegeben würde. Koerber mnfite neuerlich 
Yerhandlongen mit den Tsdiecben und Deutschen be- 
ginnen, nm die im ÜTovember 1901 bereits von der 
deutschen Obmännerkonferenz selbst angebotene gegen- 
seitige „Aussprache" über die nationale Frage wieder 
anf die Tagesordnung zu bringen. 

Die Ausgleichskonferenzen vom 24. und Z$. Mai 
1902 zwischen den beiden Begierangen scheiterten. Als 
die Parteien des Herrenhauses Dr. Koerber am 80. Mai 
1902 in der Budgetdebatte das Vertrauen in seine Be- 
mühungen um den Ausgleich mit Ungarn aussprachen, 
erklärte er, die Eegiemng werde bis zur äußersten 
Grenze des möglichen Entgegenkommens gehen, nm 
eine Gemeinschaft in Freundschaft au&echt zu er- 
halten, daß sie jedoch die Hand zu einer Gemeinschaft, 
die Österreich nicht zur Buhe kommen l&ßt und welche 
wirklich fast keine (Gemeinschaft ist, nicht bieten könne. 

Am 11. Juni 1902 legte Koerber während der Er- 
krankung des Justizministers Baron Spens den Entwurf 
eines Preßgesetzes vor mit einer Rede, in welcher er 
betonte, ein Preflgesetz sei keine Waffe zum Angriffe 
wider die Presse. Der Entwurf entzog Ehrenbeleidi- 
gnngflklagen der Entscheidung der (Geschworenen und 
gab die Kolportage frei. 

Die Ansgleiehsverhandlnngen mit Ungarn wurden 
am 10. Juli 1902 fortgesetzt. Die Beratung des Zoll- 
tarifes begann am 23. Juli. Koerber und Szell worden 
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Tom Kaiser in Ischl empfangen. Weit«re Verhandlangen 
scheiterten am 7. September 1902, 

Da die Techechen wieder die Obstruktion ankün- 
digten, berief Koerber am 11. Oktober 1902 die Führer 
der Deatechen and Tschechen zn neuen Bespreohniigeii 
zur Lösang der Spracheufrage and legte ihnen seine 
Grundsätze zur Kegelong der Sprachenfrage bei den 
landesfüretlichea Behörden in Böhmen and Mähren 
vor. Die Vorlagen wurden von Deutschen und Tsche- 
chen für indiskntabel erklärt. Koerber verteidigte seine 
Vorlagen in einer Rede bei Wiedereröf&iung desReichs- 
ratea am 16. Oktober 1R02 und gab den Tschechen 
za bedenken, daß eine Sprachenverordnung ein Blatt 
Papier, ein Gesetz dagegen eine eherne Tafel sei, sie 
mögen das Schicksal ihrer Nation nicht an die Gtinat 
einer vergänglichen Begierang knüpfen. Bezüglich des 
Ausgleiches mit Ungarn erklärte er in dieser Bede, das 
Entgegenkommen Österreichs kenne nur eine Grenze: 
das unabweisUche Bedürfnis Österreichs. In dieser 
Programmrede stelll« er auch die Vorlage für die 
Alters- und Invaliditätsversichenuig dir Arbeiter in 
Aussicht. 

Am 17. Oktober 1902, nach Pensionierung dos Frh, 
V. Spens, wurde Koerber mit der Leitung des Justiz- 
ministeriums betraut. An diesem Tage erschienen die 
ErlSsse an die Oberlandesgerichtepiäsidien und die 
Oberstaatsanwaltschaften über eine moderne Handha- 
bung der Qerichtspäege und über die freiheitliche Auf- 
fassung des Preßgesetzes. 

Die Fortdauer der tschechischen Obstruktion ver- 
BtHiärflie inzwischen die Lage. Die Webrvorlage, be- 
bvffend die Heranziehung von ErsatEreservisten zar Be- 
dienung der neuen Haubitzen batterien, die Erbfthung 
des Rekrutenstandes, dieErfiöhung der Zivüliste stießen 
auf allseitigen Widerstand. Im Parlamente kam es zu 
wiederholten Ausschreitongen. Am 11. November 1902 
hielt Koerber eine neuerliche Rede, um die Parteien 
IDT MäQigvng zn veranlassen ; im politischen Streite 
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der Völker möge das Haas nicht an das arbeitende 
Volk vergeBsen. 

Ende If crvember 1902 verajilaßte er eine allerböohste 
Enteohließang, welche neae Grundsätze über die Be- 
handlang jagendlicher Delinquenten aafetellte. läne Ver- 
fligang an die Oberlandesgerichte im Dezember 1902 
betraf die Beschleunigung im StrafTerfaliren. 

Die Verbandlasgen über den unganschen Ausgleich 
veruitaßten in jenen Tagen beide Regierungen, ihre 
Demission anzuÜeten. Die Verhandlungen drohten voll- 
ständig zu echfliteni. Erst in der SÜvestemacht dea 
Jahres 190! kam eine Einigang zwischen Koerber uad 
^eU im letzten entscheidenden Momente zaetande. 

Am 3. Jänner 1903 berief Koerber die Verständi- 
gangskonferenz der deatsoh-böhmischen Führer ein, All- 
deutsche, tachechiach-radikale and tschechische Agra- 
rier lehnten die Mitwirkung ab. Die deutschen M&hrer 
-verlangten getrennte Beratung der Vertreter B&hmena 
and Milireng, um nicht der Staatsrechteidee eine Kon- 
eession za machen. Bei der Eröänang dieser Kon- 
ferenz betonte Koerber, es handle sich diesmal am 
eine schrittweise Aastragang des deatsch-böhmischen 
Sbreites. 

Nach Erledigung der Wehrrorlagen im f ebrasr 1 903 
hielt Eoerber am 11, M&tb 1903 bei Binbringnng dea 
Badgete eine Bede, in welcher er die Einstellang der 
tacheohischen Obstraktion unkfindigte and eine Beihe 
von Verwaltangs- und Jastizreformen in Aussicht stellte 
unter Betanang der Notwendigkeit der ^haltang einea 
Beamtenmini Sterin ms. Die erste Lesung des Budgets 
und der Aaagleichs vorlagen wurde vom den Parteien 
zngelassen and Eoerber gab am 10. Mllrz 1903 »einer 
Befriedigung Ausdruck, daa Abgeordnetenhaus arbeits- 
f^ihig gemacht zu haben. 

Im April 1903 erschien der Erlaß über die Theater* 
Zensur an die Landeschefs, die Einsetzung eineaZensur- 
foeiratea wurde angeordnet, Eoerber erlüelt das Oroß- 
kreuK des Stepbän-Ordeiis. 
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A= 2i. J=i :j,3 em=£ ii* tsiüeüiaclte Ob- 
rmiräca ii* V«-.*^::=2 ies PküaHstes. Die Kiise 
i= Cs^ar« ^:i die Ai>£=a=g äs- TTduwIa^ tbt^ 
siJ^-T«= E.c>ert^. di» D^sissioa des Esbiaeixes bodh^ 
I^';ä sDXTi-.iewc 1= eiaesi Ha&üchrcsbca vom 7. Jnli 
ll'O'^ I«La» 4er Kaiser, naier AB^rkeasaag fnr die 
Tiä;^h Eoeriren. die Demlasics ab: allein wMgem^K 
dftr F'>ndaT;9 der tscb-ecöücb^ Obstmküoii adüed Dr. 
it«9«k »vs dem Kabinette. 

Am 2.?. Sep:«'m^«r 1903 wurde der Bndunt, der 
Hieb nur mi( groBer Mähe sttr Aanahme des nli^ten 
BeknitiiTiikonniigeDtefi hart« bewegan lasseii, mr not- 
irendig gewordenen AbSndemng des Bekruten guo t iU ea, 
weil diese ErhOhang in Ungarn abgelehnt worden war, 
einbemfeii. Koerber verwies anf die Entschließung der 
Krone, welche gegen die ungarischen MUitärforderongen 
ge&llen war. Er beklagte es, dafi die Begierang dnrch 
die Fortdauer der Obstruktion immer von nenem ge- 
zwungen sei, vom § 14 Qebraach m machen. Die- 
jenigen, sagte er, welche den § 14 so kostbar för die 
Begiemng machen, aefasen dabei ihr Vermögen ein. Von 
der Krone sei er za der ansdrncklichen ErUSrang 
ermfichtigt, daS in allen Fragen der Armee der gesetz- 
liche Einflnfl der diesseitigen Beiohsh&Ute vollauf ge- 
wahrt bleibe. Am 27. September wurde die nene Ke- 
kmtoDTorUge nach harten Kämpfen mit der Obetrak- 
tion erledigt. 

Anf dem Bankette der Wiener Handelskammer am 
8. Oktober 190S trat Dr. Koerber gegenäber der An- 
regung auf wirtsdiafüiche Trennung von Ungarn fOr das 
gemeinsame WirtscbafUigebiet und den Ausgleich ein. 
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Am 25. November 1903 sprach Koerber im Ab- 
geordnetenbanae über die Unirersitätefrage für die Frei- 
heit der Forschung, die ein unantastbtireB Falladium 
bilden müSBe, und nahm sich der von den ChrisÜich- 
Sozialen hart bedrängten Ärzte an. 

Inzwischen war am 1. November 1903 der Beform- 
erlaß Eoerbers für das Administrativverfahren er- 
schienen. 

Am 20. November 1903 beantwortete Koerber eine 
Interpellation dea deutschen Vollzugsansschnsses aber 
den ongariaohen Ausgleich, indem er erklärte, die Be~ 
gierung werde niemals ein österreichisches Hecht preis- 
geben. In der Debatte über diese Bede am 25. No- 
vember betonte er, daß an der Qemeinaamkeit der 
Armee ohne Zustimmung Österreichs nichts geändert 
werden dürfe. Er warnte die Tschechen, die Obstruk- 
tion fortzusetzen, denn diese Obstruktion sei die Ob- 
struktion ihrer eigenen Wünsche. 

In Ungarn warf man Dr. Koerber vor, er trage 
die Schuld daran, daß die Krone in der Militär&age 
nicht nachgebe und behauptete, daß er den Armee- 
befehl von GMopy mit veranlaßt habe. 

Me Landtags Session von 1903 brachte die Ob- 
struktion der Deutschen in Böhmen und jene der Slo- 
wenen in Krain. Im Beiobsrate dauerte die Obstruktion 
der Tscheches und der Sttdslawen fort. 

In seiner Rede vom 17. November 1903 trat Koerber 
neuerlich für die Erhaltung der gemeinsamen Armee 
ein nuter Bernfnng auf das ungarische Verfassongs- 
gesetz. Graf Tisza hielt am 18. November 1903 im 
ungarischen Beichstage eine Bede, in welcher er die 
Erklämngen Koerbers über die Armeefrage als die dilet- 
tantenhaften Äußerungen eines „distinguished foreigner" 
bezeichnete; kein ö st erreicluBcher Ministerpräsident habe 
ein Beoht, das Verfassnngsgesetz Ungarns zu kommen- 
tieren. 

In der Debatte des Herrenhauses vom 12. Dezember 
1903, wo die Fartei«i sich gegen militärische Kon- 
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Zessionen an Ungarn aussprachen, erklärte Koerber, za 
einer Teilnng der Armee dürfe es nicht kommen, daa 
väre ein Verbrechen an dem Qesamtreiche, keinerlei 
nationale Aspiration könne zn einem solchen Abentouer 
fähren. 

Die Session des Beichsrates, die am 8. Mäiz läOl 
erö&et wnrde, brachte stürmische Erörterungen über 
die Prager Studentenexzesse und aber das Eingreifen 
der Begierung zugunsten der Christlich-Sozialen in 
Niederösterreich. Für die Italiener wurde eine Vorlage 
zur Verlegung der juridischen Fakultät nach Boveredo 
angekündigt. Die Versuche der Polen, die tschechische 
Obstruktion zu brechen, scheiterten, und mit Mühe 
gelang es am 24. April 1904, die Delegationswahl zu 



Koerber kündigte di""!^!'' die Einsetzung einer Kom- 
mission zur Bevision des bürgerlichen Gesetzbuches an. 

Im Juli 1904 begann der Konflikt mit den Deut- 
schen Schlesiens wegen der Errichtung slawischer Pa- 
rallelklassen an den Lehrerbildungsanstalten in Troppau 
und Taschen. Am 26. August trat Koerber eine In- 
formationsreise nach Öalizien und der Bukowina an. 
In diese Zeit fiel der FrüfungserlaQ für österreichische 
Studenten an der Agra>mer Universität, welche in Istrien 
and Dalmatien in den Staatsdienst treten wollen. Auf 
dem Bankette beim Landmarsohall von Galizien am 
31. September 1904 erwähnte Koerber der Verfügungen 
in Schlesien und erklärte, man werde die Begiemng 
zu keinem Unrechte, zu keinem Gewaltakte bereden. 
Macht uns das Parlament zu Kuratoren dieses Beiches, 
sagte der Minister, so wissen wir, daß wir allein für 
dessen Wohl zu sorgen haben, solange, bis die Par- 
teien sich wieder Snden. 

Am 20. Oktober 1904 wurde Koerber an Steile 
Stremayrs zum Kuratorstsllvertreter der kaiserlichen 
Akademie der Wissenschaften ernannt. 

Am 26. Oktober erfolgte die B«konstrnktion des 
Kabinett«e Koerber. Die Hinister Böhm und Giovanelli 
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wurden dnrob Kosel und Buquoy ersetzt, und die Tsche- 
chen erhielten Banda als Laudsmannminister. 

Nach dem Sturme gegen die italienische Bechtafakul- 
tät in Wilten suchte Koerber in der Bede am 17. No- 
vember 1904 unter aMrmischen Unterbrechungen das 
Verhalten der Begiemng zu rechtfertigen. Vom Abge- 
ordneten Exier heftig angegriffen, suchte Koerber in, 
einer zweiten Bede vom 17. Kovember die Innsbmoker 
Vorgänge als die Folge der Haltung der Innsbruoker 
städtischen Polizei und des Bürgermeisters Greil dar- 
zustellen. Die deutschen Parteien drohten, alle Bezie- 
hungen zur Begierung abzubrechen, nnd es kam am 
24. November zu einer neuen Klämngsdebatte. 

Die Lage der Parteien nnd der Begienuig wurde 
immer bedrohlicher, die Obstruktion dauerte fort. Der 
Forderung der Oktroierung einer neuen Geschäi^ord- 
nnng, welche die Krone befürwortete, widersetzte sich 
Koerber. Seine Konnivenz den Christlich-Sozialen gegen- 
über, denen er nach der Beform der Wahlordnung auch 
die Sehniges etzreform ermöglichte, brachte ihn mit 
den fortschrittlichen Parteien in Konälkt, während die 
Deutsch-Badikalen durch Förderung der Los von Born- 
Bewegung und ihre antihatholiuche Haltung die kirch- 
lidien Kreise gegen Koerber mobiüsierten. Dazu kam 
die Aussichtslosigkeit, die für die Be Organisation der 
Artillerie von den Delegationen versprochenen Gielder 
zu beschaffen. 

Bei Beratung der Notstands- nnd Kassenrefundie- 
rungsvorlage am 9. Dezember 1904 sah sich Koerber 
von allen Parteien verlasBen. Die Vorlage wurde mit mehr 
als Zweidrittelmajorität im Budgetansschnsae abgelehnt. 
Am 13. Dezember 1904 wurde der R«ichBrat vertagt. 
Dr. V. Koerber reichte seine Demission ein. Die unga- 
rische Krise verzögerte die Annahme derselben. Am 
31. Dezember 1904 wurde Koerber enthoben nnd G«atsch 
trat an die Spitze des Kabinettes. 

Als unter dem Ministerinm Beck im BudgetauB- 
schnsBo die Vorgänge bei Vergebung der Triester Hafea- 
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bauarbeiten gestreift vnräen, wurde die Einvernehmung 
Koerbers, der diese Arbeitsvertr&ge ohne Verständigimg 
des Beichsrates abgeschlossen and die Ausgaben fär 
dieselben bestritten hatte, beantragt, and Koerber er- 
schien am 5. Juli 1906 vor dem BadgetansBchnase, 
um sein Vorgehen zu rechtfertigen. 

Kolbwrat-Krakowsky-Liebsteinsky Bohuslav Graf, 
Kämmerer. Lentnant i. d. R. Erbliches Mitglied. 
Snkzedierte am li. Mai 1901. Hechte. 

Geboren am 11. Oktober 1876. Fideikommißbeeitzer 
der Herrschaften Beichenau bei Adlerkos teletz und 
Cemikowic. 
Kopp Georg Dr., Kardinal, Fürstbischof von Breslau. 
Lebenslängliches Mitglied seit l. Dezember lä87. 
Gehört keinem Parteiverbande an. Ständiger Wohn- 
sitz: Breslau. 

Öeboren am 25. Juli 1S3T in Duderstadt in der 
Nähe von Gftttingen als Sohn ein^ Webers. Er absol- 
vierte das Gymnasium in Hildesheim, war dann zwei 
Jahre als lelegraphist in hannoverischem Staatdienste, 
trat 1858 lu den geistlichen Stand, erhielt 1862 die 
Priesterweihe. Drei Jahre war er Lehrer im Waiaen- 
hause and Kaplan in Hildesbeim. Er wnrde im Februar 
- 1872 Generalvikar des Bischofs und Domkapitalar. Am 
AUerseelentage 1881 wurde er zum Bischof von Fulda 
ernannt und war bemüht, den Frieden zwischen dem 
KlemB und der deutschen Itegierung herzustellen. 

Im Jänner 1886 wurde er Mitglied des preußischen 
Herrenbaases und wirkte dort für die Beseitigung der 
. Maigesetze. Zum Fürstbischof von Breslau 1887 er- 
nannt, übernahm er auch die 6 sterr eichisch-sohlesieche 
Diözese und legte am 17. November I8S7 den Eid in 
in die Hände des Kaisers ab. Im sohlesischen Land- 
tage vertritt er die Virilstimme. 

Fürstbischof Kopp nahm an der Wiener Biaehofa- 

konferens teil, welche am 4. November 1888 tagte und 

. iiach dam Referate des Fürstbischofs Zwerger in Graz 
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über die Volks Bchnlgeaetz-Novelle dea iVh. v. Glantech 
beriet. Es kam damala jene Erklärung gegen die No' 
velle und fär die Schaffung der katholisch-koafeBsio- 
nellen Schule tuatuide, welche die dem Herrenhanse 
angehangen Erzbiachöfe und Biachöfe in der Schal- 
kommission des Hauses am 12. März 1890 abgaben. Aof 
dieae ErklKmng hatte Färstbischof Kopp einen großen 
Einfluß genommen, disBe^ening ließ ihre iSchulsovelle 
fallen, dagegen wurde im Abgeordnete nhause der Liech' 
tenateinache Schulantrag nicht nrgiert. Das katholiache 
^entrnm im Rieichsrate war mit der Entschließung der 
BiBOhofskonferesz, die ihm nicht energiach genug schien, 
nicht einverstanden und schob die Schuld an dieser 
Verstdiiebung der Losung der Schulfrage dem Fürst- 
bischof Kopp zn. 

Im J&nner 1893 wurde Kopp zum Kardinal ernannt. 

Nach dem Tode Demmels wurde er am 20. Juni 
1893 Landmars ohallsteUvertreter im schlesiachen Land- 
tage, wo er durch konziliantes Wesen die liberale Partei 
zu gewinnen wußte. Während der Fhegesetcrerhand- 
iungen in Ungarn erschien sein Hirtenbrief vom Fe- 
bmar 1894, in welchem er, 70hl mit Hncksicht auf 
seine DiOzesanen im prenßischen Teile der Diözem, 
das Erscheinen vor dem Standesamte als die ErtiUlang 
einer bürgerlichen Yerpöicbtung anerkannte und die 
Oil^keit der Zivilehe zugestand. 

Am 19. Jänner 1896 hielt er im schlesischen Land- 
tage eine vielbemerkte Bede über die Volksschole, in 
welcher er erklärte, das österreichische Volkasclkul- 
geaetz entspreche dem Geiste der katholischen Eeligion, 
und nnr eine Vermehrung der Religionsunterriehta- 
Btunden verlangte. 

Im schlesischen Landtage unterfertigte der Kar- 
dinal im Februar 1898 die Kundgebung der Mehrheit 
für die Staataeinheit und die Wahrung der Btaat«recht- 
lichen SteUung Schlesiens zum Gesamtstaate, „Diese 
Auffassung von der Idee der Rechtseinheit," sagte er, 
„wie sie für ein machtvolles Staatsgebilde unerlUßUch ist. 
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ohne veloke Österreich aafhörett würde, ein mächtiger 
Faktor in der earopäisohen Politik zu saiii, welche 
BeichBeinheit aber gleichzeitig die einzelnen Länder 
und Völker Öaterreichs in ihrer freien Entwicklung 
nicht hindert, deckt sich mit dem Standpunkte des 
österreichischen Episkopatea." Diese Äußerung des Kar- 
dinals stieß auf den Widerspruch der Tschechen, weiche 
die Zagehörigkeit Schlesiens zur Krone BöhmenB be- 
tonten. 

Im April 1899 fahrte der Kardinal die Verhand- 
lungen mit der Regierung wegen Errichtung eines Se- 
minars für deutsche Priester in Weidenan im Frei- 
waldauer Bezirke. Et bezweckte damit, der von deatsch- 
nationaler Seite wegen Mangels deutscher Priester in 
slawischen Gegenden geforderten „Los von ßoin"-B6- 
wegung entgegen zu wirken. Am 19. September 1904 
anterzeichnete er den Protest der deutsdien Abgeord- 
neten des Btdilesischen Landtages gegen die Errichtung 
slawischer Parallelklassen an den Lehrerbildungsan- 
stalten Troppau und Teschen. 

Am 2. September 1906 wurde ihm das Großkreuz 
des Stephan-Ordena verliehen. 
Koräian Benedikt, Abt und Prälat von Raigern. Labens- 
längUches Mitglied seit 2. April 1891. Rechte. Stän- 
diger Wohnsitz; Raigern. 

Geboren am 13, August 1840 zu Deutsch-Prusz 
in Mähren, trat nach Absolvierung der Gjmnasial- 
stndien in das Benediktin er stift Raigern ein und wurde 
1865 zum Priester ordiniert. Nach langjährigem Seel- 
sorgedienst wurde er Prior und 1 883 Abt und Prälat 
von Raigern. Er nahm an den Salzburger BerattüigeD 
vom Jahre 1890 über die Einführung der strengereQ 
Observanz der Benediktiner teil und vertrat die streng© 
Richtung der Kongregation vom heiligen Josef. Im 
mährischen Landtage vertritt er den fidelkomnüssari- 
schen Großgrundbesitz. 

Am 15. Dezember 189ß wurde er zum Landes- 
hauptmann-Stellvertreter des mährischen Landtages als 
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Nachfolger des Dr. brom eraanat. Abt Korßian ist 
in nationalen Fragen im Landtage nie herrorgetreten 
und vielleicht gerade deshalb seinerzeit nach derVer- 
einigang der Jang- nnd Alttschechen zn einem ge- 
meinsamen Landtags klnb angefeindet worden. Seine 
£mennnag zum Landeshauptmann -Stellvertretor, die 
bereits im Sommer 1896 angekündigt wurde, als das 
Kompromiß zwischen dem feudalen GiroQgmudbeaitze, 
der Mittelpartei nnd dem TerfasBongstrenen Groß- 
gnudbesitze in Mähren abgeschlossen war, erschien 
als eine Konzession an die feudal-klerikale Partei in 
Mähren. 

Im Herbste 1902 verzichtete er auf die Stelle 
des Landeshauptmann -Stellvertreters in Mähren and 
bat, bei Einberufung des neugewählten Landtages nicht 
wieder in Kombination gezogen zu werden. Später 
wurde Abt Korfian neuerlich zum Landeshauptmann- 
Stellvertreter in der Markgraf Schaft Mähren ernannt, 
in welcher Stellung er auch noch an der Schaffung 
der nenen mährischen Landesordnnng im Jahre 190fi 
teilsahm. 
KraiAski Ladislaus R. v., Präsident des galizischen 
Bodenkreditver eines. Lebenslängliches Mitglied seit 
15. Dezember 1902. Rechte. 

G-eboren im Jahre 1840. Er absolvierte die Bechts- 
studien in Lemberg und befaßte sich sodann noch 
weiter auf den Hochschulen in Paris und London 
mit national-ökonomisoben und finanzwissenschaftlichen 
Stadien. Nach Galizien zurtLckgekehrt, widmete er sich 
mit vollem Eifer der Bewirtschaftung seiner im Free- 
inyäer und Bnozcwer Bezirke gelegenen Giit«r. Bis 
zum Jahre 1891 hielt aioh Kraiiieki vom politiecheu 
Leben fern. In diesem Jahre aus der Kurie des Oroß- 
gmndbesitzes in den Reichsrat gewählt, nahm er als 
Mitglied des Folenklubs regen Anteil an den parla- 
mentarischen Verhandlungen. Er lehnte jedoch die 
Wiederwahl ab, um zu seinem Bemfe, der Landwirt- 
schaft, zurückzukehren. Im März 1898 wurde er zum 
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Prfttddenten des Gnlizischen Bodenkreditvereiiies be- 
mfen. Im galmschen Landtage vertritt er gtetch&Ila 
den QroBgmndbesibi des Przemyäer WaUbestrkea. 

Kfifik Franz, Fabriksbesitser. Lebenslängliches Mit- 
glied seit 18. August 1905. Rechte- 

Ooboren im Jahre 1847, abaolvierte seine Fach- 
Stadien an der technischen Hoobschnle in Prag und 
trat hieranf in die Dienste der Kaiser I^rdinands- 
Nordbahn und Mährisch - Schlesischen Zentralfoahn. 
Khäk wendete sich dann der Elektrotechnik zn und 
erzielte durch Verbessentng in der Konstruktion der 
elektrischen Bogenlampe namhafte Erfolge. Auf der 
Wiener elektrischen Ausstellnng des Jfdires 1883 
vnrde das große Publikam zuerst mit der Bogen* 
l&mpe bekannt gemacht. Eine Biesenlampe, die, in 
der Laterne der Kotande angebracht, weithin mäch- 
tige Liohtflaten entsendete, var eine Konstruktion 
KHÜks, der zanächst in leisen, später in Karo- 
linänthal eine eigene Werkstätte errichtete. Heute be- 
schäftigt das Etablissement 300 Arbeiter und 50 
Beamte. Anßer der Bogenlampeniabrikation \nrd da- 
selbst auch die Anlage elektrischer Bahnen betrieben, 
und die ersten Linien dieser Art in Böhmen Tor- 
dmken Kfifik ihr Entstehen. 

KH£ik ist Mitglied der Zentralkommission für An- 
gelegenheiten des gewerbKohen Unterrichtes, des I«- 
dnstrie- und Landwirtschaftsrates und des Zollbeiratea 
im Htadelsministerinm Er wurde im Jahre 189« zum 
Viaeprteidenten der Handels- und Gewerbekammer in 
Pw^ gew&hlt. In Anerkennang seiner nm die Liter- 
nationale Elektrizitätsaasstellung za Wien 1888 er- 
worbenen Verdienste erhielt KKiik das Ritterkreuz 
des Franz Joseph-Ordens und fär seine Betätigung 
bei der , Allgemeinen Lasdesansstellung in Prag 1891 
zur Jnbiläamsfeier der ersten GewerbeansstelliiBg im 
J$iae 1791 in Prag" den Orden der Eisernen Krone 
IIL Klasse. 
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Krupp Artur, GroSiaduBtrieller. Lebenslängliches Mit- 
glied seit 24. März 1897. Mittelpartei. 

Geboren am 31. Mai 18b 6 in Wien. Sein Vater 
Hermann hatte im Jahre 164Ö im Vereine mit der 
Ctroßhandlnngsänna Sohoeller die Bemdorfer Metall- 
warenfabrik begründet, die heute au den allerersten 
Etablissements dieser Art in der Monarchie gehört. 
Krapp absolvierte die technischen and kommerziellen 
Studien in I>readen, Zflrioli and Berlin and trat so- 
dann als Kompagnon in die Firma. Hermann Krupp 
starb im Jahre 1878; im Jahre 1890 löste sich das 
Gesellschafta Verhältnis mit der Firma Schoeller anf 
und Artur Krupp — ein Vetter des Essener „Kanonen- 
hönigs" — führt seither das Etablissement allein fort. 
Krapp ist in ÖBterreich naturalisiert. Die Fabrik in 
Berndorf beschäftigt mehrere tausend Arbeiter und 
ist dnrcb ihre sozialen Wohlfahrtseinricbtungen im 
Interesse der Arbeiterschaft, zn denen unter anderem 
auch ein Theater gehört, bestens bekannt. Krupp hatte 
für die Herstellung der österreichisch - ungarischen 
Nickelscheidemünzen bei Dnrchfährung der Valuta- 
regulierung das Material gehefert. 

Kuefstein Frenz Graf, Kämmerer. Leben Blängliches 
Mitglied seit 18. Jänner 1887. Rechte. 

Gaboren am 11. Juni 1841 zn Kassel. Er diente 
in der Armee, die er nach seiner Verheiratung als 
Bittmeister verließ. Mitbesitzer des Gates Viehofen in 
Niederösterreich. Ein eifriger Parteigänger der Christ- 
lich-Sozialen, in deren Sinn er anf vielen Katholiken- 
tagen und auch wiederholt joamalistisch in den kleri- 
kalen Parteiorganen wirkte. Im September 1876 kan- 
didierte er im St. Pöltener Bezirke für den Beichsrat, 
üel jedoch bei der Wahl gegen Pirko durch. Am 
16. Mai 1890 hielt er im HeTrenhause zur Unterstütz- 
ung des im Abgeordnetenhaus e vom Minister Falken- 
hajm entwickelten christlich-sozialen Programmes eine 
vielbemerkte antikapitalistische Bede. Am 6. Juni 1891 
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Bpracli er Bich gegen die Valntavorlage aus, indem er 
den Stuidpnnkt dei- ohriBtlioh-BOzialeii Opposition im 
AbgeordnetenhanBe gegen diese Aktion der Regierung 
unterstützte. Wiederholt nahm er im Herrenhaase das 
Wort, am bei Erörterung wirtscliafbliolier Vorlagen gegen 
den Kapitalistuas und Sozialismus seine Stimme zn er- 
heben. 

Im September 1906 wurde er, nachdem er durch 
mehrere Jahre in seiner Gutsgemelnde Viehofen als 
Bürgermeister fungiert hatte, von den Oemeindemit- 
gliedem nicht mehr in die Gemeindevertretung ent- 
sendet. 
Kuefstein Karl Graf, Geh. Rat, Kämmerer, a. o. Ge- 
sandter und bevollmächtigter Minister a. D. Erb- 
liches Mitglied. Sukzedierte am 3. Jänner 1871. 
Mittelpartei. Ständiger Wohnsitz : Wien. 

Gaboren am 31. Juli 1838. Widmete sich der 
Diplomatie und trat als Attache bei der Gesandtschaft 
in Berlin ein. Am 15. November ISBS wurde er Le- 
gationsrat in Brüssel, dann Botschaftsrat in Paris. Im 
Jahre 1881 wurde er mit dem Titel und Charakter 
eines außerordentlichen Gesandten in das Ministerium 
des Äußern zur Dienstleistung berufen. Er war viel- 
fach bei Abschluß wirtschaftlicher Staats- and Han- 
delsverträge tätig. Am 28. Mai 1895 wurde er zum 
Gesandten in Bern ernannt. Im Oktober 1895 wurde 
ihm der Leopold-Orden verliehen. Am 7. Jänner 1903 
trat er in den Ruhestand. Oberatlandsilberkämmerer 
in Österreich ob oud unter der Enns. Besitzer von 
Zagging, Greilenstein nebst Alt-Fölla, Viehofen, Bnrg- 
Bchleinitz. 
Kuenburg Gandolf Graf, Geh. Rat. Senatspräsident 
des Obersten Gerichtshofes a. D. Lebenslängliches 
Mitglied seit 24. März 1897. Verfassungspartei. 

Geboren am 12. Mai 1811 in Prag, studierte au 
den Universitäten Wien nnd Prag und vollendete 
seine juridischen Stadien in Wien am 20. Juli 1863. 
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Im Oktober diesee Jahres trat er bei der niederöater- 
leichischeti Hof- und Kammerproknratar in Wien in 
den Staatedienet, erwarb während dieser Verwendung 
den Doktorgrad nnd trat im Dezember 1865 in den 
Jnstdzdienst; Ausknltant in Wien iind St. Polten. Im 
Jahre 186T wurde er dem Landeegerichte Salzburg 
zugeteilt, wo er znm Adjunkten avancierte. Mit Be- 
ginn des Jahres 1874 erfolgte seine Übersetzung zum 
Landesgerichte Linz. Im Februar 1877 Staateanwalt- 
BubBtitut in Wels, kam er 1880 in gleicher Eigen- 
schaft noch Liuz; seit 1882 Lande sgerichtsrat. 

Am 4. September 1874 wurde er vom oberöater- 
reichisohen verfassungstreuen QroQgrundbesitze in den 
Landtag gewählt, dem er bis zur Verdrängnng des 
verfassungstreuen Großgrundbesitzes aus der Land- 
Stube angehörte. Im Jahre 1883 war er auch Mit- 
glied des Landes ausBcbnsses. Am 12. Jänner 1888 
wurde er an Stelle Eigners ins Abgeordnetenbaua 
entsendet. Im Landtage hatte Graf Kuenburg eine 
Rede gegen den Bischof Rudigier gehalten, die mit 
den Worten schloß; „Unsere Partei wird niemals 
dulden, daß die öBterreichische Kaiserkrone von der 
Tiara überschattet werde." Statthalter Erh, v. Weber 
rügte diese Äußerung und protestierte dagegen, weil 
dadurch die Erone angeblich in die Debatte gezogen 
erschien, worauf Graf Kuenburg die Rüge des Statt- 
halters zurückwies, da im Landtagssaale nur dem Landes- 
hauptmann das Recht zustflhe, Zurechtweisungen zu er- 

Als es sich nach der Kiise im Jahre 1891 und 

nach dem Scheitern des deutsch - böhmischen Aus- 
gleiches darum handelte, der Linken einen Vertreter 
im Kabinett Taaffe zu gewähren, um der Regierung 
wieder eine Majorität zu sichern, wurde Kuenburg 
von Seite der Vereinigten Deutschen Linken für den 
Posten in Vorschlag gebracht, da die Berufung Dr. 
V. Pleners in das Kabinett sich untunlich erwies. Am 
2.S. Dezember 1891 erfolgte seine Berufung. Als Graf 
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Knenburg sich dem Klub am S.Jänner 1892 in aeiner 
neuen Eigenschaft Toratellte, hielt er eine Bede, in 
welcher er betonte, die Vereinigte Denteche Linke, 
die es damals vergebens versucht hatte, den Grafen 
Toaffe zur Bildung einer festen Farlamentsnuy'orität 
zu bestimmen, habe durch seinen Eintritt ins Kabi- 
nett keinerlei Verpflichtung gegenüber der Regierung 
äbemommen. Er fasse seine Stellung Im Kabinett 
als die eines österreichischen und nicht als eines 
deutschen Landsmannministers auf, und sein Eintritt 
in dasselbe bedeute nur eine Phase der inneren poli- 
tischen Eutvncklnng. Die von ihm am 26. April 1893 
im Klub abgegebene Erkl&rong, die Begierung werde 
zur Fortsetzung der infolge des jnngtsohechischen An- 
sturmes im Landtage vertagten AosgleichsaktLoD dem 
Landtage demnächst die Abgrenaungsoperate vorlegen, 
die Kreisgerichte Trantenau und Schlan im Bndget 
sicherstellen und den Landtag zur Abgabe der ver- 
langten Gutachten veranlassen, wurden vom Juetiz- 
minister Grafen Schönbom desavouiert Infolgedessen er- 
schien die Haltung Kuenburg^ erschüttert. Im Herbste 
1892 bestand darüber kein Zweifel, daß Graf Knen- 
barg zur Verhinderung gewisser, die Slawen begünsti- 
gender administrativer Maßnahmen der Begiemng nicht 
genügendeu Einfluß besitze. Als es während der Bud- 
getdebatte aus Anlaß der Bede des Prinzen Karl 
Schwarzenberg und der Gegenrede des Grafen laafiFe 
tiber die weitere Erledigung des deutsch-bökmischen 
Ausgleiches zu einem Konflikte mit der Vereinigten 
Deutschen Linken kam, bot Graf Kuenbnrg seine De- 
mission am 27. November 1892 an, die ihm jedoch 
«rat, nachdem der Klub der Vereinigten Deutschen 
Linken den Dispositionsfonds abgelehnt hatte, am lO.De- 
zember 1892 erteilt wurde. Gleichzeitig erfolgte seine 
Ernennung zum Senatspräsidenten beim Obersten Ge- 
richtshöfe. 

Als Erh. V. Ohlnmecky zum Präsidenten des Ab- 
geordnetenhauses gewählt woräen war und infolge- 
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desaen seine Stelle aia Vorstand des Klubs der Ver- 
einigten Deutschen Linken niederlegte, wuide Kaen- 
bnrg am 32. Uärz 1698 zum Klnbobmaane gowtlhlt. 
Die deutscli-bölimiachen Abgeordneten verlangt»!! im 
Hovember 1896, die Vereinigte Deutsche Linke solle 
aageBiohts der sweideatigen Politik des Grafen Bb- 
deüi in Opposition treten; Qiaf Knenburg verfluchte 
vergebens die Sezession der Dentach-Böhmen zu hinter- 
treiben. Uit Sohlnß der Legifitatnrperiode verzichtete 
Kuenburg anf die Stelle als Obmann der Vereinigten 
Deutschen Linken und legte sein ßeichsratsmandat in 
die Hände seiner Linzer Wähler zurück. Am 1 . Oktober 
1898 trat Graf Kuenburg in den Bnhestand und zog 
sich nach Salzburg zurück, wo er als Präsident des 
UoEarteums tätig ist. 

Lammasch Heinrich Dr., Hofrat, Professor. Lebens- 
läDgllohes Mitglied seit 31. September 1899. Mittel- 
partei. 

Geboren am 11. Mai 1853 zu Seiteustätten in 
Niederösterieich. Promovierte zum Doktor der Beohte 
an der Universität Wien. Zwei Jahre darauf, im Jahre 
1878, habilitierte er sich an dieser Universit&t fdr 
Strafrecht. Im Jahre 1882 wurde er außerordentlicher, 
1886 ordentlicher Professor in Linsbruok. Nach mehr- 
jähriger Tätigkeit wurde er im Jahre 1889 an die 
Wiener Universität berufen, an der er Stralrecht und 
Völkerrecht vorträgt. 

Auf der Haager Friedenskonferenz fungierte Lam- 
masch als juristischer Beirat der österreichischen Dele- 
gierten. Er wurde aus diesem Anlaß mit dem Korn- 
tui^reuz des Pranz Joseph-Ordens ausgezeichnet. 

Lammasoh war Beferent über den Adreßeutwurf 
des Herrenhauses, welcher im Wege des Kompro- 
misses am 2. März 190B einstimmige Annahme fand. 

Während der Tagung der Brüsseler Zucker konferenz 
im Jahre 1901 wurde Lammasch berufen, die Interessen 
der österreichischen Zuckerproduktion zu vertreten. 



^lailizccbvGoOgle 



218 

Lammasch arbeitete auch jenen Antrag aua, welchen 
das Herrenhaus nach dem Antrage des Fürsten Schön- 
bnrg znr Kevision des Gesetzes über die Geschäfts- 
ordonng des Beicherates am 11. Februar 1905 an- 
nahm. Am 2. Dezember 1906 vertrat Lammasch die 
Hittelpartei in der Debatte über die Wahlreform. Er 
sprach sich für das allgemeine gleiche Wahlrecht, 
jedoch unter den Kautelen der Wahlpflicht nnd einer 
langjährigen Seßhaftigkeit aus, Forderungen, die da- 
mals die christlich-soziale Partei im Abgeordneten- 
hanse aufgestellt hatte. 

Im November 1906 in die Wahlreformkommission 
des Herrenhauses gewählt, arbeitete er auf Grund der 
Beschlüsse der Kommission den ersten Bericht an 
das Plenum aas, in welchem noch das Altersptn rali- 
täterecht und der Numerus clausus für die leben«- 
länglichen Uitglieder des Herrenhauses als eine Be- 
stimmung der Wahlreformvorlage in Vorsciilag gebracht 
wurden. Als die £lnbs sich gegen diese Vorschläge 
aussprachen, trat er im Dezember ans der Kommission 
aus, die neu gewählt werden mußte. Namens der neu- 
gewählten Kommission wurde Baron Czedik mit ■ der 
mündlichen Berichterstattung über die Waiilröfonn be- 
traut. 
Lanckoronski-Brzezie Karl Grat, 6eh.Rat, Kämmerer. 
Erbliches Mitglied seit 6. August 1874. Ständiger 
Wohnsitz: Rozdol in Galizien. 

Geboren am 4. November 1848. Während seiner 
Studien machte er in Begleitung Prof. Dr. Wilhelm 
Harteis, des späteren Unterrichtsministers, eine Studien- 
reise durch die Staaten Europas. In eifriger Weise för- 
derte er Kunst und Wissenschaft und legte eine be- 
rühmte Sammlung von erlesenen Erzeugnissen der 
Kunst und des Kunstgewerbes an. Im April 1903 
wurde ihm der Orden des Goldenen VlieÜes verliehen. 
Bei zahlreichen künsÜeri sehen Veranstaltungen und 
Konkurrenzen übte er das Amt des Sachverständigen 
und Schiedsrichters aus. 
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Graf Lanckoronski ist Karator des Mnaenms fär 
Kunst und Industrie in Wioa. Kurator des öster- 
reichischen Handelsmusenms. Besitzer der Herrschaften 
Wodzyalaw in Bnseisch - Polen, Komamo, Ghoderow, 
Bozdol, Jaworow in Galizien. 

Lang Viktor Edl. v., Hofrat, Professor. LebensläDg- 
liches Mitglied seit 18. August 1905. 

Geboren am 2. M&rz 1838. Nach absolvierten Stu- 
dien habilitierte er sich im Jahre 1861 als Privat- 
dozent für Kristallphysik an der Universität in Wien. 
Im Jahre darauf folgte er einem Kufe alfi Assistent 
der mineralogischen Abteilung am British Museum, 
wurde 1864 zum außerordentlichen Professor der 
Physik an der Universität Graz und 18G5 zum Ordi- 
nbriuB desselben Faches an der Wiener Universität 
ernannt, an der er seither t&tig ist. 

Die Akademie der Wissenschaften in Wien wählte 
ihn 1866 zum korrespondierenden, 1S67 zum wirk- 
lichen Mkgliede, sodann zum Sekretär der mathe- 
matisch- naturwissenschaftlichen Klasse, endlich 1899 
zu ihrem Generalsekretär. Von seinen Wissenschaft* 
liehen Arbeiten sind insbesondere das Lehrbuch der 
Kristallographie und die Einleitung in die theoretische 
Physik in weiten Kreisen bekannt geworden. 

Lang wurde im Jahre 1891 der Titel eines Hof- 
rates und 1897 das Komturkreuz des Franz Joseph- 
Ordens verliehen. . 

Lanna Adalbert R, v., Großindustrieller. Lebensläng- 
liches Mitglied seit 2.April 1891. Verfassuogspartel. 
Ständiger Wohnsitz: Prag. 

Geboren am 23. April 1836 in Prag, widmete sich 
nach absolvierten Studien dem Kaufmannsstande nnd 
betätigte sich als Bauunternehmer an der Schaffung 
zahlreicher Eisenbahnen und Wasserstraßen Böhmens. 
Ein eifriger Förderer der Künste -und des Kunst- 
gewerbes, hat er große Kunstsammlungen angelegt 
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und DDteratützte viele auf die Hebang der KtuiBt in 
Bahmen f;ericlitete Bestrebangen nnd Inetitate. 

Larisch-Moennich Heinrich Graf, Geb. Rat, Kfim- 
merer. LaadeBhauptmann von Schleaieii. Erblicbes 
Mitglied. Sukzedierte am 16. Dezember 1884. Hittel- 
partei. St&ndiger Wohnsitz: Wien. 

Geboren am 18. Februar 18&0. Er gehört seit 18^4 
als Vertreter des Oroßgmndbesitzes dem schlesischen 
Landtage an, dessen Landeshauptmann er seit dieser 
Zeit ist Präsident des patriotischen L an deshilfs Vereines 
in Schlesien. Ehrenritter des Malteserordens. Besitzer 
der durch ihren Kohlenreichtum bekannten f ideikom- 
miSherrschaften Earwin, Steinan, Tserlitzka in Schle- 
sien, ferner der Herrschaften Freistadt, Dentschleaten, 
Oderberg und Seibersdorf. Er schloll sieb dem von 
den deutschen Abgeordneten Schlesiens im Landtage 
am 19. September ]904 flberreichten Protest gegen 
die Errichtung slawischer Parallelklassen an den schle- 
sischen Lehrerbildungsanstalten in Troppan und in 
Teschen an. 

Liechtenstein Alfred Fürst, Major a. D. Erbliches Mit- 
glied. Sukzedierte am 19. August 1887. Rechte. 
Ständiger Wohnsitz : Schloß Hollenegg bei Deutscb- 
Landsberg, Steiermark. 

Geboren am 11. Juli 1812 in Prag. Trat nach ab- 
solvierter juridischer Staatsprütiing in die Armee als 
Leutnant bei den Wind! schgrfilK-Dragonem ein, machte 
den Feldzug 1864 in Schleswig- Holstein mit, wurde 
zum Hnsarenregiment Nr. 9 als Rittmeister übersetzt 
und nahm als solcher an den Gefechten und Sohlachten 
bei Gitecbin, Eöniginhof und Königgrätz teil. Er zog 
sich nach dem Kriege ins Privatleben zurück und 
Stellte sich bereits 1873 an die Spitze der klerikalen 
Bewegung in Steiermark, die er mit seinem Bruder 
Alois leitete. Im Jahre 1873 fährte er eine Adeledepu- 
tation zu Papst Pins IX. nach Rom. 



^lailizccbvGoOgle 



221 

Seit 1878 war er lauge Jahre Uitglied dee atei- 
erischen LajidtagoB als Vertreter der Landgemeinden 
Badkerabm^-Harek. Im Jahre 1873 kandidierte er 
auch namens der österreichischen Bechtspttrtei fl)r den 
ersten direkten Beicharat. Er nannte damals in seiner 
Kandidaten rede die Verfassung ein känetlich snsammen- 
gezimmertes LnftschloU. Fürst Liechtenstein äel bei 
dieser ersten Wahl durch. Baaem und Geistliche ttber- 
reiokten ihm ans diesem Anlaß ^gebenbeiteadressen. 
Er beantwortete dieselben mit der Erkl&ning, daß er 
der Fahne der klerikalen Partei stets treu bleiben 
werde, weil sie die Fahne des Hechtes sei und nach 
Gottes Batschlufi Aber knre oder lang zum Kege ge- 
langen müsse. 

Am 29. April 187& wnrde der Fürst, da er inzwi- 
sofaett das Landtagsmandat niedergelegt hatte, im Land- 
gomeindebezii^ Radkersbnrg neuerlich in den Land- 
tag gewählt. Am S.Oktober 1HT8 legte er dem Land- 
tage ein WtJilreformprojekt vor, welches im Interesse 
der klerikalen Partei eine Vermehrung der Mandate 
der Luidgemeinden bezweckte. 

Ins Abgeordneten haas wnrde er erst am 2. Juli 
1879 gew&hlt. Hier schlofi er sich der Bechtspartei 
an, deren eigentlicher Leiter sein fimder Alois wurde. 
Er ßlrderte durch einige Reden die Agitation für die 
konfessionelle Schule und sprach in einer derselben, 
am 1. Mai 1882, das vielzitierte Wort: „Ohne ia 
mein Hexeneinmaleins Einsicht zu gewähren, kun ich 
ordentlich die Miaute sagen, in welcher wir diesen 
Wnnsob erreichen werden." Voilier schon hatte er, 
am 29, Oktober 1879, eine heftige Sede gegen die 
moderne Schule gehalten. 

Nicht znirieden mit den Vorgängen in dem Klub der 
Bechtspartei, ^^udeten die beiden Brüder Liechtenstein 
ihren eigenen , den „Liechtenstein-Klub", der als rechtes 
Zentrum auch noch nach der Mandatsniederlegnng de* 
Forsten Alois Liechtenstein fortbestand. Fürst Alfired 
Liechtenstein legte im September 1886 sein Beicbi- 
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ratBinandat und die Stelle im Vorstande des Zentram- 
klubs nieder. Bald darauf to-at er die SukzeBsion im 
HerrenhauBe an, Aach im Herrenhaase wurde Fftret 
Alfred Lieohtenatein einer der treueeten Vertreter der 
klerikalen Partei. 

Am 20. Uai 1890 begrändete Fürst Liechtenstein 
im Herrenhauee seine Zostimmtmg zur Streichang 
der Orundentlastnugssoliuld för Galizien in der Höhe 
von 76 Millionen unter Hinweis auf d^ Aprilpstent 
vom Jahre 1849. Die damaligen Zosagen der Re- 
gierung an das Land Oalizien müQten eingelöst 
werden. Man könne nicht nachb'äglich für diesen 
historischen Untergrund einen juristischen Hintergrund 
konstruieren. 

Als der steierische Landtag am S. Febraar 1898 
eine Debatte über die Besolution gegen die Badenische 
Spraohenverordunng fährte, betonte Fürst Lieohten- 
stein, er habe sioh überzeugt, daß Graf Badsni ge- 
setzlich das Recht zur Erlaasung der Verordnung hatte. 
Als der Fürst dann gegen die Kesolution stimmte, 
wurde er vom Öaleriepnblikum des Landtages ver- 
höhnt. Landeshauptmann Graf Attems ließ die Galerie 
r&umen. Auf der Straße wurde der Fürst, als er das 
Landhaus verließ, mit Pfuirufen empfangen. 

Nach der Demission des Kabinettea Thnn wurde 
Fürst Lieohtenatein im September lä99 als ernstlicher 
Kandidat für die Bildung eines der Rechten des Ab- 
geordnetenhauses genehmen Miniateriums in Aussieht 
genommen. Fürst Liechteastein lehnte die ihm zu- 
gedachte Mission ab, da es klar war, daß die Linke 
ein solches Kabinett energisch bek&mpfen würde. 

Fürst Liechtenstein zog sich dann auch vom stei- 
erischen Landtag zurück und richtete anfangs Oktober 
an seine Hartberger Wähler einen Brief, in dem er 
ihnen mitteilte, daß er „durch veränderte Lebens- 
' gewohnheit" verhindert sei, das Landtagsmandat ge- 
wissenhaft auszuüben and sein Mandat in ihre Hände 
zurücklege. 
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Im April 1903 wurde ihm der Orden des Gol- 
denen Vließae verliehen. 

Am 28. September 1903 trat er im HerrenhauBe 
in der Debatte über das von Ungarn verweigerte 
Bekrutenkontingent für die Erhaltung der Einheit der 
Armee und der einheitlichen Kommando spräche ein. 

Besitzer der Herrschaften Biegersberg, Kirchberg, 
Sohwanberg, Deutsch -Lands her g, Thnm, Fraaenthal, 
Hollenegg, Sommerliof, Pailhofen, Limberg, Harrach- 
egg, Kirchwald. 
Liechtenstein Heinrich Prinz, Fürstgroßprior des 
souveräneo Malteserordens. Lebenslänglicbes Mit- 
glied seit dem 18. August 1905. 

Gaboren am 16. November 18B8. Schon in früher 
Jugend wurde der Prinz in den souveränen Malteser- 
ritterorden aufgenommen und legte am 2ö. Mai 1887 
die Profeß ab. Im Jahre 1878 nahm er als Leutnant 
im Husarenregiment Nr. 12 an der bosnischen Okka- 
patioE teil und gehört auch, gegenwärtig noch als 
Oberleutnant in der Reserve der Armee an, 

Prinz Heinrich Liechtenstein hat sich um die Aus- 
gestaltung des Sanitätsdienstes seines Ordens große 
Verdienste erworben und im serbisch - bulgarischen 
Kriege eine Sanitatskolonne des Ordens geführt. Seine 
Wahl zum Fürst- Großprior von Böhmen und Öster- 
reich erfolgte am 16. Oktober 1904. 

Prinz Liechtenstein gilt als eifriger Förderer der 
Kunst und ist Mitglied des Kuratoriums des öster- 
reiohischen Handel smuseams in Wien. 

Liechtenstein Johann, souver&ner Fürst und Kegierer 
des Hauses von und zu Liechtenstein, Herzog von 
Troppau und Jägerndorr. Erbliches Mitglied seit 
18. April 1861. Gehört keinem Parteiverbaude an. 
Ständiger Wohnsitz: Wien.. 

Geboren am 5. Oktober 1840. Er trat als Leutnant 
bei Karl Liechtenstein-Husaren Nr. 9 in die Armee 
ein, verließ dieselbe aber schon im Jahre 1860, um 
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sich der !Elegieniiig sernea souveränen Füretentnma 
and der Verwaltung seiner weiten Besitzung«!! and 
großen industriellen EtabliBsementa zn widmen. 

Ein eifriger Pfleger der Kanst und Wiseenachaft, 
hat er zahlreiche Beweise fiiretlicher Hanifizene ge- 
geben und hat häufig Gelegenheit gefunden, seine 
große Mildt&tigkeit in gl&nzendster Weise auf allen 
Gebieten öffentlicher Wohltätigkeit zu bet&tigen. Er 
ist einer der Stifter des Künstlerhauses in Wien, 
Ehrenmitglied der Akadeniie der bildenden Künste, 
Kurator des österreichischen Museums fdr Knnst und 
Industrie, Ehrenmitglied der Akademie der Wissen- 
Schäften, Protektor des Landeshili&rereines fto Schle- 
sien. Als Besitzer der Herrschaft Acs in Ungarn ist Purst 
Liechtenstein auch. Mitglied der Magnatentafel. Im Jahrs 
1862 Bitter des Goldenen Vließes, 1876 Großkreuz des 
Stephan - Ordens, Ehrenbailli des Malteserordens. 

Besitzer der Herrschaften Anssee, Kutschowitz und 
Steinnitz mit den hierzu gehörigen landtäflicheu Gütern, 
des Gutes Eisenberg, der Herrschaften Eisgrub, Lub- 
denburg, Landshut, Goldenstein, Jioheastftdt, Kloster 
Eiradisch, der Fideikonunisse Karlsberg, Ung.-Ostira, 
Plumenau, Porozitz, Nowyhrad, Sfemberg, Mähriach- 
Träbaur Tumau (Mähren), Bodaun, WilfOTsdorf, Abs- 
dorf, Babensburg, Dobermonsdorf, Böhmischkrut, Ha- 
dersdorf, Hohenau, Neußiedel, Bingelsdorf, Wilfers- 
dorf, Loidestal, Hauskirchen, St. Ulrich, Juden au, 
Feldsberg, Liechtenstein, Johannstein, Seebens teia, 
Thernberg, Klamm, Scbottwien, Wartenstein, Qrim- 
menstein (Niederösterreich) , Rumburg, Landskron usw. 
(Böhmen), Troppau, Jägerndorf, Pickau (Schlesien). 
Liechtenstein Rudolf Fürst, Geh. Rat, Kämmerer. 
General der Kavallerie. Erster Obersthofmeister 
des Kaisers und beauftragter Oberststallmeister. 
Erbliches Mitglied. Sukzedierte am 24, März 1877. 

Geboren am 18, April 1838, trat er in jungen 
Jahren in dfe Armee und rückte zum Feldmarschall' 
Leutnant vor. 
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Am ö. April 1892 wurde er Oberstallmeister, Ka- 
pitän der Leibgftrde-Beitereskadron und Geheimer Bat, 
am 28. Mai 1892 Bitt«r des Goldenen Vließes und seit 
dem 30. Juni 1896 ist er als Nachfolger des Prinzen 
Konstantiu Uohenlohe erster Obarsthoäneister des 
Kusers, welohe Würde auch sein im Jahre 1865 ver- 
storbener Vater bekleidet hatte. Er ist Kurator den 
Österreichischen Maseonu fär Kunst und Industrie. 
Lobtcowitz Ferdinand Zdenko Fürst v., Geh. Rat, Käm- 
merer. Erbliches Mitglied. Snkzedierte am 29. April 
1904. Rechte. Ständiger Wohnsitz: Raudnitz. 

Geboren in Prag am 23. Jänner 1858. HerKOg zu 
Raudnitz, geforsteter Graf zu Stemstein. Ungarisches 
Indigenat, Ehrenritter des Malteserordens. 

Lobkowltz Ferdinand Prinz, Geh.' Rat, Kämmerer, 
Major i. d. B. Lebeosläagliches Mitglied seit l.No' 
vember 1892. Rechte. 

Geboren in Unterbefkowitz am 20. Juni 1850. Er 
gehört dem böhmischen Fendaladel an, den er im Land- 
tage vertritt, in den er vom nichtfideikommisaarischen 
Grofigmndbesitie entsendet wurde. Am 18. Februar 
1882 wurde er an Stelle des Griten Fraae Thnn in den 
Reioharst gewtiilt. An dieser Wahl nahm der yer- 
fasBungstrene Grofigrundbesitz teil. Prinz Lobkowitz 
erhielt 215 Stimmen, 187 Stimmen waren auf den 
Grafen Oswald Thun gefallen. Prinz Lobkowita schloß 
sich nach seiner Wahl ins Abgeordnetenhaus dem 
Tscbechenklub an. 

Als Pürat Windischgrätz angesichts der verschlep- 
penden Haitang dea Großgrundbesitzerklube im höh- 
mischen Landtage, der damals für die Vertagung der Er- 
ledigung des Ausgleiches stimmte, die Stelle als Obmann 
niederiegte, wurde Prinz Lobkowita 1892 an dessen 
Stelle anm Obnianne dea konservativen tJroßgrundbe- 
sitEes gewfiilt. Prinz Lobkowitz wurde auch zum Präsi- 
denten des böhmlBchen Landeskulturrates ernannt und 
erhielt am 17. Jänner 1897 die Geheimratswürde. 
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Am 13. Jänner 1898 begründete Prinz Lobkowitz 
im Landtage den Antrag des feudalen Großgrand- 
besitzes, eine Kommission zor Prüfung der Bprachen- 
frage einzusetzen. Im März 1898 trat er in der AdreÜ- 
debatto des Landtages dem Statthalter Grafen Coaden- 
bove entgegen, der mitteilte, das Kabinett Qanteoh 
teile die im tschechiechen Adreßentwurfe enthaltenen 
staatsrechtlichen Ansichten nicht. Namens des feu- 
dalen Großgrundbesitzes gab damals Prinz Xiobkowitz 
die Erklämng ab, diese Landtagskurie halte am Staats- 
rechte fest und sei entschtoBsen, diesfalls mit der 
Partei der Jnugtschechen gemeinsam vorzugehen. 

Am 20. Mai 1901 wurde er zum Präsidenten der 
Delegation gewählt. In seiner Ansprache an den Kaiser 
vermied er es, des Dreibandes zu erwähnen. Seine 
Ausfahrung: „Wenn auch die politischen Anachau- 
ungen der verschiedenen, unsere Monarchie bewoh- 
nenden Völker in vieler Beziehung weit auseinander- 
gehen. Ein Gefühl gibt es doch, welches alle treuen 
Untertanen £arer Mq'eatät beherrscht, das ist die 
Liebe zu nnserem allerhöchsten Herrsoherhause, die 
Anhänglichkeit an das gemeinsame große Vaterland 
und die entschlossene Bereitwilligkeit, dessen Inte- 
grität und Unabhängigkeit vorkommendenfalls mit Gut 
und Blut zu verteidigen", wurde der Unzn&iedenheit 
der tsoheohisohen Feudalen mit dem Dreibande ge- 
deutet. Im Juni 1906 wurde er neuerlich zum Präsi- 
denten dsr Delegation gewählt. 

Lobkowitz Georg Fürst, Geh. Rat Oberstlandmar- 
sohall im Königreich Böhmen. Erbliches Mitglied 
seit 18. Dezember 1883. 

Geboren in Wien am 14. Mai 183&, stadierte an 

» der Prager Universität und trat sodann in den Staats- 
dienst. Im Jahre 1859 war er Beuirksadjunkt, 1860 
Kreiskomminsäi- in Prag. Schon damals schloß er sich 
zu Beginn der konstitutionellen Ära jener Gruppe des 
böhmischen Hochadels an, welche unter der Führung 
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des Fürsten Karl Schwarzenberg and der Gh^fen 
Heinrich Glam-Hfaitisitz and Leo Thnn nach dem 
Soheitem des Oktoberdiplome and den Bemübangen 
ZOT Schaffung einer eUndischen VerfaSBong auf Grand 
hiatorisoher Rechte den Kampf gegen den Zentralis- 
mas and die Febraarverfaseang anfhahm and sich 
zn diesem Zwecke mit der alttscheohischen Partei in 
Böhmen verband. 

' Fürst Lobkowitz vertrat in den Versammlangen 
des feadalen Hochadels vn» in politischen Vereinen 
BAhmena den etarren föderatietiBohen Gedanken, der 
eine Verständigung mit der bestehenden Verfaasong 
znrfickwies. Im Jahre 1865 während der Sistierangs- 
&ra wurde er vom feudalen GroßgrandbesitE in den 
vom Grafen Eiohard Beloredi elnberofenen böhmischen 
Landtag gew&hlt, dessen tschechische Majorit&t die von 
' Leo Thun verfaßte Adresse beschloQ und die Krönung 
des Kaisers zam König von Böhmen, die Wiedererrich- 
tung dKT böhmischen Hofkanalei, eine Abänderung der 
Landtags Wahlordnung, die Erweiterung der Kompe- 
tenz des Landtages, die Errichtung eines KasBatibne- 
hofes fdr Böhmen, and die Berufung eines tBchecU- 
Bchen Landsmannmiuistere verlangte. 

Fürst Lobkowitz betEltigte sich inzwischen anoh 
auf dem Gebiete der Landesknltur und stand mit dem 
Grafen Karl Schönbom an der 3pitze der kathoUsch- 
politiflchen Vereine in Böhmen. Der nationale Klerus 
gewann einen großen Einüuß auf die Wahlen im Lande. 

Mit dem Falle des Grafen Beloredi trat Fürst Lob- 
kowitz in die Leitung der feudalen Partei ein, die auch 
das dnalistischa System und die Verfassung des Jahres 
1867 bekämpfte. Die liberal-zentralistische Ära wurde 
durch neue föderalistische Experimente unterbrochen. 
Als Graf Hohenwart den böhmiachen Landtag für den 
13. Oktober 1871 einberief, wurde Füret Lobkowitz 
das erstemal mit der Leitung des Landtages betraut 
and zum Oberstlandmarschall ernannt. Der Fürst stand 
an der Spitze jener tschechischen Politiker, die damals 
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über den staatsrechtlichen Ausgleich auf Ornodlage 
der Fundament^tUrtikel Terhandelten. Sie nrbeHeteii 
ein Spracheagesets ans, verluigten die Erweitemng 
der LEmdesanttmomie, die GleichsteUang der Erone 
Böhmens mit der Krone Ungarns, die Einbernfung 
eines Generallandtages der Länder der böhmischen 
Srone und die KönigslarÖnDiig. Die Partei jnbelte 
dem Statthalter Grafen Bohnslaw Ohotek zn, alp dieser 
dem Landtage unter Vorsitz des Ffiioten Lobhowitz 
das kMB^iche Beakript vom 12. September 1871 ver- 
kündete, das .im Geiste der Määigung nnd VersöhBung" 
die aeitgemäße Ordnung der staatlichen Verh&Umisse 
des Königreiches Böhmen in Aussicht steUte- 

Kora darauf brachen alle diese Hofbnagan zu- 
sammen. Der Fnndamentalliuidtag lehnte es ab, die 
"Wahlen in den Reiefasrat nach dem Starae Hohen- 
warts Torannehmen. Der Landtag vnrde am 14. No- 
vember 1871 aufg^öst. Die Föderalisten, an ihrer 
Spitae Fürst Karl Sehwarzenberg und Ffirat Lob- 
kowita, demonstrierten gegen das Kabinett des Färsten 
Adolf Auersperg. Die Tachecben and der Feodaladel 
kehrten in den ScbmoUvinkel 3er Abstinroz xnrfick ; 
nster dem Vorsitze des Fürsten Lobkowita lejmte die 
patriotisch-ökonomische Gesellschaft in Prag im Fe- 
brOar 1872 jede BeteiUguag an der "Wiener Welt^ 
ansstellung ab, weil Böhmen dort nicht als salbsttsdig 
ausstellender Staat zugelassen wurde. Infolge dee de- 
monstrativen Auftretens dee Fürsten wurde dessen 
Wahl zum Obioaiine der Bezirks Vertretung Uelnik im 
April 1872 von der Hegiemng nicht bestfttigt and er 
am 34. Apil seiner Wdtde als Oberstlaadmarschall 
enthoben. 

In dem Widerstände gegen die direkten Reicbs- 
ratswahlen, welche der Abstinenzpolitik den Boden 
entaogen nnd die Uacht des Landtages liihmteD, stand 
Füret Lobkowita an der Spitze der Frondeure gegen 
die Begierung Auersperg und überreichte persönlich 
im Jahre 1873 eine jener Sturmpetitionen an die 
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Krone, gegen welche die Begiening ihre Orgwie ein- 
schieiten lieft, nm deren Vordren tlichung durch Eon- 
fiskatdonen an verhindern. 

Bei den ersten direkten Reiohsratswahlen vom 
Stadtebezirke JuagbanzUu in den Beichgrat gewählt, 
erklärte sich der Füret fiir die Deklaration und die 
Abstineni und unterfertigte am 2.1. November 1873 
die Reohtsverw^iruQg der Alttscheohen nnd die Wieder- 
holnng derselben am 20. Jänner 1876. Daa Vorgehen 
der Jnngtscbeohen, die sich ^r den Eintritt in den 
Landtag und in den Beichsrat einsetzten, um auf 
dem Boden der Verfassung fUr das böhmisohe Staate- 
reoht einzutreten, tadelte und bekämpfte er auf das 
heftigste. In einer Wählerver&ammlnng warf er den 
Jnngtsckechen, als sie in den Landtag eintraten, die 
Verfolgung egoistischer Zwecke vor und beieiohnete 
diesen Schritt als den Wünschen der Wähler nicht 
entsprechend. Der Färst, wegen Mtrenbeleidignng be- 
langt, hatte vor dem Bezirksgerichte üaudnitz Ge- 
legenheit, seine Äagrifie gegen die Jungtsoheoben zu 
rechtfertigen. 

Das Ministerium Adolf Auersperg verlor nach der 
Okkupation Bosniens jeden Halt und Oraf Taaffe, 
noch tis Stattlialter von lirol, kam nach Prag, um 
sich die Mithilfe des böhmischen Fendaladels und 
der mit denselben auf das engste verbündeten Alt- 
tschecben unter Führung Dr. Kiegers zu sichern. Es 
kam zu dem Wahlkompromisse im Qroßgrnndbesilze, 
zu welchem Graf Taaffe zugunsten der Feudalen den 
Fürsten Karl Auersperg zu bewegen vnfite und zur 
Vereinbarung über das neue Be^erungssyatem, welches 
im Jahre 187D mit der Berufung Taafies zur Bil- 
dung des Kabinettes in Wirksamkeit trat. Die Zu- 
sagen, welche Fürst Lobkowitz damals vom Gh^en 
Taaäe erhielt, bezogen sich auf die administrative 
Unterstütznng in allen Fragen zur Durchführung der 
nationalen Gleichberechtigung, die Ernennung eines 
tschechischen Landsmann ministers nnd daß die ins 
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Abge ordnete nli ans tretenden Taohechen und Feudalen 
unter Znetimmung der Krone eine Rechtsverw&hmn^ 
gegen die Legidität der Dezemberrerfasenng abgeben 
und sich anf das böhmische Staatsrecht berufen durften. 
Färst Lobkowitz übernahm unter diesen Verh&ltnissea 
ein Mandat für den Reicbsrat. Zu gleicher Zeit wurde 
fiber seine Intervention im Jänner 1880 das neue Statut 
f&T den Wirkungskreis des Landeskaltnirates für Böh- 
men publiziert. 

Die klerikale Kiohtung der konservativen Partei 
fand im Fürsten Lobkowitz einen eifrigen Bundes- 
genossen. Noch Tor seinem Eintritte in das Abgeord- 
netenhaua erklärte er in einer Versammlung des ka- 
tholisch- politischen Vereines in Protivin am 30. Angu&t 
1879, die Tschechen müßten, wenn sie den BeidiBrat 
beschicken, nicht bloß, wie selbstverständlich, fax das 
Staatsrecht eintreten, sondern auch auf dem Gebiete 
der Schule in entschieden katholischem Sinne wirken. 
Im April 1880 polemisierte er bei Beratung einer Re- 
solution über die Beiträge zum Religion sfon da gegen 
den Abgeordneten Ruß. ,Wenn Abg. Dr. Büß", sagte 
der Fürst, „den horrenden Omndsatz zum Ausdruck 
brachte, daß die Gesetsgebnng des Staates die alleinige 
Recbtsquelle alles Privat- und Yermögensreofates sei, 
so gestehe ich, daß wir in bezog auf die Grundlage 
des Rechtes auf verschiedenen Standpunkten stehen, 
zwischen denen eine Einigung zu erzielen mir kaum 
möglich erscheint. Hat der Abgeordnete vergessen, 
daß er mit diesem Satze mit dürren Worten den Be- 
stand eines objektiven Rechtes überhaupt leugnet, 
eines Rechtes, das in die Gewissen der Menschen 
von ihrem Schöpfer gepflanzt wurde, bevor es Staaten 
im modernen Sinne gegeben hat? Hat er vergessen, 
daß er dadurch die Omnipotenz des. Staates zum krassen 
Ausdrucke gebracht, daß er, nachdem wohl nach seiner 
Einsicht die Gesetzgebung vorzugsweise durch kon- 
stitutionelle Körperschaften beeinflußt und geregelt 
werden sollen durch diesen Satz als die Quelle des 
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Bechtee die Willkür von VersunmlnDgen hingestellt 
hat, in welchen möglicherweiBe eine Uajorität von 
zwei Stimmen die Entscheidung in der Hand hat, 
von Versamminngen, deren Uajoritftt dadaroh allein 
aar Mtyoritftt geworden ist, daQ sie alle Bechtsgmnd- 
sätze mit Füßen getreten haben?" 

Im Jahre 1 S82 erklärte Fürst Lobkowite bei £r- 
ärtemng des Wirtschaftspro grammee der ständischen 
Parteien: »Wir wänachen die hoi^zontale Gliederung 
der Öesellschaft." 

Im Öeskyklnb des Beichsrates wurde dem Fürsten 
Lobkowitz eine entscheidende Stimme eingeräumt, die 
er im Exekutivkomitee der koalierten slawisch -kleri- 
kalen Majorität des Grafen Taaffe geltend matAte. 
Am 15. Uftrz läSl, beim ßnoktritte des Grafen Goro- 
nini vom I^tleidiam, wnrde Füret Lobkowitz bei der 
Rekonstruktion des Präeidinios, aus welchem die Oppo- 
sition ausgeschaltet wnrde, mit 163 von S23 abge- 
gebenen Stimmen, bei einer Stimme über die absolute 
Uajcrität gegen den Abg. Dr. Demmel nnd an Stelle 
Dr. Smolkas, der zum Präsidenten vorgerückt war, 
zum ersten Vizepräsidenten des Abgeordnetenhauses 
gewählt, welches Ehrenamt er bis zn seiner Ernennung 
zum erblichen Herren hausmitglied im Jahre 1883 ans- 
füUte. 

Erst nach der Auflösung des noch in der Ära 
Auersperg gewählten böhmischen Landtages traten 
auch die Alttachechen und Feudalen in den Landtag 
ein und am 5. Juli 1S83 hatte derselbe wieder eine 
slawische M^'orität. Der verfassongstreue Großgrund- 
besitz hatte ein WahlkompromiJI in den Landtag, das 
ihm unter der Bedingung angeboten worden war, für 
die von tschechischer Seite projektierte Landtagswahl- 
. reform au stimmen, abgelehnt. Fürst Lobkowitz wurde 
- 7,nm Oberstlandmarschall ernannt und hatte Dr. Wal- 
derl zu seinem Stellvertreter. Seit diesem Jahre leitet 
der Fürst mit einer von den Parteien anerkannten 
strengen Objektivität die Verhandlungen des Land* 
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tjiiges und führt denselben über manche stürmische 
Sitzung hinweg, immer wieder zur parlamentarischen 
Ordnung zaräok. Er seibat blieb seinem fSderalistisofaen 
Programme treu. 

In der vielbezogenen Debatte vom 11. Jänner 1887, 
in welcher sich der Landtag mit der Petition des 
Reichenberger Bezirksansschnssos beschäftigte, der für 
die Flnrwächter des Bezirkes deutsche Dienstesab- 
zeiohen verlangte, begründete Fürst LobkowJtz die 
Ablehnang dieser Forderung mit der Erklärung, mit 
der Zustimmung würde der bedanke der Zweiteilung 
Böhmens und der nationalen Trennung nur gefordert. 

In der Debatte über dae Wehrgesetz im Herren- 
hanse im Dezember ltl86 verlangte Fürst Lobkowitz, 
um die Befürchtungen zu zerstreuen, daß nichtdentscha 
Kandidaten bei Ofütziersprüfungen uad niohtdeutsche 
OiSziere den Deutschen nachgesetzt werden könnten, 
daß die deutsche Sprache an allen Mittelschulen obli- 
gat gelehrt werden und daß die Offiziers prüfnngs- 
kandidaten nur die Kenntnis der deutschen Sprache, 
soweit sie für den Dienst ausreicht, nachweisen, sonst 
aber die Prüfung in ihrer Muttersprache ablegen sollten. 

Im Herrenhause trat er am 7. Mai 1887 neuerlich 
für das Staatsrecht und gegen die administrative Tren- 
nung ein, denn eine solche Teilung sageben, hieße sich 
an der Natur Österreichs versündigen. 

Fürst Lobkowitz erklärte damals, alle Versuche, 
die Sprache nf rage zu lösen, leiden an einem wesent- 
lichen Gebrechen, das darin besteht, daß man bemäht 
ist, eine gleiche Formel für alle Kroniänder und für 
alle Zweige des öffentlichen Dienstes zu finden. Die 
Lösung der Frage werde um so leichter, je weniger 
man sie generalisiert. Mit einem Nationalitäten gesetze 
oder Sprachengesetze oder irgend einer derartigen 
Kodifizierung werde nicht geholfen. Hier gelte der 
alte Satz; Dans les quBBtions gravea möäee vous des 
Solutions facilea. Das Becht des Staates, die Bedin- 
gungen, unter denen er junge Leute in seine Dienste 
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nimmt, fsatzasteUen, sei unzweifelhaft. So lange aber 
in den Schalen in Böbmen nicht in Besdehnng anf 
den Unterricht der anderen Landessprache eine ganz 
natttrliche Organisation eintritt nnd in den Hittel- 
echolen nicht beide Landessprachen obligat gelehrt 
werden, sei eine Besaemng der epraohlichen Verhält- 
niiee nicht möglich. 

Als aber die Deat«chen im böhmischen Landtage 
die Eriyillung ihrer Forderung nach adminietrativer 
nationaler Trennung zur Bedingung ibrer ferneren Teil- 
n^me an den Landtags Verhandlungen machten und 
nach Ablehnung des von Dr. v. Flener diesbezüglich 
gestellten Antrages den Saal verließen, leitete Fürst 
Lobkowitz durch eine Zuschrift vom 2i*. Oktober 1887 
an den Obmuin des dentschen Landtagsklnbs Dr. Franz 
Scfamejkal die Verhandlungen über eine nationale Ver- 
ständigung ein. Seine Vorschläge: Kurien einteilung im 
Landtage, Lösung der Spracfaenfrage, Begelang der 
Frage der MinoritätßBchulen wurden im Dezember 1887 
abgelehnt, weil die Deutschen auf der Vorbedingung 
der nationalen Abgrenzung beharrten. Fürst Lobkowitz 
tadelte in seiner Ansprache an den Landtag vom 
10. September 1888 die fortdauernde Abstinenz der 
Deutschen. Als mit kaiserlicher EntscblieSung vom 
28. Jftnner 1890 das Statut der böhmischen Akademie 
der Wissenschaften genehmigt wurde, berief der Kaiser 
den Fürsten Lobkowitz zum Stellvertreter des Kura- 
tors der Akademie, des Erzhensogs Karl Ludwig. 

An den Wiener Ansgleichskonferenzen, die Graf 
Taaffe im Jänner 1890 einberufen hatte, nahm der 
Oberstlandmarsohall teü. Auch er trat im Laufe der 
stürmischen Agitationen gegen die Wiener Pnnkta- 
tionen an die Seite jener Unterzeichner des Ausgleichs- 
pretokolles, welche die Vereinbarungen im Stiche ließen. 

Die Jnngtschechen awangen den Obarstlandmarschall 
am 17. Mai 1893 dnrch die erste lärmende Obstruk- 
tion gegen die Berichterstattung über die Errichtung 
des Kreisgerichtes Trautenau die Sitzung des Land- 
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tagsB zu schließen, da sie jede weitere Debatte 
dnrch Veranstaltiuig von Handgreiflichkeiten gegen 
die deutschen AbgaocdneteD, die Stenographen und 
die Fräsidententribttne verhinderten und dadarch den 
Landtag sprengten, den die BegieruDg sofort heim- 
schickte. 

Nach den verschiedenen Phasen, welche die dentach- 
böhmifiche Frage dnrcbmacbte, nachdem nnter dem Ka- 
binette Koerber der Streit wegen der Aufhebung der 
Badenischen Sprachenverordnnng emporloderte und die 
Obstruktion der Tschechen im Abgeordneten hause die 
parlamentarische Tätigkeit hemmte, hielt Fürst Lob- 
kowitz anläßlich der Einweihnng des beiden Volke- 
stämmenin Böhmen gewidmeten Gewerb eninae ums im 
November 1900 eine Kede gegen das Vorgehen der 
Regierung, das die volle GlelchberechtJgnng in Böhmen 
anf den Kopf stellte. 

Am 2. Harz 1901 sprach Fürst Lobkowitz im 
Herrenhause von der Unl^tbarkeit des Zentralparla- 
mentes nnd gab der Ansicht Ausdruck, die Sanierung 
der VerfasBong müsse anf dem Wege des Absolu- 
tiamns und durch einen föderalistischen Staatsstreich 
versucht werden. Ministerpräsident Dr. v. Eoerber 
lehnte diese Vorschläge mit Entschiedenheit namens 
der Begierung ab. 

Bei den Wahlkompromißverhandlungen im Q-roß- 
grundbesitz im Oktober 1901 trat der Oberstland- 
marschall dafür ein, daß der verfassungstreuen Groß- 
grundbesitzergruppe 21 Mandate für den Landtag ein- 
geräumt wurden. 

Im April 1903 wurde dem Fürsten der Orden des 
Goldenen Vließes verliehen und am lö. Mai 190& er- 
hielt er das Großkreuz des Stephan -Ordens. 

Fürst Lobkowitz ist Protektor-Stellvertreter der 
Akademie der Wissenschafben in Prag. 

Besitzer der Herrschaften Melnik, Drhovle, Ho£- 
dialowic, Sedlec, CiSowa, Straäovec, Scbopka, Sku- 
hiow. 
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Lobmeyr Ludwig;, Großindustrieller. Lebeoslfinglicbea 
Mitglied seit 18. Jänner 1887. Verfassungspartei. 
Ständiger Wohnsitz: Wien. 

Geboren am 2. Angast 1829- in Wien. Als Fabri- 
kant hat er den Babm der dsterreichiacben Glae- 
indnstrie in allen Ländern der Erde gefördert nnd auf 
allen großen Ausatellnngen der letzten Jahrzehnte die 
liOchsten Anezeichnnngen fär seine känstlerisohe und 
knnetge verbliche Produktion . erlangt. Er verstand ea, 
den Einßuß der Kunst auf dos Gewerbe seines Fabri- 
kationsgebietes voll zur Geltung zn bringen. Dieses 
Talent hat er bei seiner Mitwirkung bei der Gründung 
des Mnseums fttr Kunst und Industrie bekundet. Bekannt 
sind seine großen Sammtungeu. Wiener Kuustschätze. 
Als seine Ernennung zum Herrenhausmitglied durch 
den Grafen Taaffe erfolgte, dessen politischer Gegner 
Lobmeyr durch seine Stellung in der VerfasBungspartei 
war, zirkulierte in Wien eine Anekdote über daa 
erste Zusammentreffen Lobmeyrs mitTaaffe; Lobmeyr 
stellte sieh dem Grafen vor mit den Worten: ,Ich 
heiße Lobmeyr, bitte jedoch, aus meinem Kamen keinen 
Schluß auf meine künftige Haltung zn ziehen." Darauf 
antwortete Taaffe lächelnd: „Ich bitte Sie, nur die 
kaufmännische Devise zu beachten, die. Sie ja auf alle 
Ihre Kisten setzen: Nioht stürzen!" 

Lobmeyr hatte anonym eine Summe als Stiftung 
beim Wiener Magistrate deponiert zu einer Zeit, als 
die Majorität des Wiener Gemeinderatea liberalen Grund- 
sätzen huldigte, die bis zum Jahre 1898 auf mehr als 
200.000 Gulden angewachsen war. Infolge des rück- 
■ schrittlichen Umschwunges im Wiener Gemeinderate 
ließ er im Juni 1898 dnrch seinen Eechte Vertreter, 
unter Zusendung einer halben Yisitharte, welche ihn 
als den Urheber jener anonymen Stiftung legitimierte, 
das deponierte Geld zurückverlangen uiid widmete 
den Betrag der Franz Joseph s-Jubil&umsstiftung zur 
Erbauung von Arheiterhäusern. Das veranl^te den 
Bärgermeister Dr. Lueger nnd den G^meinderat am 
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S. Juni 1898 zu heftigen Ausfallen -gegen Labmeyr, 
für welchen sich die fortBchrittlichen Parteien durch 
Vertrauenakundgebangfin Rir dessen parteitreue Hal- 
tung einsetzten. Mitglied des Knratorinms dos öster- 
reiohiacben Museum für Kunst und Industrie. Mitglied 
der FennanenzkcnmuiBsion für die Handels werte. Ver- 
waltnngsrat der Handelsakademie und Direktor der 
Ersten Aaterreichischen Sparkaase. 

Lodron-Laterano Carlo Graf, Dr., Leutnant L d. E. 
Erbliches Mitglied. VerfasBungspartei. Ständiger 
Wohnsitz: Gimflnd in ESrntän. 

Geboren am Ui. Februar 1866 in Graz. Trat in 
den politischen Verwaltungsdienst ein. Bezirkshaupt- 
mann in Vöcklabruck. Herr auf Caatel Caffaro und 
Lodrone in Sü.dtirol. 

Loebl Hermann Frh. v., Geh. Rat, Minister a. D. Mit- 
glied des ReichEgerichtes. ' Lebenslängliches Mit- 
glied seit 20. März 1898. Rechte. 

Geboren am 29. Dezember 1835 in Drohobycz, 
absolvierte das Gymnasium in Sambor, die TJniversit&t 
in Lemberg und trat 1857 in den Staatsdienst. Unter 
Possinger fungierte Loebl 1871 als Beairkshauptmaim 
in Czortkow. Im Jahre 1873 wurde er zur Statt- 
halterei in Lemberg berufen und übernahm später daa 
Präsidialbureau. Unter der Statthalterschaft Zateskis 
wurde Loebl zum Vizepräsidenten der Statthalterei er- 
nannt. Als im Oktober 188S Graf Schönbom. den 
Brunner Statthalterposten verließ, kam Loebl an dessen 
Stelle. Im Jahre 1893 trat er in den Bnhestand und 
wurde damals -n den Freiherr nstand erhoben. Am 
17, Dezember 1897 wurde Loebl im Kabinette Gaatsch 
zum Minister für Gallnen ernannt und blieb bis zum 
&. März 1898 auf diesem Posten. 

Loudon Ernst Frb.v.,Geh.R&t, Kämmerer. Lebensläng- 
liches Mitglied seit i. November 1892. Mittelpartei. 
Geboren am 6. September 1832. Im Jahre 1868 
wurde er vom ver&ssungstreueu Großgrundbesitze in 
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den mährischen Landtag gewSiilt, dmn er durch meh- 
me LegislatDTp«rioden angehört«. Im Jahre 1867 wfthlte 
ihn der mähriech« Landtag ins Abg«ordiietenk«is, wo 
er aich dem liberalen Zentrum anschloß and bia 1877 
verblieb. Im mährischen Landtage, wo er aach in der 
Ära Taaffe mehrere Jahre den Großgrundbesitz ver- 
trat, schloß er sich in dieser Periode der Mittelpartei 
an. Er zählt zu den hervorragendsten Landwirten Uäh- 
reus und hat sich insbesondere uni die Hebung der 
Schaf- und Pferdezucht im Lande große Verdieniste 
ervorben. Besitzer der ÄUodialherrschaft Bietritz mit 
dem Gnte Prusinowitz in M&hres. 

t-ozltiski Ladittsus R. v., Gutsbesitzer und Schrift- 
steller. LebensISogliobes Mitglied seit 15. De- 
zember 1902. Rechte. 

Geboren im Jahre 1843, absolviert« die philoso- 
[rhieche Fakaltüt der Lemberger Univeisit&t and idd- 
mate sich schriftgteUeria<^en Arbeiten. Im Jahre 1873 
übernahm Ritter v. Loziüski die Bedaktion der «Qa- 
eeta Lwovslca", aas welcher Stellung er im Jahre ISSit 
schied, um seinen liteiarfaistorischen und Kanstetndien 
obliegen an könnan. Am politischen Leben hatte sich 
SiOBiäski nur vorübergehend beteiligt, bevor er im 
Jalire 1883 im Städte - Wahlbezirke Przemyal-Grodek 
zom Benchvataabgeordneten gewählt und au» dem Land- 
gemeinden-Bezirks Borynia in den Landtag entsendet 
wurde. Ritter v. Lozinski, der an allen künstlerischen 
Bestrebungen des Landes Galizien regsten Anteil 
nimmt, gehört dem Kunstrate des Ministeriuma fflr 
Kultus und Unterricht in Aogelegenheit der bildenden 
Käuste an. Er ist Mitglied der Krakauer Akademie 
der Wissenschaften und Ehrendoktor der philosophi- 
schen Fakultät in Lemberg. 

Lubomlrski Andrvss Fürst, Dr. Erbliches Mitglied. 
Su3raedierte am 20. Oktober 1887. Rechte. Stän- 
diger Wohnaitz: Przeworsk in Galizien. 
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Gflboren bjd, 22. JüU 1862. Studierte in Krakaa 
and promovisrte zum Doktor der ßecht«. Kurator doi 
OBBOlinBkiBchen KationalinstitutäB. 
Ludwig Ernst Dr., Hofrat, Professor. Lebensläng- 
liches Mitglied seit I.November 1892. Verfaasungs- 
partei. 

Geboren am 19. Jtoaer 1842 zn Frendental in 
Schlesien, promovierte zum Doktor der Chemie an der 
Universität Wien im Jahre 1864, habilitierte sich im 
Jahre I86& an der Wiener Univeraität für analytische 
und organische Chemie und wurde zu Beginn der aieb- 
aiger Jahre zum Profeaaor der Chemie an der Wiener 
Handelsakademie ernannt. Im Jahre 1872 wurde er 
außerordentlicher Professor au der phllosophiaclien Fa- 
kultät und am 2. August 1S7'1 ordentlicher Profesaor 
der angewandten medizinischen Chemie an der medi- 
ziniechen Fakultät in "Wien. Seine Ernennung erregte 
damals großes Aufsehen, da er nicht der medizinischen 
Fakultät angehörte. Durch die Tüchtigkeit seiner Lei- 
stungen sowohl ale Forscher wie als akademischer 
Lehrer eroberte sich Profeasor Ludwig rasch eine hervor- 
ragende Stellung, und auf Vorschlag der medizinischen 
Fakultät verlieh ihm die Wiener Universität das Ehren- 
doktorat der gesamten Heilkunde. Er wurde wiederholt 
zum Dekan der medizinischen Fakultät und zum Rektor 
gewählt. In Ausübung der Virüstimme der Universität 
im niedäröaterreichischen Landtage hatte er Gelegen- 
heit, die medizinische Wissenschaft gegen Verunglimp- 
fungen der Christlich -Sozialen zn vertreten. Mitglied 
des Patentgerichtsshofes. Präsident -Stellvertreter des 
Obersten Sanitätsrates. 
Luschin Arnold R. v., Hofrat, Professor. Ständiges 
Mitglied seit 18. August 1906. Verfassungspartei. 
Ständiger Wohnsitz: Graz. 

Geboren im Jahre 1841, habilitierte sich naoh 
Absolviemng der Stadien 1869 an der Grazer Hoidi- 
schule, an welcher er 1873 zam außerordentlichen und 
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1881 znm ordentUolien Professor der deutachen Beicha- 
und Kecbtegeachichte ernannt wurde. Von seinen wiasen- 
schafttichen Arbeiten &nden das , Handbuch der öster- 
reichischen ReichegeBohichte" sowie seine Publikationen 
Aber das Mäszvesen im Mittelalter besondere Aner- 
kennung. Neben seiner wissen sohaftlichen Tätigkeit 
entfaltet Hofirat I>r. Luschln, welcher korrespondie- 
rendes Mitglied der kaiserlichen Akademie der Wissen- 
Bcbaften in Wien und der kaiserliclxen Akademie dar 
WiBsenschaß«n in Berlin ist, auch auf dem Gebiete 
der KuDstpäege eine rege Wirksamkeit. Er gehört 
seit Jahren der Zentralkommission fflr Knnst andhisto- 
riflohe Denkmale als Konservator an und ist Mil^hed 
der historisohen Landeskommission för Steiermark und 
Präsident des steierm&rki sehen Landesmneenms. Pro- 
fessor Lnschin bekleidete während des Studienjahres 
~ 1904/05 die Wflrde des Bektois an der Grazer Uni- 
Tersität. 

Mach Ernst Dr., Professor, Hotrat. LebensISnglioheB 
Mitglied seit 13. April 1901. Verfassungspartei, 

Geboren am IS. Februar 1888 sn Ghirlltz bei Brunn. 
£r studierte an der Wiener Universität und promo- 
vierte im Jahre 1860. Im Jahre 1861 habilitierte er 
sich als Privatdozent fftr Mathematik an der Wiener 
Universität und wurde drei Jahre später znm ordent- 
lichen Professor dieser Dissiplin au der Grazer Uni- 
versität ernannt. Seine ausgedehnten, all^mein natur- 
wissenschaftlichen Studien ermöglichten es, daß er im 
Jahre 1866 auch die Lehrkanzel der Physik über- 
nehmen konnte. Schon im folgenden Jahre wurde er 
. als ordentlicher Professor dieses Faches an die Prager 
Universität berufen, an deren Ausgestaltung er wesent- 
lichen Anteil nahm. 

Es war in Prag, wo Mach sich durch die Veröffent- 
lichung einer Beihe erkenntnis-theoretisoher Schriften 
einen allerersten Bang als Gelehrter nud Denker 
sicherte. Er veröffentlichte damals in der „Intematio- 
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Dftlen Bibliottek' sein gnmdlegendcB Werk „Die Ue- 
chBDik in ihrer historiaoben £iitwicklaDg", du ins 
Englische und ins Franzöriiche äberaetzt ward«. Dnrcli 
seinen Vortrag ,Über die Methode der Vergleiohung 
in der Physik", welchen er anf der NaturforHcJier- 
Versammlang des Jahres 1894 hielt, erweckte er 
neoerlidi in hohem Grade die Aufmerksamkeit der 
wissenschaftlichen Kreise. Eb wurde ihm die damals 
seit längerer Zeit vakante Lehrkanzel der Philosophie 
an der Wiener Universität angeboten. Professor Uach 
folgte diesem Rufe anter der Bedingung, dafi ihm 
neben der Philosophie auch die Geschichte der in- 
dnktiven Wissen Schaft als Lehrfach übertragen werde. 
Die fiedentung seiner philosophischen Anschanongen 
über die Aufgaben der Wissenschaft und über die 
Aaffassnug der Natur wurde in hohem Maße gewärdigt. 
Mach fand die Aufgabe der Wissenschaft darin, die 
Vorg&Dge in der Xatnr und deren Gesetzmäfilgkeit 
möglichst einfach darzustellen. Er bezeichnet sich als 
einen „Änti-Metaphysiker" und sucht alle metaphysi- 
schen Voraussetzungen zu rückzn weisen. Mach arbeitete 
an einer erkenntnis- kritischen Geechiohte der physika- 
lischen Disziplinen. 

Seinen freia innigen politischen und persönlichen 
Überzeugungen ist Professor Mach mit nneraohütter- 
lieber Festigkeit stets treu geblieben, Um das Deutschtum 
■ in Bölmien hat er sich große Verdienste erworben. Als 
im Jahre 18Sä die tBohecbische Universität in Prag 
gegründet wurde, fungierte Mach als Rektor der deut- 
schen Universität, und ea ist zum großen Teile seiner 
Energie zu danken, daß der Besitzstand der deutschen 
Universität in Prag gewahrt wurde. Auch fanden alle 
Bestrebungen auf dem Gtebiete des Volkabildungswesens 
bei Professor Mach die kräftigste Unterstützung und 
Förderung. Im Juli 1901 trat Mach krankheitshalber 
vom Lehramte zurück. 
MadeyskJ Stanislaus R. v., Geh. Rat. Minister a. D. 
Mitglied des Reichsgerichtes. Lebenslängliches Mit- 
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glied seit 17. September 1899. Rechte. Ständiger 
Wohositz: Wola-Justowska bei Krakau. 

Geboren im Jahre 1841 in Sieniava in Q^lizien. 
Studierte an den Universitäten Krakau und Lemberg 
and trat im Jahre 1864 in den Staatsdienst. Er pro- 
movierte im Jahre IBfiti zum Doktor der Bechte. Unt«r 
äem Miuiaterinm Potocki wurde er in das gäliiische 
Departement im Justiz nünisterium nach Wien beiiiFen 
und der legislativen Sektion eingereiht. Unter dem 
Uinisterium Adolf Auersperg schied er aus dem t^täats- 
dtenste und wurde Notar in Liszki bei Krakau, zog 
im Jahre 1875 nach Brzesko, wo er kurze Zeit als 
Börgermeiater fungierte und 1877 in die Bezirfesver- 
tretung gewählt wurde. Im Jahre 1877 wurde er auch 
in den Gemeinderat von Ki-akau und zum Vizebttrger- 
meister daselbst gewählt. 

Im Jahre 1879 habilitieLi.e äichMadeyski alaPrivat- 
dozent an der Universität und wuide 1885 abermals 
zur Dienstleistung ins Juatizministertum berufen. Er 
aehrieb damals eine Beihe Abhandlungen juristischen 
und politischen Inhaltes, darnuter 1884 die Schrift: 
,Die deutfloh© Staatssprache." Im Juli 1886 wurde 
er Professor des österreichischen Zivilrechtes is 
Krakau, Sein Vorschlag, die neue Zivilprozeßordnung 
zunächst probeweise in Galizien in Wirksamkeit zu 
setzen, wurde abgelehnt. 

Madeyski befürwortete in der Debatte vom 31, Mai 
1886 im Ab geordneten hause bei Beratung des Unfall- 
vörsicherungsgesetzes den Aufbau des Gesetzes auf 
ioderaliatischer Grundlage nach den Bedärfoiasen der 
einzelnen Laader, denn diese seien keineswegs will- 
kurliclie oder beliebig verschiebbare Bezirke des Bei- 
ches, sondern Staatsgebilde von relativer Selbständig- 
keit. Dieser staatsrechtlichen Selbständigkeit entspreche 
auch eine gewisse administrative Selbständigkeit, welche 
sich iusbeaondore und zunächst darin äußert, daß jedes 
Land für sich in seinen territorialen Grenzen eine Ver- 
waltongseinheit, ein Individuum in Ansehung der Ver- 
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waltang bildet. Das Unfallversicherungsgesetz sei nur 
anf Grandlage dieses Prindpes annehmbaT. Dis Vorlage 
weise einen Hangel an Konsequenz aof, da sie gegen- 
über der staatliohen Verwaltung in Ansehong der Yer- 
sichemngsangelegeDheiten jede Ingerenz der antonomen 
Landesorgane ausscliließt. Dieser autonomistiBchen An- 
regung Madeyskia wurde nicht Folge gegeben. 

Im September 1876 kandidierte Madeyski das erste- 
mal fftr den gallzisohen Landtag, dem er seit dem Jahre 

1884 als Vertreter des OToßgmndbeBit2e& Krakan an- 
gehörte. 

In den Reiohsrat wurde Madeyski am 30. Juni 1879 
von den Landgemeinden Bochnia undBrzeako, im Jahre 

1885 vom Großgrundbesitze Bzeazow gew&hlt. In der 
Debatte über den Sprachenantrag des Grafen Wnnn- 
brand betrante ihn der Sprach enansschuß, die Ab- 
lehnung dieses Antrages im Hause zu vertreten. 

Die Wiederwahl Madeyskis im Jahre 1891 erfolgte 
an Stelle Dunajewskie. Madeyski gehörte der liberalen 
Fraktion des Folenklnbs an und galt im Gegensätze 
zu Dnnajewski eine Zeitlang als ein Förderer des Zu- 
sammengehens der Polen mit den gemäßigten deutBchen^ 
Fraktionen. 

Am 4. Juni 1892 wurde Madeyski zum Rektor der 
Universität Krakan gewählt. Als nach Smolkaa Rück- 
tritt die Neuwahl dea Fräsidiams vorgenommen werden 
sollte, wurde er nach befbigen Debatten im Polenklnb 
und nach zweimaliger resultatloser Wahl gegen den von 
den Konservativen des Klubs vorgeschlagenen and vom 
Hohenwart Klub wärmetens empfohlenen Abgeordneten 
Abrahamowicz durchs Los als zweiter Vizepräsident des 
Abgeordnetenhauses vorgeschlagen und vom Hause am 
ZO.Mätz 1893 mit 184 von 217 Stimmen gewShlt 

Am 3.Junil89ä fand seine Wiederwahl zum Rektor 
der Universität Krakau statt. Am 12, November 189S 
erfolgte seine Berufung in das Koalitionsministerium 
Windischgrätz als Unterrichts minister, gegen den Willen 
und Vorschlag des Exekutivkomitees des Polenklabs, 
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welches den klerikalen Abgeordueteii Bobtzynaki für 
diesen Posten empfohlen hatte. Bei einem Bankette 
der polnischen Landtagsabgeordneten in Lemberg am 
24. Jänner 1894 erklärte Madeyeki, um den Wert des 
KoalitJonsimiiisteriams ine Lieht zn stellen: „Die Ko- 
alition ist der Augflnß des Verstandee und deren Durch- 
führung beruht anf gegenseitiger Achtang." Ajn 21. April 
>894 lüelt er seine erste Bede als Minieter in der 
Schuldebatte, vertrat den Standpunkt, man mässe den 
Kulturkampf vermeiden, aber auch die Unterordnung 
des Staates nnter die Eirohe verhindern. Im Hai 1894 
wurde ihm die GeheimratsTflrde verliehen. Am 1. Mai 
1904 richtete Papst Leo an die österreichischen Bischöfe 
ein Schreiben, in welchem er die Bede Madeyskis vom 
21. April 1894 lobte. Seit jener Zeit fand eine An- 
näherung Madeyskis an die klerikale Partei statt, die 
ihm bisher mit Mißtrauen begegnet war. 

Am 2. Dezember 1901 erfolgte der Angriff Luegers 
gegen den Mnister, dem er vorwarf, er habe durch 
Anstellung eines Verwandten im Unterrichtsnunisteriam 
Nepotismus getrieben. Dr. Loeger erneuerte diese Be- 
schuldigung gegen Madeyski am 28. März 1895, weil 
verlautete, die Koalitionsregierung habe, um das Vor- 
drftngen der Christlich-Sozialen einzuschränken und 
wegen der Disziplinlosigkeit des niederen Klerus, der 
sich dieser Partei eng anacbloQ und der Aufsicht des 
Episkopates sich entwand, den Kardinal Grafen Sohön- 
bom Zu einer Beise nach Born veranlaßt, um vor- 
nehmlich beim Staatssekretär B^mpolla dahin zu wirken, 
daß die christlich-soziale Agitation nicht durch den 
KleruB gefördert werde. Dr. Lueger sprach im Ab- 
geordnetenhaus e neuerlich vom Nepotismus des Unter- 
richtsministera und von der .Nichte der Koalition". 
Dr. V. Madeyshi erklärte gegenüber diesen Ausfeilen 
Luegera, er halte es nnter seiner Würde, auf diese 
Verdächtigung zu antworten. 

Der Streit über die Post im Budget für das slo- 
wenisohe Gymnasium in CiUi am 19. Juni 1895 hatte 
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die Sprengung der Koalition und den Sturz des Kstr 
binettes Windischgrätz aur Folge. Madeyaki schied' von 
Beinetn Posten. Damals worde ihm der Orden der 
Eisernen Krone I. Klasse verliehen. 

Am 2. JnL 1898 varde Hadejski ständiges Uit- 
glied des Eeichsgerichtes; W&hrend der VerstfLndigungs- 
Tersuchs zwischen Deutschen nnd Tschechen im Jänner 
189a veröffentlichte er bei Tempeky in Prag eine Bro- 
sohäre zur Lösung der Sprachenfrage, in welcher er 
inebesondere i^r die Errichtung eines fTationalsenates 
beim Beichsgerichte eintrat, der dafür zu sorgen hätte, 
daß die tiatiünalea Minoritäten gegen Verletzungen 
des Natkinalitfitenrechtes gewahrt werden. Oleichzeitig 
sollten Landesnation alräte die Vergewaltigung der Mi- 
noritäten verhindern. 

Am 17. September 1899 wnrde er als lebenaläng- 
liches Hitglied in das Herrenhaus berufen. Die fort- 
schrittliche (Irappe des Polenklnba, die in jener Zeit 
gegen die enge Bundesgenossenschaft mit den Tsche- 
chen and Deutsch-Klerikalen eintrat, verlor an Ma- 
deyski eins Stütze. Er verabschiedete eich in ' einem 
offenen Briefe von seinen Wählern, in welchem er 
angesichts der Lage sich auf die Äußerung Grocholskis 
berief, daß der Polenklub zur Errichtung gewisser 
praktischer Zwecke wohl Bündnisse schließen könne, 
jedoch sein politisches Schicksal nicht an das Los 
irgendwelcher politischer Pfirtei oder irgendeiner 
anderen Nation schmieden därfe. 

Im Juli 1900 legte er das Landtagsmandat für den 
Krakäner Großgrundbesitz nieder. ' 

Malecki Anton Dr., em. Uaiversitatsprofessor. Lebens- 
längliches Mitglied seit lü. November 1881. Rechte. 
Ständiger Wohnsitz: Lemberg. 

Geboren im Jahre 1831 im Großherzogtnm Posen. 
Studierte an der Universität Berlin, promovierte 1844 
zum Doctor philo 80 phiae, 1815--1860 Gymnasiallehrer 
in Posen, 1850 — 1853 I^ofessor der Philologie an der 
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Universität Krakau, 1854 — 1856 Professor in Inns- 
bruck, 1856 — 1873 PtofesBor der poloisoben Liter&tnr 
in Lemberg. 

In früheren Laudtagsperioden war er Vertreter des 
Samborer Großgmndbesitzes im gatiziBokeu Lcuidtag. 
Er schrieb das Traaerspiel „Der eiserne Brief, über- 
setzte Sophokles Antigene und Elektra ins Polnische 
. nnd verfaßte mehrere Werke über pobiische Sprach- 
forschung. Im Jahre 1872 wurde er Mitglied der 
Akademie der Wissenschaften in Erakaa. Am 13.Au- 
^st 1890 erhielt er das Ehrenzeichen für Kunst und 
Wissenschaft. Lange Jahre war er auch Mitglied der 
Lemberger Stadtvertretnng. 

Marat Franz, General und Großmeister des ritter- 
lichen KreuzherrenordenB mit dem roten Sterne 
bei St. Franz in Prag. LebenBlängliches Mitglied 
seit dem 18, August 1905. Rechte. 

Geboren im Jahre 1848, trat im Jahre 1874 in 
den Kreuzherren Orden ein und wurde im Jahre 1875 
zum Priester geweiht. Bis 1887 wirkte Marat in Prag, 
Königsberg bei Eger und Karlsbad in der Seelsorge; 
in diesem Jahre wurde er Novizenmeister des Kreuz- 
herrenordens im Prager Ordenshause, 1888 Biblio- 
thekar und 1891 Sekretär des Ordens, Seit 2. No- 
vember 1902 bekleidet Marat, der Landegprälat ist, 
die Würde des Generals und Großmeisters des Ordens. 
Durch die von ihm veranlaßte durchgreifende Eestan- 
rierung der dem Orden gehörigen Kirchen wurden 
wertvolle historische Kunstschätze vor dem Verderben 
bewahrt. Marat ist auch Landtagsabgeordneter fiir den 
Großgrundbesitz, hat sich jedoch bisher am öffentlichen 
politischen Lebön nur in geringem Maße beteiligt, 

Marchwicki Zdislaus Dr. LebeDslängliches Mitglied 
seit 15, Jänner 1895. Rechte. Ständiger Wohnsitz: 
Lemberg. 

Geboren im Jahre 1842 in Russisch -Polen. Stu- 
dierte an den Universitäten Bonn und Heidelberg, wo 
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er znm Doktor der Rechte promovierte. Im Jahre 
1864 Heß er sich in Qalizien nieder und wurde in 
den österreichischen Staatsverband anfgenommen. Durch 
seine Tätigkeit auf finanziellem and wirtschaftlichem 
Gebiete verscliafite er sich in Galizien Anerkennang 
und Einfluß. 

Im Jahre 1884 übertrug ihm die Begierung die 
Liquidierung der in Bedr&ugniB geratenen Kustical- 
Kreditanatalt ßir Qalizien und die Bukowina, Es ge- 
lang ihm, in verhältnismäßig kurzer Zeit das genannte 
Institut zu liquidieren nnd zahlreiche Landwirte vor 
dem Rnia zn bewahren. 

In den Qemeinderat von Lemberg gewählt, hat er 
sich als BüTgermeisterstellvertreter vomehmlioh des 
Schalweseua dieser Stadt angenommen and zahlreiche 
wertvolle Investitionen veranlaßt, welche eine Hebung 
des Verkehres und des Wohlstandes der Stadt im Ge- 
folge hatten. 

Als Direktor der Gaüzischen Kreditbank führte er 
die Eon Version des Oalizi sehen Bodenkreditvereines 
durch. In der Krise der Galizisohen Kreditbank, welche 
im Jahre 1S99 zum Zusammenbruche der Lemberger 
Sparkasse fQhrte, veranlaQte seinen Bäcktritt aus dem 
öffentlichen Leben. Große Verdienste erwarb er sich 
als Generaldirektor um den Erfolg der Lemberger 
Ausstellung. Im Landtage vertrat er seinerzeit die 
Lemberger Handelskammer, deren Präsident er ist, 
und gehörte einer Keihe galizischer Kredit- und Ver- 
kehr sinstituten als Verwaltungsrat an. 
MattuS Karl Dr., Oberdirektor der Landesbank von 
Böbmen. Lebenslängliches Mitglied seit 31. Sep- 
tember 1899. Rechte. Ständiger Wohnsitz : Prag. 

Geboren am 21. Mai 1836 in Münchengrätz. Ab- 
solvierte seine juridischen Studien in Prag, promo- 
vierte am 29. Juli 1861 und trat in die advokatorische 
Praxis ein. 

Seit. 1866 war er Mitglied des böhmischen Land- 
tages und wurde bald einer der angesehensten Führer 
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der alttscliechiachen Partei. Alu Qegner der Äbstineuz- 
politik war er wiederholt ffir die Beschickung des 
KeiohBrates emgetreten und kam dadurch in Konflikt 
mit seiner Partei, was ihn im Jahre 1 870 bewog, auf 
das Landtagsmandat zn verzichten. Er wurde aber im 
Jcdure 1873 neaerlich gewählt. Inzwischen war er im 
Jahre 1870 Bürgermeister der Stadt Jangbnnzlau ge- 
worden. 

Seit dem Jahre 1879 gehörte er dem Abgeordnete n- 
hause an, wo er durch seine reichen finanzielleii und 
wirtschaftlichen Kenntnisse, sein mäßigendes nnd ver- 
aöhnliches Verhalten, sich gleicher Anerkennung bei 
allen Parteien erfreute. 

Am 6. April 188(! legte MattuS den Bericht über 
das Landsturmgeaetz vor. Im Laufe der Debatte über 
diese Vorlage, als von deutsch-nationaler Seite dar- 
gelegt wurde, die sprachliche Zersetzung der Armee 
mflsse deren Schlagfertigkeit schwächen, sagte Dr. 
MattuE: „Betroffen mußte man sein, als man hörte, 
daß der einheitliche nationale Oedanke die wesentliche 
Voranseetanng einer Volkswehr sei nnd daß, weil eben 
Österreich eine national gemischte Monarchie sei, die 
Basis einer Volkswehr diesem Reiche abgehe. Wenn 
das der Fall wäre, dann würde wohl auch die Basis 
für die einheitliche Armee mangeln. Denn auch in der 
Armee sind alle Völker des Reiches in gleichem Maße 
vertreten und die hunder^ährige Geschichte dieser ein- 
heitlichen Armee und die hundert und hundert Schlacht- 
felder, auf welchen Deutsche und Slawen, Rumänen 
und Magyaren gekämpft und ihr Blut verspritzt haben 
iür die Interessen, der Monarchie, zeigen, wie hin- 
lällig der Hinweis auf den Mangel einer Basis für 
eine österreichische Volkswehr ist " 

Unter lautem Widerspruch der Jungtsohechen er- 
klärte aber Dr; Mattus bei Beratung des Wehrgesetzea 
am 14. Dezember 1887, er kenne bei der gemeinsamen 
Armee nur eine Dienst- und Kommandoaprache und 
daneben die Regimen tasprachen. Die Dienst- und Kom- 
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mandoeprache ist die deutsche und noob nie sei auf 
die Einheitlichkeit derselben von irgendeiner natio- 
nalen Seite ein Angriff gemacht wordeb. 

Als die deutsch-böhmiechen Abgeordneten den 
Landtag verließen und durch ihr Fortbleiben gegen 
die Staats rechtliche Idee der Unantastbarkeit der Ein- 
heit des Königreiches Böhmen demonstrierten, sprach 
Abgeordneter Dr. MattuS im Abgeordnetenhause hierüber 
sein Bedauern aus. Indem er für eine Verständigung 
mit den Deutschen plädierte, fügte er am 30. April 

1887 seinen Auseinandersetzungen bei: „Die Abstinenz 
hat die eine Partei nicht zum Ziele geführt, sie wird 
meiner Meinung nach auch die andere Partei nicht 
befriedigen. Die böhmisch-nationale Partei ist in ihren 
Kämpfen, durch die wiederholt und so oft vorge- 
nommenen Neuwahlen nicht gebrochen worden. Auch 
die deutsche Partei in Böhmen wird voranssichtlich 
aus den Neuwahlen ohne sonderliche Einbuße hervor- 
gehen. So werden die Ereignisse der nächsten Zeit 
wieder dartnn, was dem Kenner der Verhältnisse im 
Lande längst wohl bekannt ist, daß das Biegen oder 
Brechen weder dem einen noch dem anderen wird ge- 
lingen können und daß im wechselseitigen Interesse 
des Landes nnd des Beiches ein ehrenvoller, annehm- 
barer Ausgleich von beiden Seiten wird angestrebt 
werden müssen." 

Im böhmischen Landtage vertrat er am 6. Jänner 

1888 den Antrag auf Dezentralisierung der Volks- 
und Mittelschulen, in der Absicht, damit der Kleri- 
kalisiemng der Schulen in Böhmen einen ßiegel vor- 
zuschieben und jedem Hindernis der nationalen Ent- 
wicklung der Schnle vorzubeugen. 

Abgeordneter Mattu», den das Abgeordnetenhaus 
wiederholt als Generalberichterstatter über das Budget 
und viele finanziell bedeutsame Vorlagen gewählt hatte, 
fiel auch im böhmischen Landtage die Vertretung der 
wichtigen Gegenstände finanziellen Inhaltes zu. Als er 
am 18. Jänner 1889 im Landtage gleichzeitig über 
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die Errichtung der böfamiaohen Liuideabftuk, zu deren 
ersten Direktor er nachträglich gewählt wurde, uad 
über di4 Jahresaubvention fflr die böhmieche Akademie 
der Wissenschaften beriehtete, erklärte er beid« Vor- 
lagen für die Selbetändigkeit Böhmens in kaitnreller 
and Wirte chafblicher Beiiehang gleich wichtig,' xaa das 
Land aaf dieselbe Stufe mit änderen Ländern zu 



In wirtschaftlichen Fragen nahm Hattu« einen ge- 
mäßigt fortsokrittlichen Standpunkt ein und trat wider 
den RadikaÜfimus der christlich- sozialen Antikomiptio- 
nisten zur Zeit des parlamentarisohen Terrorismua auf. 
Den falschen Anpreiaungen und Berechnungen des Er- 
trages der Böreensteuer trat Dr. Uattitü am 24. März 
1888 entgegen, indem er darlegte: „Wir erwarten die 
Einführung einer gerechten BÖFsenstener, und dies um 
so mehr, als man ans anderwärts in dieser Beziehung 
bereits zuvorgekommen ist. Allerdings wird mEm'sich 
in der Bevölkerung von dem Prinzipe leiten lassen 
■ mäasen, daß die Börse ein legitimes, notwendiges, wohl- 
tätiges Institut sei, und daß es der größte vcdkswirtr 
schaftliohe Fehler wäre, durck eine unverh&ltnismäßige 
Besteuerung das solide G-eschäft auf die Gasse oder 
sogar über die Grenze zu treiben. Die Träume von 
einer Miilionensteuer werden wir aufgeben, wir werden 
uns zu&ieden stellen müssen mit einigen Hnndert- 
tausenden, welche übrigens für unseren ■ Staatsvwran- 
sohlag auch nicht zu verwerfen-sind." , .^ ., .. 

Dr. Mattul^ stand lange Jahxe im Kampfe gegen das 
aufstrebende Jungtscheohentum und war für eine Ver- 
ständigung mit den Deutschen tätig. Im Juli 1888 
tat er in einer Yei-sammlung in Melnik den Ausspruch: 
„Damit die Aufgaben des Staates unbehindert und 
rasch erledigt werden, igt eine Vermittlungasprache 
nötig." Die Jungtschechen protestierten gegen diese 
Anerkennung der deutschen Vermittlungssprache und 
benutzten, den. Hinweis auf diese Äußening Mattus, 
als Agitationsmittel bei allen Ersatzwahlen in Böhmen, 
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die damals fast ausnahmslos im Sinne der Jnng- 
tBchechen ausfielen. 

Dr. MattoB war einer der alttechechischen Unter- 
händler bei der Wiener Aasgleichskonferenz nnd hielt 
lange Zeit treu zu der von ihm unterzeichneten Ver- 
einbarang. Er erklärte vorher schon am 14. März 188!) 
in der Budgetdebatte, der von Dr. v. Plener angeregten 
Idee, die Kreiseinteilting in Böhmen wieder herznet^en, 
prinzipiell nicht entgegentreten zn wollen. 

Wahrend der Stürme des Ausgleichslandtages im 
Jahre 1891 stand Mattnü an der Seite Kiegers bei 
Verteidigung der Au egleichs vereinbar nagen nnd als 
die Jungtschechen deren Erledigung obstruierten nnd 
die Alttschechen aufgefordert wurden, ihre Mandate 
niederzulegen, versichtete Dr. MattuS auf sein Reichs- 
ratsmandat im Jungbunzlauer Städtebezirk nnd verließ 
den Reichsrat, wo er im Cleskv-Klab eine führende 
Bolle gespielt hatte. 

Als ihn die Partei zam Direktor der böhmischen 
Landesbank designierte, legte er am 18. Mai 1895 
auch sein Landtagsmandat nieder. Seit dem Tode 
Biegers wurde er an die Spitze der alttschechischen 
Partei berufen, deren Aktionen er seither leitete. Im 
September 1901 brachte er angeaichta der Landtags- 
wf^en ein WahlkompromiQ mit den Jungtschechen 
zustande nnd versucht seither die alttschechische Partei 
im Lande neu an organisieren. 
Menger Karl Dr., Professor, Hofrat. Lebenslängliches 
Mitglied seit 23. Februarl900. Parteilos. 

Geboren am 23. Februar 1840 zu ilfen - Sandec, 
studierte in Wien die Rechte nnd habilitierte sieh 
1872 in Wien als Dozent für Nationalökonomie. In 
demselben Jahre wurde er zum Ministerialsekretär 
im Finanzministerium ernannt. Gleichzeitig war er als 
volkswirtschaftlicher Mitarbeiter an der , Wiener Zei- 
tung" tätig. 

Seit 1873 wirkte er als Professor der politischen 
Ökonomie an der Universität in Wien. 
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Im Jahre 1877 wurde ihm der Auftrag zuteil, 
dem Kronprinzen Rudolf Vorträge über politische Öko- 
nomie und Statistik zu halten. Er begleitete den E^ron- 
priuzen auch auf deaseu Studienreise nach England 
in den Jahren 1877 und 1878. 

Im Jahre 1908 legte er Hein Lehramt an der Uni- 
versit&t nieder. Von seinen zahlreichen Werken auf 
wiseenschafblichem Gebiete seien ervähnt: OmndsStze 
der Volkswirtschaftslehre; Untersuchungen über die 
Methode der SozialwisBenschaften; Irrtümer des Histo- 
rismus und die Schriften zur Währnngstrage. 
Meran Johann Graf, Geh. Rat. Leutnant i. d. E. Erb- 
liches Mitglied. Sukzfldierte am 16.Junii891, Mittel- 
partei. Ständiger Wohnsitz: Graz. 

Geboren am 26. Jänner 1867. In der Debatte des 
Herrenhauses über das Programm des Kabinettes 
Eoerber am G. März 190O trat er für die gesetzliche 
restsetaung der deutschen Sprache als Vemüttlungs- 
gprache ein. Graf Meran ist Kurator des eteierm&rki- 
schen Landesmnseums und Än8Bchu0 der Steiermär- 
kischen Sparkasse in Graz. 

Merveldt Franz Graf, Oeb. Rat, Kämmerer. Statthalter 
a.D. Lebenslängliches Mitglied 9eit7.Dezemberl901. 
Mittelpartei. 

Geboren am 14. Juli 1844, Nach vollendeten Stu- 
dien trat er im Jahre 1866 in Wien bei der Statt- 
halterei ia den Verwaltungsdienst. Im Jahre 1876 
wurde er Statthalterei- Sekretär in Graz; im Jahre 
1877 Bezirkshanptmann in St. Johann im Pongau; 
1881 Regierungsrat in Klagenfurt und im Jahre 1»84 
Hoirat bei der Landesregierung in Salzburg. 

Nach der Berufung Baoquehema in das Ministerium 
Taaffe wurde er an dessen Stelle am 26, Juni 1886 Laudes- 
' Präsident von Schlesien und am 1(J. Juli 1889 Nachfolger 
des Baron Weber als Statthalter von Oberösterreich. 

Als Baron Bohuslaw Widman als Statthalter von 
Tirol zurücktrat, kam Graf Merveldt als sein Nach- 
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folger am 26. Joni 1891 nach Innsbruck. Dort gelang 
es ihm, die seit zwanzig Jahren achwebeuden Ver- 
bandlungen aber das IteichBTolksschalgesete im Jahre 
1902 durch Schaffiing eines Lande sgesetzes zum Ab- 

scbluBse zu bringen, des den AnBohauungen der kleri- 
kalen Landtagsmajorität, insbesondere bezüglich der 
gaistlicben Schnlauf sieht, weitgehende Reohijuag trug, 
aber doch sine Basflerung des Tiroler Schulweaens 
nnd der Stellung der Lehrer bedeutete. Draals worde 
dem Statthalter das Oroltkreaz des Franz Joseph- 
Ordens verlieheii. 

Graf Merveldt trat den irridentistisohen Agitationen 
in W&lschtirol entgegen. Sein Verbot der Sammlungen 
für das Dantedenkmal gab zu diplomatischen Kekri- 
minationen in Rom Anlaß. 

In der 4-utononiiefrage galt Qraf Uerveldt als 
Gegner der administrativen Trennung Südtirole. Der 
Kaiser sagte anläÖlich der Enthüllung des Hofer- 
denkmales in Innsbruck am 29. September 1892 einer 
Südtiroler Depatation zu, die Regierung werde die 
Autonomiefrage neuerlich prüfen. Trotzdem rückte die 
Frage nicht vom Flecke. Selbst dann als der Land- 
tag Miene machte, eich selbst wieder ernstMch .mit der 
Lösung der Autonomiefrage zu besoh&fbigen, waren 
fltaatapolizeiliche und militärische Einflüsse, welche der 
Statthalter zum Ausdruck brachte, der Lösung der 
Frage hinderlich. 

Statthalter Qraf Merveldt löste in der Ära Badeni 
die seit 30 Jahren geschaflTene Statthalterei- Abteilung 
in Trient auf, welche der dortigen Bezirk shauptmann- 
sohaft einen größereu Wirkungskreie und eine gewisse 
Unabhängigkeit von der Innsbrucker Statthalterei ein- 
räumte. 

Gleichaeitig. kündigte Graf Merveldt im Jahre 1897 
den Welschtirolem an, daß die Regierung auf ihre 
Vorschläge zur Änderung der Landtags- und Landes- 
wahlorduung im Sinne der administrativen Trennung 
nicht einzugehen Willens sei. Die nationalen Gegen- 
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bÄtze ^ETischen Nord- und Sadth-ol nabmen zu und 
der irridentiätiscben Bewegung' im Süden stellte eich 
immer stärker' eine deutsch-vSIkliolie Agitation ent- 
gegen, während die altkoneervative bleehofstreae Pairtei 
iin Lande von der uhristlich-Bozialen Bewegung aus 
ihrön festen Stellungeu gedrängt zu werden begann. 

Am T.Dezember 190t schied Graf Merveldt vom 
Innsbrucker Statthklterpoatea, ttat in den Unfaeatftod 
und wurde durch Baron Schwareenau abgelöst. 

W&hrend der Delegationskrise. im. Jdni. 1906, als 
Baron Walterskirchen angesichts der Erfeige der -Un- 
abh&ngigkeitaptu-t») Ungarns in - militlU-ischen Fragen 
und der ernstlich drohendea Auflösung der Gemein- 
samkeit der Armes das Beferat über das Ordinarium 
des Heeres ablehnte, wurde Graf Merveldt mit den- 
- selben betraute 

Graf Merveldt ist Mit^ed des Kuratoriums des 
Österreichischen Huseuma für Kunst und Ind^istrie 
in- "Wien.- 
Michalowski Josef R. v. LebeosläDgliches Mitglied 
seit 13. Dezember 1902, Rechte. 

Geboren im Jahre 1833. Er hat sich durch eifrige 
Förderung landwirtschaftlicher Interessen wesentliche 
Verdienste um die Hebung der Bodenkultur in West- 
galizieu erworben. Vom galizischen Großgrundbesitze 
wurde er wiederholt in den Landtag entsendet, bis 
ihn seine Gesundheit» Verhältnisse zwangen, auf die 
neuerliche Übernahme eines Landtagsmandates zu vdr- 
zichten. Besitzer der Herrschaft Witkowice bei Se- 
diszow. 
Miller zu Aichholz VInzenz R.v., Großhändler.Lebeas- 
, längliches Mitglied seit 2, April 1891. Verfassungs- 
partei. Ständiger Wohnsitz: Wien. 

Geboren am 9. Dezember 1842, widmete sich nach 

' . absolvierten Studien dem Handelsstande. Seit 1691 

ist Miller Präsident der Börsenkammer, seit 4. Oktober 

1891 Generalrat der ÖeteiTeichi seh- ungarischen Bank. 



^oiizccbv Google 



254 

ViaepräBident derPermanenzkommisBion filr die Handels- 
vert«. Dorch seine humanitären BeBtrebongen und 
kunet&eundliclien Beziehungen hat er sich allgemeiner 
Wertachätzung zu erfreuen. Präsident der 'Vnener 
Handelfiakadeniie. Vizepräsident der StaatsbahngeBell- 
echaft. Präsident der Nensiedler Aktiengeaellschaft für 
Papierfabrikation. 
Mniszek-Tchorznicki Alexander R. v., Geh. Rat, Käm- 
merer. Präsident des OberlandesgerichteB ic I^ein- 
berg. LebensläDgliches Mitglied seit lö. Dezember 
1902. Reebte. 

Nach absolvierten Beohtestudien trat er im Jahre 
1871 als Konzeptspraktikant bei der Lemb erger Finanz- 
prokuratur in den Staatsdienst, wnrde zwei Jahre später 
in den Justizdienst übernommen und im Jahre 1875 
zum Gericbtsadj unkten befördert. Nach längerer Dienst- 
zeit bei den unteren Instanzen wnrde er dem Sekre- 
tariate des Obersten äerichtshofes und sodann dem 
Jnstizminieteriam zugeteilt. Im Jahre 1887 wurde 
Mniszek' Tcborznicki zum Präsidenten des Kreisgeriohtes 
in Kolomea ernannt. 

Im Jahre 1889 wurde er ins JustLzministerinm be- 
rufen, wo er als Referent fflr Galizien und die Bu- 
kowina fungierte. Zwei Jabre später wnrde er zum 
Vizepräsidenten des Lemb erger Oberlandesgerichtes 
ernannt. Seit 1895 bekleidet Bitter v. Mniszek-Tohorz- 
nicki den Posten eines Oberlandesgerichtspräsidenten 
in Lemb erg. 

Im Jahre 1896 wurde Tchorznicki zum Geheimen 
Bat ernannt und 1898 erhielt er mit Rücksicht auf 
die besonderen Verdienste, welche er sich bei der 
Dnrchfahrung der neuen Zivilprozeßordnung in seinem 
Amtssprengel erworben hat, das GroQhrenz des Franz 
Joseph-Ordens, 

Tchorznicki war Mitglied jenes Schiedsgerichtes, 
welches über die Meerangenfrage in der Tatra den 
Grenzstreit zwischen ungarischen and österreiobischett 
Behörden löste. 
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Moll Franz Frh. v., Kämmerer, Mitglied des Laadea- 
kultuirates von TiroL Großgrundbesitzer. Lebens- 
längliches Mitglied seit 18. August 19UÖ. Rechte. 
Ständiger Wohnsitz : Trient. 

Oeboren im Jahre 1816, widmete sioh seit dem 
Äbachliiase seiner Stndieu der Bewirtscbaftong seiner 
O-üter in Villa Lagarina und Nomi. In dem erateren 
Orte versieht Frh. v. Moll das Amt des O-emeinde- 
V erstehe rs. 

Seit dem Beginne der letetes Landtagaperiode ist 
er Vertreter dea GroSgrondbesitEee im Tiroler Land- 
tage. Frh. V. Moll, welcher Mitglied der konservativen 
Partei ist, gehört als Delegierter dea Landeaansaohnsses 
dam tirolischen Landesscholrate und aber Berafnng 
dea Ackerbaominieteriams dem Landeskultnrrate an. 
Anch bekleidet er die Stelle eines Eraatzmannea dea 
Staatseisenbahnrates sowie des Industrie- nnd Land- 
wirtschaftsratee, in welch letzteren er von der Sekten 
Trient des Tiroler Luideskultarrates entsendet wurde. 

Monfecuccoli-Laderchi Maximilian Graf, Geh. Rat^ 
Kämmerer. Präsident - Stellvertreter der Staats- 
schulden - Kontrollkommission. Gouverneur der 
Länderbank. Erbliches Mitglied. Sukzedierte am 
12. Dezember lö8i. Rechte. 

Geboren am 14. September 1840. Diente kurze 
Zeit in der Armee and äbemahm. dann die Verwaltung 
der Femiliengüter. Ehrenritter des Malteserordens. Be- 
aitzer der Fideikommißherrschaften Mitteran, Hohenegg, 
Osterbnrg und Haindorf in Niederösterreich. President 
der österreichischen Zentralbodenkreditbank, Im nieder- 
österreichischen Großgrundbesitze war Graf Monte- 
cuccoti einer der Wortflhrer der konservativen Partei, 
f(Lr welche er insbesondere bei allen Kompromißver- 
haudlougen bei den Landtags wählen eintrat. Er wurde 
zum Gouverneur der Landerbank gewählt und ist lang- 
j ahriges Mitglied der S taatsschulden-Kontr ollkommiss ion . 
Das Herrenhaus hat ihn durch eine Reihe von Jahren 
in die Delegation gewählt. 
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Montsnuovo Alfred Fürst, Geh.' Rat^ K&mmet-er; 
Zweiter Obersthofmeistcr des Kaisers. Lebens- 
längliches Mitglied seit 21.: September 1899, ■ 

Geboren am 16. September 1854 zu Wien. Der 

' Fürst fungierte seinerzeit auch als' Obersthofmeister 

des Erzherzog Otto. Orden- des Goldenen Vließes 

10. April 1900. ' ■ 

Myslbek Josef, Professor. Lebenslängliches Mitglied 

seit 18. August 1906. Rechte. 

Gaboren am 21. Juli 1848 in Prag. Er erhielt seine 
ÄDsbüdnng als Bildhauer znstchgt in seiner Vater- 
' Btadt und bei den Bildhauern Thomas Seidan und 
Wenael Lev^". Myaibek entwickelte' bald eine rege 
künstlerische Tätigkeit und erw&rb sioh durch eine 
' bedeutende Anzahl hervorragender, wiederholt mit 
Preisen ansgezeichueter Werke bald ■ einen sehr ge- 
' achteten Ntuuen in der Eunstwelt 

!Neben dieaer. känetlenschen hat Josef 'AEyslbek 

auch eine ausgebreitete. lehraiQtlieh& T&tigkeit «it- 

faltet, indem er au der Kunstgewerbesohale in Prag 

. zuerst als Professor und seit dem Jahre lö9I »la Di- 

., rektor wirkte. 

Im September 1896 erfolgte seine EmenDimg zum 
Professor an der Kunstakadeniie in Prag. Myslbek, 
. welcher auch der böhmischen Akademie der Wisäen- 
schaften in Prag als ordentliches Mitglied ^gehört, 
wurde im Jahr» 1889 das Bitterkreuz des Pranz 
<. Joaeph-Ordens und im Mäiz 1896 das „Ehrenzeichea 
für Kanat und Wissenschaft" verüehän. 

Von Hainen Werken sind vier allegorische Sand- 
■ . steingruppen für die Palackjbrüoke, das GrabSkal Slad- 
kowskys auf dem Wolsohaner Friedhof in Prag, die 
. Bronzeatatue des Kardinals Friedrich Il'ürBt zu Schwar- 
; zenberg im Dome St. Veit zu Prag und die brtmzene 
', Keiterstatne des heiligen Wenzel besonders hervor- 
■ zuheben. Auch Wien hat Werke Myaibeks aufzuweisen. 
Die Marmorligaren der Qesinn ungetreue und Ei^eben- 
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heit hat er für das P&rlameutsgebäade geacliaffen. 
Letztere brachte ihm 1886 den Beichel-Preis in Wien 
and die kleine goldene Medaille der Berliner Aus- 
stellung ein. 
Napotnik Michael, Fürstbischof von Lav&nt, Geh. 
Rat. Lebenslängliobes Mitglied seit 19. Dezember 
1889. Rechte. Ständiger Wohnsitz: Marburg. 

Geboren am 20. September I8fi0 in Gonobits. Stu- 
dierte am Friesterseminar Marburg, erhielt am 2i. Juli 
1875 die Prieeterweihe. Den boanischen Fetdzug machte 
er als Militärkaplan in der Ee^^erve mit. Er kam dann 
zur Vollendnng seiner theologischen Studien nach Wien, 
wo er znm Doktor promovierte und fürst bischöflicher 
geistlicher Rat, Uofkaplaa und Studiendirektor im hö- 
heren Weltpriesterinstitute zum heiligen Augnatin in 
Wien wurde. 

Im Jahre 1881 kam er als Stadtpfarrkaplan nnd 
Katechet tra die Knabenschule in Marburg, und einige 
Zeit darauf wnrde er zum Professor am Marborger 
Friesterseminar ernannt. Nach dem Tode des Fürat- 
biachofs Stepischnegg wurde er am 13. Oktober 1899 
zu dessen Nachfolger berufen. Im steierischen Landtags 
äbt er die Virilstimme aus. 
Neumann Alois.Fabriksbesitzer.Präsident der Reichen- 
berger Handelskanuner. Lebenslängliches Mitglied 
seit 18. August 190r>. Verfassiingsp artet 

Geboren am l(t. August 18&2 in Jungbunzlau. 
Seine Jugend verlebte er in Grünwald, wo sein Vater 
eine Manufaktnrwarenhandlung betrieb. Das Geschäft 
übersiedelte später nach Gablonz und 1868 nach Reichen- 
berg, wo das Unternehmen, das mittlerweile in eine 
Wollwarenfabrife umgewandelt worden war, sich rasch 
zu einem der angesehensten und. größten Etablisse- 
ments der Textilindustrie in Böhmen entwickelte. 

Alois Neumann nimmt unter den Industriellen des 
Reichenberger Handelekanunerbezirkes eine hochange- 
sehene Stellung ein. Er gehört seit dem Jahre 1885 
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der Beicbenberger Handels- nud 6«werbekaminer als 
Mitglied an, warde im Jahre 1891 znm Vizepräsidenten 
und im Jahre 1896 zum Prfisidenten dieser Körper- 
schaft gewählt. 

Fr&eident Neumann, der ein grandlicher Kenner 
der industriellen Yerhältnisse der Monarchie ist, hat 
bei den Vorarbeiten über den Zolltarif und über die 
. Handelsvertrüge mitgewirkt und sich um die Errich- 
tung eines Gewerb eforderangsiastitutes, wie um eine 
würdige Beteiligung der Öaterreiohischen ladostrie auf 
der Weltausstellung in Paris im Jahre 1900 besondere 
Verdienste erworben, DieBO Verdienste wurden im In- 
dnstrierate am ZZ. Dezember 1893 anerkannt und Prä- 
sident Neumann von einer Beihe von Handelskammern 
zum Ebreumitgliede ernannt. Im August 1898 wurde 
ihm der Orden der Eisernen Krone HI. Klasse, im. 
Jahre 1891 das Komturlcreuz des Franz Joseph-Ordens 
und im Jahre 1904 der Stern hierzu verliehen. Im Jahre 
1906 stand er an der Spitze des Komitees, welches die 
deutsche Industrie- und tiewerbeaus Stellung in Eeiohen- 
berg veranstaltete. Verwaltungerat der Kreditanstalt für 
Handel und Gewerbe in Wien. 
NEebauer Anton Frh. v., Geh. Rat, Sektionschef a. D, 
LebenslänglicheB Mitglied seit 24.März 1897. Mittel- 
partai. 

Geboren am 3. Mai 1832 in Wien. Nach vollendeten 
Studien trat Niebauer zunächst in den politischen 
Staatedienst ein und arbeitete beim Bezirksamte in 
St. Polten, von wo er der niederöeterreichischen Statt- 
halterei zugeteilt wurde. Unter Pinanzminister Baron 
Brück kam Niebauer ins Finanzministerium. Nach dem 
Jahre 1867 bei Bildung des gemeinsamen Belcbsänanz- 
mbisteriums trat Niebauer bei diesem ein. 

Als Staatsrat v. Hock die österreichisch-ungarische 
Monarchie auf der internationalen Münzkonferenz des 
Jahres 1867 in Paris vertrat, fungierte Frh, v. Nie- 
bauer, welcher Hock nach Paris begleitet hatte, als 
einer der Sekretäre dieses Kongresses. 
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Im Jahre 1872 trat Frh. v. Niebauer in die Eredit- 
sektion des österreicHiBcben Finanzmisisterinius ein. 
Nacb der Ernennung des Frh. v. Bezecnj znm Sektions- 
ohef äbemahm Friu v. Niebauer die Leitung der Prä- 
sidialabteilniig des Finatununisteriamfl. Später famgierte 
er durch mehrere Jahre als lande sförstlicher Rom- 
misBär an der Wiener Börse. In seine AmtswirkBam- 
keit fiel die groSe Börfienkrise des Jahres 18TS und 
die Arbeiten zur Milderang der Folgen dieaas finan- 
ziellen Zusammenbruches. Frh. v. Niebauer versah auch 
mehrere Jahre hindurch das Amt eines landesf&rst- 
lichen KommiBsärs bei der ÖBterreichisch-ungarisohen 
Bank. 

Zum Sektionsohef ernannt, äbemahm Frh. v. Nie- 
bauer die Leitung der Ereditsektion im Finanzmini- 
sterium, an deren 8pitze er durch mehr als zehn Jahre 
Btand. In diese Zeit üelen die Verhandlungen über 
die Erneuerung der Bankakte im Jahre 1887, die Yor- 
bereituitgen fUr die Yalutareform und die Einberufung 
der Yalutaenquete, die Ausarbeitung der Yalutageaetze 
und später im Laufe der folgenden Jahre die Ein- 
richtung und Umwandlung der österreichischen Münz- 
stätte, die große Konversion der M&rzrente und der 
Eisen babnpriori täten, sowie die Beschaffung des Gol- 
des für die neue Goldwährung. Frh. v. Niebauer er- 
hielt wiederholt hohe Auszeichnungen und wurde an- 
läßlich seines Dienstjubiläums zum Geheimrate ernannt. 

Mit dem Parlamente war Frh. v. Niebauer in viel- 
facher Berührung, indem er als Vertreter der Begie- 
rung wichtige Kredit- und Währ ungs vor lagen im Beichs- 
rate und in den Ausschüssen vertrat. Im Eerrenhause 
fungiert Baron Niebauer alB Mitglied als Bericht- 
erstatter über die wichtigsten staatsfinanziellen Fragen. 
Nosfitz-Rien'ek Erwein Graf, Kämmerer. Erbliches 
Mitglied seit 13. April 1891. Mittelpartei. Ständiger 
Wohnsitz: Prag, 

Geboren am 20. Mai 1863 zu Mieschnitz in Böhmen. 
Besitzer des Minorates Falken au-Graelitz-Heinriohs- 
17» 



^lailizccbvGoOgle 



grttn. Nach dem Rücktritte des Orafea Oswald Thim- 
Salm wurde Qraf Nostitz mit der Leitung der ver- 
fassungstreu es Wahlkurie des böhmischen Großgrund- 
besitzes betraut, welche er im Landtage vertritt. 
Nostitz-Rienek Karl Erweln, Geb. Rat, Kämmerer. 
Lebenslängliches Mitglied seit 18. August 1905. 
Rechte. 

Geboren am 23. Juni 18Ö0. Graf Nostitz, welcher 
seit dem Jahre 1883 an dem politischen Leben regen 
Anteil nimmt, gehörte durch mehrere Waldperioden dem 
böhmiechen Landtage als Abgeordneter des konserva- 
tiven Großgrundbeaitzee an. Im Jahre 1898 wurde 
Graf Noatitz durch die Verleihung des Komturkreuees 
des Franz Joseph-Ordens und im Juni 1901 durch die 
Würde eines Geheimen Rates anegezeichnet. 
Oppenheimer Ludwig Prh. v. Lebenslängliches Mit- 
glied seit 1&. Jänner 1895. Verfassungspaiiiei. 

Geboren am 21. August 18i3 au Leipzig, studierte 
an dem dortigen Nikolai- Gymnasium und an dem 
Friedrichs werder Gymnasium zo Berlin, 1860 bezog 
er die Universität Leipzig. Nach zweijährigem Studium 
der Staats Wissenschaften, die er unter Röscher absol- 
vierte, trat Oppenheimer 1863 zur praktischen Erler- 
nung der Landwirtschaft über, mit welcher er sich 
auf sächsischen Gütern und auf einer Domäne des Her- 
zogs voQ Braunschweig eingehend beschäftigte. Nach 
einer längeren Zeit, die er auf Reisen zubrachte, und 
nach neuerlichen Studien an der Universität Leipzig 
übernahm er 1866 die Ailodialherrschaft Kleiu-8kal 
in Böhmen und trat zugleich in den österreichiachen 
Staatsverband über. Im Jahre 1867 wurde er zum 
Bezirksobmann des Gablonzer Bezirkes erwählt. 

Im Jahre 1870 erschien sein Buch: „Gedanken 
über die österreichische Politik der Zukunft", welche 
den innigsten Anschluß an das sich zum Kampfe gegen 
Frankreich rüstende Deutschland aufs wärmste befür- 
wortete. 
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Seit dem Jahre 1 373 gehörte Oppenheimer ala Vec- 
treter des Großgrundbesitzes dem Abgeordnete ahause 
an, in welchem er eich an der Gründnng des ver- 
fasaun getreuen Zentrumklubs beteiligte und sp&ter der 
Vereinigten Linken beitrat. £r beteiligte sich im Ab- 
geordnetenhanse hauptsächlich bei volkswirtschaftlichen 
Debatten ala Bedner. 1873—1883 war er auch Mit- 
glied des böhmischen Landtages. Im Jahre 1883 lieS 
er ein Werk politischen Inhaltes , Austriaca" ersoheinen. 

Bei Beratung des Wehrgeaet^es im Jahre 1886 
bemähte er sich im Interease des deutBch-Österrei- 
chischen Bündnisses die Annahme der Vorlage durch 
die deutschen Farteien der Opposition zu fördern. 

Am 9, Februar trat Oppenheimer im Abgeordneten- 
hause gegen eine die Juden verunglimpfende Bede 
des Prinzen Alois Liechtenstein auf. 

Baron Oppenheimer wurde vom Herrenhanse wieder- 
holt in die Delegation gewählt. 

Orsini- Rosenberg Heinrich Fürst, Freiherr auf Ler- 
chenau und Grafenstein, Geh. Rat, Kämmerer. Erb- 
lichea Mitglied. Sukzedierte am 19. Dezember 1872. 
Verfassungepartei. Ständiger Wohnsitz ; Klagenfurt 
Geboren am 25. Juni 1848. Seit 1878 gehört er 
als Vertreter des Großgrundbesitzes dem Landtage von 
Kärnten an und wurde vom Herrenhanse wiederholt 
in die Delegation entsendet. 

Ale das Kabinett Taaffe im Oktober 1881 das 
Gutachten der Landtage über eine Verwaltnngsreform 
'a autoEomistisoher Richtung verlangte, trat der Pärst 
n einer Broschüre unter dem Titel „Der Dualismus 
n der Landes Verwaltung" für den Zentralismus und 
gegen das Institut der Bezirksvertretnngen ein. Oberst- 
erblandhofmeister des Herzogtums Kärnten. Ehren - 
, ritter des Malteserordens. Mitglied des Bundesan»- 
schussea der Gesellschaft vom Roten Kreuze. Be- 
sitzer von Zell, Schloß a. d. Ybbs und Kleist {Nieder- 
öaterreich), Grafenstein, Bottenstein, Weizenegg, Keut- 
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Schach, Greifeubnrg, Stein und Mitbesitzer von Sonnegg, 
Feiersberg, Bechberg, Höchenbergen, Loretto, Klein- 
greifenburg (Kärnten). 
Ott Emil, Hofrat, Professor an der böhmischen Uni- 
versität. Lebenslängliches Mitglied seit lö. De- 
zember 1902. Rechte. 

Geboren im Jahre 1846 in Prag, wurde im Jalire 
1868 zum Doktor der Rechte promoviert, verweilte 
durch kurze Zeit im Jualdzdienste und wendete sich 
sodann der Adrokatnrsprazis zu. 

Seine Lehrtätigkeit begann Dr. Ott im Jahre 1872 
als Privatdozent ffir österreichischen Zivilprozeß an 
der damals noch ungeteilten Präger Universität. Auf 
Grand einer Arbeit über die NulUtfitsbesobwerde wurde 
ihm die Venia legendi verliehen. Schon vier Jahre spater 
wurde er zum außerordentlichen Profsssor des öster- 
reichischen zivilgerichtlichen Verfahrens mit tschechi- 
scher Vortragsaprache ernannt und 1879 znm ordent- 
lichen Professor dieses Faches befördert. Bei der Tei- 
lung der Prager Universität kam Professor Ott an die 
tschechische Hochschule. Er entfaltete als Schrift- 
steller eine rege Tätigkeit. Professor Ott gehört der 
böhmischen Kaiser Pranz Joseph- Akademie der Wissen- 
schaften, Literatur und Kunst in Prag, der böhmischen 
Gesellschaft der Wissenschaften, sowie der Akademie 
der Wissenschaften in Krakau an und wurde vom 
Herrenhause zum Mitgliede des Staatsgerichtshofes 
gewählt. Professor Ott ist Mitglied der alttaehechi- 
schen Partei. 

Paar Karl Fürst, Freiherr auf Hartberg und Krottea- 
steiD, Geh. Rat, Kämmerer. Rittmeister a. D. Erb- 
liches Mitglied. Sukzedlerte am 17. November 1881. 
Rechte. Ständiger Wohnsitz: Bechln. 

Geboren am 7. Juli 1834. Diente in der Armee 
und nahm eis Rittmeister seinen Abschied. Li ärüberen 
Legislaturperioden gehörte er als Vertreter des fidei- 
kommissariachen Großgmndbesitzes dem böhmischen 
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Landtage an. Mitglied der Bezirkavertietiingett von ' 
Bachin und Pieek. Besitzer von Hartberg (Steiermark). 
Pasetti Marlus Frh. v., Geh. Rat. Botschafter a. D. 
Lehenslängliches Mitglied seit 18. August 1905. 
Mittelpartei. 

Geboren am 16. Mai 1841. Absolvierte die orien- 
talische Akademie und trat im August 1^64 als Kon- 
salareleve in den Staatsdienst. Im Jahre 1S6S wurde 
er der Botschaft in Paris zugeteilt und stand später 
bei den Missionen in Petersburg, Florenz und Berlin 
in Verwendung. 

Im Jahre 1883 erhielt Freiherr von Pasetti den 
Titel nnd Charakter eines außerordentlichen Gesandten 
und bevollmächtigten Ministers und kurz darauf wnrde 
er mit den Funktionen des zweiten Sektionschefs im 
Ministerium des Äußern betraut. Seit dem Jahre 1891 
erster Sektionsobef im Ministerium des Äußern, wurde 
er 1895 zum außerordentlichen und bevollmächtigten 
Botschafter beim Quirinal ernannt, in welcher Stellung 
er bis zu seiner im Jahre 1904 erfolgten Versetzung 
in den dauernden Rutestand verblieb. Frh. v, Pasetti 
war eifrig bemüht, die bnn desfreundlichen Beziehungen 
der Monarchie zum Königreich Italien ungetrübt zu 
erhalten. Er wurde im Jahre 1875 durch das Kom- 
turkrenz des Franz Joseph-Ordens mit dem Stern, 1889 
durch die Würde eines Geheimrates, 1893 durch den 
Orden der Eisernen Krone I. Klasse und 1901 durch 
das Großkreuz des Leopold-Ordens ausgezeichnet. Aus 
Anlaß seiner Pensionierung erhielt Frh. v. Pasetti die 
Brillanten zum Großkreuz des Leopold -Ordens, als 
dessen Kanzler er gegenwärtig fungiert. 

Peez Alexander v.. Industrieller. Lebenalängliches 
Mitglied seit lö. Dezember 1902. Verfassungspartei. 
Geboren im Jahre 1839 zn Wiesbaden, oblag den 
Rechtsstudien im Deutschen Reiche, kam sodann nach 
Prag und Beichenberg, woselbst er durch national- 
ökonomische Schriften und durch Anregung der Or- 
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ganiaation der Großindustrie aaf den Aufschwung der 
nordböhmiBchen InduBtriebeairke fördernden Einfluß 
nahm. Später war er in Wien bei wirtachaftliohen 
Vereinigungen tätig und vertrat in der Publizistik die 
schatzzöllnerische itichtung. N^ach dem Kriege vom 
Jahre 1866 erwarb er die österreiehiache Staatsbürger- 
schaft und ließ sich in Wien nieder, wo er den „Verein 
der Montan- und Eieenindustriellen", sowie den ,In- 
duBtriellenklab" mitbegründete. 

Infolge seiner wirtschaftlichen Tätigkeit wurde 
Dr. Peez im Jahre 1876 von der Handeis- nnd Oe- 
werbekammer Beichenberg in den Beicharat entsendet, 
dem er bis zaui Jahre 1885 damals als Mitglied der 
Vereinigten deutschen Linken und eifriger Vertreter 
der vrirtschaftliohen Interessen seines Wahlbezirkes 



Er beteiligte sich als Gesellschafber an hervor' 
ragenden industriellen Untemehmnngen und wur^e 
neuerlich bei einer Ersatzwahl im Jahre 1890 nnd 
bei den allgemeinen Neuwahlen im Jahre 1891 von 
der Handels- und Gewerbekammer Leoben in den 
. Beichsrat gewählt. 

Im Jahre 1895 legte er vor den Neuwahlen sein 
Mandat gleichzeitig mit einer Beihe anderer Abgeord- 
neten der dentschen Fortschrittspartei nieder. Im Jahre 
1899 wurde Peez in den österreichischen Adelsstand 
erhoben. 

Pfaff Leopold Dr., Professor, Hofrat. Lebensläng- 
liohes Mitglied seit 24. März 1897. Verfasaungspartei. 

Geboren am 12. Novemher 1837 zu Hermannstadt 
in Siebenbürgen, promovierte zum Doktor der Eeohte 
an der Universität in Wien im Jahre 1860, habilitierte 
sich 1861 für österreichisches aDgemeinea Privatrecbt 
ebendaselbst nnd wurde 1862 zum ordentlichen Pro- 
fessor an . der Bechtsakademie in Hermannstadt, am 
15. September 1869 zum ordentlichen Professor in 
Innsbruck und im Jahre 1872 für Wien ernannt. Im 
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Jahre 1893 wurde Pfaff ständiges Mitglied des Reichs- 
gerichtes, Seine Hauptwerke sind der Kommentar Kum 
bürgerlichen Gesetzbuche {in Gemeinachaft mit Pro- 
fessor Franz Hofmann herausgegeben) und die sehr 
verbreitete Ausgabe von Krainz' System des öster- 
reichischen Privatrechtes. Außerdem stammen zahl- 
reiche Abhandlungen auf dem Gebiete des Öaterreichi- 
schea und römischen Rechtes aus seiner Feder. Im 
Afärz 1905 trat er vom Lehramte und als Mitglied 
des Reichsgerichtes zurück. 

Pininski Leo Graf, Geh. Rat, Statthalter a. D. Lebens- 
längliches Mitglied seit 8. Juni 1901. Rechte. 

Geboren am 8. März 1867 in Lemberg. Studierte 
an der Lemberger Universität und promovierte 1880 
zum Doktor der Rechte. Pininski widmete sich dem 
Lehrfaohe und wurde 1885 Dozent des römischen 
Rechtes an der Lemberger Universität. Schriftstelle- 
risch eifrig tätig, veröffentlichte er unter anderen 
Arbeiten ein Werk über Besitzerwerb nach römisohem 
Rechte. 

Pininski wurde zum Mitglied des Skalater Bezirks- 
rates gewählt und gelangte im Jahre 1889 als Ver- 
treter des Großgrundbesitzes Tamopol in das Abge- 
ordnetenhaus. Bei der Wahl am 3. März 1891 wurde 
er vom Landgemeindenbeairke Tamopol in den Reichs- 
rat gewählt, wo er sich der klerikal -konservativen 
Gmppe des Polenklabs anschloß, die gegen eine Ver- 
ständigung mit der deutschen Opposition eintrat, um 
die koalierte Majorität der Rechten zu erhalten. 

Am 30, Juni 1891 vertrat er in der Budgetdebatte 
als Referent über das ünterriohtsbudget den Stand- 
punkt, der EinÖuß der Kirche auf die Schule sei im 
Wege der Landesgeaetzgebung zu regeln und ver- 
langte von der deutschen Opposition die Anerkennung 
der Länderautonomie, Gerechtigkeit für die übrigen 
Nationalitäten und größeres Entgegenkommen für die 
Wänsche der katholischen Kirche. 
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Als Mitglied des PermuienzauBschasees zur Be- 
ratung des nenen Strafgesetzes stellte er als einer 
der Beferenteu eine Beihe von Anträgen zn dem Ent- 
würfe des Orafen Schönborn, welche der klerikal- 
konservativen Biohtung, insbesondere bezüglich der 
Behandlung politischer und religiöser Delikte, ent^ 
sprachen. 

Am 13. Dezember 1891 erfolgte seine Ernennung 
zum ordentlichen Professor des römischen Bechtes an 
der Universität Lemberg. 

Graf Pininski wurde in das Exekutivkomitee des 
Polenklubs gewählt und am 34. Uftrz 1894 in das 
Beiobsgericht entsendet. Im April 1S94 wurde er 
Mitglied des Vollzugeausschusses der koalierten Par- 
teien der Bechten. 

Am 24. April 1S94 empfahl er als Beferent über 
das UnterrichtsbudgBt der Begierung, sie möge dem 
Wunsche nach Konfessionalisiernng der Schule im ad- 
ministrativen Wege entsprechen. Wegen dieser Äuße- 
rung vom Beferententiache, die nicht im Einklang mit 
der Minorität des ScbulansBchasseB erfolgte, kam Oraf 
Pininski mit dem Abg. Hofrat Beer in Streit, der 
diesen Übergriff des Keferenten tadelte. Pininski ver- 
bat sich jedoch diesfalls jede Belehrung. 

Auch an der Beform des Zivilprozesses im Jahre 
18Se nahm er regen Anteil. 

Bei den Keuwahlen des Jahres 1>'9T behielt er 
das Mandat der Taraopoler Landgemeinden. itTach dem 
Bücktritte des Fürsten Sanguszko wurde Graf Pi- 
ninski unter dem Kabinette Thun am 31. Mftra 1898 
zum Statthalter von Galizien ernannt. Die antisemiti- 
flchen Exzesse in Galizien zwangen ihn im Juni 1898 
den AasnahmBzustand und das Standrecht zu ver- 
hängen, die erst im Herbste desselben Jahres auf- 
gehoben werden konnten Im Jahre 1699 intervenierte 
Pininski beim Zusammenbruche der Lemberger Spar- 
kaesa, zu deren Sanierung Landeshilfe in Anspruch 
1 wurde. Die im Dezember 1901 vorgenom- 
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menen Landtagswahlen endeten mit Htlfe des Statt- 
halters mit einem vollen Siege der konservativen pol- 
nischen Partei. 

Im Jänner 1 903 fanden in Oalizien stürmischs 
Demonstrationen wegen der SohulafEaren in Wreschen 
und Gnesen in Fren Siech -Polen statt. In Berlin war 
man über die Haltung des Stattlialters von Oalizien 
verstimmt and nahm es dort übel, daß der galizische 
Landtag eine Resolution gegen das Vorgehen der 
deutschen Begierung beschloQ und Fürst Gzartoryski 
dieselbe in Anwesenheit des Statthalters Grafen Pi- 
ninski im Landtage in schärfster Form begründete. 
Am 23. Jänner 1Ö02 kam es in Lemberg bei der 
Jahresfeier des Anfstandes vom Jahre 1863 neuerlich 
zu nationalen Demonstrationen vor der Wohnung des 
russischen Generalkonsuls Pustoaobldn. Statthalter Graf 
Pininski mußte wegen Beschädigung des Eonsulats- 
wappens im Auftrage der Regierung eine Entsohnldi- 
gnng bei dem Generalkonsul vorbringen. Am 8. Juni 
1903 wurde Pininski als Statthalter von Galizien dnrch 
den Grafen Andreas Potocki abgelöst. 

Im Landtage vertrat er zuletzt den Landgemeinden - 
bezirk Skalat. 

Während der Wahlreformaktion im Dezember lfl06 
schloß er sich den Gegnern derselben an. 

Plappart v. Leanhesr August Frh. v , Geh. Rat Lebens- 
längliches Mitglied seit 15. Dezember 1902. Mittel- 
partei. 

Geboren im Jahre 1836, trat 1857 in den Staats- 
dienst, diente bis 1867 b« der niederöaterreichiaehen 
Statthatterei und wurde Itieranf in das Ministerium 
des Innern berufen; er stand sodann durch mehrere 
Jahre bei der Donauregnlierungkommission in Ver- 
wendung, 

Nach seiner im Jahre 1881 erfolgten Ernennung 
zum Sektionsrat im Ministerium des Innern wurde 
Frh. V. Plappart im Mära 1883 durch die Verleihung 
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des Titels und Ch&nikters eines Ministerialrates aus- 
gezeichnet und rückte zwei Jahre später zum Mini- 
sterialräte in diesem Minieteriam vor. Seit Oktober 
1891 mit dem Titel und Charakter eines Sektionschefs 
bekleidet, wnrde er 1894 zum Sektionachef im Mini- 
sterium des Innern befördert, in welcher Kangklasse 
Frh. V. Plappart im September 1896 aus dem aktiven 
Dienste schied, wobei ihm die Würde eines Geheim- 
rates verliehen wurde; gleichzeitig wurde Plappart 
mit der Vertretung des Ministeriums des Innern in 
der Leitung der Wiener Stadterweiterungskommission 
betraut, 

ImJahre 1698 übernahm Baron Plappart die Leitung 
der 0-eneralintendanz der Hoftheater, Am 30. Juni 1906 
wurde er dieser Stelle auf seine Bitte enthoben und 
erhielt den Orden der Eisernen Erone I. Klasse. 

Plener Ernst Edler v., Geh, Rat, Präsident des ge- 
meiasamen Obersten Rechnungshofes. Lebensläng- 
liches Mitglied seit 33. Februar 19U0, Verfassungs- 
partei. 

Geboren am 18, Oktober 1841 in Eger. Studierte 
in Wien und Berlin und promovierte in Wien. Er trat 
in die diplomatisohe Karriere ein und wurde 1866 der 
Botschaft in Paris attaohiert, 1867 zur Londoner Bot- 
schaft versetzt und eum Legationssekretär ernannt. 

Seit 1878 in Disponibilität, wurde er von der 
Egerer Handelskammer an Stelle seines Vaters am 
2b. Oktober 1873 in den B^ichsrat entsendet. Im böh- 
mischen Landtage vertrat er diese Kammer seit der- 
selben Zeit. Vielfach schriftstelleriach tätig, veröffent- 
lichte er während seines Aufenthaltes in England die 
Werke: „Die englische Fabriksgesetzgebung" (l871), 
„Englische Baugenossenschaften" (Wien 1873). Er 
wurde zum Mitglied der Staatsprüfungskommiseion für 
die Staats wissen schaftb'che Abteilung ernannt. 

Oleich nach seinem Eintritte ins Abgeordnetenhaus 
wendete er seine Arbeitskraft den wirtschaftlichen, 
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fLnauziellea nnd Eoaialen Aiifgaben des ParlamenteB 
zu. Als Referent über die Petition des Arbeitervereines 
„Volksstimme" empfahl er bereits im Dezember 1674 
die von diesem Vereine beantragte Schaffung von 
Arb eiterkammern . 

Die mißliche Lage der Eisenbahnen hatte eine weit- 
reichende Sanierangsaktion der Begierang veranlaßt, 
fttr welche Plener am 17. Dezember 1875 die Ver- 
staatlichung mit Hilfe der Schaffung besonderer Staats- 
eisenbahn- Obligationen Vorschlag. 

Als junger Parlamentarier kam er bei einer scharfen 
Kiitik der Maßnahmen des Pinanzmiuisters Prelis im 
Abgeordnetenhause nut diesem in einen persönlichen 
Streit. Plenar hatte in einer Versammlung vor seinen 
Wählern in Eger bedauert, daß es noch nicht gelungen 
sei, daa Ministerium Auersperg zu stürzen. Im November 
187& replizierte auf diesen Ausfall Baron Pretis mit 
der Äußerung, er wünsche herzlichst, daß Plener in 
der bevorstehenden Kampagne mit glorreichem Er- 
folge operiere, wobei es am Ende gleich^tig sei, ob 
er per conto proprio oder per conto sociale ope- 
riert, jedenfalls operiere er im Augenblick per conto 
sospeso. 

Flener wies diesen persönlichen Angriff mit einer 
heftigen Bede gegen den Finanzminister zurück, der es 
gewagt habe, ihm bei seiner Beurteilung des Expose 
persönliche Motive zu unterschieben. „Ich weise diese 
Zamntnng mit Verachtung zurück. Wer in öffentlichen 
Angelegenheiten das Wort ergreift, dem darf man nicht 
zumuten, daß er von persönlichen Motiven ausgeht; 
solche Vorwürfe zu erheben zeigt nicht von edlem 
Sinne, sondern nur für die eigene Zugänglichkeit für 
solche Motive." 

Während der stürmischen Okknpationsdebatten im 
Jahre 1878 trat Plener im Gegensatze ztir Minorität 
der deutsch -liberalen Partei für die Okkupation und 
Annexion von Bosnien und der Herzegowina und für 
die Andrassysche auswärtige Politik ein. 
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Zur leitenden Stellung in der Partei gelangte er 
erst allmählioti, als die echweren Kämpfe der deutsch- 
liberalen Opposition gegen das Kabinett Taaffe eine 
kräftige, einheitliche parlamentarische Führung erfor- 
derten. 

Dr. V. Plener richtete in jener Zeit der Kampfes- 
freudigkeit seine Hauptangriffe gegen das Stener- und 
Finanzsystem des Finanzmini Bters Dr. v. Dunajewski. 
Als Dnnajewski durch Erhöhung der indirekten Steuern 
und mit hohen FinanzzöUen das Defizit zn beseitigen 
sich anschickte, erklärte Flener in seiner Rede vom 
14. Dezember 1880: „Es reduziert sich der Finanzplan 
der gegenwärtigen Regierung eigentlich auf zwei Worte: 
Petroleum and Schulden!" Jedes Exposä Dunajewakia 
bot Plener neuen Anlaß zu einer scharfen Kritik des 
Finanzministerg. 

In der Debatte über die Schnlnovelle am 27, April 
1883 erklärte Graf Taaffe nach einer Rede Pleners 
voll scharfen Tadels gegen die Regierung, er würde 
sieh solche persönliche Angriffe außerhalb des Parla- 
mentes nicht geffdlen lassen. Auf diese Heransforde- 
rung replizierte Plener, er sei bereit, seine Worte 
jederzeit and jedenorta zu wiederholen. 

Ein Jahr später in seiner Bede vom 10. März 1884 
zog er die Bilanz der neuen Ära mit den Worten : Vei^ 
mehrang der Staatsschuld, Nation alitätenkampf, der 
die Orundfesten des Reiches erschüttert, Ansnahms- 
zustand in der Heichshauptstadt. 

In der Rede vom 28. Februar 1885 rief Plener na- 
mens der deutsch- liberalen Opposition dem Ministerium 
zu: „Es genügt nicht einfach zu regieren, ein paar 
glückliche Steuerjahre zu haben und momentan die 
Kassen zu füllen. Das ist kein Begieren, das ist kaum 
ein Verwalten." 

Nach den Neuwahlen des Jahi-es 1886 arbeitete 
er an der Einigung der deutschen Parteien der Linken 
gegen das Kabinett anf Grundlage eines Programmes, 
das er am 22. Juni vorlegte. Der Plan scheiterte an 
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dorn Widerstände der radikEden Fraktionen, die sich 
ihm feindlich entgegenstellten, weil er das staatliche 
Interesse dem rein nationalen Interesse voranstellte. 
Wie im Reiobsrate, so bekämpfte Flener auch in 
allen Sessionen des böhmischen Landtages die Haltung 
der Begierang Taaffe in der Sprachenfrage. Am 5. De- 
zember 1885 wiederholte er im Landtage den Antrag, 
den vor ihm Dr. Herbst gestellt hatte, auf sprachhche 
Abgrenzung der Gerichts- and Verwaltungsbezirke 
Böhmens and auf Teilung des Prager Oberlandes- 
einteilnng in nationale Sektionen. Gleichzeitig regte er 
auch den Gedanken im Landtage an, die alten Kreis- 
gerichte wieder herzustellen. Am 22. Dezember 1886 
stellte er im Landtage den Antrag auf Aufhebung der 
Sprachen erlasse Praääks. Als darauf die Tschechen 
den Übergang zur Tagesordnung über seinen Antrag 
beschlossen, erfolgte der Austritt der Deutschen ans 
dem Landtage. 

Im Abgeordneten hause begründete Plener am 1. Fe- 
bruar 1887 seinen Antrag auf Errichtung von Arbeiter- 
kammem mit dem Wahlrechte für den Reichsrat. ,Der 
ruhige stetige geschichtliche Prozeß der Hebung der 
Menschheit," sagte er, „beruht auf dem langsamen und 
stetigen Au&ücken eines Teiles der Gesellschaft nach 
dem anderen, und wer durch Gesetze dies überspringen 
will, schafß; gewöhnlich ganz undurchführbare Gesetze." 
Damit Buchte er die Gegeavorschläge auf Einführung 
des allgemeinen direkten Wahlrechtes, das den Arbei- 
tern das natürliche Recht der Vertretung verschaffen 
sollte, abzulehnen. Angesichts der durch das System 
TaafTe zutage getretenen Zerstörung des österreioMsohen 
Staatsgedankens äußerte Plener in seiner Rede vom 
27. April 1887: ,Die Regierung kann sich dem nicht 
verschließen, daß ein guter TeÜ der besten Patrioten 
sich verzweifelnd von der Gegenwart abkehrt und daß 
ein großer Teil der künftigen Generation aufwächst 
ohne Glauben an Österreich und seine Eiistenz," In- 
■ zwischen begann die Sprachenfrage auch in die Armee 
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einzndrmgen. Am 7- Dezember 1888 rief Fleuer der 
Regieraug zu: „Eine Begiemng, die auf die Unter- 
stützung der slawischen Fraktionen für ihre ExlstenE 
angewiesen ist, findet nicht den Mut, im Interesse der 
Armee eine Erklärung im Interesse der deutschen 
Ärmeesprache abzugeben." 

Die Stärkung der staatsrechtlichen Parteien durch 
die Siege der Jungtschechen veranlaßte Dr. v. Plener 
in seiner Eede vom 18, April 1888 zur Warnung an 
die Eegierung Taaffe vor weiteren Konzessionen an 
die staatsrechtlichen Parteien : , Es wird hoffentlich 
einmal eine ^Regierung kommen,'' sagte Dr. v. Plener, 
„welche es als ihre erste und österreichische Aufgabe 
aufstellt, den Frieden zwischen den Deutsche» und Tsche- 
chen herzusteUen, und nicht in frivoler Weise erklärt, 
der ganze Streit gehe sie nichts an, nachdem sie ihn selbst 
durch ihre Maßregeln herbeigeführt hat." In zahlreichen 
Beden im Reichsrat wie im böhmischen Landtag wen- 
dete er sich gegen das böhmische Staatsrecht. 

In einer Versammlung der deutschen Landtags- 
abgeordneten aus Böhmen sprach er am 6. Oktober 

1889 angesichts der neuerlich von den Tschechen auf- 
geworfenen Krönungsfrage das Wort: „Eine Krönung 
ist keine Fronleichnamsprozession", und als es sich 
um die Verhandlungen über den Wiedereintritt der 
Deutschen in den Landtag handelte, sagte er in der 
Vertrauensmännerversammlung vom 15. Dezember 1899: 
„Wir wollen Österreicher sein, aber nicht Untertanen 
der böhmischen Krone." 

Nach der Vereinigung des Deutsches terreichiaohen 
mit dem Deutscheu Klub im Februar 1885 war Dr. 
V. Plener in den Vorstand der „Vereinigten deutsehen 
Linken" gewählt worden, die er vom Februar 1889, 
nach Ablehnung des Versuches, die Klubstatuten zu 
ändern, fast allein führte, wenn auch der elfgliedrige 
Vorstand weiter gewählt wurde. 

Graf Taaffe hatte die Ausgleichskonferenz im Winter 

1890 nach Wien einberufen, deren Mitglied piener war. 



^lailizccbvGoOgle 



273 

^Uan hegte die Hoffiiung auf eine Verst&ndigaiig zwi- 
Bohen Dsntachen and Tachechen und Plener verkflndete 
der Partei triumphierend den £rfolg der Konferenz, 
deren Werk er dann später in der ÄuBgleichskommis- 
sion, wie in den Debatten des Plenums des Landtages 
geg«n die Jnn^oheclien verteidigte. Er vermochte die 
Vertagung des Ausgleiches und das Fallentassen der 
Panktationen nicht aufzuhalten, nachdem die alttschechi- 
schen und fendalen Unterzeichner des Ausgleiches dem 
jungtsohechischen Anstnim unterlegen waren und die 
Pnuktationen im Stiche lieÜen. 

Im Jahre 18!)1 wiedergew&hlt, blieb Planer Ton nun 
ab der anerkannte unumschränkte Fährer der deutsch* 
liberalen Partei. In ihrem Namen hatte er in allen 
Fragen des Ausgleiches und bei den folgenden Ver- 
suchen der Regierung, im Abgeordnetenhause eine 
neue Uajorit&t mit Hilfe der gemlißigten deutschen 
Gruppen zu schaffen, das entscheidende "Wort zu 
spredien. 

Ein von ihm am 20. Dezember 18B0 angekündigter 
Antrag auf Herabsetzung des anfi er ordentlichen Zu- 
schlages zur Erwerb- und Einkomm ensten er worde 
am 2o.KoTember.lS91 aus Granden politischer Gegner- 
sdiaft von der Uajorität abgelehnt. 

Die Versnohe der Regierung zur Scbaffnng einer 
neuen Majoritit scheiterten an d^n Widerspruche des 
Hohenwart - £lubs und der übrigen Fraktionen der 
Beeilten &m 17. Dezember 1891. Aber es sollte der 
Linken eine Vertretung im Kabinett Taaffe eing«rlinmt 
werden. Plener, gegen dessen Berufung die Koalition 
der Rechten hefbig opponierte, schlug für diesen Posten 
den Grafen Kuenburg vor. Nach Einfflhrung Kuen- 
burgs als Vertrauensmann der Partei ins Ministerium 
verlautete, Plenef wolle aus dem politischen Leben 
scheiden und die ihm angebotene Stelle eines Präsi- 
denten des gemeinsamen Obersten Rechnungshofes an- 
nehmen. Plener sah sich am 3. Februar 1892 ver- 
' anlaßt, im Klub der Vereinigten Deutschen Linken die 
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Erklämng abzogeben, daß er sieb semer Partei er- 
balten wolle und daß er daber die ihm angebotene 
Stelle abgelehnt habe. 

In der Generaldebatte über das Bndget am IT. No- 
vember 1892 trat er für die Soha£Fang eines Spraohen- 
gesetzee ein und verlangte die B« Organisation derVer- 
waltnng auf Orund größerer Autonomie in nea za 
gründenden Kreisverbäjiden. Als kurz darauf daroh 
die Bede des Prinzen Schwarzenberg vom 23. No- 
vember über den böhmi sehen Änsgleioh eine neu« 
Krise ausbrach, kündigte Plener am 1. Dezember 1892 
dem Grafen Taaäe, der seine Verbindung znr detitsch- 
liberaleu Partei gelöst hatt«, an, daß die deutsch- 
liberale Peartei gwillt sei, in die Opposition zurüok- 
znhehren nnd daß sie innSchst den Dispositionsfondi 
ablehne. £s erfolgte der Bücktritt Xnenburga und 
am 13. Dezember 1892 wiederholte Plener bei der 
bloß zweimonatlichen Bewilligung des Budgetprovi- 
soriums, daß die Linke, die den Fehler begtmgen 
habe, ohne festes Programm sich der Begiemng znr 
Verfügung zu stellen, nun wieder in ein neues oppo- 
sitionelles Verhältnis zur Begierung trete. 

Im Forts ohritts verein der inneren Stadt Wien sprach 
sieh Plener am 18. Febniar 1893 dahin aus, die deutsch- 
liberale Partei müsse sich die durch eigene Fehler ver- 
lorene Position and die Sympathien der einzelnen Volke- 
klaesen wieder zu erobern anchen. 

Am 24. Februar 1893 antwortete er Eduard Gregr, 
der wider die Veriassnng and den Dnalismns ge- 
sprocheü hatte, mit einer Bede, in welcher er neuer- 
lich die Versöbnimg der beiden Volksstämme in Böh- 
men herbeisehnte. Der böhmische Landtag hatte den 
Ausgleich endgiltig abgelehnt, als Plener am 20. H&ra 
1893 in der Budgetdebatte den Tschechen erklärte: 
„Man spitzt nun die Formel so zn: Kein Ausgleich 
mit den Deutschen ohne Anerkennung des böhmiachen 
Staatsrechtes! Sie wissen recht gut, daß wir Deutschen 
Ihnen auf diesem Wege nicht folgen können und werden. 
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Alle Ihre Ausführangen über das böhmiaclie Staats- 
recht Bind ffir uus UDannähmbar." 

Am 25. Mai 1898 erregte er die heftigsten An- 
griffe der Techechen wider seine Person, als er in 
der Sitzung der Österreichischen Delegation erklärte, 
die Delegation habe beschlossen, wegen des Verhaltens 
der Jungtgchechen in der letzten Sitznng des böhmi- 
schen Landtages, wo durch LBxni, Gewaltakte und 
Obstruktion die Beratung des Ghitachtens über die Er- 
richtung eines deutscheu Kreisgerichtes in Trautenaa 
rerhindert worden war, kein Mandat fär den Ftnanz- 
anssohufi der Delegation einzurELumen. Mit einer Partei, 
erklärte Plener, welche solche Kampfmittel im parla- 
mentarischen Leben anwendet, wolle die Delegation 
keine parlamentarische Berührang haben. Die jnng- 
tsohechiBcheu Mitglieder der Delegation protestierten 
in der heftigsten Weise gegen diese Demätigung. Im 
Prager Gemeinderate kam es wegen dieser Außerong 
Pleners zu heftigen Demonstrationen wider ihn, man 
drohte, ihm das Betreten Prags zu verbieten. 

!Nach dem Sturze Taaffes infolge der Wahlreform, 
als Graf Hohenwart in der Debatte über diese Wahl- 
reform der Linken eine Koalition gegen das Kabinett 
Taaffe anbot, trat Plener in Verhandlungen zor Bil- 
dung eines Koalitionsministeriums ein, welches am 
12. November 1893 unter Führung des Fürsten Win- 
dischgrät^ zustande kam und in welches Dr. v. Plener 
als Finanzminister berufen wurde. Der Minister des 
Äußern Graf Kalnoky hatte die Schaffang des Koa- 
litJODsminiateriums nnteratötzt, das der Krone drei 
Zusagen machte: die Fortdauer des BelagernngsEn- 
standes in Prag, wo die Exzesse eine antidynastiBohe 
Form angenommen hatten; eine neue Landwährvorlage 
und die Durchsetzung eines Budgetprovisorinms. Die 
Majorität der Bechten ließ aber das neue Ministerium 
bald im Stich und die Jungtacheohen bekämpften es 
gemeinsam mit den radikalen Fraktionen der dentsohen 
Linken. 
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Am 15. Dezember 1893 entwickelte Plener bei Er- 
örterung des BadgetprovisorinniB das finanzielle Pro- 
gramin der Begierung. Angesichte der sozialen Fragen, 
die eine dringende Lösung verlangten, äußerte er: 
,"Wie sich die Dinge an der Neige dos Jahrhunderts 
entwickelt haben, liegt die Frage vor: BefeiTn oder 
Umwälzung". 

Die jungtschechische Opposition wendete ihre Haupt- 
angriffe wider das Koalitionskabinett gegen Plener, der 
in der Debatte über den DispoBitianafonds am 1 1 . April 
1894 erklärte, die ihm von Dr. Gregr in den Mund ge- 
legten Worte : Er werde die Tschechen mit Skorpionen 
züchtigen, niemals gesprochen zu haben. 

Seine Bemühungen, eine Steuerreform mit der Per- 
son aleinkommen Steuer durchzufahren, stießen auf ener- 
gischen Widerstand der Gegner der Koalitionsregie- 
rung. Am 1. Mai 1894 legte Plener dem Steueraue- 
schtiß Beine Pläne betreffs Kerabminderung der Beal- 
steuem und der Landesumlagen durch Aufteilung eines 
Teiles der Personalein komm ena teuer auf die Länder 
dar. Am 11. Hai 1894 vertrat er die Valntavorlagen 
gegen die Angriffe der Agrarier und gegen die Be- 
schuldigung der Christlich- Sozialen, die Eegiemng wolle 
die nene Goldwährung nur im Interesse des GfrOflkapi- 
tales einfähren. Immer entschiedener entwickelte dis 
Opposition ihren Kampf gegen seine Pin ans- und 
'Steuerprojekte und als gegen den Willen und trotz 
des Widerstandes der eigenen Partei Dr. v. Plener auf 
der Bewilligung der Post zur Errichtung des sloweni- 
sdien Gymnasiums in Oilli beharrte, was auf national- 
deutscher Seite als ein Verrat am Deutschtum und aa 
den parteiin teressen bezeichnet wnrde, mußten alle wei- 
teren Verhau dlnngeu Aber die Steuerreform abgebrochea 
werden, die Koalition war gesprengt und ehe nOoh das 
Budget erledigt werden konnte, war das Minieterium 
gestürit und Dr.v.Hener seines Amtes am 19. Juni 1896 
enthoben. Am 2. Juli 1895 legte Plener sein Beicfasrats- 
mandat nieder mit der Absicht, sich ganz vom parla- 
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meutarischen Leben zurückzuziehen. Seine eigene Partei 
ließ ihn im Stiebe, weil er sich dem sloweqifichän Dik- 
tate gefügt hatte. Am 25. Jali 1895 nahm er in einer 
Bede von Beinen Wählern in derReichenbergerS^U^tuer 
Abschied. Seine inzwischen bereits am 10. Juli voll- 
zogene Ernennung zum Präsidenten des gemeinsamen 
^^inanzministeriams wurde erst am 25. Juli publiziert. 
Trotz seiner ErMärung, kein Mandat mehr anzunehmen, 
wählte ihn die Heichenberger Kammer wieder in das 
Abgeordnetenhaus. Flener lehnte das Uandat ab and 
blieb bis zu seiner Berufnng ins Herrenhtraß am 23. Fe- 
bruar 1900 dem Parlamente fem. 

Seane erste Bede im Herrenhaase hielt er am 
2. Alärz 1903 in der Adreßdebatte, in welcher er die 
vom Färstea Georg Lobkowitz zur Bekämpfung der 
Obstruktion empfohlene Staatestreichpolitik zuritckwies. 
Dr. T. Plener fährte aus, daß in diesem Falle die Stürme 
und die lärmende Obstruktion in den Landtagen den 
Sturm der Obstruktion im Abgeordnetenhause weit über- 
bieten würden, falls man den Landtagen den Beicherat 
opfern würde. 

In der Wahlreform de hatte am 2. Dezember 1906, 
in welcher das Projekt Gautsch erörtert wurde, ver- 
langte Dr. V. Plener den Schutz nationaler Minoritäten 
und sprach seine Meinang dahin aus, daß es im Interesse 
der Arbeiter wäre, statt des allgemeinen direkten Wahl- 
rechtes Ar beiterkammern mit einer Vertretung im Reichs- 
rate zu errichten, um nicht einen Sprung ins Dunkle 
zu machen und um in der WabJrechtserweiterung ein 
langsameres Tempo einschlagen zu können. In der 
Wahlreformdebatte im Dezember 1906 begründete er 
neuerlich seinen ablehnenden Standpunkt. 

PiQner Ign«:? Edler v., Geh. Rat, Minister a.D. l-ebens- 
längUehes Mitglied seit 13. Oktober 1873. Ver- 
faBsungspartei. 

Geboren am 21. Mai 1810 in Wien, studierte 
an der Wiener Universit&t und wurde im Jahre 1832 
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zam Boktor der Beeilte promoviert Er trat sofort in 
den Staatsdienst, kam &\s EameralbezirkskommiBsär 
im Jaihre 1836 nach Eger, dajin avancierte er zum 
Oberfinanzrat in Frag, wurde 1851 nach Budapest be- 
rufen, um bei der Einführung des Systems der direkten 
Steuern mitzuwirken. Im Jahre 1852 kam er mit dem 
Bange eines Sofrates nach Preßburg und leitete die 
dortige Abteilung der ungarischen Finanz lau desdirektion. 
Im Jahre 1857 wurde er zum Pioanzlandesdirektor in 
Lemberg ernannt. 

Als nach Solferino wieder die ersten Versuche zur 
Schaffung eines konstitutionellen Begimes in Österreich 
gemacht wurden und unter dem Vorsitze Erzherzog 
Bainers der verstärkte Beichsrat einberufen wurde, kam 
Dr. V. Plener als Mitglied desselben nach Wien. 

Am 22. April 1860, nach dem Seibatmorde des 
Finanzministers Frh. y. Brück, wurde Plener mit der 
provisorischen Leitung des Finanzministeriums betraut. 
Der Staat stand vor einer finanziellen Katastrophe, ala 
Plener berufen wurde, in die desolaten Verbältnieao 
der StaatswirtscfaafC Ordnung zu bringen. Er arbeitete 
ein Memorandum an die Krone aus und wurde auf 
Qrund desselben am 20. Oktober 1860 als Finanz- 
mlnieter in das Kabinett Goluchowski berufen. Das 
Oktoberdiplom wurde fallen gelassen und PI euer arbeitete 
mit Schmerling die Februarverfassung aus und trat 
am 15. Dezember 1860 in das zentralistische Mini- 
sterium Bainer-Schmerling ein. 

Nun galt es, die Kosten des Krimkrieges, die Ver- 
luste nach dem Feldzuge in Italien, die wirtachaiV 
lichen Schäden einer uniruchtbaren reaktionären Pe- 
riode unter dem Drucke einer aufs äußerste devol- 
vierten Valuta zu beseitigen. Am 10. Oktober 1859 
hatte Finanzminister Baron Brück bei Veröffentlichung 
des Finanzausweises für das Vorjahr das traurige 
Geständnis abgelegt, daß das für die Kriegsnot auf- 
gelegte Nation alanlehen um zirka 111 Millionen über- 
schritten worden war. Der Kredit Österreichs war 
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durch Bolche Vorgänge in der Verwaltung auf das tiefste 
erBchti.ttert. 

Flener veraalaßte am 16. Mai 1860 die Wieder- 
lierBtellnng eines HaDdelsministerinnis, verfügt« am 
27. Februar 1860, daß die Zinsen der Staatsaohuld 
vom Jahre 1854 nicht mehr in Silber, sondern in 
Papier bezahlt vnrden, bemühte sich um die Her- 
stellang der Valuta durch Einsetzung einer Eomrais- 
sion zur Lösung der Valutafrage, arbeitete im Jahre 
1861 eine Steuerreform auf Omnd der Elaborate der 
zu diesem Zwecke eiugeaeteten Immediatkommission 
aas, ging dann an die Lösang der Bankfrage and an 
das Projekt der Tilgnng der Achtzig-Millionenschuld, 
und legte am l'i. März 1862 dem Abgeordnetenhause 
ein Übereinkommen mit der Bank zur künftigen Lösung 
der Valntaärage and zur Aufnahme der Barzahlungen 
im Jahre 1868 vor. 

Die Ereignisse der folgenden Jahre zerstörten alle 
diese Pläne. Man begann aber in Österreich Hoffnung 
zu schöpfen, dafl die strenge, fürsorgliche Ehrlichkeit 
Pleners in der Finanzrerwaltung des Staates, unter 
strenger Kontrolle des Parlamentes Ordnung in die 
Finanzen bringen werde. Plener fahrte eine peinliche 
Sparsamkeit im Budget ein, kam deshalb vielfach in 
Konflikt mit dem Parlamente, das sein Gebaren mit 
den Finanzen für zu kleinlich fand. Diese Kämpfe im 
Parlamente fanden ihre Fortsetzung, als Plener die 
Mittel für den vom Reichsrate nicht gebilligten Sobles- 
wig-Holsteinisohen Krieg beschaffen mußte, und als die 
kaum etwas beruhigten Finanzen einer neuen Deroute 
zDgeiährt wurden. 

Plener konnte noch im Oktober 1868 den Kom- 
plex seiner Steuer vorlagen im Hause einbringen. Der 
Finanz an sschuß verwarf jedoch die beantragte Per- 
sonal- und Klassen steuervor läge, die Plener zurückzog, 
indem er gleichzeitig auf seinen Vorschlag, eine Lnzas- 
steuer einzufahren, verzichtete, da sich derselbe als 
wartlos erwies. Eine lange Reihe anderer wirtschaftlich 
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wichtiger Vorlagen wnrden unter seinem ^^nfiuaae vom 
Beicharate beschlossen. Die Notlage des Staates ge- 
stattete ihm nicht, die gewünschte Q«haUfitegDlierang 
der Beamten durchzuführen and nor teilweise G«halts- 
anfbesBemngen koimten gewährt werden. 

Die Lage des Staatsschatzes warde nach dem Kriege 
in Schleswig- Solstein immer schwieriger. Das Parla- 
ment verzögerte die Erledigung des Budgets für 1865 
and Plener dachte daran, gleichzeitig auch das Fiaanz- 
gesetz füi- 1866 sich bewilligen zu lassen. Das Ab- 
geordnetenhaus sträubte sich, diesmn. Verlangen, zwei 
Voranschläge auf einmal zu genehmigen, zu entsprachen, 
das KiAtraaen wuchs, die Staatsschulden-EoutroU- 
kommission sprach durch Brestel ihren Tadel über 
das Gebaren des Finanzministers mit den versohie- 
dM)«n kleinen Anlehen aus, welche Plener zni: Deckung 
der dringendsten Ausgaben auizauebmen g«awungen 
war, nnd das Abgeordnetenhaus schlofi sich diesem 
Tadelsvotum an. Es sprach sich gegen die übernommene 
Haftung für die Gewinstraten der Budolfslose aus und 
bemfijigelte es, daß das Finanzministerium die seiner- 
zeit bei der Mationalbank verpfändeten Obligationen 
nicht zu dem vereinbarten Termine eingelöst hatte. 
Die Yorbereitangen für den Krieg mit Preußen brachten 
den Staat in noch weitere finanzielle Schwierigkeiten 
und Dr. Johann Nepomuk Berger sprach im Juni 1865 
das Wort: „Wir sind beim finanziellen Solferino an- 
gelangt." 

Im Jnli 1865, als bereits die Demission des Mini- 
steriums Schmerling in Sicht stand, verteidigte Plener 
seine Ruanzpolitik nochmals gegen den Grafen Leo 
Thun im Herrenhause, der ihm vorwarf, er habe seine 
Anlehen viel zu teuer bezahlt. Plener wies daraufhin, 
unter welchen mißlichen Umständen er die Finanzen 
in Ordnung zu bringen hatte, wie die fortdauernden 
Kriegs vorbereitangen, vor allem aber die Steuerver- 
weigerung der Ungarn, welche im Widerstände gegen 
die Februarverfassung zur passiven Beeistenz griffen 
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nnd die mehrjährigen Mißernten alle seine Pläne ver- 
eitelt haMen. 

Das Kabinett Schmerling wurde entlassen nwl am 
27. Jnli 186& nbernahm Oraf Luisch das Finanz- 



Nach dem Kriege von 1866 und nach Sohsffimg 
der DezemberverfasBung nnd des Ajisgleicbee mit 
Ungarn trat Flener am 30. Dezember 1867 in daa 
IGiiiBterium Karl Äuersperg alfi Hau deUmin ister ein. 
Plffaer hatte bei Beratung des Delegationsgeaetzes als 
Abgeordneter im Beichsrate den Ausgleich als eine 
Öeiahr bezeichuet und erklärt, daß die konsequente 
Dniohführung der Personalniiioii der Berölkerong weit 
empfehlenswerter ei^cheinen würde, als der schwer- 
fällige Bau des Dualismus mit den Delegationen. 

Alß Haadelsminiater war Flener bemüht, das Eisen- 
bahnnetz zu erweitem. In seine Amtegeboruug fiel 
die Beorganisation der HandelBkammem sowie der Ab- 
Bohlufl einer Reihe von Handelskonventionen auf Grund 
des am 10. November 1867 vorgelegten allgemeinen 
ZolltarifeB.Wegen der NaohtragBkonvention mit England, 
welche den englischen Eisen- und Textilwaren exorbi- 
tante Begüustigangen gewährte, kam es zu befugen 
Kämpfen im Abgeordneten hause. Die politäschen und 
nationalen Kämpfe, zumal die Vorgänge in Böhmen, 
fahrten zur Demission des Fürsten Karl Aueiiperg 
und Graf Taaffe trat provisorisob an die Spitze des 
Kabiuettea. Der Memorandenstreit brach los und als 
die föderalistische Minderheit des Kablnettes TaafTe, 
Berger, Fotocki aus dem Ministerium schied, führte 
Plener vom 18. Jänner 1870 bis zum 3. Febmar die 
Geschäfte des Kabinettes. Am 7. AprU 1870 schied 
Heoer nach 37 Dienstjahren aus dem StaatsdioBste. 

Im Abgeordnetenhaose saß Dr. v. Flener seit dMsen 
ersten Sitzung im Jahre 1860, vom böhmisohen Land- 
tage entsendet, in welchem er bis zum Jahre 1873 
lUe Egerer Handelskammer vertrat. Er legte sein Mandat 
nieder, als er trotz der gegenteiligen Ansicht seiner 
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Wähler nnd trotz des Kampfes der Verfasen Bgspartei 
gegen das Kabinett Hohenwart, im Abgeordnetenlianse 
die Meinang vertrat, man därfe auch einem feindlichen 
Ministerium das Budget nicht verweigern, weil die 
Oenehmigung des Staats Voranschlages eine Staats- 
notwendigkeit sei. Nach diesem Konflikt wühlte ihn 
die Egerer Kammer wieder in den Lan<ltag. Inzwischen 
war das Gesetz über die direkten Reichs rata wählen 
in Wirksamkeit getreten, Dr. v. Plener wurde am 
13. Oktober 1873 in das Herrenhaus berufen und ver- 
zichtete auf das Landtagsmandat, das dann seinem 
Sohne Dr. Ernst v. Plener zufiel. 

Im Herrenhause, wo sich Plener der Verfaasunga- 
partei anschloß, nahm er an allen wichtigen Debatten 
noch lange Jahre teil und galt bia zu seinem höchsten 
Alter als eines der pflichteifrigsten Mitglieder, das fast 
in keiner Sitzung fehlte. Er vertrat das altliberale 
großöBterreichische Programm des deutschen Zentra- 
liemuB, dessen letzter Vertreter im Herrenhauae er 
war. Infolgedeasen bekämpfte er alle Bestrebnngen 
der Föderalisten, die Einheitlichkeit der Verwaltung 
zugunsten staatsrechtlicher Probleme zu zerstören. 

Während der Beratung des ungarischen Ausgleiches 
im Herrenhanse sprach sich Dr. v. Flener am 18. Mai 
1 878 vornehmlich gegen die Schaffung des Dualismus in 
der Bank aus. Das Bankgesetz, erklärte er, trage die 
Keime zahlloaer Meinungsdifferenzen und Kollisionen 
in sieb, die mit einer sicheren und kräftigen Hand- 
habung der Bankpolitik schwer vereinbar seien. 

Den nach der Katastrophe vom Jahre 1873 ent- 
facbten leidenschaftlichen Vernichtangskämpfen gegen 
die Börse trat Dr. v. Plener entgegen. £r mahnte, die 
Erkenntnis nicht aus dem Auge zu lassen, daß die 
Börse vor allem der dominierende Sammelplatz für 
Kapital und Kredit sei. „Diesen Verhältnissen gegen- 
über," Bagte er am 4. Dezember 1873 im Herrenhause, 
„sieht es sich sonderbar an, wenn ein ebenso steriler 
als wohlfeiler Puritanismua in sittlicher EntrÜatong 
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über die Börse sein Verdikt fällt and in ihrem gegen- 
wärtigen Siechtnm and ihrem Niedergange nai eine 
gerechte Strafe und Sülme erblickt. Der arme Weber, 
der arme Maschinen- and Eisenbabnarbeiter, sowie der 
mit seiner Geistes- and Kapitalekraft in seiner TJnter- 
nehmnng engagierte Industrielle haben von einer solchen 
Moral wenig Nutzen. Alle anterliegen den nnabh&ngig 
YOm Standpnnkte der Moralisten sich Tollziehenden 
wirtachaftljchen Gesetzen, nach denen kein Heil zu 
erwarten ist, ^ bis im ganzen ökonomischen Orga- 
nismus jeder Paktor, jedes Glied wieder gesund ge- 
worden ist." 

Als Anhänger und Förderer einer freien Gewerbe- 
und Industrieentwioklung, trat er den reaktionären 
Bestrebungen, den alten Innungs- und Genosaensohafts- 
zwang wieder' einzuführen, entgegen und wies die mo- 
dernen antikapitaJistischen Anwandlungen konservativer 
Sozialpolitiker ab. So sagte er in der Gewerbegeseta- 
debatte des Herrenhauses am 14. Februar 1883: Es 
ist wirklich mehr als eine sanota aimplicitaB, zu glauben, 
der Kapitalismus sei bloß die Frucht politischen Libe- 
ralismus, nnd er könne jetzt durch den neu in Mode 
gekommenen politischen Konservatismus nnd seine 
gesetzgeberischen wohltätigen Reformen wieder un- 
schädlich gemacht werden. 

Mit großer Wärme nahm sich Dr. v. Plener der 
alten deutschen Beamten an, die einst In Galizien in 
vorkonstitutioneller Zeit gedient hatten, als im Abge- 
ordnetenhause R, v. Jaworski dieselben der Korruption 
zieh und behauptete, Oalizien sei das gelobte Land 
einer von allen Gegenden hergelaufenen Bnreaukratie 
gewesen, der es nur darum zu tun war, Karriere zu 
machen and sich zu bereichern. Diese Beschuldigungen 
hatte Jaworski anläßlich der Debatte über die galizieche 
GrundentlastungsBchuld im Mai 1890 erhoben. Dr. von 
Plener wies am 17. Mai 1 »90 dieselben entschieden 
zurück, indem er erklärte, diesen Beschuldigungen 
fehle jede Begründung, jede Nachweisung und sie 
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widersprechen den tatstlchlicheii Verhältnissen. ,Ich 
glaube," sagte Flener, „daä deijenige leii Polens, 
\relcher als Q&lizien anter der glorwärdigen Kaiserin 
Maria Theresia an Österreich gefallen ist, sich sehr 
viel Glück wünschen kann, daß diese Einverleibung 
an Österreich nnd nicht an eine andere Macht ge- 
schehen ist." 

So lange es seine (Gesundheit und die Last der 
Jahre gestattete, nahm Pleuer noch an allen politi- 
schen Vorgängen im Staate regen Anteil. Erst in den 
allerletzten Jahren blieb er den Beratungen des Herren- 
hauses fem. 

Podstaizky- Lichtenstein Alois Graf. Erbliches Mit- 
glied. Sukzedierte im Jahre 1903. Rechte. 

Geboren am 2. März 1873 in Wien. Herr anf Teltsch 
nnd Königaeck in Mähren. 

Potooki Andreas Graf, Geh. Rat, Kämmerer. Statt- 
halter in Galizien. Lebenslängliches MltgUed seit 
21. September 1899. Rechte. 

Geboren am 10. Juni 1860. Graf Andreas Fotocki 
ist der Chef der Krzeszowioer Linie. Sein Vater, Graf 
Adam Potooki, hat im öffentUohen Leben Galizieus 
eine hervorragende Bolle gespielt und den Anstoß znr 
Organisierung der Krakauer Partei gegeben. Graf 
Andreas Potooki absolvierte In Krakau die Qymnasial- 
und Universitätsatudien und wurde sub auspioiis im- 
peratoris zum Doktor der Rechte promoviert. Nach 
dem Ableben seines älteren Bruders Artur widmete 
er sich der Landwirtschaft and industriellen Unter- 
nebmangen. 

Ln Jahre 1895 gelangte er als Vertreter der Chrza- 
nower Landgemeinden in den Landtag, wo er bis zum 
Schlasse der letsten Session als Sohriftfdhrer und seit 
der Ernennung des Grafen Pininski zum Statthalter 
als Generalberichterstatter des Budgetauaschusses fun- 
gierte. Er ist einer der Führer der Stanczykenpartei. 
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In Krakau war Graf Potoeki Mitglied der Stadt- 
vertretnng; er bewarb sich seinerzeit nm die Wahl 
zum Bürgermeister, blieb aber infolge des Zusammeu- 
gehene aller freisinnigen Mitglieder der tJtadtvertretnng 
in der Minorität. Bis zu seiner Berufung ins Herren- 
haus gehörte er einige Zeit auch dem Abgeordneten- 
hanse an, ohne jedoch hier besonders hervorzutreten. 

Nach den Landtagsnenwahlen vom Oktober 1901, 
als Graf Stanislaus Baden! von der Leitung des Land- 
tages Buräcktrat, wurde Potooki Landmarschall. Als 
Graf Hnineki die Statthalterei verließ, wurde jedoch 
Graf Andreas Potoeki am 8, Juni 1903 sein Nach- 
folger auf dem Statthai terpcsten. Er suchte den Priedea 
zwischen Polen und Ruthenen im Lande herzustellen 
und Auswüchse des polnischen Chauvinismus zn unter- 
drücken. Im Landtage hatte man Gelegenheit, den 
Grafen Andreas Potoeki als einen umsichtigen, maß- 
vollen und allen bedenklichen Experimenten i ~ _ 
neigten, willenskräftigen Politiker kennen zu lernen. 
In einer größeren Bede, die er im Landtage am 12. Pe- 
bmar 1902 hielt, ist er für ein einträchtiges Zusammen 
wiAen aller Volksklaesen des Landes entschieden ein 
getraten. Auf die Aosföhrungen des Wortführers der 
polnischen Yolkepartei, Dr. BemadzikowaM, reflektie- 
rend, betonte 'Graf Potoeki, daß das Entstehen einer 
Volksbewegung in Galizien nnzweifelhaft für die Ent- 
wicklung der VerhElltniese im Lande als ein Ereignis 
von sehr großer Tragweite anzusehen sei, da dadurch 
die Ausbreitung, die Aufklärung und -die Anteilnahme 
der Volhsmassen an den öffenl^chen Angelegenheiten 
dargetan werde. „Dieses erfreuliche Symptom darf 
jedoch," sagte Graf Potoeki, „nicht falsch ausgelegt 
Werden und die Volksbewegung darf nicht infolge 
der Umtriebe der extremen Elemente in einen haß- 
erfiülten verleumderischen Kreuzzug gegen die be- 
sitzenden Klassen sowie gegen die konservative Partei, 
die des Grundsatzes sie vos non vobis eingedenk sei, 
ausarten, der gesunde ßauemverstand wird sicherlich 
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die Mitglieder der polnischen Volkspartei vor anfiber- 
legten ächritten and nachteiligen Extravaganzen be- 
wahren." In einem besonders verBöhnlichen Tone äaßerte 
eich Graf Potocki bei wiederholten Anläaeen über die 
ruthenische Frage in OstgaJizien, der er als West- 
galizier, somit als nicht direkt Beteiligter seit jeher 
objektiv und leideaechaftslos gegenüberstand, weshalb 
er die Änswüchse der oltrapolni sehen Politik ofPeu 
miSbilligte und anf die Milderang der nationalen Gegen- 
sätze hinwirkte. Wiewohl er als Generalberichterstatter 
des Badgetanssohnsses nachdrücklichst für die Wieder- 
herstetlnng des Gleichgewichtes im Landeshaushalte 
einzutreten pflegte, unterließ er es dennoch niemals, 
eine entsprechende Dotiernng der rutheniechen Institute 
warm zu befürworten. In der Landtagsdebatte über die 
von Dr. v. Dunajewski angeregte Beseitigung des Dua- 
lismus in der lÄu des Verwaltung, des sogenannten ad- 
miniatratiTen Doppelgeleises, nahm G^raf Potooki im 
Gegensatee zu seinen engeren Parteigenossen eine sehr 
vorsiohtige and reservierte Haitang ein. 

Im Jahre 1904 veranlaßte Graf Potooki die In- 
formationsreise des Ministerpräsidenten Dr. v. Koerber 
nach GWizien, um Abhilfe für die Mängel der Ver- 
waltung des Landes zu schaffen. Im Jahre 1906 be- 
mühte er sieh angesichts der Wahlreform für das 
Land Galizien die möglichst große Zahl der Mandate 
bei der Begierung durchzusetzen. 

Potocki Roman Graf, Geh. Rat, Kümmerer. Erbliohea 
Mitglied. Sukzedierte am 13. Jänner i^90. Rechte. 
- Ständiger Wohnsitz: Lancut. 

Geboren im Jahre 1855. Er wurde in das Abge- 
ordnetenhaus im Jahre 1882 von den Landgemeinden 
Brzezan gewählt, ehe er noch das 30. Jahr zurückgelegt 
hatte. Das Abgeordnetenhaus verzögerte jedoch die 
Verhandlung über die AgnoBzierung seiner Wahl, bis 
dieselbe durch seine Sukzession im Herrenhause gegen- 
standslos geworden war. 
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Im galiziBohen Landtage ist er Vertreter der Land- 
gemeinde PrzemyalaDy. Der Bezirk Lancat wählte iha 
zum Bezirksobmaim. 
Prandau-HMIeprand Alfred Frh. v., Geh. Rat, Kfim- 
merer. Senatspräsident des Obersten Gerichts- 
hofes, Präsident des Patentgerichtshofes. Lebens- 
läng'liohea Mitglied seit 16. Jänner 1895. Rechte. 

Geboren am 24. April 1835 in Wien, wo er sich 
nach absolvierten Studien dem Bichteretande widmete 
und gegenwärtig als Präsident des Pfttentgerichtahofea 
and Stellvertreter des Präeidenten des Obersten Oe- 
richtshofes fnngiert. 
Proskowetz v. Proskow und Marsstorff Emanuel 
R. V., GroßinduBtireller. Lebenslängliches Mitglied 
seit 21. September 1899. Mitglied der Verfasaungs- 
partei. Ständiger Wohnsitz: Ewassitz in Mähren. 

Gaboren am 11. Dezember 1818 in Prag; studierte 
dfteelfast Philosophie und wandte sich 1812 der Lu)d- 
wirtschaft und der landwirtBohafUichen Fabrikation au. 
Zwei Jahre verwaltete er die gräflioh Taaffesctie& Gilter 
in EUifichau. Im Jahre 1849 gründete er die Zuoker- 
fabrik Ewassitz in Mähren, deren alleiniger Besitzer 
er 1 8 62 wnrde. Seit 1 8 ö 9 Mitglied der Olmützer Handels- 
kammer, wurde er bereits 1861 von der Kammer in 
den mährischen Landtag entsendet. Dem Abgeordneten- 
hauae gehörte er mit einer Unterbrechung während 
der Jahre 1870 bis 1873 seit dessen Schafifimg bis zu 
seiner Berufung in das Herrenhaas an. Mitglied des 
Staatseisenbahnratea. Im Jahre 1891 wurde er zum 
Präsidenten der mährischen LandwirtschaftsgeseUsohaft 
gewählt. Auf allen Gebieten der landwirtschaftlichen 
Produktion als Fachmann anerkannt, hat er sich Tor- 
, nehmlioh um die Hebung der Viehzucht, um den Schntz 
gegen Tieraenohen und in der Frage dea Viehesportes 
viel&ch betätigt. 

Auch die Interessen der Zuckerindustrie vertrat 
er namentlich in allen die Besteuerung betreffenden 



^lailizccbvGoOgle 



Fragen. Er war ein Hanptßrderer der FlnSregaliernng 
und KanaltBation in M&bren. Für die Berstellaug des 
Donau - Oderkanales war er seit Jahren in Wort und 
Schrift tätig. Bei Krdf&nug des Reioharittea am 21. März 
1897 fungierte er als Alterspräsident. Damals schloß 
er sich dem damals neu gegründeten Elsb der &eien 
deutschen Vereinigang an. 

Am 8. Juni 1901 referierte er im Herrenhause 
über die Kanalvorlagen. 

Proskowetz ist Präsident des Zentral Vereines ffir 
Ksjial- und FlaßsohilTahrt in Österreich. 

Puthon Viktor Frh. v., Geh. Rat. Statthalter a. D. 
LBbenslfiDgiiches Mitglied seit 13. Febnisr 1902. 
Mittelpartei. 

Geboren am 3. März 1842. Nach vollendeten Stadien 
trat er in den Staatsdienst. Puthoa wurde Hofrat bei 
der Statthalterei in Linz. Als Baron Merveldt zum 
Statthalter von Tirol ernannt wurde, wnrdePnthon dessen 
Nachfoleer am 26. Juni 1890 als Statthalter von Ober- 
österreich. Am 13. Februar 1902 wurde er in den 
■Ruhefftand versetzt und dorch den (5rafen Byiandt- 
Rheidt abgelast. 

Johann, Ritter, Kniaä v. Kozielako, Oeb. Rat, 
'Kardinal, Fürstbischof von Krakati. Lebenaläng- 
liebes Mitglied seit dem Jahre 1894. Rechte. 

Geboren im Jahre 1842 in Qwozdiec. Nach Be- 
endigung der jnridisohen Studien wurde er 1870 zam 
Doktor der Rechte promoviert, erhielt 1878 die Priester- 
weihe, wurde 1880 Domherr in Przemysl, 1885 Weih- 
bischof in Lemberg, dann Gen oral vikar. Puzyna wurde 
am 17. November 1894 an Stelle des Kardinals Duna- 
jewski znm Fürstbischof von Krakau ernannt. In seinem 
ersten Hirtenbriefe am 18. Februar 1895 mahnte er die 
Geistlichkeit, den Frieden mit Gott, mit sich seibat nnd 
mit allen Menschen aufrecht zu erhalten, damit sie 
mit ihrem Lose nicht grollen und sich vor den gott- 
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losen Xeuerern hüten, die als angebliche Freunde nnd 
Verteidiger des Volkes in den Herzen Begierden ntich 
Beichttim, Oenufi und Neid gegen Reiche wachrufen 
und sie vom Wege Gottes ablenken. 

Die Kardinals würde wurde ihm im geheimen £on- 
Historium am 15. April 1901 verliehen. Im Konklave 
■erhob er bei der Wahl Pins X. im Juli 19(J3 Ein- 
,'<. apruch gegen die Kandidatur des Kardinale Hampolla. 
Die Berechtigung der Ausübung dieses Vetorechtes 
namens Österreich-Ungarns im Konklave wurde sehr 
bestritten. Der Kaiser verlieh dem Kardinal am 29. De- 
zember 19UÜ das Öroßkrenz des Stephan-Ordens. 
Randa Anton Dr., Geh. Rat. Lebenslängliches Mit- 
glied seit 16. Jänner 183 1, Rechte. 

Geboren am 8. Juli 1834 zu Bistritz in Böhmen. 
Stndierte an der Universität Frag, promovierte 1858 
zum Doktor der Rechte, praktizierte kurze Zeit als 
Aktuar beim Bezirksgerichte Smichow bei Frag- und 
habilitierte sich 1860 als Frivatdozent des österreichi- 
schen Zivilrechtes in Frag. Er hielt schon 1861 an der 
Carolo-Perdinandea Vortnlge iu tschechiacher Sprache. 
18(J2 wurde er außerordentlicher Frofessor des bürger- 
lichen Kechtes und kurz darauf ordentlicher Professor 
auch für Handels- und Wechselrecbt, 

Auf fachwissenschaftlicbeni Gebiete ließ er eine 
Reihe Werke erscheinen, darunter: „Der Erwerb der 
Erbschaft nach österreichischem Rechte" 1867, „^ur 
Lehre von den Zinsen und der Konventionalstrafe' 
1869, „Über Haftung der Ei» en bahn Unternehmungen" 
1869. Sein Hauptwerk erschien in tschechischer Sprache; 
„System rakousk^ho obecniho prAva" i „System des öster- 
reichischen bürgerlichen Rechtes"), Frag 1871, ein Werk, 
das von anderen tschechischen Kompilatoren viel be- 
nutzt wurde. ImJahre 1893 erschien das Werk: „Eigen- 
tum nach österreichischem Rechte". Vielfach an juri- 
dischen Fachschriften tätig, war er Gründer der tsche- 
chischen juridischen Fachschrift „PrAvnik", in welcher 
er Teile des Justiniau in das Tschechische übersetzte. 
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Banda iet Mitglied des Beichsgeriohtes, Mitglied 
der königlich böhmischen Gesellschaft der Wisaen- 
achaflen und der nen gegründeten Akademien der 
WiBsenschaften in Prag und Erahau. Besitzer des 
Ehrenzeichens für Kunst und Wissenschaft. Ehren- 
doktor von Bologna. An den Verhandlungen zur Schaf- 
fung der tschechischen Universität im Jahre 1882 war 
er in hervorragendem Maße tätig und trat für dieselbe 
im Herrenhause ein. 

Dr. Randa billigte im Februar 1883 im Heft-en- 
hanse die Einführung des Befähigungsnachweises im 
Gewerbe; aber um demselben aufzuhelfen, bedürfe es 
geistiger Ausbildung und Erweiterung seiner fachtechni- 
schen Bildung, um es konkurrenzfähig zu erhalten. Der 
Staat müsse das Gewerbe materiell unterstützen und 
die G-enossenachaft darch Assoziation dtim Gewerbe- 
stande unter die Arme greifen. 

Im Dezember 1887 in der Debatte über das Er- 
fordernis der Kenntnis der deutschen Sprache bei 
den Of^iersprüfungen anlälSlich der Beratung dea 
Wehrgesetzes sagte Dr. Randa: „In bezng auf die 
sprachliche Seite sind wir zwar alle damit einver- 
standen, daQ von den Kandidaten der Offiziersprufung 
die Kenntnis der deutschen Sprache soweit gefordert 
werden muß, als dies für den Dienstbereich erforderlich 
ist, und in dieser Beziehung sind wir auch alle auf 
dieser rechten Seite des Hauses der Ansicht, daß von 
Seite der betreffenden Organe alles getan werden soll, 
um den Schülern der Mittelschulen die Möglichkeit nnd 
Gelegenheit zu bieten, sieh die deutsche Sprache in 
genügendem Maße anzueignen. Aber nur in dem Maße 
darf die Militärverwaltung die Kenntnis der deutsAen. 
Sprache von den Offiziers k an didaten verlangen, als 
dies für die Bedürfniese der Armee wirklich erforderlich 
ist, nicht also etwa die volle Kenntnis der deutschen 
Sprache." 

Banda hatte sich seinerzeit der alttschechisoben 
Partei angeschlossen and vertrat im Herrenfaause die 
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Politik der Verständigang. In der Äbsidit, die Tschechen 
von der Obstruktion abzubringen, berief Sr. v. KoerbfiE 
Dr. Kanda ala tschecbi sehen Landamannmin ister am 
36. Oktober 1904 in das Kabinett. Als er am 2B. No- 
vember 1904 daa erstemal im Klub erschien, um sich 
die Unterstätzung der tschechischen Abgeordneten zu 
Bichem, erklärte dessen Obmann Dr. Pacik: , Niemand 
in Böhmen wird beetreiten, daß der Name Randae in 
der Wissenschaft überhaupt, in der tschechischen ins- 
besondere nnd beim tschechischen Volke den besten 
Elang hat. Aach darüber, daß Dr. Banda ein ehrlicher 
tschechischer Patriot ist, gibt es nur eine Stimme. 
Der Minister wird nns stets hei der Arbeit für die 
Interessen unseres Volkes finden, für welches allein 
auch wir stets arbeiten und arbeiten wollen. Ob hierbei 
unsere Wege gleicblanfend sein werden, muß erst die 
Zukunft zeigen. Die W^ege des Klubs wird sein« Ma- 
jorität bestimmen. Es freut mich, daß Minister Banda 
Beziehungen zum Klub sucht, nachdem die gegen- 
seitige Information ein wichtiger Faktor für den Klnb 
und den Landsmannminister ist. Gern haben wir ge- 
hört, daß Dr. Eanda seine Kräfte in den Dienst des 
Volkes stellen will. Bei Erfüllung seiner schwierigen 
Mission wünschen wir ihm vollen Erfolg und haben 
bloß den einzigen Wunsch, daß unseren beiderseitigen 
Bemühungen die Hebung der Interessen unseres Volkes 
j^elänge." Entsprechend dieser Äußerung des Klubs 
herrschte zwischen dem Minister Randa und den Mit- 
gliedern des Klubs eine gewisse Spannung. Trotzdem ver- 
harrte Dr. Banda anf seinem Posten, bis er bei dem Amts- 
antritte des Kabinettes Beck im Juni 1906 nach der teil- 
weisen Parlamentarisierung des Kabinettes durch den Ob- 
mann des Jungtschechenklubs Dr.Pac^ ersetzt wurde. 
Repta Wladimir v., Griechisch ■ orientalischer Erz- 
bischof und Metropolit in Czernowitz. Lebens- 
längliches Mitglied seit 17. Oktober 1902. JReebte, 
Geboren am 35. Dezember 1841 in Bussisch-Sänila 
in der Bukowina, absolvierte das Gymnasium, studierte 
10* 
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an der griechiach-orientalisch-theologi sehen Lehranstalt 
in Czernowitz and vollendete seine Studien an den Uni- 
veraitaten Wien, Bonn, Manchen und Zürich. Im Jahre 
1E96 wurde ihm von der theologiechen Fakultät Czer- 
nowitz das Ehrendoktorat verliehen. Im Jahre 1868 
war er Supplent am G3nnnasiam in Czemowitz, 1872 
Stndienpräfekt un Diäzeean-Seminar, 1873 Fi-ofessor 
an der theologischen Lehruistalt, 187Ö Professor au 
der griechisch-orieutahBch-theologischen Fakultät der 
Universitftt Czemowitz, 1896 KonsiBtorial-Arohimandrit. 
Im Jahre 1898 wnrde er zum Bischof geweiht. 
Ale Rektor der Universität Czemowitz gehörte er als 
Virilist dem Bukowinaer Landtage an. Der geistliche 
Oroßgrundbesitz der Bukowina wählte Bepta am 
11. Jänner 1901 EQm Beichsratsabgeordneten und bis 
zu seiner Ernennung zum Metropoliten gehörte er dem 
Abgeordnetenhause an. 

Rhomberg Adolf, Fabrikant. Lebenslängliches Mit- 
glied seit 21, September 1899. Rechte. 

Geboren am 23. März 1851 in Dombim, Einer 
der Führer der klerikalen Partei im Vorarlberger Land- 
tage, wnrde er in der Ära TaafTe nach dem Grafen 
Belrupt im Jahre 1 890 zum Landeshauptmann ernannt. 
Er vertritt im Landtage die Stadt Dornbim. Rhomberg 
Stand bei allen klerikalen Agitationen und Katholiken- 
tagen der letzten Jahre in erster Reihe und trat bei 
allen konfessionellen und sozialpoliti scheu Fragen für 
die Interessen der christlich- sozialen Partei ein. Eine 
seiner scharfen Reden in der Adreßdebatte des Herren- 
hauses am 2. März 1908 galt dem Volks Schulgesetze, 
sie wendete eich gegen die sozialistischen Lehrer 
ond Professoren und gegen die aUdeutache Los von 
Rom-Bewegnng. Diese AusiUlle Rhombergs bildeten 
den Gegenstand einer scharfen Zurückweisung in der 
Nachtflitzung desÄbgeordnetenhanseevom 4. März 1903. 

^iha Martin, Geb. Rat, Bischof von Budweis. Lebens- 
längliche» Mitglied seit 15. Dezember I3ü2. Rechte. 



^lailizccbvGoOgle 



Geboren am 11. November 1839 in Voslov. Er 
wurde 1862 ZDm Priester geweiht und kam nach kurzer 
Verwendung in der Seelaorge im Jahre 1864 in dae 
höhere Prieaterbildangsinstitut zum heiligen Aogastin 
in Wien, wo er den theologischen Doktorgrad erlangte. 
Hierauf wurde tHhe, Studienpr&fekt im bischöflichen 
Knabenseminar in Budweis und später Professor der 
Sloraltheologie und Pädagogik an der dortigen theologi- 
schen Diözesanlehranstalt. Als der Budweiser Bischofssitz 
im Jahre 1885 durch die Erhebung des bisherigen- 
Bischofs Grafen Schönborn zum Erabischof in Prag" 
vakant geworden war, wurde Dr. Martin fiiha zum 
Bischof von Bndweis ernannt, welches Amt er noch 
derzeit bekleidet. Bischof Klha wurde anläßlich des 
Begier ungsjubilänma des Kaisers mit der Würde eines 
Geheimen Rates bekleidet. Seine Diözese hat einen 
starken deutflohen EiDschlag. Der Bischof selbst aber 
steht im tschechischen politischen Lager. 

Ringhoffar Franz Frh. v., Großindustrieller. Ober- 
lentuant i.R. Lebenslängliches Mitglied seit 1. No- 
vember 1892. Linke. 

Geboren am 22. November 1844 zu Prag, widmete 
sich zuerst der militärischen Laufbahn und trat in die 
Genieakftdemie ein. Als Genielieutenant machte er den 
Eeldzng 1866 mit, trat dann in die Beserve. Nach 
dem Tode seines Vaters übernahm er 1873 die von 
diesem gegründete große Eisenbahnwaggonfabrik in 
Smichow, die einige tausend Arbeiter beschäftigt und 
die sich an allen Ausstellungen in hervorragendem 
Malle beteiligte. Frh. v. Ringhoffer ist überdies Be- 
sitzer der landtääichen Güter Kamenitz und Fopowitz 
in Böhmen und hat immer mit dem verfassungstreuen 
deutschen Großgrundbesitz in Böhmen gestimmt, der 
ihn in den siebziger Jahren und 1880 bis 1882 in den 
böhmischen Landtag entsendet«. Mitglied des Industrie- 
und Landwirtschaftsrates in Wien, Verwaltungsrat der 
Kreditanstalt für Handel und Gewerbe in Wien. 
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Rohan Alain Fürst, Herzog von Montbazon und 
Bouillon, Geh. Rat, Kämmerer, Rittmeister d. R. 
Erblictiee Mitglied. Sukzedlerte 1893 seinem Groß- 
oheim Camillo Rohan. Linke. Ständiger Wohnsitz; 
Schloß Sicbrow in Böhmen. 

Geboren am 8. Jänner 1853 zu Budapest. Im böh- 
mischen Landtage vertritt er den verfassungstreuen 
Großgrundbesitz. 

Ruber Ignaz Edler v., Geh. Rat, Zweiter Präsident 
des Obersten Gerichtshofes. Lebenslängliches Mit- 
glied seit 15. Dezember 1902. Rechte. 

Geboren im Jahre 1845. Ruber alsolvierte die 
Rechtsstndien an der Wiener Universität und trat im 
Jahre 1868 beim Landeagerichte Brunn in den Jnstiz- 
dienst. Bei dieser Behörde avancierte er bis zum 
Gerichts adj unkten, wurde im JeJire 1876 dem Sekre- 
tariate des Obersten Gerichts- und Kasaationahofes 
zugeteilt und im darauffolgenden Jahre als Staats- 
anwalts Substitut nach Brunn zurückberufen. Im Jahre 
I88Ö wurde er Landesgerichtarat, im Jahre 1887 stand 
er bei der Gener alprokuratur am Obersten Gerichts- 
höfe in Verwendung. Er rückte in rascher Aufeinander- 
folge zum Oberlandesgerichtsrate, zum Generaladvokaten 
beim Kaasationshofe und im Jahre 1896 zum Sektioos- 
chef im Justizministerium vor. 

Beim Amtsantritte des Ministeriums Giantech im 
November 1897 wurde Sektionschef v. Ruber aaf den 
Posten des Justizministers berufen and im Kabinette 
Thun neuerlich an die Spitze des Justizressorts ge- 
stellt. Am 30. September 1898 erschien der Erlaß, in 
welchem Ruber die richterlichen Beamten ermahnte, 
sich dem pohtischen Getriebe fernzuhalten. Sein Erlaß 
bezüglich der Koatenbemesaung erweckte in den Kreisen 
der Advokatie Widerspruch. 

In die Zeit seiner Amts Wirksamkeit fiel eine schärfere 
Handhabung des Preßgesetzes und zahlreiche Konfis- 
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kationen anläßlich der Besprechang der in jener Periode 
häufigen Verfügungen der Regierang anfGrand des§ 14 
des StaatsgTnndgesetzea. In seine ^eit fiel femer der 
nationale Streit am die Besetzung der Stelle des Frager 
Oberlandesgerichta Präsidenten nach Baron Bumler und 
das unter dem Drucke des Jastizministeriums ergangene 
Judikat, welches dem Handschreiben Kaiser Ferdinands 
vom April 1848 über die Lösung der Sprachenfrage in 
Böhmen Geaetzeskrafl; zuschrieb. Dieses Judikat, auf 
welches sich die Tschechen nnnregelmäßig beriefen, ent- 
fesselte einen Sturm der Entrüstung bei den deutschen 
Parteien, 

Anläßlich der Demission des Mintstenums Thun im 
Oktober 1Ö99 wnrde Ruber nnter gleichzeitiger Ver- 
leihung des Ordens der Eisernen Krone I. Klasse vom 
Amte enthoben und zum Senatspräsidenten beim Ober- 
sten Gerichtshöfe ernannt. 

Rumler Franz Frh. v. Aiehenwehr, Geh. Rat Lebens- 
längliches Mitglied seit 21. September 1899. Rechte. 
Geboren am 19. Oktober 1824 zuPetzka in Böhmen, 

absolvierte in Prag die juridischen Studien, trat 1848 
als beeideter Bureaupraktikant in den Dienst des haupt- 
städtischen Krimin algerichtes in Prag ein, wurde 1860 
Auskultant beim Bezirk skoUegialgerichte in Jung- 
bunzlau, 1855 Aktuar beim Bezirksgerichte Smichow 
und 1866 Landesgerichtsrat in Prag. Im Jahre 1867 
wurde er zur Dienstleistung in das Justizministerium 
berufen, wo er im Jahre 1871 zum wirklichen Sektions- 
rate, einige Jahre später zum wirklichen Ministerial- 
räte avancierte. 

Am 6. Jänner 1891 wurde er zum Oberlaudes- 
gerichtsprtLsidenten in Prag ernannt. In dieser Eigen- 
schaft war er Vorsitzender der Kommieeion, welche 
der Landtag zur nationalen Trennung der Geriohts- 
bezirke einsetzte, deren Arbeiten jedoch durch die 
Agitation der Tschechen und Feudalen abgebrochen 
werden mußten und deren Berichte vom Landtage 
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unerledigt blieben, als der deutsch ~ böhmische Aus- 
gleich f&llen gelassen wurde. Rumler blieb bis zum 
Jahre 1898 im Amte und wurde Mitglied des Staats- 
geriohtshofes. Er mußte der tsohechjsch-nation&len 
fjtrömung weichen, die seine Entferunng verlangte, 
und trat in den bleibenden Buhestand. 

Schoeller Paul K v., Groilindustrieller. Lebensling- 
liches Mitglied seit 1 b. Dezember 1 903. Verfassungs- 
partei. 

Geboren im Jahre 18ä^, ist seit t^S!) Mitinhaber 
des durch eine Reihe hervorragender Unternehmungen 
«nf dem Gebiete der Metall-, Zucker-, Mühlen- und Mon- 
tanindustrie bekannten Großhandlungshauaes Schoeller 
& Comp. Im öffentHohen Leben ist Paul v. Schoeller als 
Präsident verschiedener industi-ieller Unternehmungen, 
sowie bei zahlreichen gemeinnützigen Inatituten tätig. 
Er bekleidet die Stelle des Prüaidenten der Börse für 
landwirtschaftliche Produkte und hatte sich seiner- 
zeit um die Aufrechterhält nng der großen Saatenmärfcte 
in Wien verdient gemacht. Paul v. Schoeller fangiert 
als königlich großbritannischer Generalkonsul, ist Mit- 
glied des Kuratoriums am Österreichischen Museum 
für Kunst und Industrie, Kurator des Handelsmuseums, 
aowie des „Kaiser Franz Joseph I. Jubiläums Stiftung 
für Volks Wohnungen und Wohlfahrtseiarichtungen" . 

Schoeller Philipp E.v.,Gener8lrat der österreichisch- 
ungarischen Bank. Lebenslängliches Mitglied seit 
15. Jänner 1895. Verfassungspartei. 

Geboren im Jahre 1846. Chef des Groflhandluags- 
hauses Schoeller & Comp, in "Wien, welches auf eine 
ganze Reihe von Produktionszweigen einen maßgebenden 

■Emflufl nimmt und zahlreiche Fabriken in Niederöater- 
reich uud den Nachbarprovinzeu besitzt Er beschäftigt 
sich hauptsächlich mit der Leitung des Wiener Zentral- 
bureauB der Firma. Philipp v. Schoeller war Ver- 

-.waltungsrat der Verkehrsbank und nach dem Tode 
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seines Vaters eine ZeiÜang aach Verwaltnogsrat der 
Niedere Bterreicbiscfaen Eakomptegesellsch&ft. Gegen- 
wärtig gehört Hiilipp v. Schoeller dem Generalrate 
der Usterreichisoh-ungarischen Bank an und befindet 
sich äberdies noch in den Verwaltnngen der Brünner 
Kanungamap inner ei, sowie der Arad-Gsanader Be^. 

Schönborn -Buchheim Friedrich Graf, Geh. Rat, Käm- 
merer. Erster Präsident des Verwaltungsgerichts' 
hofes. Lebenslängliches Mitglied seit 16. Jänner 
1881. Rechte. 

Geboren am 11. September 1841 zu Dlaschkowitst 
in Böhmen. Studierte in Frag die Rechte and promo- 
vierte daselbst. Ala Mitglied des katholisoh-politiBcheu 
Kasinos trat er schon in jungen Jahren mit stark 
klerihal-fendalen Reden in die Öffentlichkeit. Im ka- 
tholisch-politischen Vereine in Böhmen stand er mitten 
in der Agitation des Feudaladels gegen die Bepernng 
Anersperg. Als offener Parteigänger für das böhmische 
Staatsrecht trat er in seiner im Jahre 18T0 erschienenen 
Broschüre , Böhmen und Österreich", die im Verlage 
Dominions in Prag erschien, for den Föderalismus und 
die Krönnng des Königs von Böhmen ein. Die dua- 
listischen Ausgleichsgeaetze kennzeichnete er damals 
* als einen leoninischen Vertrag und sprach das Be- 
dauern darüber aus, daß der österreichiache Soldat 
an der Spitze der Prfttorianer Kossuths stehen müsse. 

Im Dezember 1874 hielt Graf Schönborn im Prager 
katholischen Vereine eine Bede gegen die Zulassung 
der Freimaurerei in Österreich. 

Im September I6S0 kandidierte Schönbom in den 
Pilsener Landgemeinden für ein Heichsratsmandat in 
Böhmen. In einem Aufruf an die Wähler dös verstor- 
benen Dr. Brauner erklärte er, dem staatsrechtlichen 
Klub beitreten und für die sechsjährige Schulpflicht 
wirken zu wollen. Die Jungtschechen stellten ihm 
■Dr. Stoidl als Gegenkandidaten gegenüber, der auch 
gewählt wurde. 
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Id diesem Jahre warde Qraf Schönbom Mitglied 
des Staatageriohtahofes. Zd jener Zeit wax er ein 
eifriger Uitarb«iter des Wiener , Vaterland' und galt 
Bchon damals als Aspirant für einen Ministe rposten 
im Kabinette Tasffe. Im Jahre 1876 erschienen seine 
„Randglossen zum Entwarfe eines nenen Strafgesetzes" 
nnd 1880 die Schrift „Wirknngen der Nenschule", in 
welcher er sich gegen die Konfessionlosigkeit ansspracb 
und Lehrern und Schulin spektoren vorwarf, daß sie dem 
Christentum gleichgiltig gegenüberstehen. 

Viel Äufäehen erregte in dem Prozesse des William 
Frh, V. Pawel-ßemmingen, der in der Zeit vom 15. bis 
19. Dezember 1882 vor den Geschworenen in Innsbruck 
dnrcbgefShrt wurde, die Verlesung eines Briefes Scbön- 
boms, in welchem derselbe für diesen klerikalen Agi- 
tator, der vielen armen Leuten unter der Vorspiegelung, 
dafl er eine indische Millionen erb schaft zd beheben 
habe, das 0«)d abgenommen hatte, aufa wärmste ein- 
getreten war und in welchem er dem Notar Dr.Hechen- 
berger mitteilte, er habe diese Straf an gelegenheit im 
Zuge der Untersuchung dem Grafen Taaffe, dem Baron 
Gaymerle and dem Jastizm in ister Dr. Fra^k bereits 
empfohlen. Der Brief war vom 2. Februar 1881 datiert. 

Graf Sohönbom war bald darauf am ti. November 
1881 zam Statthalter von Mähren emanut worden. Er 
begünstigte alle Bestrebnngen der Tschechen im Lande, 
förderte bei den Wahlen in die Vertretoogakörper die 
tschechischen Kandidaten und ließ sich am 17. Juli 
1884 bei den Landtags wählen in Mähren von den Land- 
gemeinden Ungarisch-Hradiach in den Landtag wühlen. 
Bei der Agnoszierung dieser Wahl kam es am 20. De- 
zember 188.5 zn heftigen Debatten und Anef&llen gegen 
das politische Gebaren des Statthalters. Da von der 
dentschen Partei auf die AnnuUierung der Wahl ge- 
drängt wurde, verzichtete Graf Schönbom auf das 
Mandat nnd lehnte die Wiederwahl am S.Juli 1886 ab. 

Am 24. Dezember 18S5 forderte er die Bezirks- 
hauptleute in Mähren auf, über den Deutschen Sohul- 
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verein za berichten and zu prüfen, ob nicht die Be- 
stimmangeu über die Bildung politischer Vereine auf 
denselben anzuwenden wären. 

Eb rief daher nicht geringes £r staun es in der 
deutsch- liberalen Partei hervor, als am 11. Oktober 
188S Graf Schönbom an die SteUe Pra^Äks znm Ju- 
stizminister im Kabinette Taaffe ernannt wnrde. Durch 
konziliantes Auftreten, dnrch seinen Erlaß, betreffend 
die mildere Behandlnng der Fresse, vom 18. Jänner 
1889, dnrch Objektivität bei Besetsungsf ragen sowie 
durch seine äußerlich korrekte Haltung in der Aus- 
führung der Beschläsae der Auagleichskonferenz suchte 
er allmählich das ihm von deutscher Seite entgegen- 
gebrachte Mißtrauen na bannen. 

Eine seiner ersten Anforderungen an den Beichsrat 
war am 24. Oktober 188S das Verlangen um Indem- 
nität für die kaiserliche Verordnung, betreffend die 
Einstellung der Geschworenengerichte in 1& Geriohts- 
fiprengeln Österreichs aus Anlaß anarchistischer Um- 
triebe. 

Als von tsohfichischer und polnischer Seite zur 
Änderung des § 27 des kaiserÜcben Patentes vom 
7. August lä60 über den Sprachgebrauch beim Ober- 
sten Gerichtshöfe gedrängt wurde und im Mai 1889 
ein diesbezüglicher Antrag des Abgeordneten Dr. Zucker 
vorlag, erklärte Graf Schönboru am 10. Mai, ein Be- 
dürüiia der Bevölkerung und der recht suchenden Par- 
teien nach einer Änderung des Statutes des Obersten 
Gerichtshofes bestehe nicht, es werde nur von Poli- 
tikern oder Advokaten, welche deutsche Kollegen vom 
Plädieren aussohlieQen möchten, fingiert. Die Parteien 
wollen vor allem ihr Becht. £b sei nicht an der Zeit, 
über den Antrag Zucker zu sprechen. Die angeregte 
Frage' sei nur im Wege der Gesetzgebung, nicht im 
Wege der Verwaltung zu lösen, 

Graf Schönbom brachte am 10. Mai 1889 seinen 
PreüerlaQ vom 18. Janner 1889 aur Kenntnis des Ab- 
geordnetenhauses. In demselben anerkannte der Justiz- 
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minister, daS die Staatsanwftite mitunter die Grenzen 
der statthaften freien Meinungsäußerung nicht richtig 
beurteilen und in dem Eifer unstatthafte Angriffe gegen 
gegetzlich geschützte Institutionen und deren Organe 
abzuwehren and die an dieselben geknüpften hoch- 
wichtigen Interessen zn wahren, suweilen diese Grenzen 
zD enge ziehen. Insbesondere sollten sich die Staats- 
anwälte gegenwärtig halten, daß sie durch die Absicht, 
ihr Eingreifen anf die Beschlagnahme einer Drack- 
schrift zu beschränken, nicht der Pflicht entbanden 
sind, die Merkmale der Strafbarkeit des Tatbestandes 
mit der gleichen Sorgfalt zu prüfen, als bei der sub- 
jektiven Verfolgnng einer filr den Inhalt der Druck- 
schrift verantwortlichen Person. Es widerspreche dem 
Gleiste des Gesetzes, wenn sich die Staatsanwälte bei 
ihrem Einschreiten in zu ängstlicher Weise durch die 
Besorgnis eines möglichen Mißerfolges der subjektiven 
Anklage leiten lassen und dadurch, wie es in einigen 
Spreugeln der Fall sei, das objektive Verfahren zur 
fast ansnahmslosen Bege! machen. 

Als Jnstizmin ister äel es dem Grafen Schönbom 
zu, diejenigen Vorlagen auszuarbeiten and jene Vor- 
kehrungen za treffen, welche die Fragen der Justiz- 
verwaltang im de utsch-böhni lachen Ausgleiche betrafen. 
Es erschien demgemäß am 5. Febrnar 1890 die Ver- 
ordnung, betreffend die Änderungen in der Gerichts- 
orgauisation im Königreiche Böhmen, welche behufs 
Neuerriehtung von deutschen Bezirks- nnd Kreisge- 
richten die Einsetzung einer Bezirksabgrenzungakom- 
mission beim Prager Oberlandeagerichte unter Vorsitz 
des Oberlandesgerichtspräsidenten B. v. Temnifka an- 
ordnete. Eine zweite Verordnung betraf die Besetzung 
der Batstellen and die Befaandlang der Personal- und 
Disziplin arangelegenheiten beim Prager Oberlandes- 
gerichte, durch welche gleichzeitig die Handhabung 
der Stremayrsohen Spraohenverordnnng eingeschränkt 
wurde. Die jangtsohechische Agitation wider den Aus- 
gleich entfesselte einen Sturm der Enteüstung gegen 
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den Justizminiater. Eine Sonkiirsausschreibnng vom 
24.April 1890 auf Grand dieser Verordnnng für rich- 
terliche Stellen bei deutschen Gerichtshöfen des nörd- 
lichen Böhmens, £&r welche ausdräcklich die Kenntnis 
des Tschechischen als nicht erforderlich angegeben er- 
schien, führte zn einer heftigen Interpellation Dr. Biegers. 

Der vom Grafen Schönbom vorgelegte Entwnrf 
eines neuen Strafgesetzes kam nicht zur Erledigung. 

Alu die Antisemiten in der Jnstizdebatte forderten, 
daQ kein Jude bei Gericht einem Christen den Eid 
abnehmen solle, erklärte der Minister am 14. Juni 1891: 
,Es ist Sache einer guten Amtiernag, daß die reli- 
giösen Gefühle der Bevölkerung geschont werden, 
allerdings nicht auf Kosten der staatagrundgesetzlich 
gewährleisteten Gleichberechtigung, ' 

Ein Schreiben an den Präsidenten des Abgeordneten- 
hauses, welches der Minister in die geheime Sitzung 
sendete, als aber die IfiQbilligangsaffaire Schneider- 
Wrabetz im Juli 1891 verhandelt wurde, und welches 
bekannt gab, daß die Staatsanwaltschaft sich nicht ver- 
aulafit gesehen habe, wegen der in der Heimecfaen 
Broschäre wider Schneider erhobenen Beschuldigungen 
der Stampiglient&lschnng gerichtlich einzuschreiten, be- 
einflußte die Entscheidung dea Abgeordnetenhauses in 
der Miß billigungs frage gegen Wrabetz. 

Am 10. September 1891 machte er eine Reise zur 
Untersuchung der Mängel und Bedürfnisse der 6e- 
richtahöfe in Galizien und der Bukowina. 

Von den Jungtschechen vielfach angefeindet, weil 
er ihnen gegenäber große Znrnckhaltnng bewahrte, 
fand er es gegenüber dem Abgeordneten Vascbaty 
notwendig, seine Zugehörigkeit zu der tschechischen 
Nation zu bekunden. Er sagte diesfalls in seiner Bede 
vom 11, Dezember 189t: „Ich selbst bin von deut- 
scher Abkunft, ich bin aber in Prag geboren und lasse 
mir meine böhmische Landesangehörigkeit durch eine 
„Ureinwohner-Terminologie" des Abgeordneten Vaechaty 
nicht verkürzen." 
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A , lq die Frage der nationalen Oerichtaabgrenzuug 
in Böhmen in ihrer Lösung beschleuoigt Verden sollte, 
erließ Schönbom die am 23. April 1892 publizierte Ver- 
ordnang, betreffend die Errichtnng eines deutschen 
Bezirksgerichtes in Wekelsdorf. Di es er Verfügung wegen 
betmtragten die Jungtscbechen seine Versetzung in den 
AnklagezQ stand vor dem Staatsgerichtshofe. In der 
Debatte vom 5. Hai 1893 wurde der Antrag abgelehnt. 

Mit Befriedigung wurde der £rlaQ des Uinisters 
vom 7. November 1892 aufgenommen, in welchem er 
die Aufmerksamkeit der Oberlandesgerichtspräeidien 
auf Unzukömmlichkeiten der Amtspersonen bei Schluß- 
verhandlangen bei den Strafgeriobten lenkte. 

Je mehr im Kabinette Taaffe die Meinungen aber 
den engeren Anschluß an die Linke unter den Ministem 
auseinandergingen, desto entschiedener trat Clraf Schön- 
bom auf die Seite jener, welche diesen ADSchiuß wider- 
rieten. 

Remonstrationen- wurden im italienischen Parla- 
mente erhoben, als Minister Schönborn zum Papst- 
jubiläum der Miohaels-Bniderschaft in Wien am 11, Fe- 
bruar 1893, in welcher für die Wiederherstellung der 
weltlichen Macht des Papstes demonstriert wurde, er- 
schienen war. 

Am 15. MSrz 189^1 kündigte Schönbom die Ein- 
bringung der neuen Zivilprozeßordnung, eines Organi- 
sation egesetzes für die (Berichte uod eines neuen Exe- 
kutiv Verfahrens an. In derselben Sitzung wendete sich 
der Minister gegen eine Äußerung des Abgeordneten 
Sueß, der die Abnahme der Verbrechen als die Folge 
der modernen Schule bezeichnet hatte, indem er die 
konstatierte Tatsache der Minderung der Verbrechen 
zugab, jedoch erklärte, daß seiner Ansicht nach nur 
eine wahre christliche Erziehung die Besserung der 
moralischen Verhältnisse herbeifähren würde. 

Am 12, November 1893 wurde er über Vorschlag 
. des Hohenwart-Klabs als Justizminister in das Koali- 
tionsministen um "Windischgrätz berufen. In der Budget- 
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debatte am 22. Hai 1894 hielt er uachtrSglioh der Ära 
Taaffe eine lobende Nachrede. 

Er vertrat gegenüber den Klagen der Jungtscbechen 
über die Konfiskationen immuner nichtdentsoher Beden 
der Abgeordneten den Standpunkt, daß dem Redakteur 
die Beveislast für die wahrheitsgetreue Wiedergabe der 
in den Vertretungekörpem gehaltenen Heden zufalle. 

Am IG. Mai I8'.>4 sandte er an die Oberlandes- 
gerichte anläßlich eines vor einem Wiener Gerichte 
verhandelten Ehren beleidigungeprozes&es einen Erlaß, 
in welchem er gegen das Hereinzerreu von Eamilien- 
angelegenheiten, wenn dieselben mit dem Gegenstande 
der Verhandlung nicht im Zusammenhange stehen, durch 
Zeugen in eine Verhandlung Einspruch erhob. Nach der 
Sprengung der Koalition schied er aus dem Amte am 
19. Juni 1895, bei welchem Anlaß ihm das Großkreuz 
des Leopold -Ordens verliehen wurde. 

Wälüend der Lemberger Aasstellang hielt Graf 
Schönborn bei einem Diner, das der polnische Hoohadel 
ihm nach der Abreise des Finanzminiaters Dr. v.Flener 
von Lemberg am 2, September 1894 veranstaltete, eine 
Bede, in welcher er, einen Toast des Fürsten San- 
guszko beantwortend, erklärte, er fühle sich den Polen 
durch politische Gesinnung verwandt; die konserva- 
tiven Elemente seien ganz besonders zur Mitwirkung 
im StaatslebeTi berufen, nnd was ihm und seinen Ge- 
sinnungsfjenosaen die Mitwirkung besonders erleichtere, 
sei, daß die Söhne des polnischen Volkes treu fest- 
halten an dem Glauben ihrer Väter, 

Am -37. Oktober 1895 wurde er nach dem Rück- 
tritte Belcredis zum Präsidenten des Verwaltungs- 
gerichtshofes ernannt. Wiederholt in die Delegation 
gewählt, leitete er auch wiederholt die Verlaudlungen 
der Quotendcputatioii 

In der Debatte der Delegation über das Ministe- 
rium des Äußern trat er am 7. Juni 1901 für den 
Dreibund ein, aber empfahl gleichzeitig die AnnShe- 
rung an Rußland und Frankreich, 
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Ein eifriger Förderer der Bestrebungen des katho- 
liaclien SchnlvereineB, hielt er am 15. Xovember 1901 
in der General versaiamlang deeselben eine Kede, in 
welcher er die „Loa von Rom"-Bewegui]g als hoch- 
verr&teriach bezeichnete. 

In Fleischers „Deutsche Revne" veröäentlichte er 
im Jänner 1902 Beminiszensen an Begegn nagen mit 
bemerkenswerten Zeitgenossen. 

Als der ungarische Reichstag die Schaffung einer 
selbständigen ungarischen Armee verlangte, trat Graf 
Schönbora am 26. Februar 1903 im Herrenhauae für 
die Erhaltung der Einheit der Armee ein. Noch schärfer 
betonte er die Notwendigkeit der Erhaltung der Ein- 
heit der Armee und der einheitlichen Kommando- 
spracbe anläßlich der Beratung des Rekrutenkontin- 
gentes am 28. September 1903, als die Unabhängig- 
keitspartei in Ungarn auch das verfassungsmäßige Recht 
des Kaisers bezüglich der Organisation der Armee in 
Zweifel zog. 

In der Wahlreformdebatte des Herrenhauses am 
2. Dezember 1905 trat er gegen die, wie er behauptete, 
durch die Pression der Arbeiterpartei überstürzte Vor- 
lage des Frh. v. ßautach über die Änderung des Wahl- 
rechtes und über die Reform des Herrenhauses ein 
and vertrat seinen ablelinenden Standpunkt auch in 
zahlreichen Zeitungsartikeln. 

In Wort und Schrift trat er gegen den Unfug des 
Duells als einer der Führer der Antiduelliga ein. 

In der Wahlreformdebatte am 21. Dezember 1906 
war er der letzte Redner und plädierte aus Gründen 
politischer Opportunität für die Regierungsvorlagen, 
da nach seiner Überzeugung das HeiTenhaus auf die 
Dauer im Kampfe mit den Faktoren, welche die Ein- 
führung des allgemeinen gleichen Wahlrechtes wollten, 
nicht würde widerstehen können, während Fürst Karl 
Anersperg die gegenteilige Meinung vertreten hatte. 
Graf Schönbom sprach der Krone den Dank dafür 
aus, daß sie, um die Stellung des Herrenhauses zu 
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featigea, darch ibre Zustimmung zu dem Namerus 
clausus auf das Recht der unbeschränkten Erneniiung 
von leben Blfifflgiichen Mitgliedern verzichtet hatte, 

Schönborn-Buchheim Karl Friedrich Graf, Geh. Rat, 
Kämmerer. Erbliches Mitglied. Subzedierte am 
S.März 1881. Rechte. Ständiger Wohnsitz : Luka- 

vio - Pf estic, . . 

(Geboren am 10. April' 1U4Ü. Präsident des katho- 
lischen politischen Vereines für das Königreich Böh- 
men. Besitzer der Herrschaften Pfestic, Kozolnp. Ver- 
tritt im böhmischen Landtage den fideikommissarischeu 
Großgrundbesitz seit 1883. Besitzer der Fideikomniisse 
Dlaschkowic, MaleSic, Kozolup, Lukawec, Pfichowitz, 
Prestic. 

Schönburg- Hartenstein Alois Fürst, Geh. Rat, Kam- 
merer, Oberst i. d. R. Vizepräsident des Herren- 
hauses. Obmann der Mittelpartei. Erbliches Mit- 
glied. Sukzedierte im Jahre 1897. 

Geboren am 21. November 185» zu Kariafuhe. 
Studierte im Jesuiteninstitute in Kalkaburg. Im Laufe 
seiner militärischen Karriere wurde er Flügeladjutant 
des Kaisers und kam dann als Militärattache zur Bot- 
schaft in Berlin. 

Nach dem Tode seines Vaters, des ehemaligen Vize- 
präsidenten des Herrenhauses, des Pursten Alexander 
Schönburg, welcher der Verfassungspartei angehört 
hatte, schloß sich Fürst Alois Schönburg bei seiner 
Sukzession als erbliches Mitglied des Hauses der Mittel- 
partei an, deren Wortführer und Obmann er wurde. 

Im April 1903 wurde dem. Fürsten der Orden des 
Goldenen Vließes verliehen. 

Am 19. September 1903, nach dem Tode des Grafen 
Hoyos, wurde Fürst Schönburg zum Vizepräsidenten 
des Herrenhauses ernannt. An demselben Tage hielt 
er anläßlich der Debatte über die Erhöhung das ße- 
krutenkontingentea eine Eede, mit welcher ei- für die 
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Erhaltung der Gern ein Bomkeit der Armse und Ha die 
Wahrung dea Rechtes der Erona bei der Organi- 
sation der Armee eintrat und die Bestrebungeo der 
ungariscben Unabhängigkeitapartei nach Scfaftfinng einer 
selbständigen, nationalen Armee als eine Schädigung 
der Interessen beider Beichshälften darstellte. 

Zur Zeit, als die Obstrnktion im Abgeordneten- 
faause die gesamte Tätigkeit der Legislative hemmte 
nnd andi das Herrenhans nicht in der Lage war, den 
Staatsvoranschlag und andere Staatsnotwendigkeiten 
zu erledigen, trat Fürst Schönbnrg am 9. Dezember 
1904 mit einem Dringlichkeits antrage auf Bevision 
des Gesetzes über die Geschäftsordnung vor das Herren- 
haus. Der Antrag wollte in erster Reihe Termine für 
die Erledigung der Regierungsvorlagen feBtaetzen, um 
dieselben dem Einflüsse der Obstruktion zu entziehen 
gleichzeitig aber anoh die volle Beeinträchtigung der 
Bechte des Herrenhaueea durch parteipolitische Vor- 
gänge im Abgeordneten hause vereiteln. Die Dringlich- 
keit des Antrages wurde anerkannt und derselbe an 
«ine Sonderkommission gewiesen. Am 7. Februar 1905 
' lag der von der Kommission ausgearbeitete Gesetz 
«ntwurf vor, den das Herrenh&us am 11. Februar des- 
selben Jahres annahm, der jedoch nicht vom Abgeord- 
cetenhauBe verhandelt wurde. 

In der Wahlreformdebatte vom 31. Dezember 1906 
sprach er gegen die Wahlreform und gegen den Nu- 
merus clausus. „Meine Meinung', sagte Fürst SchÖn- 
buTg, „ist, daß der Numerus clausus in manchen Fällen 
bis zu einem gewissen Grade von Vorteil sein kann, 
aber im allgemeinen halte ich es nicht für opportun, 
das Recht der Erone einzuschränken. Ich kann also 
xiicht anders als erklären: Ich glaube, das Herrenhans 
bat das Erstgeburts recht der Abänderungen eines so 
wichtigen Gesetzes gegen das Linsengericht des Nu- 
mems clausus hergegeben." Fürst Schönburg stimmte 
mit der Gruppe Karl Auersperg, Schwarzenbei;g gegen 
die Wahlreform und legte infolgedessen, da er mit 
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■ der Mehrzahl der Mitglieder der Mittelpartei in Wider- 
sprach kam, seine Stelle als Ohmanii der Mittelpartei 
nieder. 

Pürat Schönburg ist PrSsident der österreichlachen 
Gesellschaft vom Roten Kreuze. 

Schreiner Morltr R. v., Hof- und Gerichteadvokat. 
Lebenslängliches Mitglied seit 21. September 1899. 
Verfassungspartei. 

Geboren im Jahre 1824 in Graz. Nach absolvierten 
Bechtsatadien trat er in den Staatsdieast ein. Während 
sein Vater Professor Gastav Schreiner dem Frankfurter 
Parlamente als Mitglied angehörte, redigierte er im 
Jahre 1848 an seiner Stelle die „Grfitzer Zeitung". 
Wegen seiner nationalen Haltung wurde er aus dem 
Staatsdienste entlassen und trat im Jahre 1862 zur 
Advokatie über. 

Im Jahre 1867 wurde er in den ateiermitrkiachen 
Landtag und in den Grazer Gemoiuderat gewählt. Zu- 
nächst vertrat er die Stadt Leibnitz, später die Stadt 
Graz im Landtage, dem er bis zum November 1901 
angehörte. 

Im Jahre 1870 wurde Schreiner zum Bürgermeister 
von Graz gewählt und legte dieses Amt im Jahre 187ä 
nieder. Vom Landtage wurde Schreiner in den Landes- 
auaschuB entsendet, dem er 33 Jahre seine Tätigkeit 
widmete. Eine Hauptforderung ließ er dem vom 
Erzherzog Johann geschaffenen Landesmuseum zuteil 
werden und fährte mit Energie das Schukeferat im 
L andesausBchusse. 

In der langen Zeit seiner politischen Tätigkeit war 
er einer der Führer der FortBchrittapartei in Steiermark. 
Durch viele Jahre war er Präsident des Steiermärki- 
schen Kunatvereines. Schreiner fungierte auch lange 
als Rechtsanwalt der Wechselseitigen Brandschaden- 
Versich erunga ans talt in Graz and bekleidete das Amt 
eines Präsidenten des Verwaltungsrates der Graz-Eöf- 
lacher Eisenbahn- und Bergbau gesellschaft, eines Vize- 
«0" 
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prüei deuten des Verwaltungsrates der Leoben-Vordero- 
berger Eisenbahn, eines Präsidenten des Verwaltangs- 
ratea der Akademie für Handel und Industrie, sowie 
eines Präsidenten der Grazer Tr am wayges ellschaft. Am 
30. November 1901 legte er sein Landtagsmandat nieder, 

Sphuster Leopold, Fürstbischof von Seckau. Lebens- 
längliches Mitglied seit 1894. Parteilos. Ständiger 
Wohnsitz: Graz. 

Geboren am 24. Oktober 1842 za St. Anna am 
Algen bei Fehring als Sohn eines Landwirtes. Stn- 
' dierte in Graz. Am 9. JuU 1865 erhielt er die Priester- 
weihe und wurde Kaplan in Eisenerz. An das Knaben- 
Seminar in Graz berufen, wurde er 1870 zum Doktor 
der Theologie promoviert und wirkte als Peligione- 
lebrer am Graz er Staats gymnasium. An der theolo- 
gischen Fakultät in Graz lehrte er Kirchenrecht, später, 
seit Juni 1867, Kirchen ge schichte. Im Jahre 1883 
wurde er zum Rektor gewählt, am 29. Juli 189U zum 
Propst und Stadtpfarrer der Abtei „zum heiligen Blnt" 
ernannt. Er war vielfach auf theologischem Gebiete 
literarisch tätig. Am 20. Oktober 1893 ernannte ihn 
Erzbisehof Haller aum Förstbischof. 

Schwarzenberg Adolf Josef Fürst, Gefürsteter Land- 
graf im Kleggau, Graf zu Sulz, Herzog zu Krumau, 
Geh. Rat, Major a. D. Erbliches Mitglied. Sukze- 
■ dierte am 4. Dezember 1888, Rechte. Ständiger 
Wohnsitz: Wien. 

Geboren am 18. März 1832. Nach beendeten Studien 
trat er in die Armee ein, die er im Jahre 1857 als Ritt- 
meister bei Civalart-Ulanen verließ. Während des ita- 
lienischen Krieges von 1869 trat er wieder in die 
Armee ein und machte im Adjutantenkorps die Schlacht 
von Solferino mit. Er wurde am 28. Juni 1869 zum 
Idajor befördert. Nach dem Kriege widmete er sich 
der Verwaltung der umfangreichen Guter und indu- 
striellen Etablissements seiner Familie. 
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Im böhmischen Landtage vertritt er deu fidei- 
kommiasarischen GroSgrondbesitz. Am 38. Jaiii'-~'1879 
wählten ibn die Landgemeinden Prachatitz-Schätteit- 
hofen in das Abgeordneten hang, wo er Mitglied dea 
Öesky-Klub war. Nach dem Tode seines Vaters wurde 
Schwarzenberg nicht Bofort zur SakzesBion anfgefoi^ 
dert. Die Opposition im Abgeordneten hause behauptet«, 
es handle sich der Begierung Taaffe daram, ihre 
schwankende Majorität nm diese eine Stimme noch 
solange als möglich zu stärken. Sein ferneres Ver- 
weilen im Abgeordnetenhauae gab der Opposition zu 
Kontroversen AuiaU. 

Kurator des Museums für Kunst und tidustrie 
in Wien. Mitglied der Bezirks Vertretungen Budweis, 
Hohenfurtb, Obmann der Bezirke Vertretung Oberplan, 
femer Mitglied der Bezirks Vertretungen MoldenBtein, 
' Netolitz, Schttttenbof, Wittiogau - Lomntt^. Goldenes 
VlieO 1887. Besitzer von Neuwaldegg (Niederöater- 
reich), Muran, Qoppelsbach, Försterhaus in Predlitz, 
Frauenburg, Authal, Hainfeld, Pusterwald, Grubhofen, 
BoBsenbach, Penkhof, Schlüsselwald, Gui-terheim, Bei- 
ferstein, Hammerwerk zu Niederwölz, Jägerhaus In 
Baierdorf, Blutaue in Teaferbach (Steiermark), Lib^jic, 
Erumau, Prauenberg, Wittingau usw. in Böhmen. 

Schwarzenberg Karl Fürst, Geb. Rat. Erbliches Mit- 
glied. Rechte, äukzedierte im Jahre 1904. 

Geboren am 1. Juli 1869 auf Schloß Cimeüo in 
Böhmen. Er studierte am tschechischen Gymnasium 
in Prag und bezog daselbst die Universit&t, wo er 
sich dem Rechtsstadium widmete. Im Jahre 1881 
trat er in den politischen Verwaltungedienst ein und 
blieb als Konzipist bei der Präger Statthalterei bis 
zum Jahre 1886, In jener Zeit betätigte er sich schrift- 
stelleriech durch Beiträge für die Zeitschrift des bdhmi- 
a che n Museums. Kurz darauf verließ er den Staatsdienst. 

Der nichtfideikommisearische böhmische Großgrund- 
besitz wählte den Fürsten in den Landtag. Als eifriger 
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Parteigänger der klerikal- feadalen Gruppe des böh- 
mischen Hochadels ward« er deaeen Wortführer und 
vertrat mit großem Eifer die nationalen Ansprüche 
der Tschechen. Dabei stand er dem jungtschechiachen 
RadikaltsmnB immer in Fechterstellung gegenüber und 
bekämpfte den HaSBitiemus, mit welchem damals die 
Jnngtschechen in verstärktem Maße ihren Liberalis- 
mus eu markieren Euchten. Als die Jangtecheohen im 
Landtage den Antrag stellten, am Prager Utieeiim 
ein Hasmedaillon anzabringea, demonstrierte der Fürst 
gegen diesen Antrag durch seinen Austritt aus der 
Musenmsgeaellachaft. Gleichzeitig hielt Fürst Sohwar- 
zenberg im Landtage am 25. November 1889 eine ßede, 
die den Zorn der Jongts che eben erweckte. Er schilderte 
in derselben Johann Hus, au dessen Asche die Jung- 
tsidieohen WaUfabrten nach Konstanz arrangierton, als 
den Vertreter des Kommunismus im 15. Jahrhundert 
und nannte die Hussiten Käuber und Mordbrenner. 
In dem Lärm, mit dem die Jungtschechen diese Rede 
begleiteten, rief ihnen der Fürst zu: „Die Rose der 
Rosenberge, der Vorfahren der Schwarzen berge, bildete 
einst das Kampfzeichen gegen die Hussiten, und die 
weiß-blauen Farben der Schwarzen berge werden das 
Kampfzeicben gegen die Xeu-Hnssiten sein." 

Die Jungtschecben hatten sich im Landtage im 
Oktober 1889 zu 'einem besonderen Klub vereinigt und 
Dr. Julius Gregr legte am 2. Oktober 1889 während 
der Abstinenz der deutschen Abgeordneten einen Adreß- 
entwurf vor, den Alttachecben und Feudale angesichts 
der eingeleiteten VerstBjidigungs versuche als derzeit 
inopportun bekämpften. Kurz vorher hatte der Kaiser 
im Delegationsoercle von den Jnngtschechen als einer 
, sonderbaren Gesellschaft" gesprochen. Unter den Red- 
nern gegen die Adresse im Landtage befand sich auch 
Fürst Sehwarzenberg, der betonte, er und seine Partei- 
genossen erstreben die Abänderung der Verlasenng 
auf verfassungsmäßigem Wege. Es sei nicht möglich, 
in einer absehbaren Zeit zur Durchführung des Staats- 
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rechtes zn gelangen. Unter den beetehenden Verhält- 
nissen sei es nur ein leerer Schlag auf die Trommel, 
wenn man sich mit der Frage des Staatarechtes be- 
&sse, ohne die geringste Aussicht anf Erfolg, weil 
dies zn einem Kampfe mit dem ganzen Reiche führen 
maßte. 

Der fidei komm iasari sehe Großgrundbesitz des Frager 
Wahlkreises w&hlte den Fürsten am 7. März 1891 in 
das Abgeordnetenhaus. Auch hier stand er an der 
Spitze der föderalistischen Bewegung und war wieder- 
holt deren Wortführer gegen die Bedner der deutsoh- 
liberalen Opposition. 

Am 17. März 1891 bekämpfte er eine Bede Gregrs 
im Abgeordnetenhan ee, in welcher dieser erklärt hatte, 
daß im tschechischen Volke der Haß gegen den Staat 
im Waohseu begriffen sei. Fürst Schwarzenberg nannte 
diese Bede nnpatriotiscb, fügte aber bei, er müsse zu- 
geben, daß manche gerechte Forderung des tacfaechi- 
schen Volkes noch immer unbefriedigt sei. 

Kurz nach seiner Wahl in den B^ichsrat empfahl 
er am 30. März 1891 im katholisoh-politiBchen Vereine 
für Böhmen die Bildung einer klerikal-konservativen 
Partei im Lande als Gegengewicht gegen die hussi- 
tische Bewegung im jnngtschechi sehen Lager. 

Im böhmischen Ausgleichslandtag schloß er sich 
den Gegnern der Wiener Punktationen an und nahm 
an der tschechischen Delegiertenkonferenz voml.No- 
vember 1892 in Prag teil, welche eich prinzipiell für 
das Staatsrecht einsetzte. Trotzdem blieb er im schroffen 
Gegensalxe zum fortschrittlichen Jungtechechenklnb. 

Am 23. November 1892 verteidigte er in der De- 
batte über das Budget die Forderung der Tschechen 
nach Verwirklichung des Staatsrechtes und der Krö- 
nung des Königs in Prag. Diese Bede war voll scharfer 
Ansfälle gegen die deutsche Linke, welche über das 
Verhalten des Kabinettes Taaffe und der feudalen 
Unterhändler an dem deutsch-böhmischen Ausgleiche 
Klage erhoben hatte. Diese Bede führte zu einer neuen 
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Begiernngskrise. ladem der Fürst £üf das tscheohieehe 

Staatsrecht eintrat, behauptete er, der DualismuB be- 
dürfe der Klärung; der Liberaliamns habe an Be- 
deutung verloren ; «ine der wichtigsten Forderungen, 
welche Beine Partei in der Schulfrage aufgestellt habe, 
werde sie nicht aufgeben. Schließlich forderte er den 
Grafen TaaiFe auf, sich zu äußeni, ob er die Stelle 
des böhmischen Landsmannministera, die durch den 
Räcktritt PraüAks erledigt war, nicht bald wieder- 
besetzen werde. 

Diese Rede enthielt gleichzeitig die völlige Los- 
sagung des feudalen Hochadels von den Wiener Ver- 
einbarungen und damit den Äbsohlufl des langen Streites 

, über den Ausgleich. Sie bereitete dem Grafen Taaffe 
große Verlege ulieitea,' drJLngte die Deutschen ans ihrer 
zuwartenden Stellung wieder in die schärfste Opposition 
zurück, einigte aber für einige Zeit wieder die Gmppen 
des „Eisernen Ringes" auf der Rechten. Die Vei^uche 
des Grafen Taafie, zur Bildung einer neuen Koalition 
mit den gemäßigten deutschen Parteien zu gelangen, 
scheiterten. 

Im April 1893, als Fürst Alfred Windischgrätz 
mit anderen Mitgliedern des feudalen Hochadels aus 
der Ausgleichskommission austrat, weil sie die Un- 
möglichkeit sahen, angesichts des Ansturmes der Jung- 
tschechen and bei der schwankenden Haltung der Re- 
gierung und der AlttscKechen den Ausgleich zu einem 
gedeihlichen Abschluß zu bringen, wurde Fürst Karl 

. Schwarzenberg zum Obmann der Kommission an Stelle 
des Fürsten WindischgrätJi gewählt, der auf diese Stelle 

. verzichtete. 

Im katboliscb-poli tischen Vereine in Prag nahm er 
im November 1893 Anlaß, über die Eegierungstrisa 
und das Programm der Regierung Windiscbgratz zu 
sprechen. Er bezeichnete dieses Programm als eine 
Gedenkschrift, in welcher für seine Partei nur die auf 

. die Religion und Schule beaüglichen Sätze eine be- 
friedigende Wendung enthalten. Gr warnte damals vor 
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jeder Annäherung an die liberale Linke nnd sprach 
sein Bedauern darüber aus, daß die Jungtsohechen, 
mit denen er inzwischen durch Dr. Herold als Vermittler 
ober die Wiederherstellung des „Eisernen Bingee" ver- 
handelte, diese Verhandlungen ablelmten. Daß er ihnen 
nicht nachlaufe, erklärte Fürst Schwarzenberg, werde 
man wohl begreifen. 

In der Debatte über den Ausnahmszu stand in Prag 
am 17. Dezember 1893 hielt er eine Bede, welche 
als Absage seiner Parteigruppe an die Jungtsohechen 
angesehen wurde, deren staatsrechtlich-radikalen Agi- 
tationen er nach wie vor mißbilligte. „Ich bin der Über- 
zeugung," sagte er damals, „und davon werden Sie 
mich nicht abbringen, daß Böhmen ohne Österreich 
nicht existieren kann, daH die tschechische Jfation, 
wenn sie sich von Österreich trennt, verloren ist. Seit 
Jahrhunderten hat es keinen Staat gegeben, der bloß 
auf die Landesgrenzen Böhmens beschränkt war." 

Der Pürat schloß sich dann doch der Koalitions- 
politik des Kabinettes Windischgrätz an, indem er er- 
klärte, diese Regierung sei nicht als ein zufalliges par- 
lamentarisches Gebilde zu beurteilen, sondern als eine 
Allianz mit tiefem Hintergründe. 

Im Oktober 1895 legte er' sein Iteichsratsmandat 
nieder, zu jener Zeit, als das Kabinett Badeni bemüht 
war, ein Kompromiß mit dem verfassungstreuen Adel 
für die Landtagswahl zu ermöglichen. Prinz Scbwarzen- 
berg befürwortete das Kompromiß, konnte dasselbe 
aber bei der Gruppe Lobkowitz nicht durchsetzen. 

fHirst Karl Schwarzenberg, der trotz des sieg- 
reichen Vordringens des jungtachechischen Gedankens 
anf seinem klenkal-feudalen Programme beharrte, kam 
damals auch mit den alttschechischen Parteigen oasen 
im Beichsratsklub in Gegensatz, die eine Annäherung 
an die Jungtschechen suchten. 

In der Debatte des Herrenhauses vom 2. Dezember 
1905 hielt der Purst eine scharf zugespitzte Rede gegen 
die vom Frh. v. Gautsch angekündigte Wahlreform- 
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vorlade. Er warf dem Ministerpräsidenten vor, aus 
Furcht vor der Sozialdemokratie ptötzUch seine Au- 
eiobt«]! über das allgemeine Wahbecht geäDdert zu 
haben, das auch eben in Ungarn als das wirksamste 
Mittel EU Bekämpfung der koalierten Parteien im 
Reichstage inr Anwendung kommen aotle. In Ungarn 
wolle man das Hans anzünden, nm den Grafen Apponyi 
ZD verbrennen und in Österreich wolle man die Scheune 
auzünden, um das Stroh — als solches bezeichne man 
die Mitglieder des Herrenhauses — zu vernichten. 

SedeJ Franz, Ffirsterzbischof von Görz. Lebensläng- 
llcbes Mitglied seit Mai I90G. Ohne Angelobuag. 

Gaboren 1854 in Kirchheim im Küstenlande im 
' slowenischeu Bezirke Tolmein. Er wurde im Jahre 
1877 zum Priester geweiht. Dr. Sedej war 1890 k, u. k, 
Hofkaplan und gleichzeitig Studiendirektor an dem 
höheren Priesterbildungsinatitute St. Augustin in Wien, 
kam sodann als Kanonikus und Stadtdeohant nach 
Görz. Im Jänner 1006 wurde Sedej zum Nachfolger 
des Fürsterabiachofs Jordan ernannt. 

Sickei Theodor R. v., Dr., UniTeraitätsprofeasor, 
Sektionsohef. Direktor des Istituto austriaco dl 
studii storici 1d Rom. Lebensläogliehes Mitglied 
seit 3. Jänner 1889. Verfassungspartei. Ständiger 
Wohnsitz: Wien. 

Geboren am 19. Dezember 1826 in Aken (Preußen). 
Studierte Theologie in Berlin, dann Philologie und wen- 
dete sich historischen Studien zu. Er promovierte in 
Halle 1860, bereiste 18ö2 bis 1854 den Kontinent 
und studierte in den Bibliotheken und Archiven Deutsch- 
lands, Frankreichs, der Schweiz und Oberitaliena, wo 
er das Material für die französisch- burgnndische Ge- 
schichte sammelte. Sickei übernahm 1864 den Auftrag 
des französischen Unterrichtsministers Fortoni, die 
Archive Mailands und Venedigs planmäßig zu durch- 
forscheu, um die Beziehnngen Frankreichs zu den ita- 
lienischen Staaten im XV. Jahrhunderte anfzukl&ren. 
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Zu gleichem Zwecke ging er 165& nach Wien und die 
öBterreichiaohe Eegierang bot ihm eine Dozentur für 
historische Hil&wisaenacliafteD an dem neu gegründeten 
loetitate für öateireichieclie Geschichteforeohnng an. 
Im Jahre 1857 ward« er anßerordentlicher Professor 
nnd 1867 ordentlicher Professor der Geschichte, 1874 
wurde er in die Direktion der „Monnmenta Oerma- 
niae" berufen und mit der Ausgabe der „Diplomata" 
betraut. Er gab daneben das Werk „Houumenta gra- 
phica medii aevi" heraus, bei denen die Photographie 
zuerst mit zur Anwendung kam. Groß ist die Zahl 
seiner historischen Forschnngen und Schriften. Er 
besitzt das Ehrenzeichen fttr Kunst und Wissenschaft 
und ist Mitglied der kaiserlidlien Akademie der Wissen- 
schaften in Wien nnd zahlreicher gelehrter Gesell- 
Bchaften. 

Siiva-Tarouca Franz Josef Oraf, Kämmerer, Oberat- 
leutnant i. d. R. Lebenslängliches Mitglied seit 
1. November 189S. Rechte. 

Geboren am 13, März 1858. Nutznießer der Fidei- 
kommißherrscbaft Czech im Kreise Ohnütz in Mähren. 
Er ist der ältere Bruder des Führers der feudalen 
Fraktion im Abgeordnetenhause und zfthlt zur klerikal- 
feudalen Partei in Mähren. 

Skrbensky Leo Frfa. t., Kardinal, Fürsterzbischof 
von Prag, Geh. Rat. Mitglied seit 1839 Rechte. 

Geboren am 12. Juni 1868 in Hauedorf in M&hren, 
studierte in Olmüt^ und dann in Korn Theologie. Im 
Jahre 1889 znm Priester geweiht, war er zunächst 
Kaplan in Dub bei Otmütz, wo er bis zum 10. Ok- 
tober 1890 verblieb. Am 23. Oktober 1890 wurde er 
als Kaplan an die deutsche Nationalkirche Santa Maria 
deil'Anima nach Rom enteendet, wo er bis zum 1. Jnli 
1892 verweilte und daselbst zum Doktor promoviert 
wurde. Im September 1892 wurde er Keoperator an 
der Pfarrkirche in Ungarisch - Ostran nnd wirkt« als 
solcher bis zum 12. Jänber 1894. Seit IT.Jänner 1894 
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Rasumovsky. 

'' Am 6. Mai 1896 wurde er zum Niohtresidential- 
Domherm in Olmütz gewählt ond 1898 vom Erz- 
bischof Kobn zum Propst in Kremsier ernannt. Am 
11. September trat er in daa Domkapitel in Olmütz 
ein. Am 15. September 1899 wurde Baron Skrbensky 
als Nachfolger des Grafen Schönborn zum Ftlrsterz- 
bisobof von Prag ernannt. 

Im geheimen KonsiBtorinm vom 14 April 1901 er- 
hielt er die Kardin als würde. 

Im böhmischen Landtage vertritt er die Virilstimme 
des Erzbistums. 

Kardinal Skibenety war bestrebt, mäßigend auf 
den nationalen Streit innerhalb des Klerus in Bdbmen 
zu wirken, um der zunehmenden „Loa von Rom-Be- 
wegung" vorzubeugen. 

Der Kardinal führt den litel „Legatus natus des 
heiligen Stuhles durch Böhmen und die Diözesen 
Bamberg, Meißen und Regensburg", er ist Primas des 
Königreiches Böhmen und immerwälirender Kanzler 
der theologischen Fakultäten au der Karl Ferdinands- 
Uni versit&t in Prag. 

Smolka Stanislaus Dr., Professor, Hofi-at. Lebens- 
längliches Mitglied seit 13. April 1901. Rechte. 

Geboren im Jahre 1854 in Lemberg. £r ist der 
Sohn des ehemaligen Präsidenten des Abgeordneten- 
hauses Dr. Franz Smolka. Er studierte an den Uni- 
versitäten Lemberg und Göttingen. Im Jahre 1874 
machte er Archivstudien in Posen, Danzig und Königs- 
berg und wurde Sekretär des Ossolinski sehen Insti- 
tutes in Lemberg. Im Jahre 1875 wurde er Dozent 
der allgemeinen Geschichte an der Krakauer Jagel- 
lonisohen Universität, im Jahre 1883 Professor der 
polnischen Geschichte. Im Jahre 1890 wnrde Smolka 
Sekretär der Krakauer Akademie der Wissenschaften. 
Von seinen historischen Schriften erschienen „Histo- 
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rische Skizzen", Waraohau 1883; „Jagello", Krakan 
1888; „Aus der Piafltenepoche", Lemberg 1892; ferner 
die „Poloiscben Ännaleii", 1874; ,Der Beginn des 
Feudaliamna", 1874; „Ferdinands I. Bemühungen nm 
die Krone von Ungarn", 1874. 

Smolka gebährt daa Verdienst, wichtige Perioden 
der polnisclien Geachichte im Zusammenhange mit der 
allgemeinen historischen Forschung von Denen GesicbtS' 
. punkten aas bearbeitet zu haben. Er -weilte anch längere 
Zeit zu Studien zwecken in Rom. Anläßlich des Jabi- 
läama der Krakauer Univeraität wurde er mit dem 
Titel eines Hoirates ausgezeichnet. 

Sochor von Friedrichsthal Eduard Frh. v., Dr., Hof- 
rat Lebenslängliches Mitglied seit 2. April 1891. 
Mittelpartei. Ständiger Wohnsitz: Wien. 

Geboren am 10. Juni 1833 zu Divrak in Mähren, 
studierte an der Universität Wien die Rechte, war 
Präfekt im Theresianum, widmete sich 1859 der Ad- 
vokatie und wnrde Eechtskonsulent der Nordbahn. 
Im Jahre 1867 trat er als Generalsekretär und Zentral- 
direktor znr Böhmischen Westbahn über und wurde 
1874 zum Generaldirektor der Karl Ludwig-Bahn be- 
rufen, 

£r organisierte die Vorarlberger und die Ostrau- 
Friedlander Bahn and bereitete die Verataatlichung 
der Karl Ludwig-Bahn vor. 

Im Keicharate vertrat er in den Jahren 1879 bis 
1890 die Städte Brody-Zloczow. Bei den Neuwahlen 
im Jahre 1891 drang er bei der Wahl nicht durch. 
Im Äbgeordnetenhause schloß er aich eine Zeitlang 
dem Coronini-KInb an, später blieb er „Wilder". 

Er war im Abgeordnetenhause Mitglied der wirt- 
schaftlichen AuBschfiase, wo er sich immer gegen die 
von der Eechten durchgesetzten Beschränkungen des 
Verkehres, gegen Schutzzölle, Gewerbebeschränkungen 
und namentlich gegen den Befähigungsnachweis aus- 
sprach. In seiner Rede vom 2. Dezember 1882 faßte 
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er den ganzen Ideengang dor (Jegner einer freien wirt- 
Bohaftlichen Entwicklung in dem Worte zniammen: 
„Der Gedanke, die Konkurrenz aafaaheben, involviert 
den otmmäohtigen Teras^ die Welt anzaschrauben." 
In der Debatte vom 6. Desember 1882 geißelte er 
den Wettlanf der Parteien nm die Onnst des „kleinen 
Hannes". ,Im Kampfe der beiden groften I^rtMen", 
sagte er, , sieht man die Tendenz in den Vordergmnd 
treten, diesen Kampf auf dem Boden der PopuIaritÄt 
EU ^hren. Icli nehme keine Seite des Hauses ans. 
Ich glaube, daß eich hier das alte Sprichwort: Duobas 
litigantibus tertius gaudet in erschreckender Weise 
bewähren kann, wenn man bald von einer, bald von 
der anderen Seite mit Versprechungen und Programmen 
in den Vordergrund tritt, die man möglicherweise nicht 
einzahalten versucht, nicht einzahalten vermögen wird, 
daß man endlich in der Masse, welche das politische 
Leben gar nicht interessiert, die Empfindung hervor- 
ruft: Lizitieren wir!" Am 23. Oktober 1886 legte er 
dem Abgeordnetenhause den Bericht über die Erneue- 
rung des Zoll- und Easdelsbündnissea mit Ungarn 
vor, dessen Annahme er empfahh Am 8. Mai referierte 
er über die Erneuerung des Lloydvertrages, welcher 
damals noch als dsterreichisch-uugari scher Lloyd einen 
neuen Vertrag mit dem auswärtigen Amte unter Vor- 
behalt der Genehmignng der beiden Parlamente ab- 
geschlossen hatte. Im Herren hause fungiert Baron 
Sochor gleichfalls als Mitglied der Kommissionen für 
wirtschaftliche Fragen. 
Spaun Hermann Frh.v., Geh. Rat, Marinekommaiidant, 
Admiral. Lebenslängliches Mitglied seit 15. Dezem- 
ber 1902. Mittelpartei. Ständiger Wohnsitz : Görz. 
Geboren im Jahre 1833 in Wien, begann im Jahre 
1850 seine militärische Laufbahn als Seekadet. I^ei 
Jahre später wurde er Fähnrich. Am Bord der „Arte- 
misia" machte er 1859 den Krieg in der Adria mit. 
Während des deutschen Krieges im Jafare 1864 war 
Spaun Linienschiffaleutenant auf der Panzerfregatte 
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„Don Jaan d'Austria" and nahm an den K&mpfen in 
der Ostsee teil. In der Schlacht von Liasa am 20. Juli 
1866 befand er sich auf dem „Ferdinand Max" nnter 
dem Linienschiffskapitftn Stemeck, dieses Schiff war 
das Ädmiralechiff des Eskadrekommandanten v, Tegett- 
hoff. Nach dem Kampfe irurde ihm der Orden der 
Eisernen Krone III. Elaase verlieben. 

Im Jahre 1873 warde Spann als Militärattache nach 
London entsendet. Er war iszviaohen nm Eorvetten- 
kapit&n ernannt. 

Im Jahre 1880 warde er dem Erzherzog Sari 
Stephan augeteilt, den er auf der Korvette ,Saida" 
nach Brasilien und Nordamerika begleitete. Im Jahre 
1881 wurde er Linien schi&kapitän, im Jahre 1884 
Kommandant des KasenuittBchiffes „Tegetthoff". 

Im Jahre 1885 begleitete er den Kronprinsen Rudolf 
auf der .Miramar" nach KonstantinopeL Im Jahre 
188G wurde er Präsident des marinetechnieohen Ko- 
mitees, an dessen Spitze er bis zum Jahre 1897 bUeb. 

Spann wurde der Nachfolger des Frh. v. Stemeck 
als Marinekommandant und Chef der Uarineeektion 
am 26. April 1899. In dieser Stellang trat er wieder- 
holt als Bedner in der Delegation zum Marinebndget 
auf und verteidigte in der Delegation von Mai 1904 
den außerordentlichen Kredit zur Erhöhung der See- 
macht durch neue Scbü&bauten im Gesamtbeträge von 
120,956.000 Kronen, welcher auf mehrere Jahre ver- 
teilt werden sollte. Seine Weigerung, anläJJlich der Re- 
fundiernng dieses Kredites, den Delegationen die Zn- 
siohernng zn geben, daß die langfristige Bewilligung 
dieser Baukredite eine Erhöhung der übrigen Aus- 
gaben für die Marine ausschließe, brachte ihn In 
Widerspruch mit dem Finanzminister Böhm-Bawerk, 
der infolgedessen demissionierte. 

Nach Erreichung seines 70. Lebensjahres trat Frh. 
V. Spann im Jahre 1904 in den Ruhestand, 

Als Vertreter Österreichs wurde er im Februar 
1905 in das Schiedsgericht gew&hlt, welches aber den 
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Zwischenfall der rassiachen Flotte bei Hnll za eot- 
aclieiden hatte. Am 10. März 1Ü05 wurde ihm vora 
Kaiser durch ein besonderes Handschreiben für diese 
Mitwirkung in Wortes hoher Anerkennung gedankt. 
Spans- Boden Alois Frh. v., Geh. Rat, Minister e. D. 
Lebenslängliohes Mitglied eeit 18. August 1905. 
VerfassuugBpartei. 

Geboren am 7. Jnli 1835. Nach Absolvier ting der 
Bechtsstudien trat er in Böhmen in den JuBtizdienat. 
Im Jahre 1872 wurde er zum Landesger ich twat bein^ 
Frager Landesgerichte ernannt, 1877 dem böhmischen 
Oberlandesgerichte zugeteilt und bald darauf zum Ober- 
landesgeriohtsrate befördert. Von 1884 an wirkte er 
bia zum Jahre 1890 als Kreisgerichtspräsident in Eger. 
In diesem Jahre als Hofrat zum Obersten Gerichts- 
höfe nach Wien berufen, wurde er einige Monate später 
nach dem Eintritte Dr. Steinbachs in das Kabinett 
TaafEe Sektionschef im Justizministerium. Im Oktober 
1893 wurde Frh. v. Spens-Booden nach dem Rück- 
tritte Loebls zum Statthalter in Mahren ernannt. Er 
war bemüht, die nationalen Kämpfe im Lande zu 
mildem, was ihm aber trotz aller Konivenz gegen die 
Tschechen nicht gelang. 

Am 19. Jänner 1900 wurde Baron Speas als Justiz- 
minister in das Kabinett Koerber berufen. Gleich zu 
Beginn seiner Tätigkeit brach der große Bergarbeiter- 
strike in Ostraa-Karwin aus und Baron Spens be- 
mühte sich in Oatrau durch persönliche Vermittlung 
diese Arbeiterbewegung in ruhige Bahnen zu lenken. 
Der Kampf lun die Sprachenr er Ordnung Badenis dauerte 
fort und Baron Spens sandte einen ErlaQ an das Prager 
Oberlandeegerioht, es möge die ihm unterstehenden 
Behörden auf die inzwischen erfolgte Aufhebung 
der Sprachen Verordnung aufmerksam machen und als 
trotz dieser Mahnung die tschechischen richterlichen 
Beamten nach der Badenischen Verordnung vorgingen, 
sah sich Oberlandesgerichtspräsident Jansa veranlaßt, 
um seine Fensioniemng einzuschreiten. 
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Als die Klagen über ungerechtfertigte Eonfiaka- 
tionen sich mehrten, skgte Frh. v. Spene in einer 
Interpellation abe an twortnng vom 29. USra 1901: , Un- 
bedingt angeben muß ioh, dafl die gesetzliclie Grund- 
lage der Konfiskation aprazia reformbedörftig ist nnd 
daß in vielfacher Beziehung die zutage getretenen 
Schwierigkeiten nicht so sehr in der Art nnd Weiae 
der Anwendung der gesetzlichen Bestimmungen, als 
in dem Inhalt ihren Grund haben," Der Miniater kün- 
digte zur "Wahrung der Freiheit der Presse eine Preß- 
geaotareform an, die darauf abzielen werde, die Postu- 
lata einer gesnnden Entwicklung der Presse mit dem 
Gebote der Wahrung der Gesetze — der Gmndbedin- 
gang jeder Freiheit — in Einklang zu bringen. 

Im April 1901 gab ea einen Streit zwischen dem 
Justizministerium und den Advokaten kammern über 
den die Interessen der Advokaten schädigenden Tarif. 

Ein Erlaß des Prh. v. Spens an die Oberlandea- 
gerichtspräsidien erörterte die Klagen der Verteidiger 
in Strafsachen über Unziemlichkeiten im Verkehre der 
Gerichte mit den Anwälten und Parteiec, Der Erlaß 
empfahl den Gerichts per so nen Zurückhaltung und Selbst- 
beherrschung, gi-ößere Sorgfalt bei der Kostenbeatlm- 
mnng und erklärte die Begünstigung einaelner Advo- 
katen bei Zuteilungen von Konkursen und Knratellen 
als unzulässig. 

Nach einer schweren Erkrankung, die ihn in seiner 
Tätigkeit behindert hatte, erschien Baron Spens erst 
nach der Budgetdebatte im Mai des Jahres 1902 wieder 
im Abgeordneten hause. Sein Eessort hatte inzwischen 
Dr. v. Koerber geleitet. 

Am 17, Oktober 1902 trat er in den dauernden 
Rnhestand. Bei dieser Gelegenheit wurde ihm das 
Großkreuz des Leopold-Ordens verliehen, 
Sfadnicki Johann Graf. Lebenslängliches Mitglied 
seit 15. Jänner 1895, Rechte. 

Geboren am 19. Jänner 1843, bildete sich in Paris 
zum Ingenieur aus, ist Besitzer der Güter Wielkawios 
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und Milowka. Präsident der Zentralb odenkreditbank 
in Wien, Venndtungsrat der Länderbauk, Mitglied des 
Bezirksaussohnssea von Brzesko. 

Im galiziBcben Landtage vortrat er die Land- 
gemeinden Erzesko. Am 14. Dezember 1887 trat er 
im Landtage für die Abänderung des TolksBchul- 
geseteea im konservativen Sinne ein. Seine Wahl in 
das Abgeordnetenliaus erfolgte am 9. März 1891, wo 
er der Führer der galizischen Agrarier war. Durcb seine 
am 24. Oktober 1893 gegen den Wahlreformentwiirf 
des Grafen Taaffe im Abgeordnetenhaase gehaltene 
Rede, welche durch reaktionfire Gesichtspunkte und 
heftige Ausfälle gegen die sozialdemokratische Be- 
wegung großen Widerspruch nnd Erregung, selbst in 
polnischen Kreisen, hervorrief, wnrde er eine Zeitlang zur 
Zielscheibe der Angriffe im sosial demokratischen Lager. 

Stadnicki Stanislaus Graf, Großgrundbesitzer. Lebens- 
längliches Mitglied seit dem l8.Augu9t 190&, Stän- 
diger Wohnsitz: Moäciska. 

Geboren im Jahre 1848, absolvierte seine Stadien 
inLemberg und widmete sich dann der Bewirtschaftung 
seiner Güter in Krysowiee. Er nimmt am politischen 
Leben seines Heimatlandes Galizien seit vielen Jahiren 
regen Anteil und gehört dem Landtage als Vertreter 
der Landgemeinden Mosciska an. Er ist der Führer 
des sogenannten Klubs des Landtages. Graf Stadnicki, 
welcher sich der Förderung der landwirtschaftlichen 
Interessen Galiziens mit Eifer widmet, war viele Jahre 
hindurch Vizepräses der k, k. Landwirtschaftsgesell- 
schaft in Lemberg und Obmann der Bezirks Vertretung 
in Moäciska. Im Jänner i 898 wurde ih m der Orden 
der Eisernen Krone II. Klasse verliehen. 

Starhemberg Ernst RUdiger Fürst, Kämmerer, Ritt- 
meister i. d. R. Erbliches Mitglied. Sukzedierte am 
4. Februar 1901. Rechte. 

Geboren am 30. November 1861 in Bergheim. Ei-b- 
landmarscball in Österreich ob und unter der Enns. 



^lailizccbvGoOgle 



Im oberÖBterreichiecheii Limcltage Terbitt er den kon- 
serratäven GroHgrandbesii^. 

Steinbach Emil,Geb.Rat.Er3terPrä8ident des Obersten 
Gerichtshofes. Präsident- Stellvertreter des Reichs- 
gerichtes. Lebenslängliches Mitglied seit 21. Sep- 
tember 1899. Parteilos. 

Geboren am II. Janil846, studierte an der Wiener 
Universität nnd wandte sich znii&ohat der Advokatur 
zu, Oleicbzei^ dozierte er juridische Disziplinea nnd 
Nation^okonomie an der Wiener Handelsakademie. 

la das Justizministerium iv^rde Steinbach, znr Zeit 
des Ministers Dr. Julius Glaser berufen und beteiligte 
eich an den vielen damals projeklierten großen Gesetz- 
reformen durch legislatorische Arbeit, deren Vertretung 
im Abgeordneten hause ihm dann znfiel. In diese Zeit 
&fA zunächst seine Arbeit über das Anfechtnngsgesetz, 
welche der Beichsrat genehmigte. 

Znr Zeit des Ministeriums Taaffe, als der Ltindsmann- 
minister BaronPra2^ gleichzeitig auch Leiter des Justiz- 
ministeriums war, wurde Dr. Steinbach zum Sprecher 
des Juetizreesorts. Auch die großen sozialpolitischen 
Gesetze begleitete Steinb&ch im Hause bei den De- 
batten ein, insbesondere die Vorlage über die Kranken- 
und Unfall Versicherung am 2. Juni 1886 und die Vor- 
lage über das vom Ackerbau minister (rrafen Jiüius 
Falkenhayn geplante Gesetz über Höferecht und bäuer- 
liches Erbrecht Er war Mitarbeiter an der Exokutions- 
novelle, am Wucherge setze, an dem Gewerbegesetee. 

Politisch stand Dr. Steinbach den JE'e der allsten nahe 
und förderte deren nationale Pläne, Im November 1887 
wurde er zum Sektionschef im Justizministerium er- 
nannt. Dabei entwickelte Dr. Steinbach eine sehr rege 
schriftstellerische Tätigkeit, bei der er sich auch vielfach 
vom Standpunkte der Käthe dersozialiaten mit sozialen 
Fragen beschäftigte. 

Als infolge der Wandlungen innerhalb der Begie- 
rungsmehrbeit während der zweiten Legislaturperiode 
21» 
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des Kabinett«» Tatiffe und infolge der AnnäheniDg au 
die deutsche Linke nach den Xeowahlen Finaiiz mi nieter 
Dr. V. Dunajewski von seinem Posten schied, schlug 
Graf Taaffe zu dessen Kaohfolger Dr. v. Steinbach 
vor. Am 2. Februar 1891 erfolgte seine Emennnng. 
Als Finanzminister hatte Dr. Steinbftch zwei groQe 
Beformwerke znr Durchführang fibemommen. Die Va- 
IntaregaliemDg und die Steuerreform mit der neuen 
Pereonaleinkommeii Btener. 

Am 19. Februar 1892 hielt der Finanzminister 
sein Exposä über die Stenerreform. Im Juli 1892 
waren die Yalutavorlageu vom Reiohsrato genehmigt 
und das neue Währangsgesetz vom 11. August 1892 
sanktioniert worden. Seine Bemerkungen über die ofiaell 
gewordene Stenerhinter gehung in Qalizien fährte in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauses am 23. Februar 1893 
zu starken Abwehrreden der gallziachen Abgeordneten. 
Die £rtse innerhalb der Begiernngsmajorität und die 
vom Grafen Taaffe am 10. Oktober 1Ö93 in überra- 
schender Weise' eingebrachte Wahlreform führten zum 
Sturze des Eiibinettes. Der Entwurf des Wahlgesetzes, 
das sofort alle Parteien des Hauses gegen eich hatte, 
und vornehmlich der sozialistische Einschlag in dem- 
selben wurde als die Arbeit Dr. Steinbachs angesehen. 
Die plötzlich gebildete Koalition der drei großen Par- 
teien des Abgeordnetenhauses gegen diese Vorlage 
brachte die Regierung zu Falle. Am 12. November 
189 J schied Dr. Steinbach aus dem Amte. 

Am 24. November 1893 wurde Dr. Steinbach znm 
Senatspräei deuten beim Obersten Gerichtshöfe ernannt, 
am 24. Mai 1899 wurde er zweiter Präsident und 
nach dem Rücktritte Dr. Habietineka erster Präsident 
des Obersten Gerichtshofes. 

Dr. Steinbaoh trat als iPräsident der JnristiBchen 
Gesellschaft wiederholt mit viel besprochenen Vor- 
trägen über aktuelle Rechtsfragen vor die Öffentlich- 
keit. So hielt er im November des Jahres 1886 in 
der Juristischen Gesellschaft den Vortrag aber die 
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„Pflichten des BoBitKCfl", ferner sprach er über das 
Thema nl^io Uoral aU Schranke des RechtserwerbeB 
und der ReohtBanBflbniig;''. Zur Zeit des Haager ersten 
Kongresaes hielt er den Vortrag über die rriedens frage. 

Bei Beratung der QebührensoTeUe trat er im Herren- 
hause flir die Eini^hmng des Manifeetationseides bei 
Bekenstniasen aber ein Kacb laß vermögen ein. 

Im Dezember 1906, zor Zeit der WEÜilreformde hatte 
im Herrenbanae, trat er für daa allgemeine, gleiche 
Wahlrecht in einem Artikel in der „Neaen Freien 
Freaae* ein und erschien als Bekonvaleazenl in der 
entscheidenden Sitzung vom 21. Dezember, am für die 
Wahlreform seine Stimme abzugeben. 

Sternbach Leopold Frh.T.,GroBgrundbe9it2er.Leben&- 

längllches Mitglied seit lö. Dezember 1902. Rechte. 

Geboren im Jahre 1836. Er widmete sich den 

Reohtsstudien und übemahia die Leitung der aaege- 
dehnten Qüter aeiner Familie. Seit dem Ableben seinea 
Vatera im Jahre 1897 ist er Majorataherr der Fidei- 
kommisse Landatein in Böhmen, Trieach in Mähren. 
Beaitzer der allodialiaierten Lehen Sterzing, Straßberg 
mit dem Anaitze Mooa in Tirol, Landstand in Tirol 
und Beaitzer der Allodialgäter Proeec, Woboriat mit 
Wlasenitz. 

Sternberg Leopold Graf, Kämmerer, Leutnant Id.E. 
Erbliches Mitglied. Sukzedierte 1904. Rechte. 

Qeboren am 22. September 186& in Pohofelio. Herr 
anf Fohofelic, Malenovic, Rot-Hradek, Girkwitz und 
Skalio; Lerowio. 

Szepfycki von Szeptyce Andreas Graf, Geh. Rat, 
griech.-kath. £rzbisehof und Metropolit in Lern- 
berg, Landmarsohall- Stellvertreter von Galizieu. 
Lebenslängliches Mitglied seit 1900. Rechte. 

Geboren im Jahre 186& in Frwibice, trat 1889 
in den Baailianerorden ein, erhielt 1892 die Priester- 
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weihe. Er wurde Profesaor an der theologischen Lehr- 
anetalt in Krj^tynopol osd ist Doktor der Theologie, 
der Philosophie und der Jtirispradenz. Er folgte dem 
Bischof Knilowski als desBOB Nachfolger auf dem 
bischöf hohen Stuhle in Stanislau nnd wurde an dessen 
Stelle nach dem Tode Knilowgkis im Jahre 1900 Erz- 
bischof und Metropolit von Lemberg. 

Szeptycki Johann Graf von und zu Szeptyce- 
Szeptycki, Kämmerer. Lebenslängliches Mitglied 
seit. 21, September 1899. Rechte. 

Geboren am 1. Oktober 1^36 in Przylbice. Ehren- 
ritter des Malteserordens. Im galizischen Landtage 
vertritt er die Landgemeinde Jaworow. Mitglied der 
Zentralkommission für Kunst und historische Forschung 
in Wien. 

Tarnow-Tarnowski Stanislaus Graf v., Geh. Rat, 
o, ö. Professor an der Universität in Krakau, Prä- 
sident der Akademie der Wissenschaften in Krakau. 
Lebenslängliches Mitglied seit 19. September 1894. 
Rechte. Ständiger Wohnsitz : Krakau. 

Geboren am 7. November 1837. Studierte an der 
Universität Krakau, wurde zum Doktor der Philosophie 
promoviert und erhielt eine Professur an der Jagel- 
lonischen Universität in Krakau für polnische Literatur- 
geschichte. Seit 19. Februar 1891 Präsident der Kra- 
kauer Akademie der Wissenschaften. 

Er gehört dem galizischen Landtage als Vertreter 
des Großgrundbesitzes an. Als Führer der Krakauer 
Adelspartei nimmt er eine hervorragende Stellung unter 
seinen Parteigenossen ein. Im Jahre 1876 veröffent- 
lichte er eine Reihe von Aufsätzen, in welchen er sich 
gegen den Föderalismus und für eine besonnene mä- 
ßige Politik zur Förderung der nationalen polnischen 
Interessen aussprach. Unter dem Titel „Port^e" ver- 
öffentlichte er Artikel gegen das gewinnsüchtige Vor- 
gehen nnd die Ausbeutung der Bevölkerung durch 
den Adel. 
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Im galiziechen Landtage tiat er den ruthenieclieii 
Agitationen schroff entgegen. Am 2. Jänner 1886 in 
der Debatte über den Antrag Bomanczuk auf Ver- 
mehrung der rutbeniscbeD Schalen erklärte GrafTar- 
aowski, der Sprachenstreit werde künstlich ins Land 
getragen, die ßuthenen seien übermütig geworden. 
Eine vollständige Gleich Stellung verschiedener Völker 
und Sprachen aei ebenso unmöglich, wie die Gleich- 
stellung der Individuen. Die Buthenen können nicht 
daBBelbe Becht in Anspruch nehmen wie die Polen. 

Ein eifriger Anhänger des kirchlichen Einflusses 
auf den Staat, hielt er am G. Juli 1893 auf dem 
Katholikentage eine Rede, in welcher er die Gefahren 
schilderte, welche der katholischen Kirche in Galizien 
drohen. Diese Gefahren bestehen im Liberalismus, der 
unter dem Scheine von Freiheit und Menschenliebe und 
in jener Wissenschaft, welche den Haß gegen die Kirche 
nähre, indem sie alles für Legende und Mythe erklärt. 
Man behaupte, der Mensch habe keine Seele und er- 
teile dadurch den bösen Menschen Absolution für ihre 
Übeltaten. Als eine weitere Gefahr bezeichnete der 
Präsident der Akademie der Wissenschafteii in Krakau 
die Juden in Galizien, die, dank der Gleichberechtigung, 
sich auch an dem Kampfe gegen den Katholizismus 
beteiligen. Er verdamme den ÄBtiaemitiamus als un- 
christlich und gefährlich, erblicke jedoch in der Er- 
richtung katholischer Geschäftshäuser ein wirksames 
wirtschaftliches Mittel zur Bekämpfung des jüdischen 
Einflusses. 

In der Debatte des Landtages wegen der Schul- 
affare in Wreschen beteiligte er sich an den Debatten 
gegen die deutsche Eegierong und als der preußische 
Finanz minister Bheinhaben im Februar 1005 im preu- 
ßischen Abgeordnetenbause in seiner Bede auf das 
Verhältnis der Polen undRuthenen in O^izien verwies, 
hielt Tamowski kurz darauf in Krakaa eine Rede im 
März 1905, in welcher er die preußische Regierung 
beschuldigte, daß sie durch Agenten den Aufstand in 
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Russiach-Polea schüre, nm während des Srieges mit 
Japan einen Vorwand zum Eiumarsoh zu erlangen nnd 
die Abtretung BuaEiisoh-Foleus zu veranlassen. 
Teodorowicz Josef, Geh. Rat, arm.-katb. Erzbischof 
in Lemberg. Lebenslängliches Mitglied seit 1902. 
Rechte. 

Qeboren im Jahre 1864 in Zywaczow (Bezirk 
Tlnnutcz), beaachte das Gymnasium in Kolomea und 
Stauislaa; er ging daun nach Lemberg, um sich für 
die Beamte nlanfb ahn vorzubereiten und studierte die 
Rechte, trat aber später in das geistliche Priester- 
Seminar als Zögling ein. Die Priesterweihe erhielt er 
im Jahre 1887 und wurde 1890 zum armenisch-katho- 
lischen Propst in Brzezany, 1896 zum Domherrn des 
Lemberger Kapitels und 1901 zum N'achfolger des 
armen iBch-katholi sehen Erzbischofs Issakowicz ernannt. 

Im Jahre 1 904 hielt er im galizischen Landtage 
eine vielbemerkte Rede, in welcher es gegen die von 
der Landtagsmehrheit beachloasene Reorganisation des 
galizischen Landesschulrates Einspruch erhob, weil auf- 
Grund des betreffenden Gesetzes Vertreter des evan- 
gelischen und des jüdischen Glaubens in den Landea- 
schulrat berufen worden. 

In der Sitzung des Herrenhauses am 21. Dezember 
1906 erschien er im Herrenhause, um vom kirchlichen 
Standpunkte für das aUgemeine, gleiche Wahlrecht ein- 
zutreten. Er schloß seine Rede mit dem Rufe: ,Es 
lebe die christliche Demokratie!" 
Thun und Hohenstein Franz Graf, Geh, Rat, Kämmerer, 
MinisterpräBident a. D., Major a. D. Erbliches Mit- 
glied. Siikzedierte am 24. September 1881. Obmann 
der Rechten, Ständiger Wohnsitz: Prag, 

Geboren am 2. September 1847. Graf Thnn diente 
in der Armee bei den Dragonern und trat im Jahre 
1877 als Oberleutnant i. d. R. ans dem Dienste. 
Mitglied des klerikal -feudalen Hochadels, führte er 
im Jahre 1873 die böhmische Adelsdeputation in Papst 
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FiTiB IX. Über den buldvollen Empfang eratatteto er 
dorn Pragor katfaolisch-politiachen Vereine Bericht. 

Bei den Kompromiflwaiilen des Jahres 1879, welche 
Graf TaafTe zostande gebracht hatte, gelangte Graf 
Thun ala Vertreter des OroDgrandbesitses in das Ab- 
geordnete nhaoa, wo der Fendaladel in enge Verbindnug 
zam AlttBohechenktnb trat. 

Im bdhmiacben Landtage vertrat er den ateats- 
rechtlich ständiechen Standpunkt. Als es sich am eine 
Landessubvention für das dentschd Sommertheater in 
Frag handelte, sprach sich Graf Thon gegen diese 
Subvention am T. Angust 1883 ans. Der Führer der 
Deatschböhmen im Landtage Dr. Schmeykal bezeichnete 
diese Rede als eine absichtliche Kr&nkung der Deut- 
sohen. Qraf Thnn replizierte, er nehme von niemand 
Belehmag an, ihm sei das ntterliobe Öefübl angeboren, 
er habe es ererbt 

'In die Delegation vom Herrenbause entsendet, 
erstattete er am 20. November 1886 zur Zeit Eal- 
nokys seinen ersten Bericht über die auswärtige Po- 
litik, wobei er den Berliner Vertrag als die Rechts- 
basis für die Anfrechthaltung der Ordnung auf dem 
Balkan bezeichnete, wo eben in Bulgarien wieder revo- 
lutionäre Zustande eingetreten waren. 

In einer Rede am 5. Oktober 1888 hielt Graf 
Thnn im Landtage eine Rede gegen die Unversöbn- 
licbkeit der Deutschen, weil sie die Ausgleichs vorschlage 
der Tschechen abgelehnt hatten und auf der admini- 
strativen Trennung Böhmens bestanden. £r bezeichnete 
^eichzeitig Dr. v. Flener, den Wortführer der Deut- 
aohen bei den Verhandlungen, als einen unruhigen 
Politiker, mit dem ein Versithnnngaprogramm nicht ver- 
einbart werden könne, und schloS seine Ansfahrungen : 
„Möge die Salbung and Krönung mit der Krone des 
hl. Wenzel die Bande noch inniger schließen, die den 
geliebten Herrscher mit seinem treuen Volke verbinden." 

Am 2. Oktober 1889 erfolgte seine Ernennung 
zum Statthalter von Böhmen nach Baron Kraus. 
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In den Auagleich&debattea am 18. November 1889 
kam Oraf Ttitia, weil er der tschechischeD Sprache 
nicht vollkommen mächtig war, mit den Jimgtschechen 
in Konflikt, welche verlangten, daß auch der höchste 
bezahlte Beamte des Landes im Landtage tschechisch 
sprechen solle. Anf eine weitere heftige Interpellation 
Vaäatya in dieser Angelegenheit, für welche der Land- 
marschall den Interpellanten zur Ordnung gernfen hatte, 
erklärte OrafThun am 21. Oktober 189i>, da ea der 
Interpellant gewagt hatte, ihn an seinen Amtseid zu 
erinnern, verweigere er ihm, von seinem Rechte Ge- 
brauch machend, jede Antwort. 

Im Auftrage der Begierung hatte Oraf Tbun im 
Landtage die Ausgleichs vorlagen zo vertreten, trotzdem 
ein großer Teil seiner Parteigenossen im Hochadel 
denselben teils offene, teils stille Opposition machten. 
Am 24. März 1891 brachte er die Vorlagen ein und 
erklärte in der AusglelchskommisBion: „Die Be^emng 
wünscht, daß der Ausgleich sobald als möglich in 
allen seinen Teilen perfekt werde." 

In der Debatte über die Teilung des Landeskultur- 
rates am ^0. Mai 1891 führte er in seiner Kede im 
Landtage aus, daß sich die Parteien bei den Konfe- 
renzen geeinigt haben, sei ein Beweis dafür, daß die 
Regierung recht getan babe, in diesem Zeitpunkte 
den Versuch zur Verständigung zu machen. Ob hierbei 
das Anwachsen jener Partei, welche den Unfrieden 
im eigenen Volke will, welche mit jugendlicher Vehe- 
menz den Verbandlungen des Landtages einen leiden- 
schaftlicben Charakter gegeben hat, dazu beigetragen 
hat, den mäßigeren Elementen die "Überzeugung des 
hohen Bedürfnisses beizubringen, sich auf gemeinsamem 
Boden zusammenzufinden, möge dahingestellt bleiben. 
Die Parteien haben ihr Wort gegeben, die Vorlagen 
zu akzeptieren und an seinem Worte hält jeder Shren- 
mann fest. Von der Überzeugung ausgehend, daß der 
Ausgleich ein Werk des Friedens sei, müsse ea jedem 
guten Sohne des Landes zweckmäßig erscheinen, es 
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zustande za bringen nnd keine Zeit verstreichen zu 
lassen, um die Vorlagen zu erledigen. Jedes Stück 
der Vorlagen bedente einen Portschritt zum. Ziele. 

Bekanntlich scheiterte der Ausgleich nicht bloß an 
dem heftigen Widerstände der Jnngtachechen, sondern 
weil der ständische Adel ihm Opposition machte und 
die Unterzeichner desselben aus seiner Mitte sich 
allmählich ihrer Verantwortung durch Niederlegung 
ihrer Mandate entledigten. 

Am 27. Oktober 1891 wurde Graf Thun zum Major 
i. d. B. ernannt. 

Als nach der Beseitigung der Ausgleichsvorlageu 
die nationale Bewegung in Dentschböhmen wuchs, ent- 
sendete der Statthalter nach Aaflösang des Stadtrates 
von Beichenberg den Grafen Coudenhove als kaiser- 
lichen Kommissär in diese Stadt, um die Ordnung her- 
zustellen. Diese Verfügung lenkte die volle Abneigung 
der Deutschen gegen den Statthalter und die Auf- 
lösung des ßeichenberger Stadtrates war der Gegen- 
stand scharfer Debatten und die Zielscheibe heftiger 
Angriffe der Dentscben gegen den Grafen Thun im 
Abgeordnetenhanse. 

Abgeordneter Dr. Stöhr betonte am 26. Jänner 
1893 bei einem Besuche des Statthalters in Teplitz 
nachdrücklich, daß diese Stadt ebensogut deutsch als 
kaiserlich gesinnt sei. Darauf entgegnete der Statt- 
halter: , Ich selbst bin ein Deutschböhme und stamme 
aus dieser Gegend; ich kenne also die Gesinnung der 
Bevölkerung und weiß und fühle es, daß jedes Herz 
hier in Treue und Liebe zu unserem Kaiser schlägt." 

Zur selben Zeit gab es einen Konflikt des Statt- 
halters mit dem Frager Stadtrate. Dieser hatte, um den 
Deutschen Prags seine Macht fühlen zu lassen, den 
utraquisti sehen Abgeordneten Josef Heinrich als Ver- 
treter der Gemeinde in den Lande sschulrat entsendet, 
wo der Statthaltereirat Zabusch das Verhalten Heinrichs 
rügte. Der Stadtrat beschwerte sich gegen Zabusch 
in einem Memorandum beim Statthalter, der dasselbe 
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dem Stadtrate wieder zurflckstellen ließ. Daräber sprach 
der Stadtrat dem Grafen Tbnn den Tadel ans nnd 
warf ihm vor, daQ er Bich in innere Amtehandlnngen 
der Stadtbehörde eingemengt habe. 

Am 17, Mai 1893 fand im Landtage jene gewalt- 
t&tige ObBtrnktion der Jnngtscfaeches statt, bei welcher 
durch Pnltdeokellärm, VerdrKngung der Stenographen, 
Zerreißung von Aktenstücken, der Referent ober die 
zum Ausgleich gehörende Regierungsvorlage über die 
Errichtung eines Ereisgerichtes inTrautenan Dr.fnnke 
gehindert wurde, sein Referat zu erstatten. Statthalter 
Graf Thun mußte fflr die sofortige Schließung der 
Session sorgen. Der Ausgleich war von diesem Mo- 
mente ab endgiltig begraben. 

Im Frühjahre und im Sommer des Jahres 1893 
mehrten sich die anti dynastischen und anfrührerisohen 
Demonstrationen in Böhmen, vornebnüich in Prag. Die 
Polizei verbot Versam-mlungen, die für das allgemeine 
Wahlrecht agitierten. Bei VolSan nnd Strogits kam es 
zu blutigen Zusammenstößen mit den Wahlrechtsdemon- 
atranten. Die Straßenexzesse häuften sich; hochverräte- 
riache Flugblätter wurden veratrent; Embleme und Wap- 
pen zerstört; die kaiserlichen Adler auf den Briefkästen 
besudelt. Antidynastische Demonstrationen störten die 
Feier des kaiserlichen Geburtstages am 18, August. 
Die Polizei hatte einen Geheimbund junger Leute, die 
„Omladina", entdeckt. Der Statthalter verhängte den 
Ausnahmszustand. Man fand einen Plan, das Palais 
Thun mit D3n)amit in die Luft zu sprengen. Als das 
Abgeordnetenhaus im Oktober znsammentrat, ver- 
langten die Jungtschechen die Aufhebung der Aue- 
nahms Verordnung vom 12. September 1899. Fac&k, 
Herold, Eim ergingen sich am 17, Oktober bei der 
Debatte über den DringUohkeitsantrag in den heftigsten 
Ausfällen gegen die Ära Thun in Böhmen, die sie als 
eine Ära der Drangaaliemngen der Jnngtschechen be- 
zeichneten nnd den Beweis zu erbringen suchten, daß 
der Hoch Verratsprozeß gegen die „Omladioa" gegen 
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junge Leute gefilhrt werde, welche durch einen Polizei- 
agenten Mrvft, der sich den Namen Bjgoletto von Tos- 
kana beigelegt hatte, za allen den angeführten Demon- 
strationen and Verschwörnngen verleitet worden varen. 
Der Tendenzproreß endete mit der Vemrteilnng eines 
Teiles der achtzig Angeklagten. 

Nach den Neuwahlen für den Landtag im November 
1895 warfen ihm die Dentschen vor, er habe nichts 
für das vom Grafen Badeni gewünschte Kompromiß 
far die Landtagswahl im GroßgmndbesitK getan. Oraf 
Than kam damals nach Wien, erki&rte, mit den Jong- 
tschechen einen modus vivendi vereinbaren zu wollen 
und verblieb trotz der heftigsten Angriffe der Jting- 
tscheohen im Amte. In der ersten Sitanng des Land- 
tages am 28. Dezember 1895 kam es im Landtage 
zn stürmiBchen Demonstrationen der Jnngtscheohen, 
welche den Statthalter nicht ztf Worte kommen ließen, 
Graf Thun gab seine Demission, die Graf Badeni, um 
die Jungtschechen zu befriedigen, sofort annahm. Der 
Stattiialter blieb aber trotzdem noch bis zum Schluasc 
des Landtages im Amte. 

Am 14. Februar 1896 wurde dem Grafen Thnn 
der Orden des Goldenen Vließes verliehen. Seine Ent- 
hebung als Statthalter erfolgte am 16. Tebruar 1896. 
Sein Nachfolger wurde Graf Condenhove. 

Im Juni 1896 wurde Graf Thun zum Obersthof- 
meister des Erzherzogs Eerdinand Este, nach dem 
Tode des Erzherzogs Karl Ludwig, ernannt, in welcher 
Stellung er bis zum Dezember 1896 blieb. 

Nach dem Rücktritte des Kabinettes Gautach wurde 
Graf Thnn am 15. März 1898 mit der Bildung eines 
neuen Kabinettes betraut, welches er am 21. MBxz 
mit einer Programmrede dem Parlamente vorstellte. 
Dem Kabinette Thun gehörten an: Dr. Kaizl, Dr, 
ßuber, Prh. v. Käst, Dr. Baemreither, Graf Bylandt, 
E. V. Wittek, Graf Welsersbeimb und R. v. J^drze- 
jowicz. Graf Thun versprach die Wiederherstellung 
geordneter parlamentarischer ZuetILnde, Gerechtigkeit 
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gegenfiber allen Volksstämmen und Bewohnern des 
Staates, Herstellaug von Becht, Ordnung and Antorität 
auf verfassangsmäßigem Wege und eine Friedensaktion 
zur Milderung nationaler Gegensätze. 

Am 27. April 1898 trat er ior die Einsetznng 



ein. Die Sprachen Verordnungen sollten aufgehoben und 
durch ein Sprachengesetz ersetzt werden. Die Linke 
beharrte auf der Obstruktion und verlangte die so- 
fortige Aufhob ung der Sprachen Verordnungen, Der 
Efiicharat mußte vertagt werden und wurde im Mai 
wieder einberufen. 

Inzwischen hatte die Ernennung des Grafen Gleis- 
pach, des Jnstizminißters im Kabinette Badeni, dem 
die Deutschen wegen seiner Zustimmung zur neuen 
Sprachenverordnung grollten, zum Oberlandesgerichts- 
präsidenten in Graz, die Auflösung des Grazer Ge- 
meinderates und die Konflikt« zwischen Militär und 
Zivil in dieser Stadt infolge der Beqoartierung des 
bosnischen Regimentes neue Aufregung geschaffen. Da 
es zu neuerlichen Tumulten im Ahgeordneteuhanse 
kam und Graf Ihun von den Alldeutschen persönlich 
verunglimpft wurde, während er die Interpellation 
wegen der Vorgänge in Graz beantwortete, wurde der 
Beichsrat neuerlich bis zum 14. Juni vertagt. 

Im Juli 1898 verhandelte Graf Thnn mit den Partei- 
führern über die Grundsätze für ein Sprachengesetz, 
die von deutscher Seite abgelehnt wurden. 

Im Herbst begann der Beichsrat die Verhand- 
tungen über den österreichisch- ungarischen Ausgleich. 
Graf Thun weigerte sich, die Abmachungen mit Baron 
Banfiy bekannt zu geben. Darauf wendete sich die 
Obstruktion der Deutschen gegen den ungarischen 
Ausgleich. 

Am 5. November 1898 hielt Thun eine Eede gegen 
die irre dentistischen Äußerungen der Alldeutschen. Die 
Obstruktion ließ nur die Verhandlung "über eine Reihe 
DringHchkeita antrage und Mini sterau klagen zu. 
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Wegen der Verhäugung des ÄuauahmszastaiideB 
nach den Wahlexzeasen in Galizien kam es im Äbge- 
ordnetenhause zu einem Konflikte mit den Sozialisten 
and deren Wortführer Daszynski am 32. November. 
In di Beer Debatte ä'atGraf Thnn den von den Christlich- 
Sozialen geführten Hetzreden gegen die Juden entgegen, 
da letztere gleichberechtigte Bürger des Sta&tes seien. 

Am 29. November 1898 beantwortete Graf Thnn 
die Interpellation der Tacheclien und Polen wegen der 
Ausweisung der Slawen aus Preußen. Er erklärte, daß 
wenn diese Polizeimaßregeln der deutschen Begierung 
fortdauern sollten, die Reziprozität angewendet werden 
würde. Diese Erklärung des Ministerpräsidenten weckte 
ein scharfes Echo in Deutschland und das Auswärtige 
Amt sah sich veranlaßt, den Gtrafen Thun in der „ Wiener 
Abendpost" zu desavouieren. 

Bis zum Februar 1899 schleppt« sich die deutsche 
Obstruktion im Abgeordnetenhause gegen den ungari- 
schen Ausgleich fort. Während in Ungarn die Oppo- 
sition Baron Banffy zum Eäcktritt zwang und Szell 
als neuer Kabinettschef mit der Opposition ein Kom- 
promiß schloß, welches die Erledigung des Ausgleiches 
im ungarischen Parlamente ermöglichte, sah sich Qraf 
Thun, als das Abgeordnetenhaus auch das Gesetz über 
die Regulierung der Staatsdienergehalte mit einer 
Stimme Majorität ablehnte, veranlaßt, den Keichsrat 
neaerlich zu vertagen und die Staats be darf nisse im 
Wege der Notverordnungen auf Grund des g 14 zu 
befriedigen. 

Graf Thun schloß sich nun zur Bekämpfung der 
deutschen Obstruktion ganz dem Exekutivkomitee der 
Rechten an, berief die Landtage und versuchte neuerlich 
eine Verständigong zwischen Deutschen nnd Tschechen 
anzubahnen. Er forderte das Exekutivkomitee der 
Rechten auf, sich in Permanenz zu erklären, um mit 
ihm in steter Fühlung zu bleiben. Im März 1 899 ver- 
handelte er in Prag neuerlich mit den deutschen Partei- 
führern wegen der Verständigung. 
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Aach die Äbmacbangen mit der nngariscben Be- 
gierung aber die Verlängerung des Ausgleiches mußten 
durch eine Notverordnung in Wirksamkeit gesetzt 
werden. Die vom Grafen Thnn mit £oloman v. Szell 
getroffene Vereinbarung wurde in Österreich als kai- 
serliche Verordnung vom 21. September 1899 auf 
Ornnd des § 1 4 des Staatsgrund gesetzea aber die 
Reiobsvertretung publiziert, w&hrend sie in Ungarn 
vom Parlamente genehmigt wurde. Dieses Überein- 
kommen, als Szellsche Formel bekannt, begann mit 
der Erklärung, daß für Ungarn der Zustand des selb- 
ständigen Zollgebietes bereits eingetreten sei. Auf Grund 
selbständiger Verfügung werde die Zolleinheit unter 
der Voraussetzung, dafl Osterreicli die Wechselseitig- 
keit gewährt, bis zum Ende des Jahres 1907 autrecbt 
erhalten werden. Kommt bis zum Beginn des Jahres 
1903 ein definitives Zoll' und Handelsblindnis, das 
an die Stelle des Wechselseitigkeitsv erhältnies es zu 
treten hätte, nicht zustande, so können die internatio- 
nalen Handelsverträge auf eine IBjigere Dauer als 
bis zum Ende des Jahres 1907 nicht mehr gescbloHsen 
werden. Die Nichteinhaltung desTermines vom Beginne 
des Jahres 1903 sollte als Bruch der Reziprozität an- 
gesehen werden. 

Inzwischen rief die Publikation der Aosgleichsvor- 
lagen, insbesondere aber die Publikation des Zucker- 
steuergesetzes des Finanzministers Dr. Kaizl im Wege 
einer § 1 4 'Verordnung große Demonstrationen nament- 
lich in den deutschen Städten Böhmens hervor. In 
Ciraslitz wurde auf die Demonstranten geschossen. 
Im August trat mit der Berufung Chlumeokys zur 
' Audienz nach Iscbl die Wendung ein, welche zur Ent- 
lassung des Kabinettes Thun ftihrte. In diese Zeit 
fielen auch die Straßen exzesse in GiUi anläßlich des 
demonstrativen Besuches tschechischer Studenten in 
dieser Stadt Als kurz vor Einbernfang des Eeicha- 
rates Graf Thun nochmals mit Hilfe des Präsidenten 
Fuchs die Einleitung von Verständigungsversadien ver- 
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geblioh uigeregt hatte, gab das Kabinett Than am 
3. September 1899 seine Demission. 

Graf Than vnrde am 2. Oktober seines Amtes 
enthoben and mit dem OroSkrenze des Stephan -Ordens 
aasgezeichnet. Im ii&rz 189d war Qraf Thnn zam 
Ehren-Biulli des Malteserritter-Ordens gewählt worden. 
Am G. Mfirs 1 900 wählte ihn die Rechte des Herren- 
hansee zu ihrem Obmann. 

Als es dem Ministerpräsidenten Dr. v. Ko erber 
dnrch die Vorlage des Geeetzes über die Investitions- 
and Kanalvorlage gelang, die tschechische Obstruktion 
für eine Weile zu hemmen, hielt Graf Thun zu 
dieser Regierungsvorlage am 10. Jnli 1903 im Herren- 
ha.Qse eine Rede, in welcher er dem MiaiBterpräaidenten 
für diese Tat dankte. ,Wir können vielleicht heute noch 
nicht davon sprechen," sagte Graf Thun, „daß dieTodes- 
krankheit des Parlamentes bleibend besiegt Ist, aber der 
Ernst der Arbeiten, die sich jetzt vollzogen haben, kann 
als erfreuliches Symptom der Rekonvaleszenz betrachtet 
werden und , berechtigt zu der freudigen Erwartung, 
daO endlich die Gesundung eintreten werde. Ich will 
nicht bei diesem Anlasse auf die Umstände hinweisen, 
die vielleicht dazu beigetragen haben. Ee ist als eine 
unlengbare Tatsache festzustellen, daß es ein Verdienst 
der gegenwärtigen Regierung ist, diesen Geaandungs- 
prozeß eingeleitet und sorgföltigst gefördert za haben. 
Als gnter Österreicher sehe ich mich verpflichtet, . 
der Regierang hierfür meinen Dank mit dem sehn- 
lichsten Wunsche auszusprechen, daß die weitere Lösung 
der großen Aufgabe gleichfalls gelingen möge." 

In der Wablreohtsdebatte am 2. Dezember 1905 
trat er namens der Rechten dea Herrenhauses der 
Wahlakiion . des Frh. v. Gaatsch mit großer Heftig- 
keit entgegen, warf ihm Wankelmut in seinen Ent- 
schließungen und furcht vor dem sozialistischen Terro- 
rismus vor. Das Vorgehen des Frh. v. Gautsch habe 
diesem das Vertraaen der Rechten entzogen. Die vom 
Herrenhaose eingesetzte Kommission zur Beratung der 
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Wahlrefonn w&hlte den Orafeii Than lu ihrem Obmann 
im November 1906. Als die Uajorität der UitgUeder 
dee Herrenhauses den Kampf wider die Wahlreform 
aufgab, trat Or&f Than ans der WahlrefonnkommisBion 
aus und hielt am 21. Dezember 1906 eine Bede gegen 
die Wahlreform, begründete aber gleichaeitig seine 
Abstimmung für die Antrfige der neu gewählten Wahl- 
reformkommission. 

Graf Than ist Besiteer der Fideikommißherrschaft 
Tetschen in Böhmen. Über seine Beise nach Ägypten 
and den Orient hat er einen Band Beiseerinnernngen 
im Jahre 1891 erscheinen lassen. 

Thun und Hohensfdin Caleazzo Graf, Kämmerer, 
Fürätgroßmeister des souveränen Malteserordens. 

Lebenslängliches Mitglied seit 18. August 1905. 
Rechte. Ständiger Wohnsitz: Rom. 

Gaboren im Jahre 18Ö0, gehört dem Aste Gastel 
Fondo der Südtiroler Linie des gr&f liehen Haoses 
Than-Eohenstein an. Nach Absolvierung der rechts- 
und staatsviasenschaftlichen Stndien wendete er sich 
dem politischen Verwaltungsdienste zu, in welchem er 
durch fast 13 Jahre, und zwar znletzt im Küstenlande 
in Verwendung stand. In den souveränen Malteser- 
ritter-Orden trat Graf Thun im Jahre 1875 ein. Als 
er im Jahre 1885 seitens des Groß priorates des aoa- 
ver&nen Malteserordens für Böhmen und Österreich 
zu dessen Bevollmächtigten and Vertreter beim Ordens- 
magisterium in Rom bestellt wurde, was seinen stän- 
digen Aufenthalt in dieser Stadt erfordert«, bat er am 
die Entlassung aus dem Staatsdienste, bei welchem 
Anlasse ihm der Titel eines Statthalter eirates ver- 
liehen wurde. Einige Monate später legte Graf l^au, 
der seit 1K83 im Besitse der Kämmarerwürde ist, die 
Ordensprofeß ab und wurde im Jahre 1692 Komtur 
der Kommende Meidelberg. 

Am S. M&rz lti05 erfo^te seine Wahl zum Ffirst- 
groQmeister des souveränen Malteser ritter-Ord^ts. 
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Thun und Hohenstein-Salm-Reiffer8oh«idt Oswald 
Graf, Gteh. Rat, Kftmmerer. Erbliches Hitglied. Suk- 
zedierte am 18. Dezember 1883. Verfassungspartei. 

Geboren am 14. DeBember 1849. Btndiert« die 
Rechte an den Universitlten Leipzig, Wien, Prag und 
Iimsbrack, stand als Einjährig- Freiwilliger bei Erz- 
heraog Karl Ludwig -Ulanen nnd Bavoyen-Dragoner. 
Graf Thun machte dann große Reisen auf dem Kon- 
tinent und wurde Attachö der Gesandtschaft in Teheran. 
Im Jahre 1876 übernahm er die Verwaltung derramilien- 
giiter. 1880 wurde ervom verfassungBtrenen Großgrond- 
beaitzB in den böhmiechen Landtag gewählt, dem er 
bis zum Jahre 1883 angehörte. Nach dem Tode des 
Fürsten Karl Aueraperg äbernahm er die Führung 
dieser Wablkarie. 

Im Jänner 1890 nahm er als VertranensmanB des 
Großgrundbesitzes an der vom Grafen Taaffe einbe- 
rufenen deutsch -böhmischen Ansgleichskonferens teil. 

Am 10. April 1890 wurde ihm der Orden des Gol- 
denen Vließes verliehen. 

Als BesitEer der FideikommiHherrscbaft Hainspach 
wurde ihm am 24. März 1897 die Genehmigung er- 
teilt, Namen und Wappen mit dem des Geschlechtes 
Salm-Reifferscheidt zu verbinden. 

Bei Erneuerung des Landtages im September 1901 
trat Graf Thun ftr den AbschluS eines Wahlkompro- 
misses mit dem feudalen Groflgrundbesitze ein. An- 
gesichts der Wahlreformprojehte, welche sich auf die 
Aufhebung der privilegierten Wählerfdaasen, insbe- 
sondere auf die Beseitigung der Gtroßgruadbesitz- 
kurie richteten und die in Böhmen vornehmlich von 
den radikalen Gruppen empfohlen wurden, hielt der 
Obmann der verfassungstreuen Großgrundbesitzer in 
der Wahlversammlung dieser Kurie am 14. Oktober 
1901 eine Rede, in welcher er sein Bedauern darüber 
aussprach, daß die deutsche Wählerschaft in Böhmen 
der , Großmäuligkeit der Phrase* Folge leiste. Graf 
Thun kandidierte nicht mehr fär den Landtag und 
22* 

U.,:,l,z<,.t,C0ügIf 



ab B&rdii öaatach im Jahre 1906 die Vorlage der 
W&hlrefonn ankändigte aud aaoh eine Befonn des 
Herrenhauses in Aassioht stellte, legte Graf Than 
auch seine Steile als Obmann der verfaaeongstreuen 
Wahlknrie im böhmischen ÖroBgrandbesilze nieder. 

Besitzer der Herrschaften Klösterle mit f elizburg 
und Fflnfhnnden, Schnschitz mit Zbislaw, Beneen mit 
Markeradorf, Hainspach. 

Thurti und Taxis Albert Fürst, Fürst zu Buchau und 
zu Krotoszyn, geforsteter Graf zu Friedberg- Scheer, 
Grat zu Valle- Lassina, zu Marchtal, Neresheim usw. 
Erbliches Mitglied. Sukzedierte am 26. Oktober 
1886. Ohne Angelobung. 

Geboren am 8, Mai 1867 zu B«gensbiirg. Erb- 
gen eralpostmeister, Kronoberpostmeister in Bayern, 
erbliches Mitglied der Kammer der Helcharäte des 
Königreiches Bayern, erbliches Mitglied des prenBi- 
schen Herrenhanaes nnd der ersten Kammer in Würt- 
temberg. Inhaber des königlichen bayrischen 2. Ohe- 
Tftttzlegerregimentes. Goldenes Vtieß 18S0. 

Thurn und Taxis Alexander Prinz, Geh. Rat, Käm- 
merer. Lebenslängliches Mitglied seit 15. Dezember 
1892. Parteilos. 

Geboren am I.Dezember 1851. Haupt der zweiten 
Linie der fürstlichen Familie Thurn und Taxis. Prinz 
Alexander Taxis ist Besiteer der Herrschaften Dobra- 
witz, Lanciu und Mcell, sowie der Güter Wikawa, 
Nimeric and Cetno und gehört zu den größten 2uoker- 
Indnstriellen in Böhmen, Verwaltungsrat der Staatseisen- 
bahn gesellschaft. 

Thurn-Valsassina Como-Vercelli Vinzenz Graf, Käm- 
merer. Erbliches Mitglied. Verfassungapartei. Stän- 
diger Wohnsitz; Waltsch in Böhmen. 

Geboren am 32.Mai^ 1866 zn Bleiburg. Mt^orats- 
herr aaf Leihen in Steiermark, sowie Herr anfWohsch 
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in Böhmen und Hogenegg in K&mten. Obersterbttuid> 
hofmeister in Krain und der Windiechen Mark. Bnrg- 
graf von Lienz, Ebrenritter des soaTeränen Malteaer- 
ordenB. Er war in der Landtagsseseion vom Jahre 
1881 Landeehauptmasn in Krain. 

Toldt Karl Hofrat, Professor. Lebeiislängliches Mit- 
glied seit 18. August 1905. VerfassuDgspartei. 

Geboren im J^ire 1840, habilitierte sich im Jahre 
1871 für "Histologie an der Wiener TTniversität und 
wnrde, nachdem er mehrere Jahre an der milttäriächen 
Joaepha- Akademie in Wien gelehrt hatte, 1875 zum 
außerordentlichen Professor der Anatomie an der Uni- 
veraitilt in Wien ernannt. Im Jahre 1876 ging er als 
Ordinarius des Faches nach Prag, kehrte jedoch 1884 
nach Wien zurück, wo ihm das neuerrichtete zweite 
Ordinariat für deskriptive und topographische Ana- 
tomie übertragen wurde. In dieser Stellung hat eich 
Toldt insbesondere auch nm den Neubau des ana- 
tomiechen Institutes verdient gemacht. 

Professor Toldt ist Mitglied der Akademie der 
Wissenschaften seit 1887. Präsident der Anthropolo- 
gischen Gesellschaft in Wien and Mitglied des Kura- 
toriums der zoologischen Station in Triest. Im No- 
vember 1898 erhielt er das Ritterkreuz des Leopold- 
Ordens. 

Trauttmansdorff -Weinsberg Karl Fürst, gefiirsteter 
Graf von Umpfenbacb, Freiherr auf Gleichenberg, 
Negau,Burgau und Totzenbach, Herr auf Horachau- 
Teinitz, Geh. Rat, Kämmerer. Erbliches Mitglied, seit 
1870. Mittelpartei, Ständiger Wohnsitz; Wien. 

Geboren am 5. September 1845. Er gehört als 
Mitglied des fideikommiss arischen Großgrundbesitzes 
dem Landtage von Böhmen an. Fürst Tranttmansdorff 
ist Vorstand der Pferdezuohtaektion der Landwirt- 
schaftsgesellschaft in Wien und Mitglied des Direkto- 
riums der Eennpl&tze in Wien und Preßburg. 
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Trauttmtnsdorif-Wainsberg Maximilian Graf, Frei- 
herr auf Gleiebenberg, Negau, Burgau und Totzea- 
bacb, Herr von Teioitz und Bertholdstein, Geh. Rat, 
Kämmerer. Erbiiohas Mitglied. Sukzedierte am 
■12. Dezember I88I. Rechte. Ständiger Wohnsitz: 
Gleichenberg in Steiermark. 

Geboren am 30. April 1842 in Ghraz. Besitzer von 
Gleichenberg und Tranttmansdorff (Steiermark). 

Ulbrioh Josaf Dr., Hofrat, Professor. 'Lebensläng- 
liches Mitglied seit IS. August 1905. Verfassungs- 
partei- Ständiger Wohnsitz: Prag. 

Geboren am 23. Oktober 1848 an Eger, studierte 
an der Präger Universität nnd Turde im Jahre 1867 
promoviert. 

Dlbrioh widmete sich zmi&ohat der Beamtenlanf- 
bahn, war bei der Pinansprokoratur tfttig nnd habili- 
tierte sieh am 16. Pebrnar 1876 als Dozent fär das 
allgemeine Staatsrecht. Am 2ö. September 1879 wurde 
er zum außerordentlichen Profeasor des österreichi- 
schen öäentliohen Bechtes, am 11. Jänner 1881 zum 
ordentlichen Professor desselben Faches ernannt. 

Aqb seiner Feder stammt eine ganze Keihe wissen- 
schaftlicher Publikationen. Von diesen seien eiwihnt: 
„Über öffentliche Beohts- und Ver waltun gsgeriohta- 
barkeit" {Prag 1875), „Die rechtliche Natur der öster- 
reichisch- ungarischen Monarohie" (.Prag 1879), „Lehr- 
bnch des österreichischen Staatsrechtes" (Berlin 1883), 
, Grundsätze des österreichischen Verwaltungarechtes" 
(Prag 1884), ,Der Rechtahegriff der Verwaltung" 
(Grünhuts Zeitschrift 1882), ,Handbnch der öster- 
reichiachoE politiechea Verwaltung fflr die im Beichs- 
rate vertretenen Eönigreiche und Länder sunt Nach- 
trag" (1892, drei B&ade). Vom Jahre 1894 an gab 
Eo£rat tUbrioh, der auch Mitarbeiter an Uarqnnrdaens 
,Haudbacli des öäeutlichan Bechtes der Gegenwart" 
ist, gemeiDTChafilich mit Prof. Dr. Ernst MiscUer unter 
MitwiriEuag zahlreicher hervomtgander PEUshmänner 
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„Das öBterreichigche Staatawörterbnch' heraus. Im 
Jahre 1903 erschien dae „Lehrbach. des Ssteireichi- 
acheu VerwaltungBrechtea". Hofrat Ulbrich, der sich 
aaller ordentlicher Sympathien bei der Stndentensohaft 
erfreut, stellte in einer der schwierigaton Zeiten der 
Prager Üniveraität — in der Stnnnperiode des Jahrea 
1 897, anläßlich dea Polizei Verbotes dea Farbentragena -"— 
in der er ala Rektor der dentachen Karolo-Ferdinandea 
aich als ebenso tatkrtlftiger, wie nnennUdlicher Ver- 
teidiger der Bechte der Prager deutschen Universität 
erwies, die Bähe der Aala wieder her. 

Unger Josef Dr., Geh. Rat, Präsident des Reichs- 
gerichtes. Lebenslängliches Mitglied seit 20. De- 
zember 1868. Verfasßungßpartei. Ständiger Wohn- 
sitz: Wien. 

G«boron am 2. Jnü 1828 in Wien. Unger atndierte 
an der Wiener Universität, wo er in den stürmischen 
Tagen dea Jahres 184H von der Studentenschaft in 
jene Deputation gewählt wurde, die am IC. Mai die 
Wänsche der Anla dem Minister des Innern mitteilen 
sollte. Unger löste sich bald darauf von der Studenten- 
bewegnng loa. £a wurde ihm eine Stelle an der Hof- 
bibliothek verliehen, die Unger, der nnter dem Ver- 
dachte stand, aich an der Revolution beteiligt zu haben, 
wieder entzogen wurde. Unger ging nach Dentaohland 
nnd promovierte an der Universität Königsberg zum 
Doktor der Philoaophie im Jahre ]S50. Nach öater- 
reich KUrüekge kehrt, promovierte er im Jahre 1852 
zum Doktor der Rechte. Kurz darauf habilitierte er 
sich ala Dozent, wurde 1853 außerordentlicher, 1857 
ordentlicher Profeeaor des Oaterreichiachen Privatrecbtea 
an der Prager Universität, Im Jahre 1857 wurde Unger 
an die Wiener Universität berufen. 

Ungera Bedeutung für die ReebtawisaeDachaft zu 
kennzeichnen, kann nicht Öegenatand dieaer Schrift 
sein. Ton seinen bedeutungsvollen Schriften erwähnen 
wir bloß das „Syatem des österreichischen allgemeine 
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Privfttredites", das im Jahre t8Ö6 erschieQ, „Besitz 
nach österreichischem Bechte" 1866, ,Die lohaber- 
papiere" 1857; femer verfaßte er die Schrift aber die 
Ehe ia welthistoriacher Bedentnng and zahlreiche fach- 
wisBenachaftiiche Monographien. 

Seit dem Beginne der konstitation eilen Ära be- 
teiligte sich Unger auch an der politisoben Bewegung. 
Im Jahre 1861 ließ er eine Broschüre zur Lösung 
der ungarisoben Frage erscheinen. Am 2ö. Jäaner 1867, 
nach der Sistierang der Verfassung durch den (trafen 
Belcredi und nach den Schrecknissen des Krieges, kan- 
didierte er vor den Wählern von Hemals om das 
Uandat in den niederösterreicMschen Landtag nnd kenn- 
zeichnete die Lage in einer Rede, die mit folgendem 
Satze begann: „Das Vertrauen geschwunden, die Hoff- 
nung gesunken, der Verkehr gedrückt, die Arbeit ge- 
lähmt, das Heer geschlagen, das Iteich geschmülert, 
die Finanzen zerrüttet, der Wohlstand zerstört, das 
Recht gebeugt, die Verfassung gefährdet, die Völker 
in Zwietracht, der Staat im Zusammenbrechen, and 
za alledem das bitterste, was am brennendsten und 
tiefsten schmerzt, Österreich aus seinem taasendj&hrigeD 
Verbände mit dem deutschen Gesamtvaterlande hinaus- 
gestoßen, das ist in wenigen Strichen das Bild der 
Lage, in der wir uns befinden." Unger wurde in den 
Landtag und von diesem in den Beiohsrat gewählt, 
erkrankte aber schwer und mußte nach Venedig ge- 
bracht werden. Infolgedessen verzichtete er auf beide 
ihm übertragenen Mandate. 

Am 20. Dezember 1868 wnrde er in das Herren- 
haus berufen. Crleich nach seiner Angelobung hielt er 
»eine erste Bede im Hause zu dem Gesetze über die 
Haftpflicht der Eisenbahnen. 

Am 30. Jänner 1869 vertrat er die Vorlage über 
die Einführung der Geschworenengerichte in Preß- 
sachen. ,Die Geschworenen", sagte er, „sind eine Art 
Bepräsentation des Volkes. Die Tat ist vor dem Volke 
verübt worden. Wer soll sagen: Das empört unser 
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Gefühl, verletzt unsere Ü b erzeugen g? Derjenige, den 
man zu treffen gesucht hat. Woher anders soll das 
Echo ertönen, als woher der Schall ertönte? Wenn 
es sich um die Frage handelt, ob der Spiegel getrübt 
worden ist, so wird man doch den Spiegel vor allem 
hernehmen." 

Im Mai 181)!) war Unger Berichterstatter über das 
VolksBchnlgesetz. Er sagte am 10. Mal gegenüber den 
Fordernngen der FöderaUsten : „^i^ brechen jeden Strahl, 
der vom Zentrum attsgeht, siebzehnfach durch das Prisma 
unseres konstitutionellen Staatsrechtes. Da muQ dafür 
gesorgt werden, daß der Brennpunkt nicht in die Peri- 
pherie verlegt wird, sondern in das Zentrum, nnd daß 
der Strahl ein kräftiger sei, damit er bei der slebzehn- 
moligen Brechung endlich noch eine genügend kräftige 
Farbe gibt, damit nicht alles in Grau sich auflöst." 
Immer wieder verteidigte Unger sein zentralistlsches 
Olau beu sbekenntnis. 

Im Dezember 1869, als wieder die föderaliatische 
Idee in den Vordergrund trat, der Ruf nach einem 
böhmischen Ausgleich auftauchte und das Bürger- 
ministerinm spaltete, gab Unger in einer Polemik wider 
Adolf Fisohhof am 17. Dezember 1869 eine Erklärung 
ab, in welcher er sagte: ^Idi habe schon vor nahezu 
drei Jahren in meiner Wahlrede ausgesprochen, daß 
ich einer der entschiedensten Gegner des Föderalismus 
bin. Ich halte diese Staatsform in ihrer Anwendung auf 
Osterreich, dessen Länder längst zo einer Realnnion 
verwachsen sind, für ebenso uugeschichtlicb als ver- 
derblich. Der Pöderalismas ist seiner Natur nach die 
Verbindung des bisher Getrennten; in Österreich würde 
er die Trennung der bisher Verbundenen bedeuten." 

Als 0«gner der föderalistischen Idee trat er in der 
Adreßdebatte des Herrenhauses vom 14. Jänner 1870 anf, 
als imKabinett des Bürgerministerin ms der Memoranden- 
streit ausgebrochen war. In seiner Bede gebrauchte er 
damals folgendes Bild: „Kann es einen Sinn haben, den 
österreichischen Reichsapfel nach und nach in Stücke und 
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in Sdisitte zu zerlegen, am Um den himgrigen Ifacli- 
barn noch leichter zngftngliob bu maclien? Hat man 
doch schon von Itüien gesagt, eB aei eine Artischoke, 
' die blattweis« verzehrt weiden muß. Kann es in un- 
serem Sinne sein, aus dem Östenraicbischen Beichs- 
apfel eine öaterreichische Keicbsartischoke eu machen, 
die man blattweise verzehren kann?" 

In gleicher Weise griff er die resnltatloee Ver- 
sdhnnngspolitik des Grafen Potocki am 6. Oktober 
1870 an und wendete eich am Ifi. November 1870 
gegen das böhmische Staatsrecht, das er als einen po- 
litisch-historischen Änachranismns beseiobnete. 

Das Koalitionsministerium jener Tage nannte Unger 
ein Ministerinm der Not, der Verlegenheit. Was es 
anstrebe, sei ein mit legalen Mitteln ansgefnhrter 
Selbstmord. 

Nach dem Stnrze des Eabinettes Hohenwart am 
25. November 1871 trat Unger als Minist»r ohne Porte- 
feuille in das Kabinett Ado& Auersperg ein, als dessen 
Sprechminister er bezeichnet wurde. Er blieb bis zum 
16. Februar 1879 Mitglied des Kabln ettes und kehrte 
nach dem Racktritte des Ministeriums (&t kurze Zeit 
zur Lehrkanzel zurück. In der Ära Anersperg hatte 
er besonders an der Schaffung des Verwaltnngsgerichta- 
hofea und der Wahlreform vom Jahre 1873 mitge- 
arbeitet 

In den wichtigsten Fragen vertrat Unger das Ka- 
l>inett im Parlamente. So verteidigte er am 18. De- 
zember 1871 das Wahlrecht der geistlichen Nutznießer 
bei der Debatte wegen der Agnosziening der Groß- 
grundbesitzwablen in Oberöstarreich insbesondere gegen 
die Ausführungen des Abgeordneten Dr. Herbst. Am 
22. Jänner 1875 vertrat er die Vorlage über den Ver- 
waltungsgerichtshof. Im März 1875, als die Anträge 
Oölleriots über die Revision der (Gemein deordnnng 
diskutiert wurden, fand er das Wort: ,Es ^bt nichts 
Unnatürlicheres, tis den natärlicben Wirknugakrü) der 
Gemeinden." 
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Am 1. März 1876 verteidigte er daa Kabinett 
Anersperg gegen die Angriffe der Opposition, welche 
das Uinisterium zam Rücktritte drfingte. „Jeder Measch", 
sagte er damals, „lebt sich zu Tode, auch jedes Mini- 
ateriam lebt sich zu Tode." 

In der Periode von 1876 war Unger aach Mitglied 
des böhmischen Landtages. 

Als im XoTomber 1876 MiniBterpräsident Fürst 
Adolf Anersperg die Landeschefs zu einer strengeren 
BAitdhabnng des Freßgesetzes aufforderte, was eine 
scharfe Kritik des Vorgehens der BegiernDg gegen 
die Presse im Budgetausschusse hervorrief, verWt 
Dr. Unger diesen. Erlaß, der wegen der Meldungen 
über Umtriebe in Südtirol erlassen worden war, 
über welche die Blätter NacLrichten enthalten hatten. 
Unger sagte damals in Vertaidignng der Kegiemug: 
„Im Verkehre mit den Jonraalen muß die Regierung 
sich an die Parole halten: Hnmanitftt und Urbanität. 
Wenn aber jemand bei heiß niederbrennenden Sonnen- 
strahlen, um die Hitze von sich abzuwenden oder 
vielleicht den Sonnenstich zu verhüten, den Vorhang 
oder die Fensterladen schließt, ohne dabei einen Hymnus 
auf die Sonne, das allbelebende Oestirn, die herrlich 
strahlende Feuerkugel, anzustimmen, dann würde auch 
der feurigste Feneranbeter den Mann nicht beschul- 
digen können, daß er deshalb ein Feind der Sonne 
und des Lichtes und ein Frennd der Finsternis sei." 

Als einen Frennd nnd Eenner der Kunst hatte 
die Qesellscbaft der Mnsikireande in Wien Dr. Unger 
zum Direktionsmitglied gewählt. Wegen Oeschäftsftber- 
bürdung legte er diese Stelle im Dezember 1376 nieder. 

Am 16. Juni 1877 vertrat er in der Periode der 
Elsen bahnsanierungen vor dem Abgeordnetenhause die 
Regierungsvorlage über die garantierten Bahnen und 
verteidigte das Recht des Staates zur Übemabme des 
Betriebes dieser Bahnen ohne vorheriges Überein- 
kommen, sobald der Staat für das Zinsenerträgnis der- 
selben allein aofzukommen hat. 
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Während der Debatten tkber den ungariBoben äqb- 
gleich fiel TJnger am 19. November 1877 die Aufgabe 
zu, die neue Bankvorlage im Beicharate eq vertreten. 

Am 9. April 18T8 trat er in einer Debatte aber 
die Steueri-eform nnd das Projekt einer Person al- 
einkommenstener fär eine komolative Bestenenmg des 
Vermögens von Ehegatten ein. 

Das Kabinett Anersperg aberließ Unger auch die 
Vertretung des Berliner Vertrages, den er gegen die 
Oegner des Mandates zur Okkupation Bosniens im 
November 1878 im AnsschuBse und am 18. Jänner 
187t* im Plenum des Abgeordnetenbausea gegen die 
, Koalition der 112" verteidigte. 

Kurz darauf, am 15. Februar 1879, schied Dr. Unger 
von seinem Posten als Uinister ohne Portefeuille und 
wurde am 20. Jänner 1881 nach dem Tode des Frh. 
V. Kraus mit der Ehrenstelle des PrSsidenten des 
Beichsgerichtes betraut. 

Die SchulkommiBaLon des Herrenhaueea, die in den 
ersten Jahren der Begierung Taaffe noch eine Majorität 
liberaler Mitglieder zählte, übertrug im Jänner 1883 die 
Berichterstattung über die Vorlage, betreffend die Er- 
richtung der tBchechischen Universität, Dr. Unger. In der 
Debatte über diesen Gegenstand, im Plenum des Herren- 
hauses feierte er die Kaiserin Maria Theresia, welche 
die Provinzen Österreichs zu einer staatsrechtUchen 
Einheit vereinigt hat. Anf diese Monarchin passe das 
Wort, welches ein Dichter Galliens aaf Bom ange- 
gewandt habe: Fecisti patriam divisis gentibus onam, 
und so ist das österreichiBche Bewußtsein entstanden, 
und seit jener Zeit haben wir die österreichische Ehre, 
in welcher alle anderen Völker ihre eigene Ehre auf- 
zusuchen hätten. Mit dieser Deduktion trat Dr. Unger 
dem Minister Conrad entgegen, der zur Begründung 
der tschechischen Universität von einer böhmischen 
Ehre gesprochen hatte, die durch Ablehnung der üni- 
versitätsvorlage verletzt würde. Aa demselben 10. Fe- 
bruar 1882 führte Dr. Unger aus : „Man zerstört die geaell- 
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schaftlicheu Gnmdlageu, wenn man seit tanseud Jahren 
feststehende Bechtsbegriiffe angreift und im zerstören 
sucht. Das ist ein gef^rlicher Angriff, denn die Juris- 
pradenz ist der Niederschlag des gesunden Ueoschen- 
Terstandes von Jahrhunderten und Jahrtausenden." 

Gegen die Spraohenverordnangen in der Ära Taaffe 
trat Unger als Eedner im Herrenhauae auf. Am 8. April 
18S1 erklärte er: .Wenn wir einmal dahin gelangt eein 
werden, uns gegenseitig nicht öiumal zu verstehen, 
dann möchte ich wissen, wie wir uns verständigen 
sollen." 

Trotz der Einwendungen Schmerlinga und Ungers 
beschloß die Mehrheit des Herrenhauses vom 18. Mai 
1883 den Antrag des Grafen Leo Thun bezüglich der 
Religion sfondas teuer an eine Kommisaion zu verweisen. 
Damals sagte Dr. Unger dieser Tatsache gegenüber : 
„Das Becht hat die sonderbare Eigenschaft, daß man 
es behalten kann, ohne eb zu haben.'' 

Am 3. November 1883 nahm Dr. Unger seine lange 
unterbrochenen Vorlesungen an der Universität wieder 
anf und las über Korreal- und Solidarobligationen. Er 
benutzte seine Antrittsrede, um mit einigen scharfen 
Bemorknngen auch die politische Lage zu streifen. Er 
erinnerte an Alommsena Wort: „Man kann den ge- 
raden Weg auch dadurch verfehlen, daß man immer 
gradaus fortgeht" und knüpfte daran die Bemerkung, 
daß er damit diejenigen nicht entschuldigen wolle, die 
jetzt in- der Politik zwischen Bechts und Links un- 
entachieden schwanken. „In meinem Vortrag," fügte 
Unger bei, „kommt in jedem Salae das Wort Solida- 
rität vor. Man kann heute keine Zeitung in die Hand 
nehmen, ohne auf dieaea Wort zu stoßen. Es gibt eine 
Solidarität der Intereseen, eine Solidarität der Par- 
teien, eine Solidarität der Nationalitäten. Ob unter 
der letzteren der Staat nicht allzusehr leidet, ist 
fraglich." 

Die Schwankungen des Taafifeschen Begierungs- 
systemea schilderte Unger in seiner Bede zum Budget 
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Mn 16. Oktober 1886: „Nicht BeDtraJistiBch, nicht föde- 
FBÜatieoh, niaht klerikal, nicht liberal, nicht deatsch 
und nicht sUwifich — m scheint so, ab ob die Be- 
gierang lioh freilich vergebens auf einen ftrchimedi- 
Bohen Fnnkt hätte stellen wollen, um da die Welt zu 
regieren; sie war eine Regierung in abstracto. Aber 
einer Begiemng in abstracto glaubt niemand, wie 
niemand an einen abstrakten &ott glaubt." Unger 
schloß damals seine Rede: „Über kun oder lang — 
nicht jeden Wochenschluß macht Oott die Zeche, heißt 
es bei Goethe — wird das gegenwärtige Re^emngs- 
eystem in sich zusammenbrechen, es wird teils an den 
unabweisliohen Fostulaten des österreichischen Staats- 
wesens zerschellen, teils wird es an der unnatürlichen 
Verbindung seiner Änhftitger und an dem Übermaß 
und Unvereinbarkeit ihrer Ansprüche zugrunde gehen. 
Und so harren wir denn getrost in Ergebung und Er* 
gebenheit des Tages, an welchem von entscheidender 
Seite das erlösende und wahrhaft konservative Wort 
gebieterisch ertönen wird: ,Bie hierher und nicht 
weiter I" 

Dr. Unger trat am 10, Oktober 1886 als H«dner zum 
Antrag Sofamerling auf, weloher die Aufhebung der 
Sprachenverordnung desHiniBtereDr. Pra2^ verlangte, 
die ziemlich versteckt unter den „Uitteilungen" des 
Verordnungsblattes des JuetaEministeriums abgedruckt 
worden war. Unger wies auf diese TatBaohe hin und 
meinte : 

„Diese Verordnung segelt unter der Flagge der 
Ersparting im Dienste, der Ersparung von Übersetauugeu, 
sie gibt sieh als eine einfache Man ipulatioos Vorschrift, 
etwa so, wie wenn der JnstiEminister angeordnet hitte, 
daß beim Oberlandesgerichte in Frag in Zukunft statt 
mit Holz, mit Kohlen geheizt werden soll. Es bat im 
Mittelalter uneheliche Kinder gegeben, es kommt das 
wohl anoh heutzutage vor. Damals nun, wenn die legiti- 
matio per sabseqnens matrimoninm stattfand, brachte 
die Mutter die vor der Ehe erzeugten Kinder unter 
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einem Mantel in die Kirche, um sie in dieser onsohein- 
barsD, nnauf^ligen Form an legitimieren. Als ein 
Bolchee MantelMnd scheint mir diese Verordnnng des 
JaatiBmiDiB teriu ms." 

Er zeigte in seiner AnsfOhrong am T.Mai 18S7, daß 
solche an die JnstizbehCrden gerichtete Sprachenver- 
ordonngeo aach vor den Obersten G-eriolitBhöfan nicht 
Halt machen werden. „Was soll ans der Justiz verdea," 
sagte Unger, ,weun man ihre Aufgabe nicht bloQ darin 
erblickt, die Sechtsidee, sondern auch die Kationali- 
tätenidee zn pflegen? Was seil ans der JuatiE werden, 
wenn man ans den Bichterversammliuigen linguistiache 
Kollegien, aus den Sp nicht o lieg! ea Spraohkolbgien 
macht und wenn man bei der Beförderung im Jnstiz- 
dienste mehr anf Nationalität als auf Jorispradens sieht. 

Dr. üngw war Mitglied der Permanenekommission 
des Beichsratee in den Jahren 1895 und 1696, welche 
die nene Zivilprozeßordnung fertigstellte. Bei diesem 
Anlaß wurde ihm das Oroßkreuz des Stephan -Ordens 
verliehen. 

Im März des Jahres 1904 gab Dr. Unger in einem 
Artikel der Grünhutschen „Zeitschrift für öffentliches 
und Privatreoht" die Anregung zur Bevision des bürger- 
lichen Gesetzbuches. Die Begierung kündigte bald 
darauf die Einsetzung einer fachmännischen Kommission 
für diese Bevision an, der auch Unger angehörte. Die 
parlamentarischen Krisen verhinderten die Arbeit dieser 
Kommission. 

Im Herrenhause begründete Unger am 29. April 
1904 den von ihm gestellten Antrag auf Entschädi- 
gung unschuldig Verurteilter als Ergänzung des Ge- 
setzes vom Jahre 1892, das, wie er sagte, das Mutter- 
mal der Schwergeburt trägt. 

Am 19. Jänner 1906 erhielt Dr. Unger anläßlich 
seines fünfundzwanzigjäbrigen Jubiläums als Präsident 
des Beii^sgerichtes ein kaiserliches Bandschreiben, in 
welchem es hieß: .Ich sehe es als eine glückliche 
Fügung an, daß die Leitung dieses Gerichtshofes 
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«räfarend eines so langen ZeitranmeB einem Manne 
anvertraat war, der nicht nar die wiaeeiischtifbliclie Be- 
handlung dee ÖBterreichieches Beohtea in neue Bahnen 
gelenkt und zu reicher Blüte gebracht, sondern auch 
die Rechtsprechung des ßeiohsgerichtee auf der Höhe 
geläuterter Wissen echaftliohkeit und G'erechtigkeit er- 
halten hat. Darum verbinde loh mit Meiner dankbaren 
AcerfeeBnung Ihres ausgeaeichneten Wirkens die Hoff- 
anag, daß es Ihnen noch Tiele Jahre vergönnt sein 
werde, das Ansehen dieses Gerichtshofes zu mehren 
and ihn im Geiste seiner verfassungsmäßigen Bestim- 
mung zn führen." 

Unger, der als Wähler in Wien bei den ßeiohs- 
ratswahlen ffir Kandidaten der fortschrittlichen und 
sozialistischen Partei gestimmt hatte, weshalb er von 
den Christlich-Sozialen vielfach angefeindet worden war, 
bekannte sich in einer kurzen £rklfttang in der Sitzung 
des Herrenhauaea vom 20. Dezember 1906 als An- 
hänger der Wahlreform. 

Ungnad von WeiBenwolff Konrad Graf, Freiherr zu 
Sonneck und Ennseck, Kämmerer, Oberst-Erbland- 
hofmarschall in Oberö st erreich. Lebenslängliches 
Mitglied seit 21. September 1890. Mittelpartei. 

Geboren am 14. Jänner ISäö in Buakawies. Im 
oberösterreichischen Landtage vertritt er seit 1896 
als Kompromißkandidat des Großgrundbesitzes die Ver- 
faBSungspartei-KuratorderOberösterreichiachenLandea- 
hypothekenanstalt. Legationsrat des souveränen Mal- 



Vetter von der Lilie Felix Graf, Geh. Rat, Kämmerer, 
Landeshauptmann von Mähren, Major a. D. und 
Gutsbesitzer, Lebenslängliches Mitglied seit 2. April , 
189I.MittelpartBi. 

Geboren am 18. März 1830. Kr wandte sich in 
seiner Jugend der militärischen Karriere zd and nahm 
als Eittmeister bei König von Württemberg -Husaren 
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seinen AbacMed. Hierauf widmete er sich der Bewirt* 
echaftung seiner fSdeikommiQherrsch^ Tuffer nnd der 
Lehensg^ter Nen-Hflbel, Nen-Sykowec nnd Kattendorf 
bei Nentitechein. 

Im mähriBchea Landtage vertrat er seit langen 
Jahren den II Wahlkörper des QroBgrandbeBitzes. 
Seit 1884 war er Landeshauptmann bis zur Reform 
der LaodtagewahlordnuDg im Jahre 1906. Er sahit 
za den Führern der Mittelpartei des mährischen GroQ- 
grundbesitzes. 

Dem Eeicharate gehörte Graf Vetter seit 1879 bis 
za seiner Berufung ins Herrenhaus an. £r war wieder- 
holt zum Vizepräsidenten nod Im Jahre 1899 zum 
Präsidenten der Delegation gewählt worden. Präsident 
des patriotischen Landeshilfs verein es in Mähren. Als 
der mährische Landtag nach Annahme der Wahlreform 
und Schadung nationaler Kurien dann noch im Jänner 
1906 seine letzten Sitzungen hielt, wurde Vetter, der 
Beinen Rücktritt als Landeshauptmann ankündigte, 
von den Mitgliedern des Lande sau sachnases eine Ova- 
tion bereitet. Graf Vetter kandidierte bei den Land- 
tagswahlen im November 1906 auch nicht mehr für 
den Landtag und wurde am 24. Dezember 1906 bei 
aeinem Rücktritte ala Landeahanptmann von U&hren 
mit dem Großkreuz des Leopold-Ordens ausgezeichnet. 

Vrints zu Falkenstein Alexander Graf. Kämmerer. 
Erbliches Mitglied seit 1904. Verfasaungspartei. 

Geboren am 25. Jänner 1872. Herr der Herrschaft 
Stein abrann in Niederöaterreich. 

Waldstein Ernst Karl, Geb. Rat, Kämmerer, Ritt- 
meister i. R. Erbliehea Mitglied. Malteser-Ehren- 
ritter. Verl aaaungspartei. Ständiger Wohnort : Prag. 

Geboren am 4. Februar 1849. Fideikommißherr- 
Schäften Münchengrätz, Weiß Wasser, Hühnerwasser, 
Herschberg, Neuperstein mit Danba, Stahlau, Rebillan, 
Wesel B und Kotasenitz. 
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Waldsteln- Wartenberg Josef Graf, Kämmerer, Ritt- 
meister a. D. Lebenalänglicbes Mitglied seit dem 
18. August 1906, Ständiger Wohnsitz: Trebitaeh. 

Geboren am 6. Dezember 1836, trat Graf Wald- 
Btein im Jahre 1851 io die ehemalige Fionierkadetteu- 
schnle in Talln ein. Den Feldzug in Italien im Jahre 
1666 machte er als Hauptmann mit nnd nahm an 
der Schlacht bei Custozza teil. Er warde mit der 
MilitÄr -Verdienstmedaille ausgezeichnet. Im Jahre 18G8 
wurde er krankheitshalber in das Verhältnis anCer 
Dienst übemommen. 

Seit seinem Aaatritte aus dem aktiven Dienste 
widmete sich Ctraf Waldstein der Verwaltung seines 
Gutes Mittergraben und der Seniorat-Fideikommiß- 
herrsohaft Trebitaeh. 
Watterskirchen zu Woffsthal Franz Frh. v., Geh. Rat, 
Kämmerer. Erbliches Mitglied. Sukzedierte am 
5. Mai 1892, Rechte. Ständiger Wohnsitz; Wolfstal. 

Geboren am 7. Juli 1862. Besitzer dea Fideikom- 
misses Wolfstal nebst Hundsheim, Berg nad Veste 
Pottenburg in Niederöaterreich, 

Bei den Wahlen in den nie de rösterreicbi sehen Land- 
tag im November 1896 wurde er als Kandidat der 
konservativen Partei des GroÜgrandbesitzea gewählt, 
Baron Walterski rohen ist einer der Führer der kleri- 
kalen Partei in NiederÖsteiTeich, war wiederholt Mit- 
glied des Ausschusses für die Organisierung der 
Katholikentage, sitzt im Ausschüsse des katholischen 
Schulvereines und ist bei allen diesen Veranstaltungen 
einer der Wortführer der klerikalen Pai-teL 

Nach dem Tode des Grafen Franz Falkenhayn 
wurde er mit der Leitung der Wahlen im Jahre 1900 
seitene der feudal -klerikalen Großgrundbesitz- Kurie 
betraut. 

Eine Reihe von Jahren fungierte Frb v. Walters- 
kirchea als Referent über das Heeresbudget in der 
österreichischen Delegation. Erst als im Jahre 1906 
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die Agitation bezüglich der Trennung der Armee dorcli 
die Koalition in Ungarn groQe Forteohritte machte, 
lehnte er es ab, neuerlich dieses Beferat zu führen. 

Wassilko - Serecki Georg Frh. v., Kämmerer. Laodes- 
hauptmftDD der Bukowina. LebeneläDgliches Mit- 
glied seit dem lO, Juni 1904, Mittelpartei. 

Geboren am 17. Dezember 1864. Baron Wassillfo 
wurde als Vertreter des Großgrundbesitzes in den 
Landtag und am 30. Februar 1896 in den fieicbsrat 
gewählt. Mit den übrigen rnmäniechen Abgeordneten, 
die gegenwärtig in einem besonderen Klub vereioigt 
sind, gehörte er zu jener Zeit dem Hobenwart-Klub an. 

Durch eine Rede in der Budgetdebatte am 27, Juni 
189Ö, in welcher er das nationale Verbalten der deutschen 
Professoren an den Univerai täten Czernowitz nnd Graz 
tadelte, kam er in einen Konflikt mit den Professoren- 
koUegien beider Hochschulen, 

Während einer der Stürme der tschechischen Ob- 
struktion gegen die Präsidententribüne am 20, Februar 
1901 schützte er den PrE^identen Grafen Vetter vor 
einer Attacke des Abg. Klofa<^, den er daran hinderte, 
ein gegen den Fräsideuten erhobenes Tintenfaß zu 
schleudern, indem er den genannten Abgeordneten 
festhielt. 

lu der Delegationssession vom Juni 1 904 war er 
einer der Befürworter der Bewilligung des 400 Mil- 
lionen-Kredites zur Beschaffung der neuen Geschütze 
und Äuarüatungen. 

Nach der Auflösung des Bukowinaer Landtages 
im August 1904 gelang es Baron Wassilko im Groß- 
grundbesitze eine Mittelpartei naoh dem Muster der 
in Mähren bestehenden zu gründen und dadurch auf 
den Ausgang der Wahlen Einfluß zu nehmen. Im 
November 1904 wurde Baron Wassilko zum Landes- 
hauptmann in der Bukowina ernannt. 

In der Session vom Juni lüCÖ verhinderte er die 
wegen des Streites über die Besetzung des Direktions- 
28' 
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poatens bei der nenbe gründeten Landesbuik ange- 
drohte Obatruktion im Landtage. 

Welser von Welsersheimb Zeno Graf, Geb. Rat 
Feldzeagmeiater. Minister a. D. LebenBlängliches 
Mitglied seit 31, Dezember 1889. Parteilos. 

Geboren jm Jahre 1835. Welaereheimb trat mit 
17 Jahren als Kadett in das Infanterieregiment Prinz 
von FrenQen ein, absolvierte die Kriegsechale und 
keim als Hauptmann zum Generalstabe. Im Jahre 1866 
Hf^or und Flügeladjntant dea Erzherzogs Älbrec^t, 
verfaßte er alle wichtigen Schrillstäcke während des 
Feldzages in Italien. Nach dem Kriege ging Graf 
Welsersheimb als Militärbevoltmächtigter nach Paris, 
von dort in gleicher Eigenschaft im Jahre 1870 nach 
■ Berlin, wo er bis 1875 blieb. Er trat wieder in den 
aktiven Dienst und wnrde Kommandant des 42. In- 
fanterierefjiments König von Hannover and 1877 Bri- 
gadier in Prag, später Brigadier in Trient. 

In das Kabinett Taaffe wurde Graf Welsersheimb 
nach Horst am 36. Juni 1680 als Landesverteidigangs- 
minister berufen, welchen Posten er bis Eum 11. März 
1905 unter allen Ministerien bekleidete. Im Laufe 
dieser fünfundzwanzig Jahre hat er alle auf die Land- 
wehr und den Landsturm bezüglieheji Vorlagen im 
Heichsrate vertreten; der Erörterung politischer Fragen 
ging er bis zur äußersten Möglichkeit aus dem Wege, 
wurde jedoch als Mit<;lied des Kabinettes der kon- 
servativ-feudalen Gruppe beigezählt. 

Gleich nach seinem Eintritte in das Kabinett TaafTe 
hatte er die Reform der Miliz in den Bezirken Cattaro 
und Ragusa in Dalmatien zu einem Teil der Landwehr 
durchzuführen, was nicht ohne Schwierigkeit und Wider- 
stand der kroatischen Bevölkerung sich vollzog. 

Als die nationale Frage auch in die Armee Ein- 
gang zu finden begann, suchte Graf Welsersheimb die 
deutsche Kommando spräche gegen den nationalen An- 
sturm SU wahren, was im Lanfe der Jahre unter dem- 
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Abi 

Eindmcke der VerfaÜtnisBe in Ungarn immer schwie- 
riger wnräe. Die anf^gliche Energie, mit welcher 
die KriegsverwaltuDg die 8prv£heii&age verteidigte, 
wurde allmählich zu einem Bäckzngsgef echte gegen- 
äber den ungarischen Fordernngen. 

Nftofa der Sanktion des LandBtnrmgeBetzeH inter* 
pellierte Abg. Dr. Stnrm den Minister, warum das 
Österreichische Landatnrmgesetz, welches nach § 2 
des Gflsetaes vom 21. Dezember 1867 zu den allen 
Ländern der öaterreiobiBchen Monarchie gemeinsamen 
Angelegenheiten gehört, sowohl im Gesetee vom 6. Juni 
1886 als auch in den Durchführangs Verordnungen sehr 
wesentliche grundsätzliche Verschiedenheiten gegen das 
ungarische Gesetz aufweise, insbesondere bezUglich 
der Verwendung des Landsturmes im Auslande nnd 
der fttr den völkerrechtiichen Schutz nLaflgeb enden 
militfirischen Ansrflstung und Bekleidung. In seiner 
Antwort am 26. Februar 18SS gab OrafWelsersheimb 
eine ausführliche Darstellung der Sachlage. Er stellte 
die in der Interpellation angeführten Tatsachen nicht 
in Abirede, betoute nur, daß die Lande türm vor läge ja 
gleichseitig in beiden Parlamenten verhandelt und 
von beiden verfaasongamäfiig erledigt und dann sank- 
tioniert worden sei. Eine Debatte über diese unge- 
nfigende Aufklärung des Ministers lehnte die Majorität 
ab und die Divergenzen in den Bestinunungen blieben 
bestehen. 

Li seiner Bede vom 7. Dezember 1888 sagte Graf 
Weleersheimb, auf seinen Säbel gestützt : „Meine Politik 
ist sehr einfach; sie steht in goldenen Zeichen auf 
diesem Portepee" and er erklärte damals bezüglich 
der Sprachenfrage in der Armee: „In der Armee ist 
der oberste Wille, dafl die Sprache ein Mittel der Ver- 
fltftndigung, reeller Leistung und nicht des Streites sei. 
Für die Armee gibt es keine Sprachenirage und die- 
selbe möge in sie auch nicht hineingetragen werden." 

Am 26. April 1886 trat er für das Gesetz, be- 
treffend die ausnahmsweise Beiziehung der Beaerve- 
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mäauer and Ersatereservisten zur aktiven DiensÜeistung 
im Frieden, ein; jenes Gesetz, das später während des 
Ex-lex - Znstandee in Ungarn die Wirkung der Ab- 
lehnung des RekrutenkontingeuteB mildem half. Als 
sich in der Debatte gegen diese neue Belaatnng der 
Bevölkerung angesichts der immer anwachaeuden Mehr- 
forderungen an Mannschaft und Geld fär die stück- 
weise Fortentwicklung bei der Organisation der Arme« 
Bcharfe Stimmen erhoben und die firiegsverwaltang 
der -Unanfrichtigkeit geziehen wurde, erklärte der 
Minister, diese Unanfrichtigkeit finde ihre Entschuldi- 
gung in den Verhältnissen der Zeit, da alle Staaten 
vom Frieden sprechen und zum Kriege rüsten. 

Die Beratung des neuen Webrgeset^es Miüngte im 
Oktober 1888 wieder die Spraohenfrage in der Armee 
in beiden Parlamenten in den Vordergrund der Dis- 
kussion. Abg. Dr. Sturm erhob dagegen Bedenken, 
daß, während noch beim Landwehrgesetz vom Jahre 
1 883 die dentache Kommandosprache in das Gesetz 
Aulhahme fand, im Landstnrmgesetze diese gesetz- 
liche Feststellang fallen gelassen wurde, die nun auch 
im Wehrgesetze fehle. Graf Welaersheimb verwies 
darauf, daß im Wehrgesetze die deutsche £ommando- 
sprache nicht Platz gefunden habe, weil die Begelung 
derselben Sache der obersten Kriegeleitung sei, da 
dem Kaiser dieses ßecht im Stastsgrundgesetze vor- 
behalten erscheine. 

Sowohl im Budgetans Schüsse am 5. Mai 1891 als 
in der Debatte über das Budget des Landesverteidi- 
gungamiiiisterinms am 26. Juni 1891 trat der Minister 
immer wieder für den vollen und uneingeschränkten 
Gebrauch der deutschen Sprache in der Armee ein, 
nicht vom Standpunkte einer privilegierten Nation, 
sondern für die geschichtlich herausgebildete, unent- 
behrliche und nuerset^liohe Verkehrssprache. Am 10. No- 
vember 1891 erklärte er: „Die Suche nach einer Armee- 
sprache gei&hrdet den gemeinsamen Bestand des Heeres. 
Wir können dann vielleicht ein halbes Dutzend Armeen 
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bekommen, bereit, gegeneinander bu kämpfen, aber 

keine, am die gemeinsamen Intereaeen der Monarchie 
zu sichern." Am 2«. Jänner 1893 erklärte er: „Die 
Armee national grnppieren und organisieren wollen, 
könnte dahin führen, daß diese Grnppen vielleiobt 
eher bereit wären, gegeneinander loszugehen, statt 
gegen den gemeinBamen Feind. Deshalb ergebe sich 
die Notwendigkeit der gemeinsamen Armeeapraclie." 

Am 12. November 1893 wurde Graf Weis ersheimb 
bei Bildang des Koalition sm in isteriums Wbdiscbgrätz 
als Minister für Landeeverteidigung bestätigt und trat 
am 19. Juni 1895 in gleicher Eigenschaft in das Mmi- 
sterinm Xielmansegg ein. Am 30. September 189Ö 
wurde et in das HinistenDm Badeni berufen. 

Der Orden des Goldenen Vließes wurde ihm am 
14. Febmar 1896 verliehen. 

Nach dem Bücktritte des Kabinettes Badeni am 
30. November 1897 trat Welsersheimb als Landes- 
verteidigungsminister in das Kabinett Gautsch, dann 
am 7. März 1898 in das Kabinett Thun, am 8. Oktober 
1899 in das Kabinett Clarj und am 21. Dezember 
1899 in das Kabinett Wittek ein. Am 19. Jänner 1900 
war er Mitglied des Kabinettes Koerber geworden. 

Am 23. Februar 1901) sprach er in der Rede zum 
Rekrute □ kontin gen te in der Zeit der Obstruktion und 
der sozialen Wirren die Worte: „Die Armee muß 
gegen den äußeren und gegen den inneren Feind ge- 
rüstet sein" und rief damit großen Widerspruch im 
Hause hervor. 

In der Debatte über das Rekrutenkon üngent am 
14. März 1901 verwies der Minister auf das Miß- 
verhältnis, daß der Ersatxreserve ebenso viele Re- 
kruten zugewiesen werden, als der Linie. Das sei ein 
Übelstand, welcher dadurch entstanden ist, daß ttuser 
RekrutenfeoBtingent für den Präeenzdienst ein be- 
schränktes ist, beschränkt durch die verfassungsmäßige 
Bestimmung, daß der Beichsrat die Zahl der Bekraten 
jährlich zu bewilligen habe. Darauf wird zurflckge- 
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komnen werden mtiseeo, wenn es sieh nm die nächste 
Festatellung des künftigen zelrnjährigen Bekmteii- 
kontdngentes handeln wird. Bei dieser Gelegenheit 
äußerte er sich auch wieder eingebend über die natio- 
naJe Frage in der Armee, erklärte sich ala ein Gegner 
des Du eil Wesens nnd versprach Abhilfe gegen die 
Klagen aber SoldatenmißhandloDgen, über zu geringe 
Berücksichtigung der kleinen Produzenten bei Liefe- 
rungen and über Beachränkang der Urlanbsertellimgen 
in der Emteseit, Fragen, die bei jeder Bekruten- 
debatte wiederkehren. 

Am 12. Oktober 1892 feierte er sein fünfzigjähriges 
Diens^'abiläum. Der Kaiser verlieh ihm bei diesem 
Anlaß die Brillanten zam Großkreuze des Leopold- 
Ordens. 

In der Sitzung vom 6. November 1902 replizierte 
er auf die heftigen AnsfEllle und schweren Beschaldi- 
gungen der radikalen Gruppen des Abgeordoetenhanses 
gegen die Heeresverwaltung und das Offizierskorps 
in der Debatte über den Dringlichkeitsantrag anläßlich 
vorgefallener Soldatenmißhandlungen. „Ich bitte nur um 
Gerechtigkeit und wünsche nicht, daO das Hans zu einer 
Stätte der Verunglimpf an gen sich gestalte, anstatt zu 
einer Stätte der Gerechtigkeit. Die gefallenen beleidi- 
genden Ausdrücke weise ich kurz zurück. Unter den 
obwaltenden Umständen können die Armee und die 
Angehörigen derselben durch nichts in diesem Hanse 
verletzt werden und es fallen Verletzungen, welche 
unter dem Schutze der Immunität und unbehindert 
unternommen werden, auf die Betreffenden zurück, 
welche sie im Hause vorgebracht haben." Diese Abwehr 
endete im Hause mit einem lärmenden Auftritt. Graf 
Welsersheimb erklärte nach der Sturmszene, es habe 
ihm jede Absicht, die Abgeordneten zu beleidigen, 
gefehlt, er könne aber von dem, was er gesagt, nichts 
zuräcknehm en. 

Im Februar 1903 vertrat er die angekündigte Er- 
höhung des Friedeuspräsenzstandes. Die Wehrvorlage 
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kam iua 17. Febmar 1903 zur Beratung im Haaaa, 
nacfadem Graf Welssraheimb mit allen Pu-teien ver- 
handelt und den Agrariern die Erfüllung ihrer Wünsche, 
inabeiondere bezüglich der Ernte - Urlaube und der 
Heeresliefernngen, zugesagt hatte. Am 19. Dezember 
wurde die Vorlage in einer Sitzung, die bis in den 
Morgen hinein währte, in dritter Lesung mit Zwei- 
drittelmehrheit angenommen. Im ungarisohen Parla- 
mente wurde aber das Zustandekommen der Vorlage 
über die Erhöhung des Kekmtenkontingentes durch 
die Obstruktion vereitelt, die Vorlage mußte zorüok- 
gezogen werden, and damit war der mühselig errungene 
Erfolg "Welaeraheimbe zerstört. 

Graf Welseraheimb war auch bereit, die Vorlagen 
zn vertreten, welche das Parlament zur Geldbeschaffung 
für die Beorganisiernng der Artillerie und die Marine 
bewilligen sollte. Die Krisen im österreichischen und 
im ungarischen Parlamente verzögerten die Einbringung 
dieser Vorlagen. 

In der Sitznng vom 7. Februar 1906 erging sich 
Graf Stemberg, der Graf "Welseraheimb als den Ur- 
heber seiner AnsBchlieÜnng aus der Armee ansah, in 
den ärgsten Schmähungen gegen den Landes verteidi- 
gungsctin ister. Seit jener Sitznng und nach der De- 
batte über die Interpellation anläßlich der Vorgänge 
beim Tode des Dragoners Hangler im Oxazer Garnieons- 
spital gaJt die Demission des Grrafen Welsersheimb 
als bevorstehend 

In der Debatte des Herrenhauses am 27. Februar 
190Ö über das Kekrutengesetz achlofl Graf Welsers- 
heimb seine Rede mit den Worten; „Mein letztes Wort 
ist: Gott erhalte und schütze unseren Kaiser!" Diese 
Rede deutete man als den Abschiedsgmß des Mini- 
sters an das Hans. Am 11. März 1905 trat Graf 
Welserbeimb von seinem Posten in den dauernden 
Ruhestand ein. 

Widmann von Staffelfetd und Ulmburg Alfons Frh. v., 
Großgrundbesitzer, Präsident des Landeskultur- 
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rates von Tirol LebensläBgliches Mitglied 3eit 
18, August ia05. Verfassungspartei. Ständiger 
Wohnsitz: Bozen. 

Geboren im Jahre 1851, trat Baron Widmann nach 
vollendeten Studien in den Staatsdienst ein, diente 
zunächst bei dei- niederöster reichischen Statthalterei, 
fand dann beim Ministerinm des Äußern Verwendung 
ond übernahm hierauf die Verwaltung Beines im Etsch- 
nnd Nonstale gelegenen Grandbesitzes. Seit 20 Jahren 
Mitglied dea Tiroler Landesknltnrrates, hat er sich 
bleibende Verdienste inabesondere durch sein Wirken 
als Obmann der Etsehregulierangs- nnd Erhaltongs- 
genossenschaft Gmünd — St, Miohele erworben. 

Im Jahre ]89t) als Abgeordneter dea Großgrund- 
besitzes in den Tiroler Landtag gewählt, hat sich Frh. 
V. "Widmann der deutsch-liberalen Partei angeschlossen. 
Widmann wurde im Jänner 1904 der erbliche Frei- 
herrn stand verlieben. 

WJesner Julius HoTrat, Professor. Lebenslängliches 
Mitglied seit 1». August 1905. Verfaesungepartei. 

Geboren am 20. Jänner 1838 zn Tschechen in 
Mähren, studierte in Brunn und Wien ond habilitierte 
sich 1861 als Privatdozent für physiologische Botanik 
am polytechnischen Institute in Brunn. Im Jahre 1868 
warde er zum außerordentUchea Professor ernannt, 
wirkte sodann an der Forstakademie in Mariabrnnn, nnd 
übernahm 1873 als Professor der Anatomie und Physio- 
logie der Pflanaeu die Leitung des pflanzen physiologi- 
schen Institutes der Wiener Universität. Bis zum Jahre 
18811 hielt Wiesner gleichzeitig Voi-träge über Waren- 
kunde an der technischen Hochschule. 

Seine Hanpttätigkeit war der experimentellen Pflan- 
zen phy Biologie zugewendet, welche er mit strengen che- 
mischen und physikalischen Unters nchungamethoden 
bereicherte. Namentlich hellte er daa Gebiet der Be- 
ziehnngeu zwischen Licht und Vegetation sprozesaen 
auf und stellte Gesetze des Wachstums nnd des Be- 
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weg^ngaTermögeDS der Pflanzen fest. Seine Arbeiten 
über die Organisation der Zeltwand eröäneten wichtige 
neue Gesichtapnnkte. 

Hofrat Wiesner hat eine enorme Anzahl wieeen- 
schaftlicher Werke und Abhandlungen im Laufe der 
Jahrzehnte seiner Tätigkeit ver offen tli cht. Sein Wirken 
wurde vom In- und Auslände durch mannigfache 
ADSzeichnnngen anerkannt. Er gehört der kaiserlichen 
Akademie der Wissenschaften in Wien seit 1877 als 
korrespondierendes und seit 1882 als wirkliches Mit- 
glied an. 

Im Jahre 186T wurde ihm anläßlich seiner Be- 
teiligung an der Pariser Weltansstellnng das goldene 
Verdienstkreuz mit der Krone, 1897 der Titel eines 
Hofrates und das Ritterkreuz des Leopold* Ordens ver- 
liehen. Hofrat Wiesner ist ferner Kommandenr des 
russischen Annen-Ordens, ordentliches Mitglied der 
königUchen Gresellschaft der Wissenschaften in Upsala, 
sowie der naturwissenschaftlichen Vereinigungen in 
Berlin, Breslau, Ihresden, Eegensburg, Rio-de- Janeiro. 
Besondere Verdienste hat sich Hofrat Wiesner um die 
Organisierung des botanischen Kongresses in Wien im 
Jahre 1905 erworben. 

Wilozek Johann Grat, Geh. Rat, Freiherr und Bannei-- 
herr von Hultschin und Gutenland. Kämmerer. 
Erbliches Mitglied seit l». April 1881. Linke. Stän- 
diger Wohnsitz: Wien. 

Geboren am 7. Dezember 1837 in Wien. Ein eifriger 
Förderer wissenschaftlicher und humanitärer Bestre- 
bungen. Die österreichische Nordpolexpedition unter 
Leitung Weyprechts und Payers hat er zum größten 
Teile selbst veranstaltet, und 1882 rüstete er eine 
zweite Nordpolezpedition aus, an deren Spitze er sich 
selbst auf die Insel Mayen begab, um wissenschaftliche 
Forschungen zu pflegen. 

Im Jahre 1882 wählte ihn die geographische Ge- 
sellschaft za ihrem Präsidenten. £r ist Ehrenmitglied 
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der kaiserliohen Akademie der WissenBohafteu in Wien 
nnd Kurator des deterreichischen Mneeams f&r Kunst 
und InduBtrie. 

Seiner Förderang verdankt die Freiwillige Rettnngs- 
geeellBchaft in Wien, deren Ehrenpräsident er ist, 
ihren Bestand- Er ist nm sie ei&igst bemüht und 
hilireich dabei tätig, aller Orten die Schaffung ähn- 
licher Eettnngsan stalten zu veraDlassen. Graf WUczek 
ist Ehrenbürger der Stadt Wien. 

GraS Wilcsek war lange Jahre im Herrenhause ein 
treues Mitglied der liberalen Gruppe der Verfasenngs- 
partei, mit der er zur Zeit des Kampfes um die Frei- 
heitsgeset^e und nm die kirchen politischen Vorlagen 
kämpfte. Während der Ära Taaffe mied er die Sitzungen 
und nahm seither an den Beratungen des Herenhanses 
nicht mehr teil. 

Im Juni 1906 empfing Gi-af Wilozek den Besuch 
Kaiser Wilhelm ü. auf seiner Burg Krentzenstein, 

Besitzer der Fideikommißherrschaften Königsberg, 
Dobrualavic, Hermanic, Eadwanio, Porubo, Großpohlom, 
Polnisch- Ostrau und Hruschau in Österreichisch-Schle- 
sien, Besitzer der Güter Kre atzen stein, Seebam, Dres- 
dorf, Hermannadorf in Niederösterreich. 

Windischgrtitz Alfred Farst, Frh. v. Waldstein und im 
Tal, Erblandetallmeister im Herzogtum Steier- 
mark, Geh. Rat, Major i. d. R. Präsident des 
Herrenhauses. Erbliches Mitglied. Sukzedierte am 
30. September 1879. Recbte. Ständiger Wohnsitz: 
Tachau. 

Geboren am 31. Oktober 1851, studiert« an der 
Universität Wien, wo er zum Dootor juris promoviert 
wurde. Am 31. April 1874 wurde über die Beschwerde 
des JFärsten gegen den Frager Magistrat verhandelt, 
der den Fürsten vergebens aufgefordert hatte, zur 
Assentierung zu erscheinen, während sich der Fürst 
auf die eszeptioneUe Stellung seiner Familie berief, 
die als deutscher Beichsstand im Jahre 1806 media- 
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tisiert worden war nnd ihre Ebenbürtigkeit mit Son- 
Terinen aus den Traktaten vom Jahre 1815 ableitete. 
Das Beichegericht wies diese Beschwerde als vfillig un- 
begründet ztirüok,woranf, nach Erledigung dieser Beohts- 
irage, der Fürst zur Dienstleistung in die Armee eintrat. 
Im Mai 1882 fungierte Fürst Windisohgr&tz im 
Herrenbaa&e als Berichterstatter über die auf Orand 
der ÄntrKge der Abgeordneten Zeithammer und Lien- 
bacher vom Abgeordnetenhanse beschlossene Wahl- 
reform, welche die „rünfgnldenmanner" schuf und die 
Wahl im böhmischen Großgrundbesitze im Interesse 
des Feudaladels in Wahlkreisen anordnete. 

Fürst Windiechgrätz wurde im Jahre 1883 das 
erstemal vom Herrenhauee in die Delegation gew&hlt. 
Zur selben Zeit übernahm der Fürst das Amt des 
Ehrenkavaliers der Kaiserin Flisabetb. Im Jahre 1886 
erstattete er den Bericht der österreichischen Dele- 
gation über das Espoeä des Grafen Kabioky. Am 
22. Jnui 1889 wählte ihn die Delegation zu ihrem 
Präsidenten. 

Als Mitglied des fideikommissarisohen GroDgrnnd- 
besitzes war er in den böhmischen Landtag gewählt 
worden, wo sich ihm eine national und staatsrechtlich 
gemäßigtere Gi'uppe des böhmischen Feudaladels an- 
schloß. Er nahm als Vertrauensmann der feudalen 
Großgrundbesitzerkurie an den Ausgleichskonferenzen 
dea Jahres 1890 teil und die Wiener Ansgleichs- 
ponktationen tragen auch seine Unterschrift. In dem 
böhmischen Ansgleicbelandtag des Jahres 1891 wurde 
er znm Obmanne der Ausgleichskommtssion gewIÜilt. 
Er legte diese Stelle im April 1893 nieder, als an- 
gesichts des jnngtschec bis eben Ansturmes die meisten 
Mitglieder dea Feudaladels die in Wien you ihren 
Vertretern bei der Ausgleichskonferene unterfertigten 
Pnnktationen im Stiche ließen nnd eine Zurückweisnng 
der Eegiemngsvorlagen forderten. 

In der Delegation es ession am 27. November 1891 
fungierte er abermals als BeriobterstAtter über das 
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Budget des Ministerimns des Äaßeni. £s war die 
Zeit, wo von katholisch - konservativer Seite fär die 
WiederherBtellong der weltlichen Herrschaft des Pap- 
stes demonstriert wurde. Gegenüber dem Eesolotions- 
antrage des Delegierten für Tirol, E. v. Zallinger, 
welcher fär die Wiederherstellung eintrat, verhielt sich 
der rBrst als Referent ablehnend, aber er sprach den 
Wansch nach einer Medlichen Lösung der römieohen 
Frage aas, weiche im Einverständnisse mit Italien, 
das unser Bundesgenosse sei, erledigt werden sollte. 
Die Lösung der römischen Frage könne nnr dnrch 
Italien selbst geschehen. Der nationale Gedanke habe 
nun einmal das Königreich Italien geschaffen, Öster- 
reich könne nichts dafür and könne an den bestehenden 
Verhältnissen nichts ändern. 

Am I.November 1892 wurde der Fürst nach dem 
Tode des Fürsten Konstantin Czartoryski zum zweiten 
Vizepräsidenten des Herrenhauses ernannt. 

Am 37. Mai 1893 wählte ihn die österreichische 
Delegation neuerlich zum Präsidenten. Er bemühte sich, 
die Versuche der Tschechen und Kroaten, die staats- 
rechtlichen Fragen und die Vorgänge im böhmischen 
Landtage in die Diskussion der Delegation zu ziehen, 
unter Berufung auf die Geschäftsordnung zu vereiteln. 
Als dabei das Hans durch Abstimmung seinen Vor- 
schlag, den Delegierten Klaic seine innerpoli tische 
Bede nicht fortsetzen zu lassen, verwarf und beschloß, 
den Abgeordneten KLaic weiter sprechen zu lassen, ver- 
ließ der Füret den Präsidentenatuhl mit der Erklärung, 
daß er das Präsidium niederlege. Durch ein über Pleners 
Antrag ihm vom Hause gegebenes Vertrau ensvotnm ließ 
sich der Fürst jedoch bewegen, das Präsidium noch in 
derselben Sitzung wieder zu übernehmen. 

Nach dem plötzlichen Rücktritt des Grafen Taaffe, 
dessen WahLreform die großen Parteien das Hauses, 
die Polen, der Hohenwartklub und die Vereinigte 
Linke abgelehnt und sich zur Bildung eines Koa- 
. litionsministerinms geeinigt hatten, wurden gleichzeitig 
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Fürst Wiadischgrätz, Graf Franz Thnn and Graf Kaei- 
mlr Badeni ata 2. November 1903 an das kaiserliche 
Hoflaget in Budapest berufen und am 4. November 
Fürst WindiBchgrätz mit der Bildung dea KabinetteB 
betraut. Am 11. November wurden die neuen Minister 
ernannt. Die Koalition bestand- aus dem Minister- 
präeidenten Fürsten Windiscbgrätz; Graf Julius Falken- 
hayn, Ackerbau; Graf Zeno Welserebeimb, Landesver- 
teidigung; Marquis Olivier Bacquehem, Inneres; (Jraf 
Friedricli Schönbora, Justiz; Graf Gundacker Wnrm- 
brand, Handel; Stanislaua B. v. Madeyski, Unterriebt; 
Dr. V. Plener, Finanzen; E. y. Jaworski, Minister fär 
Galizien. 

Am Z'd. November 189ä stellte sieb das Kabinett 
Windiscbgrätz dem Parlamente vor. Es wendete sich 
zunächst an die Koalition sparteien, deren Vertrauen 
es anrief. Darflber brach der Sturm bei den Tschechen 
los und bei den kleinen radikalen Parteien, die. sich 
sofort zu einer scharfen Opposition einigten und den 
Wamungsruf an die konservativen Gruppen der Koa- 
lition sparteien richteten, uicbt zur Erneuerung der 
deutsch-liberalen Herrschaft beizutragen. Dieser War- 
imngsruf blieb nicht ohne Wirkung und löste bald 
die Koalition auf, um so mehr, als das KegierungB- 
progranim verlangte, daß alle großen politischen Fragen 
rohen aoUten, am Eaum zu schaffen für die Erledi- 
gung wirtschaftlicher und finanzieller Aufgaben, Va- 
lutaregulierung, Steuer- und Justizreform. Fürst Win- 
discbgrätz kündigte als erste Voraussetzung seiner Ver- 
waltung Offenheit und Wahrheit an. Trotzdem gelang 
es ihm nicht, das Mißtrauen gegen die Koalition mit 
der deutsch-liberalen Partei zu bannen. 

Am 26. Febraar 1B94 legte die Regierung Win- 
diBchgrätz nach langem Drängen Orundzüge für eine 
Wahlreform vor. Trotz endloser Beratungen konnte 
eine Einigung der Parteien über die Grundsätze dieser 
Wahlreform nicht erzielt werden. Einerseits die Sozial- 
demokratie, anderseits die antisemitische Bewegung 
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verursacht«!] dem HinisterprfiaideDten immer nene Ver- 
legenheiten. Dazu kam die Opporition der Jnngtschechen, 
welche durch Obstruktion die Eriedignn^ der Steuer- 
reform nnd dea Budgets vereitelten, die sweidentige 
Haltung der Elerikalen, welche die Koalition unter- 
gruben, und die Verlegenheit, welche dem Kabinette 
aus der Frage der Errichtung eines slowenisdien 
Gymnasiums in Cilli erwachs, welche zur Sprengung 
der Koalition und znr plötzlichen Entlassung des Ka- 
binettes am 19. Jnni 1895 fährte. Vom besten Eifer för 
die Erhaltung der Koalition der gemäßigten Parteien, 
zur Zurückdrängung der extremen Elemente beseelt, 
fand Fflrat Windischgr&tz bei seiner achwankenden 
Haltung bei seiner Majorit&t keinen festen Stutzpunkt 
und wurde in seinem Streben, friedlichere Verhältnisse 
herzustellen, von der Zentrum spartei, der er als Feudaler 
nahestand, und den ChristHch-Sozialeu bekämpft. 

Am 28. Mai 1893 beantwortete er die Interpellation 
des Abgeordneten Wrabetz über die verhetzenden Pre- 
digen des Pfarrers Deckert in Währing. Diese Antwort 
fand in der liberalen Partei eine scharf ablehnende 
Kritik. Bald darauf empfing er während der zuneh- 
menden antisemitischen Demonstrationen am 16. Juni 
IH94 eine Deputation des katholischen Lehrerbandes 
fflr Österreich and äußerte den Wunsch, daß die Mit- 
glieder des Vereines innerhalb ihres beruflichen Wir- 
kungakreiaes auf die Erhaltung und Fördernng des 
konfessionellen Friedens und die Pflege der christ- 
lichen Nächstenliebe bedacht sein und sich von anti- 
semitischen Bestrebungen fernhalten mögen. Aaf christ- 
lich- sozialer Seite verwahrte man sich gegen diese 
Zurechtweisung. 

Als nach dem blutigen Zusammensteß der ttlr das 
Wahlrecht demonstrierenden Arbeiter mit der Polizei 
auf der Wiener Ringstraße in der Nacht vom 18. Oktober 
1 894 Abgeordneter Pernerstorffer in drohender Rede eine 
rasohe Fertigstellung der Wahlreform argierte, gab der 
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Ministerprftaident die Erklärung ab, die Vorlage verde 
noch im Laufe der Legi&lfttarperiode eingebracht werden, 
nnii warnte mit ernsten Worten die Arbeiter vor De- 
monetrationeu, welche die Begierang in jeder Weise 
zarückzn weisen sich für verpflichtet erachte. 

Am 29. April 1895 avancierte der Fürst zam 
Hauptmann in der Reserve im Landwehrregiment Nr. 8. 

Im Juni 1896, nach der tBchechiaohen Obatmktiona- 
debatte, bei der Steuerreform, trat die Krise im Kabinette 
ein, welches auch nicht im stände war, die Erledigung des 
Budgets für das laufende Jahr durchzusetzen. Die Erklä- 
rungen der Regierung imBadgetausschusseüberdieUn- 
abweialichkeit der Kosten für das slowenische Gym- 
nasium in Cüli verMilaßten den Klub der Vereinigten 
deutschen Linken, aus der Koalition auszutreten, und 
zwei Tage darauf, am 19. Juni 189&, war das Kabinett 
entlassen. Fflrst Windischgrätz erhielt das G^roDk^euz 
des Stephan-Ordens. 

Im Dezember 1903 überreichte Pfirat Windisch- 
grätz der Krone und dem Ministerpräsidenten Koerber 
ein Memorandum gegen die infolge der Obstruktion 
im ungarischen Parlamente gewährten militärischen 
Konzessionen und stellte sich an die Spitze jener Mit- 
glieder des Herrenhauses, welche vor der Gefahr der 
Trennung der Armee warnten. Diese Demonstration 
des Herrenhausea fand am 12. Dezember 1903 auch 
in der Foim einer im Herrenhause seltenen Inter- 
pellation an die Regierung ihren Ausdruck. Nach Be- 
antwortung derselben durch Dr. v. Koerber gab rürst 
Windiachgr&tz namens seiner Gesinnungsgenossen eine 
Erklärung ab, um nachdrücklichst zu markieren, daß 
die einheitliche Leitung, Führung und innere Organi- 
sation der gesamten Wehrmacht der Monarchie aus- 
schließlich dem kaiserlichen Oberbefehl vorbehalten 
bleiben müsse, weil dieses Recht zu den Rechten der 
Krone gehöre. Die Schaflinng einer selbständigen un- 
garischen Armee müsse man daher bekfimpfen. „Wenn 
die Ausführung der in Aassicht gestellten oder etwaiger 



^lailizccbvGoOgle 



späterer BeformeD geeignet erscheinen sollte, die ein- 
seitige Nation alieienuig eines Teiles des gemeinsamen 
Heeres za fördern," sagte Fürst 'Windischgräts, .so 
dflrfte dies nach meinem Daforhalten der diesseitigen 
Legislative den Anlaß bieten, das Verbältnie der Bei- 
tragsleistnng za den gemeinsamen Auslagen der Hon- 
archis einer ernstlichen nnd reiflichen Enrfignng zo 
unterziehen." 

Der Ftiret ist Bitter des Goldenen Vließes nnd 
Ehrenritter des Deutschen Ordens- Besitzer von Bo- 
faitsch, Stermoll in Steiermark and Kladrau in Böhmen. 

WIttek Heinrich R. v.. Geh. Rat, Minister a. D. Lebens- 
längliches Mitglied seit I8. August 1905. Mittel- 
partei. Ständiger Wohnsitz: Hietzing. 

Geboren am 29. Jänner 1844 in Wien, studierte 
am Schottengymnasium nnd an derUniTersit&t in Wien. 
Er trat im Jahre 1865 bei der niederösterreichischen 
Finanzprokuratur in den Staatsdienst. Seit dem 23. März 
1868 war er dem Eandelsministerinm zugeteilt. Im 
Jahre 1875 Sektionsrat, 1881 Hofrat. Am 3. Augast 
1886 wurde er zum Sektionschef ernannt Im Jahre 
1890 erhielt Wittek die Geheimeratewürde, 

Als Leiter der Eisen bahnsektion im Handelsmini- 
Bterium nahm er an allen VerstaatlichungBaktionen der 
Minister Pino und Bacquehem teil uod leitete die Ver- 
handlungen über die neue Konzession der Nordbahn 
vom Jahre 1885, Es fiel ihm die Aufgabe zu, die 
wichtigsten Eisenbahn vorlagen der Regierung vor dem 
Beichsrate zu vertreten. 

In der stürmischen Debatte über die Einlösttng 
der Dux-Bo den b acher Bahn mußte er in Gemeinschaft 
mit Baron Pusswald und Baron Czedik das Handela- 
»mt gegen jene Beschuldiguogen in Schutz nehmen, 
die, gegen die Person des Handelaministers BarOn Pino 
gerichtet, das Ausscheiden Pinos aus dem Kabinette 
Taaife zur Folge hatten. Wittek konstatierte, daß- das 
Handetaamt von Pino keinerlei Instoukttpu^ färiiden 
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AbschlaQ des ÜberemkommenB erhalten habe, welche 
irgend geeignet gewesen wären, dasselbe vom fach- 
mftnnisohen Wege ftbsalenken. 

KMäi dem Sturze des KoalitioiiBkabiitetteB Windisoh- 
grfttz wurde Sektionsohef Wittek in dem InterimBmini- 
sterinm Kielmansegg mit der Leitang des Handelfi- 
ministeriains am lii. Jnni 1895 betrftdt and bereits 
am 30. September 1896 kehrte er als Sektionschef auf 
seinen früheren Posten znrück, als das Kabinett Ba- 
deni auf den Plan trat. 

Am 7. März 1898, nachdem Graf Than an Stelle 
des Frb. v. Oantsch zur Leitung des Kabinettes 
berufen worden war, wurde Wittek an die Spitze 
des auter Badeni geschaffenen Eisenbahn min isteriums 
berufen and ging als Eisenbabnminister am 2. Oktober 
1899 auch in das Kabinett Clary Aber, bei dessen 
Scheiden er am 21. Dezember 1899 proviBorisch zum 
Vorsitzenden in dem der Hehrzahl nach ans Sektions- 
chefs der einzelnen Ministerressorts bestehenden Ka- 
binette ernannt wurde. Das Ministerium Wittek be- 
stand aus folgenden Personen: Stammer, Schrott, 
Jorkasch-Kocb, Blumenfeld, Stibral, Bemdt, Welsers- 
heimb, Ghledowaki. 

Dr. V. Koerber berief am 18. Jänner 1900, mit 
der Bildung des neuen Ministeriums beauftragt, Wittek 
neuerlich als Eisen bahnminister in das Kabinett. 

Als Dr. V. Koerber am 11. März 1904 zurfloktrat, 
verblieb Wittek noch bis zum 1. Mai 1906 im Amte 
und trat an diesem Tage in den dauernden Buhe- 
atand. 

Als EiBenbahmminieter wie als provisorischer Mini- 
sterpräsident hatte er mit den Schwierigkeiten der 
fortdaaemden Obstruktion zu kämpfen und mußte viele 
Staatsnotwendigkeiten im Wege der Notverordnungen 
auf Oraud des § 14 des Staatsgrundgeaetzes über die 
Eeichs Vertretung erledigen, da das Abgeordnetenhaus 
jede Mitwirkung an der legislativen Arbeit versagte 
und die Budgetbewilligung ablehnte. Wittek lehnte 
24' 
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sicli im Abi^eordnetenlmase &n die konBervativen Par- 
teien und stand in enger Fühlung zu den Wiener 
Christi ich- Sozialen. In die Zeit seiner proviBorisohen 
Ministe rpräflidentechaft äel die Sanktion der yon den 
FortsclirittBparteiön im niederöeterreichiBohen Landtage 
heftig bekämpften Gemeindewahlordnnng für Wien. 

Wegen der wiederholten Anwendung des § 14 des 
StaatsgnmdgeBetzee brachte die Dentsche Volkspartei 
gegen Wittek, als derselbe wieder als Eisenbahn- 
minister im Kabinette Koerber saß, die Ministeranklage 
am 7. März 1900 ein. 

Arn 14. März I9Ü1 begründete er die große In ve- 
BtitioDS vorläge des Minieteriums Ko eiber zam Bau 
nener Bahnen, insbesondere der kostspieligen Tauem- 
babn and der Kanäle nnd trat für dieselbe auch am 
20. Mai bei dessen Beratung ein. Am 10. Juni 1901 
vertrat er auch noch daBLokalbahngesetzimBeichBrate. 

Im Eisen bahn au sechu 88 e stellte er am 3. März 1003 
die Verstaatlichung der Nordbahn und der Nordwest- 
bahn in nahe Aussicht. 

Am 19. Jänner 1904 wurde ihm das OroQkreuz 
des Leopold- Ordens verliehen. 

Unter seiner Verwaltung war mit dem Bau der 
Tauernbahn begonnen worden. Die Baukosten der 
Alpen- and Karpatbenbahnen zeigten im Jahre 1905 
Übers ehr eitun gen des Präliminare um rund 91 Mil- 
lionen Kronen. Bei der ersten Lesung des Budgets 
am 9. Februar 1905 unterzog Abgeordneter v. Skeno 
diese Mehrausgaben einer scharfen Kritik und ver- 
langte Aufklärungen. Wittek bestritt, daß es sich um 
Überschreitungen bewilligter Summen handle, es handle 



ite, über die er dem fSr 
n gesetzten Sabkomitee 
Lee«s Sabkomitee erteilte 



sich um nötige Nachtragakredi 
dieeen Gegenstand bereits 
Aufkl&mngen geben werde. Di 
jedoch dem Minister am 23. März 1905 ein Mißtrauens' 
Votum. Dr. v. Wittek reichte seine Demission ein and 
wurde am 1. Mai 1905 durch den Leiter des Eisen- 
bahnministeriums Wrba abgelöst. 
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WodzickI Anton Oraf, Geh. Rat, Großgrundbesitzer. 
Leb3QsläDgliches Mitglied seit 16. August 1905. 
Rechte. Stfindiger Wohnsitz: Koscieleo bei Chr- 

(^boren im Jahre 1848. Nach Ahaolviening der 
juridischen Studien ließ er sich in Krakaa nieder. 

Im J&nner 1890 als Vertreter des Krakauer Groß- 
grau dbe sitze a in den Eeichsrat entsendet, legte er dieses 
Mandat noch vor Ablauf der Session nieder, gelangte 
aber bei den Wahlen des Jahres 1901 wieder in das 



Graf Wodzicki gehört auch dem galiziachan Land- 
tage an, woselbst er den Landgemeindenbezirk Lima- 
nowa vertritt. Im August 1901 wurde er mit der 
Würde eines Geheimen Bates bekleidet. 

Im Herrenhanse war er am 17. Mm 1890 Bericht- 
erstatter fiber den Abstrich der 75 MÜlionenschuld 
des galizischen Grundantlastungsfonds an den Staat. 
Wohanka Josef, Fabrikant. Lebenslängliches Mitglied 
seit 21. Dezember 1899. Rechte. 

Geboren am 2. November 1842 in Polehrad in 
Böhmen. Nach Abaolvierung der Handelsschule wurde 
er Kaufmann. Die Präger Handelskammer wählte ihn 
eine Beihe von Jahren zu ihrem Präsidenten und 
übertrug ihm das Mandat der Kammer für den böh- 
mischen Landtag. Auch in das Abgeordnetenhaus wurde 
er von der Prager Handelskammer entsendet und schloß 
sich daselbst im Jahre 1891 dem Jungtschechenklub an. 

Am 13. März 1899, als während der Abstinenz der 
deutschen Abgeordneten im böhmischen Landtage die 
Stelle des OberstlandmarschaU-Stellvertreters unbesetzt 
war, wurde Wohanka für diese Stelle ernannt. 

Wolkenstein-Trostburg Anton Graf, Geh. Rat. Käm- 
merer, Botschafter a. D. Lebenslängliches Mitglied 
seit 15. Jänner 1895. Ohne Angelobung. 

Geboren am 2. August 1832. Im Jahre 1849 legte 
er die Maturitätsprüfung am Obergymnasinm in Inns- 
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^rvck ab, stndierte Bechts- and Staatswissenschftft an 
der Dniversität in Prag, trat Ende 1S51 in das ö.Eäros- 
sierregüaent ein, legte im Jahre 1857 za Wien die 
staatsTiseenschaftliche nnd ebendaaelbst im Jahre 1858 
die diplomatische Staatsprüfaag ab. Im Frühjahre 1858 
wurde er zum QesandtschafteattaGhÄ in München er- 
nannt, im Frülyahre 1860 in gleicher Eigenschaft der 
OesEindtBcbaft in Berlin and 1861 als Honorarlega- 
tionisekret&r der Botschaft in Rom zageteilt. Dort 
avancierte er zum wirklichen LegatJonasekretär und 
kam 1865 als solcher znr Gesandtschaft in Stuttgart, 
dann zu Beginn des JeJires 1868 als Botschaftssekretär 
zur Botschaft in London, fungierte 1869 als Honorar- 
legationsrat bei der Botschaft in Paria, war von 1870 
bis zam Frähjahr 1877 znerat interimistischer, später 
definitiver Botschaftsrat in London und kam endlich 
in gleicher Eigenschaft im Februar 1877 zur Bot- 
schaft in Berlin. Hier war er während des wieder- 
holten Urlaubes des Grafen Xarolyi nnd später nnter 
dem Grafen Szecheny mit der Leitung der Geschäfte 
beauftragt. 

Als Baron Schwegel aus dem Auswärtigen Amte 
austrat, wurde Graf Wolkenstein, dar bei den Ver- 
handlungen über den Handelsvertrag mit Deutschland 
mitgewirkt hatte, ins Ministerium des Äußern be- 
rufen and mit der Leitung des handelspolitischen Be- 
ferates betmut. Er leitete damals die Verhandlungen 
über die Donaufrage. Mehrere Jahre fungierte er hier- 
auf als Botschafter in Petersburg und zuletzt als Bot- 
schafter in Paris. 

Am 10. Dezember 1903 trat er in den Buhestand 
und erhielt das Großkreuz des St. Stephau- Ordens. 

Zaieski Philipp R.v., Geh. Rat, Minister a.D. Lebens- 
längliches Mitglied seit 24. März 1897. Rechte. 

Geboren am 26. September 1836 in Lemberg, 
studierte an der Universität in Wien von 1853 bis 

1857 und trat in diesem Jahre bei der niederöster- 
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reichüelieD Statthalterei in den Staatsdienst, 1859 dem 
Jiniisterium des Innern zageteilt, gi^g ei* 1861 zur 
Statthalterei in Lemberg, wo er im Prasidialbureau 
unter Mensdorff, Paumgartea und Goluchowski diente. 
Goluchowaki empfahl seine Ernennung zum Bezirks- 
bauptmann in Brzezany. 1871 rückte er zum Statt- 
baltereirate vor und wurde mit der Leitung des Prä- 
eidialbureaas in Liemberg betraut. Im Mai des Jahres 
1873 wurde er dem Bureau des Ministers Ziemial- 
kowski in Wien zugeteilt. Im Jahre 1 878 kam er als 
Leiter der Statth alter ei-Expositur nach Krakau, wurde 
1879 Statthalterei -Vizepräsident in Lemberg unter 
Potocki, der ihn zu seinem Nachfolger im Präsidium 
der Statthalterei empfahl. Am 7. August 1883 erfolgte 
seine Ernennung zum Statthalter in Galizien, in welcher 
Eigenschaft er auch vielfach in einer den Ruthenen 
gegenüber konzilianten Weise an den Arbeiten des 
Landtages Auteil nahm. 

In die Zeit seiner Statthalterschaft äel die große 
agrarsoziale Bewegung in Galizien, die Bauernauf- 
stände in Brzesko und Tarnow, wo sich die Mazuren 
erhoben. Die Regierung hatte Mühe, mit Militärgewalt 
der Bewegung Herr, zu werden. 

Als infolge des Kampfes um die Branntweinsteuer 
die Minister Dunajewski und Ziemialkowaki in offene 
Fehde gerieten und letzterer das Feld räumen mußte, 
wurde Zaleski am 11. Oktober 1888 zum Minister für 
Galizien ernannt. Auf diesem Posten blieb er bis zum 
Sturze des Kabinettes Taaife am 12. November 1893. 
In diese Periode fiel die Erledigung der Vorlage über 
den galiziechen Grün den tlastungsfonds. Am 19. März 
1890 trat er im Abgeordneten hause für die Streichung 
der 76 Mülionensehuld des Pondes an den Staat ein, 
für welche er insbesondere aas Billigkeitsrücksichten 
plädierte, da bei der finanzieDen und wirtschaftlichen 
Lage Galiziens an diese Eückzahlung nicht zu denken 
sei und man nicht vergessen dürfe, daß es bei der 
galizischeu Bevölkerung zu einer Art Glaubensartikel 



^lailizccbvGoOgle 



geworden and ihr der Cledanke in Fleisch tmd Blnt 
übergegangen sei, infolge des kaiserlichen Patentes 
vom 17. Äprü 1848 zu dem in Bede Btehenden Kück- 
ersatz nie verhalten werden za können. 

Am 27. Februar 1894 wurde er zam Obmann- 
Stellvertreter des Polenklubs gewählt. Nach dem Tode 

- Benoes wurde er am S.April 1894 Obmann des Klnbs, 
nachdem er kurz zuvor in der Qeneralde hatte über 
das Badget namens des Klubs dem Koalitionsmini- 
Bteriam die loyalste Unterstützong in Aussicht ge- 
stellt hatte. Bei Beginn der letzten Session der Legis- 
laturperiode unter dem Eegime Badeni, im Oktober 1896, 
legte er die Obmanns teile krankheitshalber oieder. 

Zborowski Ignaz R. v., Geh. Rat, OberlandsBgerlcbts- 
präsident a. D. LebensJänglicheB Mitglied aeit 10. De- 
zember 1897. Rechte. 

Geboren am 10. September 1826 in Czernowitz. 
Studierte an der Lemberger Universität die Rechte. 
Er stand zunächst als Konzeptspraktikant bei der ge- 
richtliehen Abteilung des Lemberger Magistrates in 
Verwendung und wnrde als Bezirk sgerichtsadj unkt 
nach Huazt, Okoermezoe (Ungarn) und 1857 nach ßo- 
senau versetzt, wo er die Agenden eines Stuhlrichters 
versah. Im Jahre 1866 erfolgte seine Ernennung znm 
Bezirksrichter in Brody, 1867 zum Kreisgerichtsrat, 
1877 zum Oberlandesgerichtsrat in Lemberg, 1883 
zum Hofrat beim Obersten Gerichtshofe, 1886 zum 
Präfiidenten dos Oberlandesgerichtes in Krakau. Im 
Jahre 1897 wurde er unter Anerkennung aeinermehr als 
fünfzigjährigen Dienstleistung in den Ruhestand versetzt. 
Dem Abgeordnet enhause gehörte Zborowski als Ver- 
treter der Städtegruppe Brody in der Zeit von 1873 
bis 1879 und in der folgenden Wahlperiode als Ver- 
treter der Landgemeinden Zloczow an. 

Zedtwitz Kurt Graf, Geh. Hai;, Kämmerer. Lebens- 
längliches Mitglied seit 16. November 1881. Rechte. 
Ständiger Wohnsitz ; Wien. 
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Geboren am 3. Oktober 1822. Er dieate in der 
Armee, die er als Oberlientenant verlieQ. Ein eifriger 
Parteigänger der KlerikiJen und Feudalen. Seit 1871 
gehört Oraf Zedtwitz im böhmischen Landtage der 
Gruppe des nichtfideikommißsari sehen Großgrundbe- 
sitzes an und hat wiederholt im nördliches Böhmen 
in der Ära Taaffe Versuche gemacht, die Baaem für 
dae Syatem der Versöhnung durch Gründung des so- 
genannten „ Banernbündel " zu gewinnen, was aber 
damals mißlang. Seither blieb er an der Spitze der 
klerikalen Bewegung in Böhmen. Graf Zedtwitz ver- 
trat als Berichterstatter im Herrenhause am 7, Juni 
1888 die viel bestrittene Begiemngs vorläge tther die 
Branntwein Steuer. 

Im Jahre 1896 stellte er im Herrenhause den 
Antrag, der Hydrotherapie an den Universitäten dnrch 
Schaffung besonderer Lehrkanzeln für dieses Spezial- 
fach mehr Beachtung zu schenken. Der Antrag fand 
jedoch im Hause nicht die nötige Unterstützung. Be- 
sitzer der Herrschaften Duppau mit Sachsengrün in 
Böhmen, Moravan mit Duzo nnd Hradek im Keutraer 
Komitat in Ungarn, 

Zoll Friedrich Dr., R.v., Hofrat, Üniveraitätaprofessor. 
Lebensläugliches Mitglied seit 2. April iSdl. Rechte. 
Ständiger Wohnsitz: Krakau. 

Geboren am 2. Dezember 1834 zu Dolinia-Wies 
in Galizien. Er studierte an den Universitäten Lemberg 
und Wien die Hechte und wurde 18f)5 als ordent- 
licher Professor des römischen Becbtes an die Uni- 
versität Krakau berufen. Im Landtage Galiziens vertrat 
er den Landgemeindenbezirk Wadowice und war Mit- 
glied des Gemeinderates in Krakau. Direktor der histo- 
risch-philosophischen Abteilung der Akademie der 
Wissenschaften in Krakau. Mitglied der königlich böh- 
mischen Geseilschaft der Wissenschaften in Prag. 

Am 29. September 1906 trat er in den bleibenden 
Buhestaud und wurde in den ßitterstand erhoben. 
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Zschokke Hermann Dr., SektiODschef, DomkustoB. 
Lebenslängliches Mitglied seit 1 3. April 1 901. 
Rechte. 

Geboren im Jahre 1838 za Böhmisch-Leipa. Nachdem 

er in seiner Vaterstadt die Gymnasialatudion vollendet 
hatte, trat er 18&7 in das Wiener füreterzbiBohS fliehe 
Älamnat ein und wurde nach Vollendung seiner thoo- 
logischen Stadien im Jahre 1861 zam Pnestar ge- 
weiht. £i wurde Kooperator in Staate and später an 
der Pfarre der Nean ühüte der Engel Am Hof in 
Wien. 

Am 31. Daaember 1863 wurde Zschokke zom 
Doktor der Theologie promoviert, Anfangs Jänner 
1864 wurde er vom Kardinal Bauscher zum Bektor 
des nen errichteten österreichischen Pilgerhauses in 
Jerusalem ernannt, welches Amt er unter schwierigen 
Verbältnissen bis zum Sommer 1866 verwaltete. Seinen 
dritthalbjährigen Aufenthalt im Heiligen Lande be- 
nutzte er zum Studium der semitischen Sprachen und 
durchreiste dann Palästina, den Libanon und Ägypten, 
um daselbst archäologische und geographische Studien 
zu machen. 

In Jerusalem begann er auch seine literarische 
Laufbahn. AuQer zahlreichen Aufsätzen und Artikeln 
in verschiedenen Zeitschrif^n erschienen von ihm: 
.Das neutestamentiscbe Emaus, eine geographische 
Studie" 1865 — Beiträge zur Topographie „der west- 
lichen Jordansau Jerusalem" 186G — und „Der erste 
Führer durch das heilige Land''. Wien 1868. 

Nach seiner Bückkehr aus Jerusalem wurde Zschokke 
zum Hitgliede der k. k. Geographischen GeseUschaft 
in Wien gewählt und kam ad Interim als Kooperator 
an die Pfarre Liechtental in Wien, wo er durch neun 
Monate, während der Cholerazeit, tätig war. Anfangs 
März 1867 wurde er als wirklicher Eofkaplan an die 
HofkapeUe berufen. Ein Jahr darauf betraute man ihn 
mit der Supplierung der erledigten außerordentlichen 
Lehrkanzel der semitischen Sprachen und höheren 
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Exegese dea Alten Bimdea an der theologisdien Pa- 
knltSt der Wiener Universität. Im Jahre 1868 wnrde 
er Eum außerordentlichen Professor dieser Lehrkanzel 
ernannt. 

Aus dieser Zeit stammen seine beiden Lehrbflcher: 
„Institution es fundamentales linguae arabicae", Wien 
1869, nnd , Institut! ones fundamentales linguae ara- 
maicae", Wien 1870, die nicht bloß an vielen Lehr- 
anstalten in und außer Österreich, sondern auch außer 
Europa Anerkennung fanden. 

Im Jahre 1870 wurde Dr. Zschokke zum ordent- 
lichen Professor des alttestameutlichen Bibelstadinms 
ernannt. Die Frucht mehrerer seiner Beisen bilden 
selbständige Publikationen, in denen er seine Wahr- 
ualunungen über Land und Leute niederlegte. So ver- 
öffentlichte er Beisebildeor ans dem akand inaviechen 
Norden, ans Piunland und Bußland, aus Südfrankreich, 
aus Spanien, aus Nordamerika und Kanada,, aus Kon- 
stantinopel. 

Im Jahi-e 1881 wurde er zum ffirsterzbischöflichen 
geistlichen Bäte in Wien, 1883 zum bischöflichen 
Konsistorialrate in Leitmeritz und 1884 zum fürst- 
erzbischöflichen Konsistorialrate in Wien ernannt. Die 
theologische Fakultät hat ihn dreimal zu ihrem Dekan 
gewählt, und im Studienjahre 1884/85 fungierte er 
als Rector magnificus der Wiener Universität. Pär 
seine Verdienste um das heilige Land vorlieh ihm im 
Jahre 1884 der Patriarch von Jerusalem als Orofi- 
meister das Komturkreuz des Ordens vom Heiligen 
Grabe. Dr. Zschkoke wurde im Jahre 1883 durch 
die Verleihung des Titels eines Begierungsrates, im 
Jahre 1886 durch den Ho&atstitel ausgezeichnet und 
im Jahre 1887 mit dem Titel und Charakter eines 
Bofrates in das Ministerium für Kultus und Unter- 
richt berufen. Zschokke besitzt seit 1894 das Ehren- 
zeichen für Kunst und Wisaenschaft. Im März 190Ö 
wnrde ihm der Titel nnd Charakter eines Sektionschefs 
verliehen. 
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Zumbusoh Kaspar R. v., Bildhauer. Leben alSngliches 
Mitglied seit 13. April 1801. VerfasBungspartei. 

Geboren im Jahre 1830 en Herzbrock in West- 
falea. Znmbnach ist der Senior der Wiener Akademie, 
an der er vom Jahre 1873 bis 1892 als Lehrer wirkte. 
Seine Aasbitdung als Künstler erhielt er in Hünchen 
anter der Leitung Halbige. Nachdem er seine Studien 
in Eom vollendet hatte, kehrte Znmbusch nach München 
zurück und gewann hier den ersten Preis in dem Wett- 
bewerb für das Denkmal König Max H., welches nach 
seinem Entwürfe in Bronze gegossen und in der Maxi- 
milianstraße errichtet wurde. Durch dieses Denkmal 
hat er seinen Ruf als plastischer Künstler begi'ündet 
und infolgedessen wurde or 1872 an die Wiener Aka- 
demie bemfcD, wo er seine Lehrtätigkeit im November 
1873 begann. 

Zambusch hat an der Akademie eine neae Schale 
der modernen realistischen Plastik gegründet, aus 
welcher fast alle jüngeren Wiener Bildhauer hervor- 
gegangen sind. Es war ihm femer beechieden, mehrere 
der hervorragendsten monumentalen Standbilder, welche 
in Wien errichtet worden sind, zu schaffen. Es sind 
dies das sinnreiche Denkmal Maria Theresias, die 
Reiterbilder Radetzkys und des Erzherzogs Albrecht, 
sowie das Beethoven-Denkmal. Außerdem hat Zum- 
busch noch zablreicbe andere Werke vollendet, die zum 
Schmucke der Wiener Monumentalbauten dienen, so 
die KoloBsalstatue des Kaisers aus Cararamarmor im 
Treppenhause der Wiener Universität, das große Relief 
mit dem Reiterbilde des Kaisers am Wiener Rathaus- 
tnrm, das Standbild des Ministers Glaser im Vestibüle 
der Universität, die Marmorstatue des Geognosten 
Werner im Natnrhistori scheu Hofmuaeum und zahl- 
reiche Büsten nnd Grabdenkmale. 

Während seiner Wirksamkeit in Wien erhielt Znm- 
busch auch zahlreiche große Aufträge aus Deutschland, 
und namentlich wurde ihm die Aus f abrang der Koloseal- 
statue des Kaisers Wilhelm I., die auf dem Witte- 
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kindberge errichtet worden ist, übertragen. Eine seiner 
schönsten Basten ist die des jugendlichen Königs 
Ludwig n., für den er danu später sechs Marmorsta- 
tuetten, die Heldengestalten der Opern Richard Wagners 
darstellend, auegefährt hat, die sich in Schloß Linderhof 
befinden und die der Künstler für den König zum 
Zwecke von Geschenken oft wiederholen mußte. Zum- 
busch besitzt das EhrenEeicben für Kunst und Wissen- 
aohaft. 
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VeHag dar k. u. k. Hof-Buchdrackerai und Hof-Verläg«- 
BucKhMdlung CARL FROMME In Wlait und Laipzig 



Deutsch -Österreichische 

Literaturgeschichte 

Herausgegeben von Dr. J. W. NAGL 
sas^ und Professor J. ZEIDLER ,«^ 

Zwei Bände, reich Illustriert. Mit vielen, teils 
farbigen Beilagen und Abbildungen im Text 

Der erste Band liegt bereits abgeschlossen vor und kostet 
In Orig.-Leinw.-Elnbd. komplett K 24.— = M. 20.— 

Der zweite Band (neuere und neueste Zelt) ist liefe- 
rungsweise Im Erscheinen begrlfien und wird binnen 
Jahresfrist mit 17 Lieferungen ä K 1.20 = M. 1. — 
komplett werden. 12 Lieferungen dieses Bandes sind 
bereits erschienen ■ 



Die „Deutsch-Österreichische Literaturgeschic hta" 
Ist von der Kritik rOckhaltslos als ein ganz her- 
vorragendos, In seiner Art einziges TVerk aner- 
kannt Tworden. Sie ist ein sch-weriviegendes 
historisches 'Werk ; aber, Indem sie das Wesen 
der fisteFreichischen Volksseele in ihrer Entwick- 
lung und Ihren Grundkräften verstehen lehrt, steht 
sie zugleich mitten In unserer literarischen Gegen- 
■wart. Von der Trockenheit rein ■wissenschaftlicher 
Werke hält sich dieses Buch vSlllg ferne; es ist ein 
lebendig, frisch und fesselnd geschriebenes Werk. 

>*% «n, Durch alle -Bii«hhmdlung«ii:«u i>exiahMo<%ir*>~'U«t 

L i,_, i;, Google 



V«ri«g der k. u. k. Hof-Suehdnickerei und Hof-V«riags- | 
Buehhandluiig CARL FROMME in Wien und Leipzig 



I 



Friedrich | 

Kardinal Schwarzenberg | 

Von Dr. Coelestin Wolfsgruber | 

Erster Band: Jugend und Salzburgrer Zelt, mit 3 Por- 1 
träts, einer Beilage und 8 Textabbildungen. 372 Seiten 
26 X 18 ^»<- Preis K 10.80, eieg. gebunden K 13.20 ' 

Erlebnisse u. Erinnerungen i 

Von Josef Scheicher | 

Aus der Jugendzeit. 3-47 Seilen 7 X iZcm, eleg. broscb. 
K 2.80, eieg. geb. K 4.— 

Österreich-Ungarn und die 
Vereinigten Staaten 

in ihren handelspolitischen Beziehungen, heraus- 
gegeben vom Mitteleuropäischen Wirtschaftsverein 
in Österreich. 180 Seiten 26X18'^'«- Pf^is K 4.— 

«>n. <*vt. Duroh alle Buoliiiandlungen zu tMzlthtn -Ur«) -UA 

L,.,i,z<,.t, Google 



D K. u, k. Hof-Buchdrußkerei und Hof-Verlags-Buchhandlung D 
WIEN und LEIPZIG CARL FROMME WIEB und LEIPZIG 

Geschichte 

THRONFOLGERECHTES 

in allen habsburgisehen Ländern bis zuf 

pragmatischen Sanktion Kaiser Karl VI. 

1156 bis 1732 



Dr. Gustav Turba 

Privat dozenten ui dec Wiener Universität 

Gr.-Oktav. VIU, 416 Seiten 
Preis: Kronen 9.60 ^ Mark 8.— 

Das Thema ist in diesem Zusammenhange nmi iu solchem Um- 
faoge noch nicht bearbeitet. Das Werk füllt darnm wirklich eine unau- 
geiiebra empfundene Lücke in der rechtshistoriachen Literatur ans. 

Das Werk entbehrt — allerdings ganz ohne jede Abaichtlichkeit — 
gerade Jetzt einer gewissen Aktualität nicht, denn zum erstenmal wird 
au der Hand der Rennnzjat innen und Erbvorbehalte üsterreichi- 
scher Frinzessinen (seit 13&4) ihr Erbrecht einer erschäpfenden 
rechts geschieht liehen Erörterung unterzogen. 

Wie der ganze Inhalt des Buches, ist ancb die Geschichte der 
Thronfolge in Böhmen eine streng quellenmäßige Darbietung mit 
einer Fülle neuer Tatsachen und Gesichtspunkte. 

Ebenso war der Verfasser bestrebt, anch in seiner Geschichte 
der ungarischen Thronfolge sich ein durch keine politischen 
Schlftgworte getrübtes, unabhängiges Urteil zu bilden. 

Besonders betont muQ werden, daß es dem Autor gelungen ist, 
eine auch dem Laien verst&ndliche Darstellnng zu bieten, trotz- 
dem aber auch die Anajirüche gelehrter Leser zu befriedigen. 

D D Zu beziehen durch alle Buchhandlungen D D 
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D K,u.k. Hof-Buchdruckerei und Hof-Verlags-Buehhandlung D 
WIEB und LEIPZIG CARL FROMME WIEB und LEIPZIG 

Hundert Jahre Zollpolitik 

1805-190Ö 
Von LUDWIG LANG 

Gehaimrat und UnlversitatsprnfeBsor, hSnifil. nng. UaudelBminister a. D. 

40 Bogen X^zikan- Oktav 
Preis: Kronen 14.40 = Mark 12.— 

Weltbewegende wirtschaftliche Fragen, seit einem Jahrhundert 
im Vordergrunde des politischen Interesses stehend, bilden den In- 
halt dieses Buches. 

Wissenschaftlich dem Stoße nach, populär in der Darstellung, 
beleuchtet es mit zahlreichen statistischen Baten unter Kennzeich- 
nung der wichtigsten Verträge die zoUpolitisohe und Verkehrs-Ent- 
wicKlung der Alten und Neuen Welt, ein imposantes und fesselndes 
Bild des gewaltigen, den Erdball umspannenden ökonomischen Ge- 
triebes entrollend. 

Angesichts der eben vollzogenen neuen deutsch- österreichiachen 
Zollverträge sowie der zwischen anderen Staaten teils geltenden, 
teils angestrebten, teils gekündigten Handels bsziehungen ist ihm die 
Aufmerksamkeit alier volkswirtschaftlichen Kreise gewiß. 

Spannende Aktualität gewinnt es durch seine eingehende 
Erörterung des wirtschaftlichen und staatsrechtlichen 
Verhältnisses zwischen Österreich und Ungarn, der sich 
eine gründliche Erläuterung der österreichisch-ungarischen 
Handelsverträge mit den östlichen und westlichen Staaten 
anachlieflt. 

Bei aller wissenschafUicben Durchdringung des schweren Stoffes 
ungemein leicht und interessant geschrieben, ist das großangelegte 
Werk Seiner Exzellenz des ehemaligen ungarischen Handelsnun isters 
die erste Eusammenfas sende und tiefgründige Darstellung der euro- 
päischen Zoilpolitik, die keine Bibliotnek, kein Parlamentarier, Poli- 
tiker und Nationalökonom auf die Dauer wird entbehren können. 

D n Zu beziehen durch alle Buchhandlungen n D 
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